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				Holger Stark, geb. 1970, ist stellvertretender Chefredakteur der Wochenzeitung DIE ZEIT und zählt zu den renommiertesten Journalisten des Landes. Er berichtet seit 30 Jahren über die USA, von 2013 bis 2017 verfolgte er als Korrespondent in Washington Donald Trumps Aufstieg. Seine Enthüllung (zusammen mit Kollegen), dass die NSA das Handy von Angela Merkel abgehört hatte, löste eine schwere Krise im deutsch-amerikanischen Verhältnis aus. 2014 wurde Stark zum »Journalisten des Jahres« gewählt. Er gewann dreimal den Henri-Nannen-Preis und viermal den Deutschen Reporterpreis. Seine Bücher Staatsfeind Wikileaks und Der NSA-Komplex waren SPIEGEL-Bestseller.  

			
		

	

	
		

		
			Von hier an alleine


Ohne Amerika kein Europa, ohne US-Soldaten keine Sicherheit – das war die Formel, die seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs galt. Mit Donald Trump geht diese Epoche unwiderruflich zu Ende. Für die Babyboomer und alle Generationen nach ihr, die mit Jeans von Levi’s und Musik von Aretha Franklin, mit Big Mac und Pershing-Raketen gelebt haben, bedeutet dieser Abschied das Ende eines Weltbildes. Die Amerikaner sind keine Freunde mehr.
Holger Stark war bei vielen Schlüsselmomenten dabei. In seiner intensiven Reportage analysiert er, warum das, wofür Trump steht, keine flüchtige Momentaufnahme ist, sondern ein Epochenbruch, mit dem etwas Neues beginnt. Der vielfach preisgekrönte Journalist und Bestsellerautor sagt, worauf sich Deutschland jetzt einstellen muss: Auf der Grundlage diverser Gespräche mit hochrangigen Regierungsvertretern in Berlin, Brüssel und Washington rekonstruiert er die Versäumnisse der vergangenen 25 Jahre – und entwirft ein präzises Bild, wie ein Leben jenseits von Amerika aussehen könnte. 35 Jahre nach der Wiedervereinigung ist es für Deutschland an der Zeit, erwachsen zu werden. Es könnte ein zweiter Mauerfall-Moment werden.
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					Vorwort: 
Ein zweiter Mauerfall-Moment?

				

				Ich bin ein Kind des Kalten Krieges, aufgewachsen in West-Berlin, in einer geteilten Stadt. Mein Vater war Anfang der 1960er-Jahre im Widerstand gegen die Mauer aktiv, die Berlin in zwei Teile schnitt, er hatte Molotowcocktails auf den sogenannten »antifaschistischen Schutzwall« geworfen und später mitgeholfen, an der Bernauer Straße einen Fluchttunnel von West-Berlin nach Ost-Berlin zu graben, dessen Spuren noch heute sichtbar sind, mein Weg führt mich im Alltag häufig daran vorbei. Ich weiß, wie es sich anfühlt, im Schatten der Supermächte aufzuwachsen.
Als Jugendlicher hörte ich RIAS 2, den »Rundfunk im amerikanischen Sektor«, einen Radiosender, den die Amerikaner nach dem Zweiten Weltkrieg gegründet hatten, um gegen den Kommunismus anzufunken und der den besten Sound der Stadt spielte, vor allem Musik aus den USA, Grandmaster Flash and the Furious Five, Beastie Boys, Madonna. Wenn es um Sport ging, war ich ein Fan von Carl Lewis und Michael Jordan. Amerika war immer ein Sehnsuchtsort für mich.1
Wenn meine Eltern und ich über den Checkpoint Charlie nach Ost-Berlin fuhren, um Freunde zu besuchen, die es 1961 bei einem Fluchtversuch nicht in den Westen geschafft hatten, schmuggelten wir Micky-Mouse-Comics unter der Rückbank unseres Mercedes über die Grenze und ein zweites Paar Levi’s-Jeans, das ich über meine eigenen Hosen anzog. Wir trugen die Statussymbole des amerikanischen Kapitalismus in die Welt des Sozialismus und freuten uns diebisch, der Stasi ein Schnippchen geschlagen zu haben.
Im Gymnasium fuhren wir an Wandertagen mit unserer Klassenlehrerin an die Clayallee in den Südwesten Berlins, sie kannte dort amerikanische GIs, die in kasernenähnlichen Wohnblöcken im Grünen lebten. Auf dem Hof stand ein Grill, der so breit war wie die Motorhaube eines VW Golf, es gab Hotdogs und Softdrinks, die die Soldaten hatten einfliegen lassen, neben den obligatorischen Coca-Cola-Dosen auch palettenweise Rootbeer und Dr. Pepper. Es war überzuckert und schmeckte klebrig. Und es kam aus einer fernen, aufregenden Welt, und deshalb tranken wir es mit Begeisterung.

Aufzuwachsen in Berlin, das bedeutete allerdings nicht nur Begegnungen mit Carl Lewis und Michael Jordan, mit Rootbeer und Dr. Pepper, sondern auch mit all den Widersprüchen, die die Vereinigten Staaten umwehten samt dem Widerstand, den sie hervorriefen. Als Ronald Reagan im Juni 1987 West-Berlin besuchte, hatte der Berliner Senat während des Besuchs den Ausnahmezustand verhängt. »Mister Gorbatschow, tear down this wall!«, forderte Reagan den damaligen sowjetischen Staatschef Michail Gorbatschow auf, »reißen Sie diese Mauer ein!« Die Berliner Polizei hatte nach Krawallen den Stadtteil Kreuzberg von der Außenwelt abgeriegelt, U-Bahn und Busse fuhren nicht. Eine Demonstration gegen Reagans Außenpolitik am Kurfürstendamm wurde verboten und eingekesselt, die Demonstranten in Gefangenentransportern weggefahren. Ich stand am Café Kranzler und beobachtete das Spektakel, das sich anfühlte wie eine Aufführung in einem Polizeistaat. Ging es bei Reagans Besuch nicht um Freiheit? Warum musste der US-Präsident von schwer bewaffneten Polizisten geschützt werden, mit Methoden, wie man sie sonst auf der anderen Seite der Mauer anwandte?
Aber so waren die USA ja seit jeher: Sie brachten nicht nur Mauern zum Einstürzen, sondern auch Demokratien in Lateinamerika, sie versprühten Charme am Broadway und Agent Orange in Vietnam. Sie waren anziehend und abstoßend, hocherregend und eiskalt, faszinierend und irritierend zugleich. Ein Land, das kaum jemanden gleichgültig lässt. Und ein Land, das für den Rest der Welt Referenzpunkt ist, ob es will oder nicht. Insbesondere für uns Deutsche, die von den Amerikanern (und Russen, Franzosen und Briten) vom Nationalsozialismus befreit worden waren, wofür sie zeitlose Dankbarkeit verdient haben.
Wenig überraschend führte mich meine erste große Reise nach dem Abitur nach New York. Mit einem Freund kaufte ich mir einen alten Dodge Station Wagon für 300 Dollar, sechs Wochen lang rauschten wir durchs Land, von New York über die Niagara-Fälle nach Chicago, durch North und South Dakota, vorbei am Mount Rushmore, wo die Silhouetten einiger US-Präsidenten in den Fels gehauen sind, zum Grand Canyon und weiter bis nach San Francisco. Es war wundervoll, von zwei Polizisten in den Rocky Mountains einmal abgesehen, die uns auf der Suche nach Marihuana lustvoll und ausgiebig durchsuchten. Auf ähnliche Weise haben Generationen von jungen Deutschen ihr Amerika entdeckt, darunter auch fast alle der späteren Politiker, die ich für dieses Buch interviewt habe, Joschka Fischer, Olaf Scholz, Ursula von der Leyen, Annalena Baerbock, Thomas de Maizière, Peter Altmaier, Sigmar Gabriel, Heiko Maas und viele andere (nur Gerhard Schröder interessierte sich aufreizend wenig für die USA, dafür umso mehr für Russland, was politische Spätfolgen hatte). Sie folgten dem Traum, das »land of the free« zu erkunden, als Schüleraustausch wie Annalena Baerbock, nach dem Abitur wie Heiko Maas, als junge Ärztin wie Ursula von der Leyen oder, wie ich, als Korrespondent. Amerika, so hat es Joschka Fischer in unserem Gespräch formuliert, »das war nicht dieser deutsche Kommiss. Das war Swing.«
Die Arbeit als Reporter in den USA gilt als eine der attraktivsten Aufgaben für Journalisten; für mich war sie das jedenfalls. Als Korrespondent habe ich Hillary Clinton interviewt, Barack Obama getroffen und saß 2017 bei Donald Trumps erster Amtseinführung in einer der ersten Reihen. Auf mich hat Washington immer schon eine besondere Faszination ausgeübt. Das Weiße Haus, Arlington und das Pentagon, die Weltbank und der Internationale Währungsfonds oder das Watergate-Gebäude am Potomac, wo einst Helfer von Richard Nixon in die Räume der Demokraten eingebrochen waren. Wenn die Welt eine Hauptstadt hat, dann ist es Washington, D. C.

Wer sich mit den USA journalistisch beschäftigt, riskiert allerdings immer auch einen Blick in die Finsternis. 2010 koordinierte ich für den Spiegel die Arbeit an den geheimen Kriegstagebüchern der US-Armee aus Afghanistan und dem Irak, wir werteten zusammen mit Wikileaks rund 250 000 vertrauliche Depeschen des US-Außenministeriums aus, die ein Kaleidoskop der amerikanischen Außenpolitik waren und einen intimen Blick in den Maschinenraum der Macht ermöglichten, auch in seine düsteren Winkel. 2013 arbeitete ich mit Edward Snowdens NSA-Dokumenten, die er, geschockt vom Ausmaß der Überwachung, an uns Journalisten weitergereicht hatte. Unsere Enthüllung, dass der Geheimdienst NSA auch die damalige Bundeskanzlerin Angela Merkel abgehört hatte, machte Weltschlagzeilen und löste eines der größten Beben im deutsch-amerikanischen Verhältnis seit der Wiedervereinigung aus.
Aber allen Krisen zum Trotz überwog in Deutschland (jedenfalls im Westen) stets dieses eine, große Gefühl: im gleichen Team mit den USA zu spielen, die gleichen Werte zu teilen, auf der richtigen Seite zu stehen. Dieses Gefühl ist verschwunden. Es ist verloren gegangen in einer 25-jährigen Geschichte der Entfremdung, die lange vor Trump begann, aber mit ihm ihren vorläufigen Höhepunkt gefunden hat.
Die USA von heute werden von einem Präsidenten regiert, der die Europäische Union zum Gegner erklärt hat. An seiner Seite ein Vizepräsident, der als größte politische Gefahr nicht Russland oder China sieht, sondern Europas angeblichen Verlust seiner Werte. Wirtschaftlich ist Europa ein Rivale, der dem unbedingten Wiederaufstieg der Vereinigten Staaten im Weg steht, politisch ein Gegner, der sich nicht dem Recht des Stärkeren beugen und sich nicht der Idee der weißen, christlichen Vorherrschaft anschließen will, die Trumps Leute auch in Deutschland, Frankreich oder Großbritannien zu propagieren versuchen.

Unter Donald Trump gibt es keine Gemeinschaft und kein Wir mehr. In Trumps Welt kann es nur einen Gewinner geben: ihn selbst und sein Amerika, in dieser Reihenfolge. Trump hat alles infrage gestellt: die Demokratie nach innen, im eigenen Land, wo Gewaltenteilung, Menschenrechte, Pressefreiheit und die Unabhängigkeit der Justiz Inch für Inch ihre Gültigkeit verlieren. Und die Diplomatie nach außen, gegenüber einstigen Verbündeten. Politik ist für ihn ein Spektakel, bei dem der Schwächere verliert, ähnlich wie beim Wrestling, seiner Leidenschaft, bei dem sich muskelbepackte Ringer gegenseitig auf die Matte wuchten. Er träumt vom Anschluss Kanadas an die USA, benennt den Golf von Mexiko in Golf von Amerika um und droht mit der Annexion Grönlands. Trump kennt keine Freunde, nur Gegner und Unterworfene. Für ihn gelten keine Gesetze, internationale Abkommen sind bestenfalls lästig, Bündnisse haben nur dann einen Wert, wenn sie ihm nutzen. Die Idee des demokratischen Westens als ordnendes Weltprinzip mit all seinen Problemen, Unzulänglichkeiten und seiner schwierigen Vergangenheit wirkt wie eine zerkratzte Folie aus alten, anderen Zeiten. Die Vorstellung, wie die Zukunft aussehen könnte, klafft in fast allen Bereichen zwischen Europa und den USA weit auseinander: in der Gesellschaftspolitik, in der Wirtschaftspolitik, in der Außenpolitik.

Im ersten Teil dieses Buches beschreibe ich, wie es zu dieser Entwicklung kommen konnte und warum sich Deutschland dem, was in den USA in den vergangenen 25 Jahren geschehen ist, nicht entziehen kann. Trump mag einzigartig sein, eine historische Figur, wie es sie nur einmal in 100 Jahren gibt. Aber die Politik, für die er steht, und der Aufstieg der Bewegung, die er anführt, haben sich seit einem Vierteljahrhundert abgezeichnet. Ihre Wurzeln liegen tiefer als in der Mischung aus Populismus und Geschäftssinn, Ruchlosigkeit und Narzissmus eines Mannes, der sich noch nie um Regeln geschert hat, sei es als Geschäftsmann in New York, sei es als Präsident im Weißen Haus. Sie werden seine zwei Amtszeiten überdauern.
Donald Trump ist das Ergebnis mehrerer großer gesellschaftlicher Krisen, die sich in den USA zu einem perfekten Sturm verdichtet haben: Die Krise der weißen Arbeiter- und Mittelklasse, die zu den Verlierern der Globalisierung zählt und die am schwersten von der Finanzkrise 2008 betroffen war, verbindet sich mit einer tiefen gesellschaftlichen Erschöpfung nach zwei auszehrenden Kriegen in Afghanistan und dem Irak. Das Ergebnis ist eine trotzige Weigerung vieler US-Amerikaner, sich mit dem Rest der Welt abzugeben. Und der Sound der sozialen Medien wirkt dabei wie ein riesiger Gefühlsverstärker.
Als Folge davon hat in den USA ein Kulturkampf begonnen, wie es ihn zuletzt vor rund 60 Jahren gegeben hat, Ende der 1960er-Jahre. Die Krise des weißen Amerikas setzt Kräfte frei, die einer Konterrevolution gleichen, einem ’68 von rechts, das die USA über Jahrzehnte prägen wird. Trump ist der Anführer dieser Konterrevolution, und seine engsten Gefolgsleute wie J. D. Vance und die Diplomaten um Marco Rubio haben sich vorgenommen, diese Konterrevolution auch nach Europa zu tragen. Vance und Rubio, die ich seit Längerem begleitet habe und die in diesem Buch eine wichtige Rolle spielen, zählen zu den prägnantesten Gesichtern einer »postliberalen Gesellschaft«, wie sie Vance’ Vordenker, der Politikprofessor Patrick Deneen, genannt hat, in der es zum Aufstand gegen die liberalen Eliten kommt. Ihre Verbündeten in Europa heißen nicht Friedrich Merz, Emmanuel Macron oder Keir Starmer, sondern Viktor Orbán, Nigel Farage und Alice Weidel.

Im zweiten Teil dieses Buchs argumentiere ich, warum dieser Rückfall in ein nacktes, muskulöses Zeitalter für Deutschland nicht nur eine existenzielle Herausforderung bedeutet – sondern auch eine historische Gelegenheit. Schon Anfang der 1980er-Jahre diagnostizierte Willy Brandt, es sei eine »veraltete Vorstellung, als ob Sicherheitspolitik nur darin bestehen könnte, zusätzlichen Forderungen eines amerikanischen Präsidenten … nachzukommen«. Und mahnte: »Wir sollten aus diesem etwas komischen, auch von Minderwertigkeitskomplexen geprägten Verhalten herauskommen – als ob wir immer erst mal darauf zu achten hätten, ob in bestimmten Washingtoner Büros jemand die Stirn kräuselt.«2 45 Jahre danach ist es an der Zeit, Brandts Worte endlich ernst zu nehmen.
Ohne Amerika kein Europa, ohne US-Soldaten keine Sicherheit, das war die scheinbar unumstößliche Gewissheit, die seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs galt. Diese Epoche des Westens, der sich mit dem Mauerfall zum lächelnden Sieger der Geopolitik ausrief, neigt sich dem Ende entgegen. Einst hatte Angela Merkel die Freundschaft mit den Vereinigten Staaten zur »Grundessenz deutscher Staatsvernunft« erhoben, eine Art Staatsräson, ähnlich dem Existenzrecht für Israel. Diese Gewissheit gibt es heute nicht mehr. Die Wege Europas und Amerikas sind dabei, sich zu trennen, zumindest auf absehbare Zeit, ob wir wollen oder nicht. Wir haben es nur noch nicht akzeptiert. Und wir haben noch nicht den Mut gefunden, uns auszumalen, wie ein Leben ohne Amerika aussehen könnte.
Europa, dieser Kontinent von mehr als 450 Millionen EU-Bürgern mit einem Bruttoinlandsprodukt in Höhe von fast zwei Dritteln der USA, wird sich emanzipieren müssen. Die zentrale Frage ist, ob es eine andere Antwort auf die Krise des Westens gibt als die autoritäre, antiliberale der Konservativen in den USA. Kann Europa den Rest des Westens einen? Einen Bund an Staaten bilden, der größer ist als sein Territorium und beispielsweise Kanada umfasst? Der nicht naiv ist, aber aus seiner Kolonialgeschichte gelernt hat. Der auf Diplomatie setzt, zuweilen bis an die Grenze der Handlungsunfähigkeit, und dennoch robust auftritt. Der den Klimawandel als existenzielle Bedrohung begreift, Diversität nicht verbietet, sondern begrüßt und offen ist für Handelsbeziehungen, Menschen und ihre Rechte, ohne sich zu verlieren. Der das Ideal einer offenen Gesellschaft mit neuem Leben füllt und jener weißen, christlichen Konterrevolution widersteht, die Trump, Vance und Musk anführen und über den Atlantik tragen wollen.
Es kann ein Moment des brachialen Scheiterns werden – oder einer, der Europa als eigenen globalen Machtfaktor etabliert, neben Amerika, Russland und China.
Unabhängigkeit von den Vereinigten Staaten, das würde bedeuten, den Euro als eigene Weltwährung zu stärken und digitale Schlüsseltechnologien wie Mikroelektronik in Europa zu produzieren. Es würde für Deutschland heißen, als wirtschaftlich stärkstes und politisch wichtigstes Land Europas mehr Verantwortung zu übernehmen. Der Amtseid, den jeder Bundeskanzler schwört und der von ihm fordert, Schaden vom deutschen Volk abzuwenden, würde – Achtung, Premiere! – auch beinhalten, Deutschland eigenständig verteidigen zu können, ohne Hilfe aus Washington. Es würde den Abzug von großen Teilen der rund 35 000 Soldaten aus Deutschland meinen, den Trump bereits mehrfach angedroht hat, und die, wenn es um die Verteidigung Europas geht, in Polen und dem Baltikum besser aufgehoben wären (wo man sie wärmstens begrüßen würde). Irgendwann könnte Unabhängigkeit sogar den Abzug der amerikanischen Atombomben umfassen, die seit Jahrzehnten im Fliegerhorst Büchel lagern und die Deutschland schützen, aber auch erpressbar machen. Und wenn wir schon darüber reden, dann sollten wir auch darüber nachdenken, ob die US-Armee die Airbase in Ramstein schließt, über die sie seit Jahrzehnten ihre Drohnenkriege im Jemen und in Afghanistan, am Arabischen Golf und in Somalia steuert. Die US-Armee betrachtet Deutschland seit jeher als einen unsinkbaren Flugzeugträger mitten in Europa, von dem aus sie ihre weltweiten Missionen dirigiert. Für ein Land, das nicht mehr der Freund von einst ist und dessen Politik mindestens schillernd, oft aber auch bösartig ist, sollten wir das nicht mehr sein.
Das wird nicht sofort möglich sein, es muss nicht radikal geschehen, es wird Jahre dauern, und ganz sicher wird es ein schmerzhafter Prozess. Aber so tragisch das zufällige Zusammenfallen von Russlands Krieg gegen die Ukraine mit Trumps Wiederwahl in Washington auch sein mag: Es hat eine einmalige Gelegenheit eröffnet. Nie war seit dem Zweiten Weltkrieg so offensichtlich, welche Gefahren einem liberalen, demokratischen Europa drohen – und wie wenig Verlass auf alte Allianzen ist. Das ist nicht jener Antiamerikanismus, der in Deutschland seit Jahrzehnten lustvoll kultiviert wird, links wie rechts. Es ist Realismus.
All das klingt nicht nur bedrohlich, es ist es auch. Aber noch bedrohlicher wäre es, so weiterzumachen wie bisher. Für die Babyboomer und die Gen X, die mit Jeans von Levi’s und Musik von Phil Collins und Michael Jackson, mit Big Mac und Pershing-Raketen aufwuchsen, bringt der Abschied von Amerika auch das Ende eines Weltbildes mit sich. Wir haben uns in lieb gewordenen Gewissheiten und einem sorgenfreien Lebensmodell eingerichtet, in dem alles immer und im Überfluss vorhanden zu sein schien, die Sneakers kamen von Nike, die Computer von Apple, der Kaffee von Starbucks und die Sicherheit von der US-Armee. Dieser Abschied fällt schwer, er macht melancholisch, und vielleicht ist es kein Abschied für immer, sondern der Anfang von etwas Neuem. Aber es bleibt ein Abschied.
Mit den Sonderschulden von vielen Hundert Milliarden Euro hat sich die Bundesregierung die einmalige Chance eröffnet, Deutschland so auszustatten, dass es zu einem erwachsenen Land wird, das für sich selbst sorgen kann. Nicht, um die einzigartige deutsche Schuld des Holocausts und der deutschen Vergangenheit abzustreifen, die niemals vergessen sein kann. Nicht als neues Großdeutschland. Aber als der wichtigste demokratische Staat in der Mitte Europas, der nach der Wiedervereinigung von 1990 den finalen Schritt in die Unabhängigkeit geht.
Es könnte ein zweiter Mauerfall-Moment werden.

			
	

	
	
				
					Prolog: 
Die Geburtsstunde des Politikers Donald J. Trump

				

				An einem frostigen Samstag im Januar 2015 tritt in einem Theater in Des Moines, Iowa, ein Mann auf die Bühne, den die Öffentlichkeit bislang nur als Immobilieninvestor und Entertainer kennt. Der Moderator hat ihn als »Fernsehkommentator, Geschäftsmann, Autor und Aktivist« angekündigt, als »Celebrity«, der als Kind zu viel Energie gehabt habe und den seine Eltern deshalb zum Militär geschickt hätten – zum Austoben. Das Publikum lacht.
Als Donald John Trump schließlich begleitet von Rockmusik auf die Bühne tritt, zieht er einen Zettel aus dem Jackett. Er hat sich sorgfältig vorbereitet auf diesen Auftritt inmitten diverser republikanischer Politiker, trotzdem umweht ihn ein überraschender Hauch von Unsicherheit. Als taste er sich noch vor. Als wisse er nicht, wie er auf andere wirke.
Trump ist formeller angezogen als die meisten anderen Republikaner auf der Bühne. Scott Walker beispielsweise, der Gouverneur von Wisconsin, trägt ein hellblaues Hemd, die Ärmel hochgekrempelt. Trump hingegen kommt in einem schwarzen Anzug, einem weißen Hemd und mit einer zu langen roten Krawatte, die später zu seinem Markenzeichen werden wird. Knapp eine halbe Stunde lang redet Donald Trump, er zieht über den amtierenden US-Präsidenten Barack Obama her, aber auch über seine republikanischen Parteifreunde Mitt Romney und Jeb Bush, Männer von gestern allesamt, spottet Trump, die ihre Chance gehabt hätten. Er sagt, die USA verlören Arbeitsplätze, die Arbeitslosenquote sei hoch, das Land verschuldet. Ein einziges Desaster.
An diesem Samstag sitze ich im Publikum des Hoyt Sherman Place in Des Moines, eines mehr als 100 Jahre alten Kulturzentrums, in dem normalerweise Musik gemacht und Theater gespielt wird. Ich bin aus Neugier nach Iowa geflogen, um ein Gefühl dafür zu entwickeln, wer von den Republikanern wohl als Kandidat für die Präsidentschaftswahl 2016 antreten könnte. »Freedom Summit« nennt sich die Veranstaltung, sie wird von Steve King organisiert, einem erzkonservativen Abgeordneten des Repräsentantenhauses, und gilt als Treffpunkt des rechten Flügels der Republikaner.
Nach seiner Rede verschwindet Trump hinter den Kulissen. Er hat ausrichten lassen, er werde für Fragen zur Verfügung stehen. Ich warte in einem Nebenraum des Hauptsaals, als plötzlich die Tür aufgeht und Trump den Raum betritt, begleitet von zwei kahl rasierten Bodyguards. Das Interesse an ihm ist nicht halb so groß wie Trumps Ego. Wir sind vielleicht ein halbes Dutzend Kollegen im Raum, ein japanisches Fernsehteam und ich sowie ein paar US-Reporter, dazu mehrere Kameramänner. Für Trump interessiert sich die amerikanische Öffentlichkeit nicht sonderlich. Noch nicht. Seine Kandidatur wird er erst Monate später verkünden.
Er wirkt leise, verglichen mit dem Lärm, den man heute von ihm kennt. Seine Gesichtsmuskeln arbeiten. Trump ist angespannt, nervös fast, und langsam wird mir klar, was hier gerade geschieht: Trump testet sich und seine Botschaft.
Amerikas Straßen seien kaputt, die Brücken marode. Noch könne man das Land sanieren, erzählt er uns, aber es müsse jetzt schnell geschehen. Er wisse, was zu tun sei, er habe viel Geld verdient, indem er gegen andere Länder gewettet habe, er komme hervorragend mit großen Staatschefs aus. Die Vereinigten Staaten könnten bald wieder an der Spitze der Welt stehen, aber dafür müsse sich fundamental etwas ändern. Zum Beispiel die Handelsabkommen der USA mit anderen Ländern. »Jedes der Handelsabkommen, das wir abgeschlossen haben, stinkt zum Himmel«, behauptet er schon damals.
Trump erzählt uns von seinen drei ältesten Kindern Ivanka, Eric und Donald Junior, die inzwischen alt genug seien und auf eigenen Füßen stünden, deshalb könne er jetzt etwas Neues beginnen. Er erzählt von seinem Vertrag mit dem Fernsehsender NBC, der gerade ausgelaufen ist. Er sagt: »Ich bin ein Erbauer. Dinge zu erschaffen ist das, was ich am besten kann. Und wir brauchen einen Erbauer.« Nur er könne Amerika zu alter Größe zurückführen. Make America great again.
Im Saal, nach Trumps Rede, stehen die Menschen auf und jubeln. Er bekommt mehr Applaus als alle anderen Redner vor und nach ihm. Es ist die Geburtsstunde des Politikers Donald J. Trump.
Etwas von epochaler Wucht hat an diesem Samstag im Januar 2015 begonnen: der Versuch, die Weltgeschichte umzuschreiben.
Die Welt weiß es nur noch nicht.
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					1. Amerika rutscht in die Krise

				

				Als sich Bill Clinton am 19. Januar 1999 gegen 21 Uhr abends durch das US-amerikanische Abgeordnetenhaus kämpft, dauert es eine gefühlte Ewigkeit, bis er es endlich zum Rednerpult schafft. Der US-Präsident wird von den Abgeordneten und geladenen Gästen gefeiert wie ein Popstar. Die Menschen klatschen und johlen, trotz Monica Lewinsky und der diversen Affären, die Clintons Amtszeit geprägt haben. Denn von seinen moralischen Verfehlungen einmal abgesehen kann Clinton an diesem Tag im US-Kapitol eine historische Bilanz präsentieren.
»Heute Abend stehe ich vor Ihnen, um darüber zu berichten, dass Amerika den längsten ökonomischen Aufschwung in Friedenszeiten in seiner Geschichte erschaffen hat«, ruft Clinton, unterbrochen von donnerndem Applaus, »mit 18 Millionen neuen Arbeitsplätzen, mit Löhnen, die doppelt so stark wie die Inflation steigen, mit der höchsten Zahl an Eigenheimbesitzern, der geringsten Zahl an Sozialhilfebeziehern seit 30 Jahren und der niedrigsten Arbeitslosenquote in Friedenszeiten seit 1957.« Die Vereinigten Staaten seien die »dynamischste, wettbewerbsfähigste, Arbeitsplätze schaffende Wirtschaft« in der Geschichte der Welt. Wie so oft, wenn Amerikaner über Amerika reden, spricht auch er in Superlativen.
Sogar den Staatshaushalt hat er sanieren können. Aus einem Haushaltsloch von 290 Milliarden Dollar im Jahr 1992 ist sieben Jahre später ein Überschuss von 70 Milliarden Dollar geworden. Dies werde, verspricht der US-Präsident vollmundig, auch »die nächsten 25 Jahre so bleiben«. Es klingt wie ein Treueschwur: Nicht nur den Amerikanerinnen und Amerikanern geht es gut, sondern auch dem amerikanischen Staat.
Persönlich mag Clinton unter Druck sein. Wegen seiner Affäre mit der Praktikantin Monica Lewinsky, mit der er Sex im Oval Office hatte (eine Zigarre, die dabei zum Einsatz kam, wurde zum weltweiten Meme), sowie wegen undurchsichtiger Immobiliengeschäfte daheim in Arkansas hatte ihn ein Sonderermittler gejagt. Die Republikaner hatten ihm Meineid und Strafvereitelung vorgeworfen und ihn des Amtes entheben wollen (und waren damit gescheitert).
Aber politisch ist Amerika in diesen letzten Monaten des ausgehenden Jahrtausends in blendender Verfassung. Der Warschauer Pakt und die Sowjetunion sind zerfallen, der Westen und allen voran die USA haben den Wettbewerb der politischen Systeme im Kalten Krieg gewonnen. Die Welt hat im ausgehenden 20. Jahrhundert »einen Gipfel der Evolution erreicht, in dem große Kriege und Tyrannei obsolet geworden sind«, wie der amerikanische Publizist Robert Kagan die damalige Stimmung zusammenfasst. Ein »demokratischer Tsunami« habe die Welt erfasst, der die Zahl der Demokratien zum Zeitpunkt von Clintons Rede auf 120 getrieben hat.3 Die 1990er-Jahre, schreibt der Politologe John Ikenberry, stünden für eine Zeit, in der »Demokratie und Marktwirtschaft florierten (…), Globalisierung als progressive historische Kraft betrachtet wurde und Ideologien, Nationalismus und Krieg auf einem niedrigen Stand waren«.4 Selbst die traditionell gigantischen Ausgaben für das US-Militär hat Clinton massiv senken können. Die Zahl der weltweit eingesetzten US-Soldaten ist auf 210 000 geschrumpft, den niedrigsten Stand seit Jahrzehnten.
Bill Clinton ist kein zurückhaltender Präsident, im Gegenteil: Er setzt das US-Militär immer wieder ein, um seine Ziele zu erreichen. 1994 interveniert er zum Beispiel in Haiti. Auf dem Balkan, wo das einstige Jugoslawien zerfällt, schließt er einen Deal mit Serben und Kosovaren und demonstriert damit den Europäern, die am Konflikt verzweifelt waren, was wirkliche Macht ist. Und im Nahen Osten hat Clinton zwar keinen dauerhaften Frieden erreicht, aber niemand ist diesem vorher und nachher so nahegekommen wie der US-Präsident mit dem Abkommen von Oslo zwischen dem Palästinenser Jassir Arafat und dem israelischen Premierminister Jitzchak Rabin. Die USA sind die unangefochtene globale Führungsnation, dem Rest der Welt enteilt, auf Jahrzehnte, vielleicht sogar für immer.
Wirtschaftliche Potenz und militärische Kraft, Soft Power und Hard Power mischen sich zu jener Formel des Exzeptionalismus, mit der amerikanische Politiker seit jeher begründen, warum die Vereinigten Staaten die »greatest nation on earth« seien. Und es stimmt ja: Wohl nie zuvor in der Neuzeit war eine Nation so reich, so mächtig und so unangefochten, nie militärisch so dominant wie die Vereinigten Staaten an jenem Januartag 1999, als Clinton zu den Abgeordneten spricht.
Amerikas Möglichkeiten, ruft der von sich und seinem Land berauschte Präsident in den Saal des Kapitols, seien »grenzenlos«. Das 21. Jahrhundert verspricht, zu einem goldenen, einem amerikanischen Zeitalter zu werden.

Stattdessen beginnt Amerikas größte Krise seit den Bürgerrechtsunruhen der 1960er-Jahre.

			
	

	
	
				
					2. Trump und der »Imperial Overstretch«

				

				Bei George W. Bushs Vereidigung am 20. Januar 2001, fast auf den Tag genau zwei Jahre nach Bill Clintons Rede zur Lage der Nation, sieht alles danach aus, als erbe der 43. Präsident der USA (und Sohn des 41. Präsidenten George H. W. Bush) die glänzende Ausgangslage. Bush, so scheint es, wird es vornehmlich mit innenpolitischen Problemen zu tun haben. Bei der Wahl im November 2000 hat er mit einem hauchdünnen Vorsprung gegen den Demokraten Al Gore gewonnen, nur 537 Stimmen trennten den republikanischen Kandidaten von seinem demokratischen Rivalen im entscheidenden Swing State Florida. Gore hatte sogar landesweit die Mehrzahl der Stimmen gewonnen, das sogenannte »popular vote«. Aber entscheidend ist nun einmal der Ausgang in den einzelnen Bundesstaaten.
Bushs Kampagne stand unter dem Slogan »Prosperity with a purpose«, Wohlstand mit einem Ziel. Schon das Motto sagt viel über die Lage des Landes aus: Dass es den Vereinigten Staaten ausnehmend gut ging, daran gab es kaum Zweifel. Die Frage war lediglich, wie man diesen Wohlstand verteilen sollte.
Im Wahlkampf hatte er neben den traditionellen konservativen Werten, etwa der Förderung von religiösen Organisationen und Steuersenkungen, auch eine bessere Bildungspolitik versprochen. In den Schulen sollte es Tests zur Verbesserung der Lehrqualität geben. »No child left behind« lautete die für einen Konservativen auffällig sozialdemokratisch angehauchte Agenda. Bush war ein Vertreter des »compassionate conservatism«, eines Konservatismus mit Herz für Schwächere. In der Außenpolitik hatte er seine Skepsis gegenüber »Nation Building« geäußert, dem von den USA unterstützten Staatsaufbau in fernen Ländern, und versprochen, sich mehr auf amerikanische Interessen zu konzentrieren. In den ersten Monaten seiner Amtszeit sind die Amerikaner mit sich und ihrem Präsidenten zufrieden. Nur rund 20 Prozent der Bevölkerung geben an, ihr Land bewege sich in die falsche Richtung, gut 60 Prozent sind der Meinung, die Richtung stimme.5
Und dann, von einem Tag auf den anderen, ist alles anders. Am 11. September 2001, zehn Monate nach Bushs Amtsantritt, entführt ein Kommando von al-Qaida vier Flugzeuge und steuert sie in die beiden Türme des World Trade Centers in New York sowie ins Pentagon bei Washington; die vierte Maschine stürzt nach Kämpfen im Cockpit auf einen Acker in Pennsylvania. Ausgebildet worden waren die Terroristen um den in Hamburg studierenden Mohammed Atta in Trainingslagern der al-Qaida am Hindukusch; dort hatte Osama bin Laden auch den Auftrag für die Anschläge erteilt. Es ist ein Angriff nicht nur auf Amerika, sondern auf den ganzen Westen, seine glitzernde, freizügige Kultur, seinen Hedonismus, aber auch den geopolitischen Vormachtanspruch.
Aus dem Wohlstandsland wird eine Nation im Krieg. Zum ersten und bislang einzigen Mal in ihrer Geschichte ruft die NATO den Verteidigungsfall aus, festgehalten in Artikel 5 des NATO-Vertrages. Der Angriff auf die USA gilt damit als Angriff auf alle Mitgliedstaaten. Das ist die Idee des Bündnisses: einer für alle, alle für einen. In den kommenden 20 Jahren werden dänische, britische, italienische, kanadische, französische und deutsche Soldaten in Afghanistan kämpfen und sterben. 40 Nationen ziehen mit den USA in den Krieg, 59 deutsche Soldaten lassen ihr Leben.
Im Oktober 2001 landen die ersten US-Spezialeinheiten im Norden Afghanistans. Als Erstes fällt Masar-i-Scharif, dann, am 12. November 2001, auch die Hauptstadt Kabul. Im Februar 2002 porträtiert ein Spiegel-Cover Bush als Rambo, mit einer Maschinenpistole in den Händen und einem schräg über den nackten, muskulösen Oberkörper gelegten Patronengürtel. Neben ihm stehen seine Sicherheitsberaterin Condoleezza Rice, Außenminister Colin Powell, Verteidigungsminister Donald Rumsfeld und Vizepräsident Dick Cheney. Bush mag das Cover offenkundig, das als Werbeplakat in ganz Deutschland hängt. Ein Foto zeigt ihn, wie er die Spiegel-Ausgabe in der Hand hält und lacht. Das Weiße Haus bittet den Spiegel sogar um Zusendung von 33 Exemplaren des Posters. Alles sieht nach einem schnellen Sieg aus.
Aber al-Qaida und die Taliban sind ebenso beweglich wie geschickt, sie führen einen Guerillakrieg, und auch wenn die NATO-Truppen bald ganz Afghanistan kontrollieren, können sie das Land doch nicht befrieden. 20 endlose, auszehrende Jahre wird der Krieg andauern, und er wird tiefe Spuren in der US-amerikanischen Gesellschaft hinterlassen. Erst 2021 verlassen die letzten US-Soldaten überhastet das Land und mit ihnen deutsche Diplomaten und die verbliebenen Soldaten der Bundeswehr.
Im Weißen Haus sind Bush und seine Berater – nachdem sich die Afghanen als resistent erweisen – auf der Suche nach einer größeren politischen Antwort auf die Anschläge des 11. September, die rund 3 000 Menschenleben gekostet haben und deren Narben in New York für immer sichtbar bleiben werden. Die Falken um Vizepräsident Dick Cheney, Verteidigungsminister Donald Rumsfeld, seinen Vize Paul Wolfowitz und den Strategen Karl Rove wollen Vergeltung. Sie suchen ein Symbol, das der Welt zeigt, was die Folgen sind, wenn man sich mit den USA anlegt und wozu das US-Militär in der Lage ist. Ein paar Tausend Taliban und al-Qaida-Kämpfer am Hindukusch zu jagen – das ist nicht das Zeichen, das aus Sicht des Weißen Hauses kräftig genug ist. Ganz nebenbei würden von einer Ausweitung der Kampfzone die heimischen Rüstungs- und Erdölkonzerne profitieren, die eng mit der Bush-Administration verbunden sind. Krieg, das bedeutet immer auch Milliardenprofite.
Und so marschieren amerikanische Truppen am 20. März 2003 im Irak ein, stürzen den Diktator Saddam Hussein und in der Folge das Land ins Chaos. Mit dem Anschlag am 11. September hatte der Irak nichts zu tun, aber der Ölreichtum und die Renitenz gegen die USA reichten aus, um zu Bushs Ziel zu werden. Aus einem US-Präsidenten mit einer vornehmlich innenpolitisch ausgerichteten Agenda, der wenig vom Rest der Welt versteht, ist ein Kriegspräsident geworden, der als Oberbefehlshaber gleich zwei Fronten in verschiedenen Teilen der Welt kommandieren muss.
Mit dem Irak-Krieg beginnt die erste Phase der Entfremdung zwischen Amerika und dem Rest des Westens, insbesondere Europas. Während man den Afghanistan-Krieg als gerechten Feldzug betrachten konnte, als eine Reaktion auf Terroristen mit einer tödlichen Ideologie, die in einem Failing state Unterschlupf gefunden hatten, ist der Feldzug im Irak das hässliche Antlitz des US-Imperialismus. Und es zeigt sich eine wichtige inhaltliche Differenz, die in den Trump-Jahren noch wachsen wird: Europa versteht sich als Hüterin einer regelbasierten Weltordnung. Einen Krieg beginnen, einfach so, weil es einer Regierung und ihrer Rüstungsindustrie passt, das ist in diesem Verständnis nicht vorgesehen. Die USA wiederum machen das, was für Amerika gut ist. Wenn die Regeln des Völkerrechts nicht passen, dann werden sie eben gebeugt. Oder gleich ganz ignoriert.
Der Irak-Krieg und der Umgang mit Gefangenen in beiden Feldzügen eröffnen einen Blick in jene Grauzone, in der die Demokratie ausfranst und der Willkürstaat beginnt. In Geheimgefängnissen, sogenannten »black sites«, die die CIA einrichtet, werden Terrorverdächtige so lange durch Waterboarding, Schlafentzug und Schläge gefoltert, bis sie zu reden beginnen – und wenn es nur ausgedachter Unsinn ist, damit die Tortur endlich endet. »Enhanced interrogation techniques« nennen Bushs Leute das, erweiterte Verhörmethoden: ein Vorläufer jener rhetorischen Verdrehung der Sprache als Waffe, die Donald Trump später perfektionieren wird. Anschließend werden die meisten der Gefangenen nach Guantanamo gebracht, wo einige von ihnen bis heute in einem faktisch rechtsfreien Raum dahinvegetieren, der nicht dem amerikanischen Strafrecht unterliegt. Und in einem irakischen Gefängnis in Abu Ghraib machen sich GIs einen Spaß daraus, Häftlinge sexuell zu demütigen, nackt an Stromkabel anzuschließen und zu foltern. Anders als Guantanamo und die Folter in den Geheimgefängnissen sind die Exzesse im Irak nicht offizielle Politik, sondern Entgleisungen der Soldaten vor Ort. Aber die Bilder von irakischen Häftlingen an Stromkabeln entfalten eine desaströse Wirkung. Sie gehen um die Welt, als Symbol für Amerikas Verdorbenheit. Für Islamisten sind sie ein Geschenk, mit dem sie neue Generationen an Kämpfern rekrutieren können.
In Guantanamo und Abu Ghraib wird sichtbar, wie dünn die Decke der Zivilisation ist. Zwischen dem Rechtsstaat und einem geheimen Foltergefängnis liegt oftmals nur ein Flug mit einem US-Truppentransporter. Die Amerikaner haben gezeigt, wie weit sie bereit sind zu gehen, wenn sie angegriffen werden. In Afghanistan und dem Irak haben sie viel von der moralischen Überhöhung eingebüßt, die die größte Demokratie der Welt umweht hat und auf der ein Teil ihres Führungsanspruchs basiert – jenes Führungsanspruchs, der den Westen (mit all seinen Problemen) seit dem Zweiten Weltkrieg zusammengehalten hat. Die westlichen Werte, die doch angeblich universell gelten sollen, in Guantanamo und Abu Ghraib haben sie sich verflüchtigt, zumindest aus Sicht des Rests der Welt, insbesondere Europas. In Washington hat man für die ultramoralischen Europäer hingegen nur ein verächtliches Lächeln übrig. Die Europäer sind offenkundig schon woke, bevor es den Begriff überhaupt gibt.
Der Krieg und seine Folgen entzweit nicht nur Europa und die Vereinigten Staaten. Er nährt auch einen globalen Antiamerikanismus, den die USA bis heute nicht abstreifen konnten. Aus einem Moment der innigen Solidarität in den Wochen nach 9/11 ist der Beginn einer Entfremdung geworden.

Die Feldzüge und ihre Verwerfungen sind vielfach beschrieben worden. Weniger bekannt sind die Kosten. Die Vereinigten Staaten, so viel steht fest, zahlen nicht nur im weltweiten Ansehen, sondern auch daheim einen brutalen Preis für ihre imperialen Abenteuer. Im Sommer 2011, auf dem Höhepunkt der Kriege in Afghanistan und dem Irak, befinden sich 200 000 amerikanische Soldaten im Kampfeinsatz. Alles in allem sind rund um die Welt etwa 500 000 GIs verstreut, mehr als das Doppelte von dem, was Bill Clinton als Präsident autorisiert hatte.
Im Afghanistan-Krieg starben 2461 amerikanische Soldaten, weitere 20 000 wurden verletzt. Der Krieg am Hindukusch kostete nach einer Bilanz des US-Verteidigungsministeriums mindestens 825 Milliarden Dollar, andere Schätzungen gehen von zwei Billionen aus.
In den acht Jahren des Irak-Feldzuges starben 4 493 amerikanische Soldaten, 31 993 Militärangehörige wurden verletzt. Der Krieg kostete nach einer Bilanz des US-Verteidigungsministeriums mindestens 757,8 Milliarden Dollar, Schätzungen der Ökonomen Joseph Stiglitz und Linda Bilmes gehen sogar von drei Billionen aus.
Die Kriege sind ein Desaster, nicht nur für die mindestens 180 000 Zivilisten, die im Irak starben, und die etwa 50 000 Zivilisten, die in Afghanistan umkamen, sondern auch für die USA selbst, in nahezu jeder Hinsicht: politisch, wirtschaftlich, moralisch.
Tausende tote Amerikaner, Zehntausende Verletzte und Kosten im Bereich von Billionen – das sind Dimensionen, die selbst die reichste Nation der Welt nicht einfach bewältigen kann. Als Clinton seinem Nachfolger Bush das Amt übergibt, verzeichnet der US-Haushalt einen Überschuss von 236 Milliarden Dollar. Mit Beginn des Afghanistan-Kriegs, für den die Bush-Regierung hohe Kredite aufnehmen muss, stürzt der Haushalt ins Minus. Über die Jahre kollabieren die US-Staatsfinanzen, mit neuen Schulden in astronomischer Höhe von 1294 Milliarden im Jahr 2010. In einem einzigen Jahr betragen die zusätzlichen (!) Schulden der USA damit rund das Dreifache des derzeitigen Haushalts Deutschlands.6 Bis heute haben sich die amerikanischen Finanzen davon nicht erholt. Diese Lage muss man kennen, wenn man über Trumps Wirtschaftspolitik redet. Die Zölle, die Trump im Frühsommer 2025 verhängen wird, haben auch das Ziel, die außer Kontrolle geratene Staatsverschuldung zu bändigen, um Amerika wieder handlungsfähig zu machen.
Alles in allem betragen die Schulden der Vereinigten Staaten im März 2025 die unvorstellbare Summe von 36,5 Billionen US-Dollar. Selbst für eine hyperpotente Ökonomie wie die amerikanische ist das dramatisch. Die Verschuldung entspricht mehr als 123 Prozent des Bruttoinlandsprodukts der USA. Der private Reichtum in den USA mag gigantisch sein – aber die Schulden des Staates sind es auch. Nach Standard & Poor’s und Fitch Ratings hat im Mai 2025 auch Moody’s die amerikanische Kreditwürdigkeit herabgestuft, erstmals seit 100 Jahren, fast ein Jahrhundert nach dem Schwarzen Freitag 1929. Neue Kredite werden somit teurer. So kann es nicht weitergehen. Und wenn es doch so weitergeht, dann wird selbst für die Vereinigten Staaten das Undenkbare denkbar: der Verlust der globalen Vormachtstellung, vielleicht sogar ein Staatsbankrott.

»Imperial overstretch«, die Überdehnung des Imperiums, nennt man es, wenn sich eine Großmacht an den Aufgaben in abgelegenen Regionen der Welt überhebt – und dabei Gefahr läuft, selbst unterzugehen oder zumindest signifikant an Macht gegenüber anderen Nationen zu verlieren. Der britische Politologe Paul Kennedy hat den USA eine solche Überdehnung mit einem darauffolgenden Niedergang bereits 1987 vorausgesagt, damals – unzutreffend – mit dem Kalten Krieg und dem Rüstungswettlauf mit der Sowjetunion begründet (tatsächlich sind die immensen Kosten der Aufrüstung ein Grund für den Zerfall der Sowjetunion gewesen).7
Aber in Afghanistan und im Irak haben sich die Vereinigten Staaten tatsächlich in jeder Hinsicht überdehnt. Die Historiker Peter Heather und John Rapley haben die Entwicklung in den USA mit dem Niedergang des weströmischen Reichs im späten 4. und frühen 5. Jahrhundert verglichen, als Rom die finanziellen Mittel ausgingen, die Germanen an den Rändern einfielen und das persische Reich ungehindert emporsteigen konnte, um Rom schließlich herauszufordern. »Die westliche Hälfte des Römischen Reichs kollabierte, als die Zentrale nicht mehr über genügend Mittel verfügte, um ihren fiskalischen Gesellschaftsvertrag zu erfüllen und die Interessen ihrer steuernzahlenden und einnehmenden Eliten zu schützen«, argumentieren die beiden Briten.8 Beide Systeme, das Römische Reich wie die Vereinigten Staaten von Amerika, »wurden zum Zeitpunkt ihres vermeintlichen Wohlstandsmaximums von Krisen heimgesucht«, so Heather und Rapley. »Auf lange Sicht kam es in beiden zu periodischen Verschiebungen der Epizentren wirtschaftlicher und politischer Dominanz.« Eine Verschiebung, wie sie die USA derzeit erleben. Das Persien von einst heißt heute China. Aber dazu später mehr.

Zum Ende von George W. Bushs zweiter Amtszeit im Oktober 2008 legt der Spiegel sein Rambo-Cover noch einmal auf, diesmal allerdings unter der Zeile »Die Bush-Krieger. Ende der Vorstellung«, mit einem blutenden Bush, der seinen Arm im Patronenring hält wie in einer medizinischen Schlaufe, an seiner Seite ein abgekämpfter, ramponierter Cheney. Der Schaden, den bin Laden mit den Anschlägen des 11. September ausgelöst hat, geht weit über die Symbolik der eingestürzten Türme von New York hinaus. Mit ihnen ist auch ein Teil der amerikanischen Werte zerfallen. Die überhebliche Gewissheit einer vermeintlich ewig währenden amerikanischen Dominanz ist erschüttert.
Als Bush abtritt, hinterlässt er ein seelisch verwundetes, ökonomisch angeschlagenes, politisch überreiztes Land. Mehr als 75 Prozent der Amerikanerinnen und Amerikaner sind jetzt der Meinung, ihr Land bewege sich in die falsche Richtung. »Wir waren müde, wir waren verletzt von der ganzen Kritik und von dem Gefühl, dass die Menschen sich von uns abgewandt hatten«, erinnert sich Condoleezza Rice, Bushs Sicherheitsberaterin und spätere Außenministerin. »Die Menschen wollten keine Erklärungen oder Verteidigungen mehr, sie wollten, dass es vorbei ist.«9
Die Amerikanerinnen und Amerikaner sind durch mit diesem Präsidenten.
Sie sind aber auch durch mit dieser Art von Politik, in der die Vereinigten Staaten rund um den Globus patrouillieren wie Polizeistreifen in Chicago. Die Feldzüge begannen als maximale geopolitische Intervention – und enden mit einer tiefen Sehnsucht nach einer Rückbesinnung auf Amerika, die die Gesellschaft erfasst hat. Ohne einen Blick auf diese beiden Kriege und ihren Verlauf ist es unmöglich zu verstehen, wieso die Mehrheit der Amerikanerinnen und Amerikaner heute derart abwehrend auf den Rest der Welt schaut, sei es die Ukraine, sei es Europa. Andere Länder und ihre Menschen gelten als Belastung, als Störung der Fokussierung auf sich selbst, als Ablenkung von dem, was eigentlich wichtig ist: den USA. Selbst ein punktueller Angriff mit bunkerbrechenden Bomben auf Irans Atomanlagen wird von vielen Amerikanern heute als unnötige Form der Einmischung abgelehnt.
Die Rückbesinnung auf Amerika, das ist einer der wenigen Punkte, der viele Linke und Rechte in den USA in jenen Jahren des neuen Jahrtausends eint. Die einen, auf der Linken, aus der Sorge vor dem Verlust ureigener amerikanischer Werte in Guantanamo, Abu Ghraib und anderswo. Die anderen, auf der Rechten, weil sie nicht einsehen, dass GIs in den afghanischen Bergen und irakischen Tälern sinnlos sterben, während die Farmer in Iowa und Kohlearbeiter in Kentucky ums wirtschaftliche Überleben kämpfen.
Die Fiaskos in Afghanistan und dem Irak sind die Kulisse, vor der zwei der wichtigsten Verschiebungen zu betrachten sind, die Amerika dahin gebracht haben, wo es heute steht – und die das transatlantische Verhältnis neu definieren: Erstens die demonstrative Unlust der Amerikaner, sich in Konflikte außerhalb der USA einzumischen. Und zweitens das immer wiederkehrende Beharren aller US-Präsidenten darauf, dass die Europäer endlich mehr für ihre eigene Sicherheit tun müssen, damit die US-Armee entlastet wird.
Schon die demokratischen Präsidenten Barack Obama und Joe Biden haben diese Forderung in ihren Amtszeiten wieder und wieder vorgetragen. Donald Trump hat sie mit seiner Drohung, aus der NATO auszutreten und den amerikanischen Schutzschirm künftig nur noch als eine Art Dienstleistung zu vermieten, lediglich auf die Spitze getrieben. Wer heute in den USA als Politiker gewählt werden will, muss den Wählerinnen und Wählern glaubhaft versichern, sich zuerst um die Sorgen der Amerikaner zu kümmern und keine teuren Abenteuer in Übersee zu finanzieren. Und wenn schon Imperialismus, dann wenigstens einen erfolgreichen, der auch etwas einbringt – darüber wird, schöne Grüße an Grönland und Panama, noch zu sprechen sein.
Nach den Kriegen in Afghanistan und dem Irak hat das kriselnde Imperium die Spielregeln geändert. Denn ohne neues Geld und ohne eine absehbare Sanierung des Staatshaushaltes wird Amerika sein Militär nicht mehr auf Dauer finanzieren können. Und ohne seine militärische Dominanz kann es sein Reich nicht langfristig absichern. Für die USA geht es um viel, vielleicht um alles. Ohne die beiden Kriege hätte es höchstwahrscheinlich keinen Präsidenten Trump gegeben. »Mit dem Irak-Krieg und der Niederlage der USA begann Trump«, ist der ehemalige deutsche Außenminister Joschka Fischer überzeugt.10
Der Instinktmensch Trump spürt schnell, dass die Kriege etwas bei den Menschen verändert haben. Zunächst, vor seinem Einstieg in die Politik, unterstützt er den Irak-Krieg noch. In einem Gespräch mit dem Radiomoderator Howard Stern im September 2002, ein halbes Jahr vor Beginn der Invasion, antwortet er auf die Frage, ob er einen Einmarsch im Irak gutheißen würde: »Ich glaube schon.« Zwei Monate vor Kriegsbeginn, im Januar 2003, schlingert er bei FOX News auf der Suche nach der richtigen Haltung. »Vielleicht muss Bush etwas tun, vielleicht aber auch nicht.« Womöglich sei es besser, auf die Vereinten Nationen zu warten – ein seltenes Bekenntnis zu internationaler Diplomatie und Multilateralismus, das man seither von Trump nie wieder gehört hat.11 Und am 21. März 2003, am Tag nach der Invasion, lobt Trump: Es sehe nach »einem großen Erfolg aus militärischer Perspektive aus«.
Aber schon ein Jahr später, als sich die finanziellen und gesellschaftlichen Kosten abzuzeichnen beginnen, wandelt sich Trump zum lautstarken Kritiker. In einem Interview mit dem Magazin Esquire sagt er: »Schauen Sie sich den Irak-Krieg an und das Schlamassel, in dem wir uns befinden.«12 Der Irak werde auch nach Kriegsende instabil bleiben. Interessanterweise erwähnt Trump schon damals die Rohstoffe: Beim Einmarsch hätten sich die USA das irakische Öl sichern müssen. Die Parallelen zu den Rohstoffen in der Ukraine sind unverkennbar, mit einem Unterschied: Im Ukraine-Krieg wird Trump tatsächlich einen entsprechenden Vertrag durchsetzen, der im April 2025 unterschrieben wird. Wenn die USA schon in einen Krieg verwickelt werden, dann sollen sie wenigstens davon profitieren.
Im Wahlkampf 2016 spricht Trump oft über den Irak-Krieg – und setzt sich damit von seinen parteiinternen Mitbewerbern ab, etwa George W. Bushs Bruder Jeb, an dessen Familienname für immer die Kriegsbilder kleben werden, aber auch von Marco Rubio, der damals noch ein klassischer Falke ist und mantraartig Amerikas unverzichtbare Rolle in der Welt betont. Der Verweis auf den unheilvollen Feldzug an Euphrat und Tigris hilft Trump im Wahlkampf auch gegen Hillary Clinton, die in den USA als Kriegsbefürworterin verschrien ist, weil sie im Oktober 2002 als Senatorin dafür stimmte, den Einsatz militärischer Gewalt zu erlauben, falls Saddam Hussein sich nicht entwaffnen lasse. Außer Trump und einem damals noch weitgehend unbekannten Senator namens Barack Obama hat fast das gesamte US-amerikanische Establishment die Kriege unterstützt. Obama wird 2008 auch deshalb gewählt, weil er versprochen hat, Kriege zu beenden, nicht anzufangen. Wie Trump ist er unbeteiligt an der Vergangenheit und kein Teil der Washingtoner Elite.

Und während draußen auf den Schlachtfeldern Amerikaner sterben, während der US-Haushalt ausblutet, während Donald Trump an der Seitenlinie lauert und den Krieg kritisiert, setzt, anfangs kaum merklich, dann immer spürbarer, eine weltumspannende Veränderung ein, die Amerikas Selbstverständnis weiter erschüttern und sein Verhältnis zum Rest der Welt neu definieren wird.

			
	

	
	
				
					3. Levi’s und das Ende des amerikanischen Traums

				

				In einer Werkshalle in Knoxville, Iowa, eine dreiviertel Autostunde von Des Moines entfernt, schreitet Marco Rubio durch eine Fabrikhalle und spricht über Amerikas Zukunft. In der Halle wird geschweißt, Funken sprühen, Eisenspäne liegen auf dem Boden, es riecht nach angekokeltem Holz. Weiler Manufacturing Incorporated, die Firma, die Rubio im Wahlkampf 2016 gerade besucht, stellt Maschinen für die Forstwirtschaft her. Neben Rubio steht ein gelbgrüner Mähdrescher. Ein paar Hundert Arbeiter mit rußverschmierten Händen scharen sich in der Werkshalle um den Senator. Musik von AC/DC dröhnt aus den Boxen. Amerika ist hier flach und weiß und nicht unbedingt schön. Ich bin nach Knoxville gefahren, um Marco Rubio zuzuhören, wie er um amerikanische Arbeiter wirbt.
Rubios Eltern waren in den 1950er-Jahren aus Kuba nach Miami geflohen, sein Vater mixte als Barkeeper Drinks in einem Hotel, seine Mutter faltete als Zimmermädchen Bettlaken. Rubio wuchs erst in einem brüchigen Haus im Westen von Miami auf, zeitweilig lebte die Familie in Las Vegas. Als er 1996 sein Jurastudium an der University of Miami abschloss, war er der erste Akademiker der Familie, seine Eltern hatten jeden verfügbaren Dollar in sein Studium gesteckt. Anders als der Milliardär Trump, der mit Reichtum groß wurde, hat Rubio den amerikanischen Traum verwirklicht. Er sei sein »ganzes Leben lang vorangehastet, um meine Zukunft zu erreichen«, schreibt er in seiner Autobiografie An American Son.13 Dass er dieses Leben ein bisschen glänzender dargestellt hat, als es in Wirklichkeit war, nimmt ihm in den USA, in denen Selbstüberhöhung Teil des Alltags ist, kaum jemand übel: Als er 2010 zum Senator gewählt wurde, hatte er behauptet, seine Eltern seien vor dem Kommunisten Fidel Castro geflohen, sie seien politische Flüchtlinge. Die Story war zu schön, um wahr zu sein. Tatsächlich war die Familie bereits 1956 nach Miami gezogen, zur Zeit des kubanischen Diktators Fulgencio Batista, den die USA tatsächlich unterstützt hatten. Die Rubios sind nicht politisch verfolgt worden, sondern klassische Einwanderer, die von einem besseren Leben und mehr Wohlstand träumten. Heute würden sie wahrscheinlich von vermummten Beamten der amerikanischen Abschiebebehörde ICE abgeholt und deportiert.
Rubios Rede in Iowa handelt von einer goldenen Zukunft, aber vor allem von einer tristen Gegenwart. Als seine Eltern in den USA landeten, sei die amerikanische Industrie weltweit einzigartig gewesen, erzählt er. Die Menschen hätten spielend leicht nach der Highschool einen Arbeitsplatz in einer Fabrik um die Ecke gefunden, mit Löhnen, die ausreichten, um sich ein Auto und ein Haus zu kaufen und später die Kinder aufs College schicken zu können. Rubio zeichnet das Bild des Amerikas der zweiten Hälfte des vergangenen Jahrhunderts, in dem die Welt in Ordnung schien, mit einem kraftvollen wirtschaftlichen Wachstum, das auch die Arbeiter- und Mittelklasse wohlhabend machte.
»Und dann ist etwas Dramatisches passiert!«, ruft Rubio, er stoppt kurz, um die Bedeutung des Moments zu markieren. »In nur einem Jahrzehnt, zwischen 2000 und 2010, hat Amerika sechs Millionen Jobs im produzierenden Gewerbe verloren«, mehr als ein Drittel aller Arbeitsplätze in Fabriken wie der in Knoxville, in der Rubio jetzt steht. Als Folge seien viele Familien arbeitslos geworden und aus der Mittelschicht abgerutscht. »Ganze Städte, die einst boomende Industrieorte waren, mussten ihre Fabriken schließen und Gebäude verfallen lassen«, sagt Rubio. Viele Menschen fragten sich, »ob es jemals wieder eine Wirtschaft geben wird, die Sinn macht«. Viele der Schweißer in Knoxville nicken vehement. Weiler Inc. hat er als ein Vorbild ausgewählt, wie es auch anders laufen kann: Die Firma wurde im Jahr 2000 gegründet, gegen den Trend. Heute sind rund 500 Amerikaner im Unternehmen beschäftigt, die meisten davon weiße Arbeiter.
Der Senator trägt einen leicht bauchig geschnittenen schwarzen Anzug, eine rote Krawatte und glänzend polierte Abendschuhe, er ist aus Washington eingeflogen und hat nie in einer Fabrik gearbeitet, seine politische Karriere begann gleich nach der Universität. Der Kontrast zu den Arbeitern in Iowa könnte nicht größer sein.
Doch Rubios Bestandsaufnahme ist zutreffend. Noch während Bill Clinton in seiner Rede zur Lage der Nation 1999 den Reichtum seines Landes feierte, begann ein Umbruch, dessen Wucht maßgeblich zu der politischen Wut in den USA beigetragen hat. Industriestädte wie Detroit in Michigan waren über viele Jahre nur noch ein Schatten ihrer selbst, mit verwahrlosten Innenstädten, in denen man froh sein konnte, wenn man einen offenen Kinosaal fand, mit leer stehenden Häusern, mit einer fünfmal so hohen Kriminalitätsrate wie im Rest des Landes und einer Polizei, die in Detroit bei einem Notruf im Schnitt 58 Minuten brauchte, bis sie endlich am Tatort eintraf.
Einst war Detroit der Stolz der amerikanischen Autoindustrie, Heimat der »Big Three« Ford, General Motors und Chrysler. Henry Ford erfand hier mit dem Modell T die Massenproduktion von Automobilen. Noch 1979 waren die Vereinigten Staaten der größte Autohersteller, mit General Motors als zweitgrößtem Industrieunternehmen der Welt, gefolgt von Ford auf Platz 5. Detroit lag strategisch günstig, nah an Kanada und an den Großen Seen, die Produktion war billig, der Vertrieb der Autos effizient. Heute haben Volkswagen, Toyota und andere die US-Hersteller bei Weitem überholt. Der einzige ernst zu nehmende amerikanische Autohersteller ist Tesla, ein Newcomer. Trumps Klage, in den Straßen von New York sehe er nur Limousinen von ausländischen Herstellern wie Mercedes oder BMW, mag polemisch klingen, aber sie trägt einen wahren Kern in sich.
Mit dem Niedergang der Autoindustrie zerfiel auch Detroit. In den Hochzeiten der Automobilbranche hatte die Stadt schwarze Amerikaner aus dem Süden des Landes mit gut bezahlten Arbeitsplätzen angelockt. Doch von den einstmals 1,8 Millionen Einwohnerinnen und Einwohnern, die die Metropole kurz nach dem Zweiten Weltkrieg zur viertgrößten Stadt Amerikas aufgebläht hatten, zog mehr als eine Million wieder fort. Und von den 685 000 Detroitern, die Ende 2012 noch in der Stadt wohnten, war fast jeder Fünfte arbeitslos. Zeitweilig kostete ein durchschnittliches Haus in der Detroiter Innenstadt gerade mal 7 500 Dollar. Die Menschen wollten nur noch eins: weg. 2013 musste die Stadtverwaltung die Rückzahlung ihrer Kredite einstellen. Detroit hatte fertig, in jeder Hinsicht.
Die Arbeitsplätze, die aus Detroit verschwanden und die Rubio in seiner Rede erwähnt, sind im Zuge der Globalisierung größtenteils nach Asien gewandert, nach China, aber auch nach Vietnam, Malaysia oder Bangladesch. Sie stellen heute die Werkbänke der Welt, in denen Nike seine Sneakers fertigen lässt, Apple seine iPhones und Levi’s seine Jeans. Die Schließung von Levi’s letzter amerikanischer Fabrik im texanischen San Antonio geriet Ende 2003 zum Symbol: 800 Näherinnen verloren ihre Arbeitsplätze. Einst wurden in San Antonio jährlich mehr als vier Millionen Jeans pro Jahr produziert, zu einem Arbeitslohn von 10 bis 12 Dollar pro Stunde. Aber in Bangladesch, Pakistan, Indonesien, Mexiko und Ägypten, wo Levi’s seitdem nähen und nieten lässt, kostet die Herstellung nur einen Bruchteil. Das Unternehmen teilte mit, es habe wirklich alles versucht, um die Produktion in den Vereinigten Staaten zu belassen, um aber als Firma überleben zu können, habe man so entscheiden müssen.14 Die amerikanischste aller Hosen, erfunden 1873 im Wilden Westen, kommt nicht mehr aus Amerika.
Ein anderes Symbol: Der Film Barbie mit Margot Robbie und Ryan Gosling in den Hauptrollen zählt zu den erfolgreichsten Produktionen der Kinogeschichte und spielte 1,4 Milliarden Dollar ein, davon mehr als die Hälfte außerhalb der Vereinigten Staaten. Die Inszenierung der kapitalistischen Traumkulisse in leuchtendem Pink wird noch immer in den USA erdacht. Aber der dahinterliegende Rohstoff, mit dem »Ken« und »Barbie« in Form gegossen werden, wird am anderen Ende der Welt verarbeitet.
Der Spielzeughersteller Mattel, der »Ken« und »Barbie« vermarktet, schloss seine letzte Fabrik in den USA fast zeitgleich mit Levi’s. In Kentucky hatte Mattel Fisher-Price-Bausets und batteriegetriebene Fahrzeuge für Vorschulkinder hergestellt. Die Produktion wurde nach Mexiko und nach China verlagert, die knapp 1000 Arbeiter und Angestellten wurden entlassen. Mattel geht es nicht schlecht, 2024 erwirtschaftete das Unternehmen einen Umsatz von 5,4 Milliarden Dollar und 542 Millionen Gewinn, also eine Rendite von zehn Prozent. Aber für das Unternehmen ist es lukrativer, nicht mehr in den USA zu produzieren. In Amerika gibt es Arbeit für Drehbuchschreiber, Produzenten und eine effiziente Marketingmaschine in Hollywood. Aber es braucht keine amerikanischen Arbeiter mehr, die Kinderfahrzeuge oder Spielzeugpuppen wie »Ken« und »Barbie« montieren.15
Vor allem China ist zum Rivalen gewachsen, seit Deng Xiaoping dem Land 1978 eine Öffnung zum Westen und einen staatlich gesteuerten kapitalistischen Kurs verordnet hat. Die Aufnahme in die Welthandelsorganisation WTO 2001 und die damit einhergehende Integration in die Weltwirtschaft hat diesen Prozess beschleunigt. Zwischen 1999 und 2011 wandern etwa zwei Millionen Jobs der US-Industrie nach China, die Hälfte davon in den Bereichen Elektronik und Textilienherstellung. Vornehmlich arbeitsintensive Industriezweige, in denen amerikanische Arbeiter ohne Highschool-Abschluss in Anlernjobs ihr Geld verdient haben, verlegen ihre Fabriken nach Fernost. Damit verlieren die USA nicht nur Arbeitsplätze, sondern auch die Kontrolle über große Teile der Produktionsmittel, die vom Zentrum der Weltwirtschaft in die asiatische Peripherie entschwinden. Vom »China-Schock« ist seither in Washington die Rede.16
Die weltumspannende Mobilität und moderne Maschinen lassen die globale Wirtschaft explodieren: Zwischen 1980 und 2002 verdreifacht sich der Welthandel, mit Wachstumsraten in Asien zwischen 5 und 10 Prozent jährlich. Die Phase der globalen Prosperität verschiebt die Gewichte zwischen dem Westen und dem Rest: Um 1980 lebte rund eine Milliarde Menschen in Wohlstand, die allermeisten davon im Westen, rund fünf Milliarden hingegen in Armut. 20 Jahre später haben vier dieser fünf Milliarden mit dem sozialen Aufstieg begonnen – in China, aber auch in Schwellenländern wie Brasilien oder Mexiko.17 Die Globalisierung hat den relativen Wohlstand vieler Armer in der Peripherie gesteigert – sowie den Reichtum einiger weniger im Westen.

Die Gewinner und Verlierer in den USA haben wenig bis nichts miteinander gemein, ihre Interessen als Wählerinnen und Wähler könnten unterschiedlicher kaum sein. Die Jobs, die im Westen verbleiben, werden nicht an die früheren Autoschrauber aus Detroit vergeben, die Arbeitsplätze der Zukunft entstehen in der digitalen Ökonomie. Die Laptop-Elite aus dem Silicon Valley, aus Austin oder Denver, die die Industriearbeiter aus dem Rust Belt ablöst, schert sich nicht um Gewerkschaften oder löchrige Landstraßen, sie arbeitet in den Metropolen, wann, wo und wie sie will.
Zu den Gewinnern des 21. Jahrhunderts zählt auch in den USA eine akademisch gebildete Elite, die sich in San Francisco ebenso zu Hause fühlt wie in Singapur und bestens auf die Herausforderungen der Digitalisierung vorbereitet ist. Diese Elite mag offene Grenzen, bewegt sich per Uber oder E-Roller, frühstückt Avocado-Toast bei Tatte am DuPont Circle in Washington, bei Starbucks im New Yorker East Village oder in der Haight Street in San Francisco und umgibt sich gerne mit diversen, bunten Freundesgruppen, in denen jede Form der Sexualität selbstverständlich auf Instagram oder BeReal zur Schau gestellt wird.
Auf der anderen Seite produziert der entgrenzte Kapitalismus im Westen Verlierer, die weder über die ausreichende Qualifikation für die digitalen Wertschöpfungsprozesse noch über das kulturelle Kapital verfügen. Diese Verlierer stammen in den Vereinigten Staaten überwiegend aus den bisherigen Mittel- und Unterschichten fernab der großen Städte an den Küsten. Sie sind Opfer von zwei gleichzeitigen Prozessen: Einerseits verlassen Fabriken und damit Arbeitsplätze die USA in Richtung der Niedriglohnländer. Auf der anderen Seite strömt eine große Zahl von Migrantinnen und Migranten ins Land, die bereit sind, ihre Arbeitskraft in den USA deutlich billiger anzubieten als etwa ein weißer Arbeiter in Kansas oder Pennsylvania. So entsteht eine doppelte Konkurrenz, national und international, denen nicht nur die Arbeiter selbst, sondern auch ihre traditionellen Interessensvertretungen wie die Gewerkschaften und lokale Politiker weitgehend rat- und machtlos gegenüberstehen.

Diese Auffächerung der Gesellschaft, bei der Gewinner und Verlierer neu sortiert werden, ist entscheidend für den Aufstieg von Donald Trump und seiner MAGA-Bewegung. Die Finanzkrise 2008 beschleunigt diesen Prozess. Sie trifft vor allem die Mittelklasse, während die Reichen weitgehend unbeschadet durch die Krise kommen, sie spaltet die amerikanische Gesellschaft tiefer als jedes andere Ereignis, wir hier unten und die da oben. Sie ist die Initialzündung für eine neue politische Bewegung, die schnell an Kraft gewinnt, erst als Tea Party und später als MAGA. Der Widerstand gegen die Globalisierung hat Amerika mit einer Wucht erfasst, die das Land so durcheinanderwirbelt wie die Hurrikan-Saison Key West.

Die neue Weltwirtschaftsordnung trägt maßgeblich zu dem Verlangen vieler Amerikaner bei, andere Staaten – und die Menschen aus anderen Staaten – als Gegner zu betrachten. Das Gefühl der Machtlosigkeit und des Ausgeliefertseins ist zentral dafür, warum sich große Teile der amerikanischen Arbeiterklasse einem Politiker zugewandt haben, der verspricht, für sie zu kämpfen: Gegen die gut gebildeten amerikanischen Eliten. Gegen die Mexikaner, die nach Amerika kommen und zu Konkurrenten im eigenen Land werden. Und gegen die Chinesen, die den USA ihre Fabriken gestohlen haben und zum internationalen Rivalen aufgestiegen sind. Trump benennt wie kein anderer Politiker diese Konkurrenz – und er schürt einen antielitären Nationalismus, mit dem er Amerika scharf gegen alle anderen Staaten abgrenzt, auch gegen einstige Verbündete wie die Europäer. Diese nationalistische Identitätspolitik von rechts wird ihn gleich zweimal ins Amt tragen.

Denn für die Arbeiterinnen und Arbeiter in den USA sowie für die untere Mittelklasse, die vornehmlich weiß ist, sind die Folgen der Globalisierung brutal. Oren Cass, einer der wichtigsten konservativen Ökonomen in den USA und Ideengeber für J. D. Vance, hat nachgezeichnet, wie die weiße Arbeiterklasse in der US-Gesellschaft ins Straucheln geraten ist.18 Zwischen 1975 und 2015 hat sich das Bruttosozialprodukt in den USA zwar verdreifacht, aber das Mediangehalt der Arbeiterklasse ist weitgehend unverändert geblieben. Während Ende der 1970er-Jahre ein Arbeiter ohne akademischen Abschluss etwa doppelt so viel verdiente wie jemand an der Armutsgrenze und die Gewissheit hatte, bei einem normalen Verlauf des Lebens nie etwas mit Armut zu tun zu haben, liegt das Arbeitergehalt heute nur noch leicht über der Armutsschwelle. Im gesellschaftlichen Ranking sind die Arbeiter also abgestiegen, sie sind gefährlich nah an die Grenze zur Armut gerutscht. Jeder zweite 30-Jährige verdiente 2010 real weniger als seine Eltern im gleichen Alter. Und der reale Stundenlohn in den USA liegt heute in vielen Branchen inflationsbereinigt auf dem Niveau der mittleren 1970er-Jahre.19 Die einfachen Arbeiterinnen und Arbeiter ohne akademische Ausbildung stehen schlechter da als die Generation ihrer Eltern. Sie sind die Verlierer der Globalisierung. Und sie sind die ersten, die auf Trumps Seite überlaufen werden, anfangs zögerlich, dann immer enthusiastischer. Die Angst, den eigenen Status zu verlieren, ist zu einem der wichtigsten Motive des politischen Wandels der US-Gesellschaft geworden. Paradoxerweise werden es ausgerechnet die digitalen Plattformen im Netz sein, die für die Verlierer von Globalisierung und Digitalisierung zum Ort werden, an dem sie ihren Zorn entfesseln.

Die amerikanische Wirtschaft an sich ist nicht in der Krise. In den Jahren seit der Jahrtausendwende haben die USA ihre Vormachtstellung im Technologiebereich und anderen Schlüsselindustrien ausgebaut. Von den 20 größten Unternehmen der Welt (gemessen am Umsatz) kam 2024 laut Forbes jedes zweite aus den USA. Beim Börsenwert ist die Dominanz noch größer: 16 der 20 wertvollsten Unternehmen der Welt stammen aus den Vereinigten Staaten.20
Aber der neu entstandene Reichtum im digitalen Zeitalter verteilt sich nicht in der Gesellschaft, im Gegenteil: Die Kluft wird größer. Während die Reallöhne der unteren Einkommenshälfte seit Jahrzehnten mehr oder weniger stagnieren, wachsen sie in der oberen Mittelschicht – und ganz besonders bei den oberen zehn Prozent. Ihr Einkommen stieg in den vergangenen Jahrzehnten um rund ein Drittel. Facebook erwirtschaftete beispielsweise 2020 einen Umsatz von rund 90 Milliarden Dollar – mit nur 60 000 hoch qualifizierten Mitarbeitern, die exorbitante Gehälter kassieren, oft in Millionenhöhe.21 Experten der künstlichen Intelligenz lockt der Konzern mit Dutzenden von Millionen, Summen, die höher sind als das Jahresgehalt der Vorstandsvorsitzenden mancher Dow-Jones-Unternehmen.
In den vergangenen 30 Jahren ist das Vermögen der Wohlhabenden, Reichen und Superreichen stetig gestiegen, allen Krisen zum Trotz. Das reichste ein Prozent der US-Haushalte besaß 2021 laut amerikanischer Notenbank 30,9 Prozent aller Vermögen, während die ärmere Hälfte der Amerikanerinnen und Amerikaner nur über 2,6 Prozent verfügen konnte. Sehr wenige Amerikaner besitzen sehr viel, während sehr viele Amerikaner sehr wenig besitzen.
Und es sind die Reichen, die den Konsum in den USA anfeuern. Haushalte, die über ein Einkommen von mehr als 250 000 Dollar jährlich und mehr verfügen, sind für fast exakt die Hälfte aller Ausgaben verantwortlich.22 Die Reichen haben in den vergangenen 30 Jahren immer mehr konsumieren können, die Armen immer weniger.
Die US-Notenbank untersucht regelmäßig, ob das Geld im Alltag der Menschen in den USA ausreicht. Einmal im Jahr stellt sie einer repräsentativen Gruppe an Haushalten die immer gleiche Frage: »Können Sie eine unerwartete Ausgabe über 400 Dollar bezahlen?« Die Antwort gilt als Barometer, wie es um die Finanzen der Amerikaner bestellt ist. 37 Prozent der Befragten gaben 2023 an, Schwierigkeiten zu haben, eine unerwartete Rechnung über 400 Dollar zu bezahlen, dafür müssten sie sich Geld borgen oder etwas verkaufen. 13 Prozent der Befragten antworteten sogar, die Rechnung gar nicht begleichen zu können.23 Ein großer Teil der US-Bevölkerung hält sich gerade so über Wasser, ohne große Reserven.
Während ein Teil Amerikas hungerte, eröffnete mitten in der Finanzkrise 2008 ein Restaurant an der New Yorker Wall Street, das einen Hamburger servierte, der aus 280 Gramm Kobe-Rindfleisch bestand, garniert mit 25 Gramm schwarzem Trüffel und 60 Gramm gealtertem Gruyère, einer Scheibe Gänsestopfleber und bestäubt mit einer Prise echten Blattgolds. Dazu gab es Wildpilze und Pommes frites, zum Preis von 175 Dollar.24 Der eine Teil der amerikanischen Gesellschaft hat Schwierigkeiten, seinen Einkauf bei Walmart zu bezahlen. Der andere Teil weiß nicht, wohin mit seinem Geld und steckt es, Ausdruck spätrömischer Dekadenz, in goldbestäubte Burger.
Wer nichts besitzt, der profitiert natürlich auch nicht von der historischen, jahrzehntelang währenden Hausse an den Börsen, während derer sich der Dow-Jones-Index in 25 Jahren mehr als vervierfachte. Reichtum war im 20. Jahrhundert weitgehend an die Entwicklung des (Arbeits-)Einkommens gekoppelt. Diese Formel gilt heute nicht mehr. Wer ein eigenes Vermögen besitzt, dessen Wohlstand hängt nicht mehr am Einkommen, er profitiert auch dann, wenn es der Gesellschaft schlecht geht: Das Vermögen der US-Milliardäre wuchs beispielsweise während der Corona-Pandemie von 8,9 Billionen auf 10,2 Billionen Dollar, während viele Kleinunternehmer aufgeben mussten. Reichtum vermehrt sich heute nahezu von selbst, wenn man ein paar Spielregeln beachtet. Insbesondere in den USA.
Der amerikanische Traum funktioniert noch immer für den Migranten Elon Musk, der aus Südafrika in die USA zog, mit Tesla und SpaceX zum reichsten Mann der Welt wurde und zum ersten Billionär der Menschheitsgeschichte aufsteigen könnte. Er funktioniert für Mark Zuckerberg, der mit einer Idee, die ursprünglich nicht die seine war, vom Studenten zum zeitweilig zweitreichsten Mann der Welt wurde und heute mit Facebook, Instagram und WhatsApp einige der wichtigsten sozialen Plattformen der Welt kontrolliert. Er funktioniert für Peter Thiel, ein Einwandererkind mit deutschen Wurzeln, der früh in PayPal und Facebook investierte, damit Milliardär wurde und 2016 mit seinem Geld für Donald Trump Wahlkampf betrieb.
Aber er funktioniert nicht mehr für die Mehrheit der Amerikanerinnen und Amerikaner, nicht für Millionen von Migranten, denen heute nicht der Aufstieg, sondern die Deportation bevorsteht. Und, für den sozialen Frieden entscheidender noch: Er funktioniert nicht mehr für weite Teile der vornehmlich weißen Arbeiter- und Mittelklasse. Wie eine schwer durchlässige Lehmschicht im Erdreich hat der moderne Kapitalismus die gesellschaftlichen Klassen in den USA voneinander separiert.
Der Traum des sozialen Aufstiegs durch harte Arbeit, wie ihn Marco Rubios Eltern in den 1950er- und 1960er-Jahren vorlebten, war in der Geschichte der USA immer der Klebstoff, der die Gesellschaft allen Unterschieden und Spannungen zum Trotz zusammenhielt. Der Glaube an die eigene, bessere Zukunft hat die soziale Spaltung überstrahlt. Er hat die Menschen dazu bewogen, nicht gegen andere, sondern für sich zu arbeiten, das machte die amerikanische Magie aus. Dieser Glaube wirkt nicht mehr. Sein Verlust hat eine destruktive Energie freigesetzt, die sich gegeneinander richtet, nach innen, in der Konkurrenz um die Stellung in der amerikanischen Gesellschaft – und nach außen, gegen andere Länder.
Vor 25 Jahren hatten Bill Clinton und seine Berater darauf gewettet, dass die neue Wirtschaftsordnung mit ihren scheinbar unendlichen Möglichkeiten eine ungewöhnlich friedliche Phase der Weltgeschichte einläuten würden. Auf einem Time-Cover von 1999 sind Clintons Finanzminister Robert Rubin, dessen Stellvertreter Larry Summers und der Chef der US-Zentralbank, Alan Greenspan, zu sehen, unter der markigen Titelzeile: »Komitee zur Weltrettung«. Handelsabkommen hätten Militärbündnisse abgelöst, schwärmte Clintons Handelsbeauftragte Charlene Barshefsky; allein 300 solche Abkommen hat Clinton in seiner Amtszeit unterschrieben. 1994 war Clintons Regierung maßgeblich an der Gründung der Welthandelsorganisation WTO beteiligt. Wenn die ganze Welt miteinander handelt, das war die Idee, sinkt die Gefahr von Kriegen, weil alle Staaten profitieren. Zuallererst, natürlich, die USA als größte Volkswirtschaft der Welt.
25 Jahre später sind die Zölle, die Trump gegen alle und alles verhängt (auch gegen die Inselgruppe Heard & McDonald Islands, auf denen keine Menschen, aber dafür Pinguine leben), das genaue Gegenteil von Clintons Politik. Trump, selbst ein ungezähmter Kapitalist, kämpft gegen die Gesetze des Kapitalismus; er will die Spielregeln so lange ändern, bis Amerika wieder gewinnt. Die Zölle sind das Antidot zur Globalisierung, ein Versuch, das alte Amerika aus dem vergangenen Jahrhundert zu restaurieren, die Verlagerung der Industrien in die Peripherie rückgängig zu machen und den durch die beiden Kriege ruinierten amerikanischen Staatshaushalt zu sanieren. Trump schürt damit ein »Wir« gegen »Die«. Und wenn es die Pinguine auf den Heard-&-McDonald-Inseln sind.
Marco Rubio, der Einwanderersohn, hat dieses Erdbeben im Wahlkampf 2016 erahnt, aber nicht verstanden, mit wie viel Wucht diese Wut-Magma durch die verkrustete Oberfläche der US-Gesellschaft brechen würde. »Unsere Wirtschaft und unser Lebensstil haben sich schlicht und einfach fundamental verändert«, sagt Rubio an jenem Tag Ende 2015 in Knoxville, Iowa, als er in der Halle bei Weiler Manufacturing steht und ich ihm zuhöre. Die Arbeitsplätze für Niedrigqualifizierte würden »nicht zurückkommen«, Amerika brauche bessere Bildung und Ausbildung. Damit formuliert er das, was die meisten Ökonomen auch antworten würden: Die Zeit des Fließbandes und der klassischen Industrie ist in den hoch entwickelten Ländern des Westens vorbei, allen voran den USA.
Aber das ist nicht die Botschaft, die viele Amerikanerinnen und Amerikaner hören wollen. Rubio scheidet schon im Vorwahlkampf aus. Es scheiden sang- und klanglos Jeb Bush aus, der für die Vergangenheit steht, der Gouverneur Chris Christie und die Managerin des Computerherstellers Hewlett & Packard, Carly Fiorina. Sie alle sind Kandidaten des Establishments, teilweise, wie Fiorina, haben sie persönlich die Globalisierung mit vorangetrieben.
Nur der Instinktpolitiker Trump hat gewittert, welch politisches Potenzial in der neuen amerikanischen Klassenfrage liegt. Er hat die Kraft der Ohnmacht erkannt, jene »kulturelle Entwertung und Kränkungserfahrung«25, die die Verlierer der Globalisierung so außer sich sein lässt. In seinen Reden spricht Trump die Angst der Mittel- und Arbeiterklasse vor dem gesellschaftlichen Abstieg an. Er spricht das aus, was sie empfinden, nicht wohlgesetzt, nicht geschminkt und nicht pädagogisch, sondern mit einer Sprache, aggressiv und vulgär, die die Menschen emotional erreicht, dafür sehen sie ihm auch Unverschämtheiten und Lügen nach (oder feiern diese sogar). Der Milliardär Trump ist zum Kandidaten der Arbeiterklasse geworden, während die Demokraten, traditionell gewerkschaftsnah, sich zur Partei der Avocado-Toast-Milieus in den Metropolen und ihrer identitätspolitisch motivierten Untergruppen gewandelt haben. Die Demokraten hätten, kritisiert der Harvard-Philosoph Michael Sandel, nicht die eigene neoliberale Wirtschaftspolitik überdacht, sondern lieber den abgehängten Arbeiterinnen und Arbeitern voller Arroganz zugerufen, sie sollten »gefälligst an sich arbeiten und erst mal einen Abschluss machen«. Trump, so empfinden es viele Amerikaner, steht für das Aufbegehren gegen eine grundfalsche Entwicklung, während die Demokraten zu Handelsvertretern des Status quo geworden sind.
In den Vereinigten Staaten hat eine faszinierende Verschiebung von politischen Heimaten in historischen Dimensionen stattgefunden, deren langfristige Folgen noch nicht abzusehen sind. Bei den Präsidentschaftswahlen 2024 gewannen die Republikaner 14 der 15 Staaten, in denen die Zahl an College-Absolventen niedrig war. Die Demokraten holten hingegen die Mehrheit in 14 der 15 Staaten mit der höchsten Zahl an College-Absolventen.26 Die beiden Parteien haben mindestens in Teilen ihre Klientel vertauscht. Von einem »Erdbeben der neuen politischen Zuordnung« spricht Oren Cass.

Diese Entwicklung findet so oder ähnlich auch in anderen westlichen Staaten statt, etwa in Frankreich mit dem Rassemblement National und abgeschwächt in Deutschland mit der AfD. Aber in den USA ist dies nicht nur eine innenpolitische Entwicklung. Amerika ist Weltmacht, seine Innenpolitik verändert auch die internationalen Regeln. In kaum einem Land ist daraus eine so explosive Verschiebung im politischen Spektrum entstanden – und nirgendwo wird daraus eine so konsistente Politik des nationalen Egoismus wie in den USA mit Donald Trumps Agenda des »America First« an gleich zwei Fronten: aggressiv nach innen, gegen Migranten, die mit den weißen Amerikanerinnen und Amerikanern um Arbeit und Wohlstand konkurrieren. Und ebenso aggressiv nach außen, gegen andere Länder wie China, aber auch gegen die Europäische Union, die mit den USA wirtschaftlich konkurrieren. Wer über Trump spricht, darf eines nicht vergessen: Seine Zollpolitik und sein Kampf gegen andere sind nicht, wie immer wieder behauptet, erratisch, zufällig. Sie sind die DNA seiner Politik.

			
	

	
	
				
					4.»America First« gegen den Rest der Welt

				

				Im Januar 2025 spricht Marco Rubio im Kapitol in Washington vor dem außenpolitischen Ausschuss des Senats. Die Senatoren sollen ihn als neuen Außenminister bestätigen, was sie dann auch einstimmig tun werden. Rubio sieht noch immer blendend aus, fast so jungenhaft wie 2015 in Iowa bei Weiler, Inc. Mit seinem weichen, runden Gesicht und dem gescheitelten schwarzen Haar wirkt er wie der perfekte amerikanische Schwiegersohn. Diesmal ist er endlich im Zentrum der Macht angekommen – wenn auch noch nicht im Weißen Haus, so doch als wichtigster Minister im Kabinett von Donald Trump. Nach seiner gescheiterten Kandidatur 2016 und einer Phase der Zurückhaltung ist Rubio zu einem der wichtigsten Männer Washingtons aufgestiegen. Die Senatorinnen und Senatoren wollen von dem designierten amerikanischen Außenminister wissen, wie dieser die Welt sieht. Und das, was er den Senatoren als neue amerikanische Außenpolitik präsentiert, ist stahlhart.
Die Hoffnung, die Welt werde mit dem Zusammenbruch des Ostblocks nationale Identitäten zurückstellen und zu einer »globalen Familie« werden, habe sich als »gefährliche Täuschung« herausgestellt, argumentiert Rubio. Damit spielt er auf den liberalen Politologen Francis Fukuyama an, der nach dem Mauerfall 1989 »das Ende der Geschichte« nahen sah, mit einem weltweiten Sieg der liberalen Demokratie.
Auch die Globalisierung sei in ihrer aktuellen Ausprägung ein Irrweg. »Der fast schon religiöse Glaube an freien und uneingeschränkten Handel auf Kosten unserer nationalen Wirtschaft hat in Amerika und in vielen hoch entwickelten Ökonomien rund um die Welt die Arbeiterklasse in eine Krise gestürzt«, sagt der neue Außenminister, »er hat die Mittelklasse zusammenschrumpfen und die industriellen Kapazitäten kollabieren lassen sowie die entscheidenden Lieferketten in die Hand unserer Gegner und Rivalen gelegt.«
Künftig, verspricht Rubio, würden die »nationalen Interessen« der USA »über alles gestellt«. Jeder Dollar, der ausgegeben werde, jedes Programm, das finanziert werde, jede Politik, die Washington verfolge, müsse drei einfache Fragen beantworten können: Mache es Amerika sicherer? Mache es Amerika stärker? Und lasse es die amerikanische Wirtschaft wachsen? »Nie war es für unser Land nötiger und relevanter als heute, die Interessen der Amerikanerinnen und Amerikaner über alles andere zu stellen«, ruft er. Die Kürzungen bei der Entwicklungshilfeagentur USAID, die Streichung von Programmen für Gleichberechtigung und andere »Anti-Woke-Maßnahmen«, aber auch die Zerschlagung vieler NGOs werden Ausdruck dieser neuen Linie sein.
Rubio ist ein politisches Ausnahmetalent. »Seine rhetorischen Fähigkeiten sind sensationell«, sagt der Demokrat Dan Gelber, der in Florida lange mit Rubio im Parlament des Bundesstaates saß. Gelber spottet: »Wenn Marco Rubio spricht, schmelzen junge Frauen dahin, alte Frauen werden ohnmächtig und Toiletten spülen sich von selbst.«
Rubio ist allerdings auch biegsam – und ein Konvertit. Über viele Jahre lang zählte er in Washington zu den Hardlinern, die sich überall einmischen wollten, in Russland, in China, auf Kuba, in Latein- und Südamerika. Vor Trumps Aufstieg verteidigte er Migranten, die ohne gültige Papiere in die USA kamen, so wie einst seine Eltern. Einwanderer täten »genau das, was wir tun würden, wenn wir in einem Land leben würden, in dem wir unsere Familien nicht ernähren könnten«, argumentierte Rubio 2012 in seiner Autobiografie. »Wenn meine Kinder jeden Abend hungrig schlafen gingen und mein Land mir keine Möglichkeit gäbe, sie zu ernähren, gäbe es kein Gesetz, egal wie restriktiv es auch sein mag, das mich davon abhalten würde, hierher zu kommen«, schrieb er. »Wir werden nicht 12 Millionen Menschen zusammentreiben und abschieben.« Trump nannte er 2015 einen »Betrüger«, der »seine Karriere damit verbracht hat, arbeitenden Amerikanern eins auszuwischen«.
Der Sound hat sich längst gewandelt. Rubio vertritt mit gleicher Verve das Gegenteil, er verteidigt Trump und propagiert die Massendeportationen, vor denen er so gewarnt hatte. »Marco hatte schon immer ein hervorragendes Gespür dafür, wann er die große Glocke läuten musste«, sagt Dan Gelber bei unserem Treffen in Miami. Gelber hat Rubio als jemanden kennengelernt, der »sehr, sehr charmant sein kann und einen wunderbaren Humor hat«. Er erinnert sich an eine Debatte im Landesparlament von Florida, in der es hart zur Sache ging. Gelber hatte Rubio vorher angerufen und vorgewarnt, er werde den Republikaner gleich eine Stunde lang beschimpfen müssen. Rubio, so erzählt es Gelber, habe geantwortet, das ertrage er selbstverständlich, aber ob Gelber seine Tirade auf 30 Minuten verkürzen könne?
Im Kanzleramt folgte auf Rubios Ernennung zum neuen Außenminister ein Aufatmen. Die Deutschen dachten, sie würden Rubio kennen. In Berlin hielt man ihn für einen moderaten Pragmatiker, mit dem man reden könne. Als jemand, der als diplomatischer »backchannel« dienen könnte, um die wildesten Eskapaden von Trump zu glätten. Annalena Baerbock, die Rubio mehrmals in ihrer Zeit als Außenministerin traf, beschreibt ihn als »intelligenten, humorvollen und absolut versierten Außenminister«, gerade in internen Sitzungen – bei dem man allerdings habe zuschauen können, wie mit jedem Monat im Amt die Fachkenntnisse der MAGA-Sprache gewichen seien.27
Rubio ist kein Freund Europas. Er ist ein Freund Amerikas. In Trumps Regierung tritt er humorlos auf, als Hardliner. Trump machte ihn erst zu seinem Außenminister und kurz darauf zusätzlich zum Nationalen Sicherheitsberater. Zudem leitet er die Reorganisation der Entwicklungsbehörde (USAID) und ist Interimschef des Nationalarchivs. Eine solche Ämteranhäufung gab es seit Henry Kissinger vor fünfzig Jahren nicht mehr. Neben J. D. Vance gilt Rubio als einer der aussichtsreichsten Kandidaten der Republikaner für die Ära nach Trump. Rubio werde der »Kissinger unserer Zeit« werden, glaubt Trumps Vertrauter Stephen Miller. Das, was Rubio skizziert, ist auch ein Ausblick auf das Amerika von morgen.
Im Kapitol, bei seiner Anhörung, redet der Außenminister nicht über Bündnisse und nicht über befreundete Nationen. Alles dreht sich um die USA. Nur an einer einzigen Stelle erwähnt er den Westen, in einem Tonfall, in dem amerikanische Außenminister normalerweise sprechen, wenn in China Menschenrechtsproteste niedergeknüppelt werden. Aber Rubio meint nicht China. Er meint Europa. »Überall im Westen zensieren und verfolgen die Regierungen ihre innenpolitischen Gegner, während radikale Dschihadisten offen durch die Straßen marschieren und Autos in unsere Bevölkerung fahren.« Später wird er noch ergänzen, die Versuche, US-amerikanische Tech-Konzerne zu »regulieren, auszuschließen oder zu zensieren«, würden »die Frage aufwerfen, ob wir noch die gleichen Werte verfolgen«.28
Die Rede des neuen Außenministers mündet in einem Satz, der damals kaum beachtet wird, aber dessen Botschaft wichtiger kaum sein könnte: Die globale Nachkriegsordnung, sagt Rubio, sei nicht nur »obsolet, sie ist zu einer Waffe geworden, die gegen uns gebraucht wird«. Jene Nachkriegsordnung, in der die Vereinigten Staaten »der ›erste Bürger‹ waren, in der sie hegemoniale Führung durchgesetzt haben, Allianzen zusammenhielten, die Weltwirtschaft stabilisierten, mit anderen kooperierten und die Werte der ›freien Welt‹ vertraten«, wie der Politologe John Ikenberry schreibt, und in der Europa und die USA zusammenstanden – alles obsolet, und zwar ab sofort.29
Die Leichtigkeit, mit der Rubio die gemeinsame Geschichte des Westens seit dem Zweiten Weltkrieg für beendet erklärt, mag verstörend wirken. Aber sie verdeckt, dass die demonstrative Abkehr der Amerikanerinnen und Amerikaner vom Rest der Welt nicht neu ist. Sie ist eine Reise in die Vergangenheit, wie so vieles in den USA von heute.
Die US-Außenpolitik schwankt seit jeher zwischen Imperialismus und Isolationismus. Und in vielerlei Hinsicht ähnelt die Außenpolitik unter Trump jener Haltung zur Welt, die im Amerika der 1930er-Jahre populär war, zwischen den beiden Weltkriegen, in einer Phase der Geschichte, in der die internationalen Machtverhältnisse ähnlich in Unordnung waren wie heute. Die Ähnlichkeiten sind verblüffend, bis hin zu den Begriffen. Trumps Slogan »America First« ist eine Anleihe aus der Geschichte, abgeschaut bei den »America First«-Komitees, die sich zu Beginn des Zweiten Weltkriegs in den USA gegründet hatten.
Nach dem Ersten Weltkrieg hatte die amerikanische Skepsis gegenüber jeglichem Multilateralismus zu einer politischen Blockade mit globalen Auswirkungen geführt. Woodrow Wilson, der 28. US-amerikanische Präsident, wollte einen Ort schaffen, an dem verhandelt und um den Weltfrieden gerungen werden sollte, ein vergleichbares Blutvergießen wie zwischen 1914 und 1918 sollte es nie wieder geben. Ein solcher Ort, so Wilsons Idee, könnte ein internationaler Völkerbund sein.
Doch als der Völkerbund am 10. Januar 1920 schließlich gegründet wurde, traten ihm die USA überraschend nicht bei: Der US-Kongress hatte sich geweigert, den Vertrag von Versailles zu ratifizieren, in dem auch die Gründung des Völkerbundes festgeschrieben war – aus Angst, andere Länder könnten sich in die inneren Angelegenheiten der USA einmischen.
In den Jahren darauf formte sich in den Vereinigten Staaten in beiden großen Parteien eine regelrechte »Anti-Europa-Haltung«. Er sei ein Anhänger der Demokratie und werde »nichts mit dem giftigen europäischen Schlamassel zu tun haben«, verkündete der demokratische Senator Homer Bone, der den Staat Washington vertrat. Sein Kollege aus North Dakota, der republikanische Senator Gerald P. Nye, veröffentlichte 1936 einen Untersuchungsbericht zum Ersten Weltkrieg, in dem er anprangerte, Bankiers und die Rüstungslobby hätten die USA in den Krieg getrieben, um die eigenen Profite zu steigern – was nicht ganz falsch war. »Merchants of death« nannte Nye die Waffenindustrie: Händler des Todes. Niemals dürfe sich etwas Vergleichbares wiederholen.
Und Robert Taft, Senator aus Ohio und damals einer der einflussreichsten Republikaner im Land, verkündete öffentlich, die faschistischen Bewegungen in Europa seien ihm herzlich egal. Die Vereinigten Staaten könnten nicht »über die Welt wie ein Ritter wachen«, um die Demokratie zu verteidigen und »wie Don Quijote gegen die Windmühlenflügel des Faschismus« anzurennen. Die Welt sei »groß genug, um alle möglichen Lebensarten zu umfassen«, argumentierte Taft, als sei der Faschismus eine Frage des persönlichen Geschmacks, so, wie man sich für seinen Lieblings-Urlaubsort entscheidet.30 Die Sorge des Senators galt vielmehr dem Vormarsch der Linken und Liberalen daheim und einem vermeintlichen »liberalen Imperium«, das, wie der Republikaner argumentierte, »eine Diktatur in unserem Land« bedeuten würde. Ganz ähnlich klingt heute J. D. Vance, mit dem kleinen Unterschied, dass Taft zwar ein einflussreicher Senator war – Vance aber Vizepräsident der USA ist.
Zwischen 1935 und 1937 verabschiedete der US-Kongress eine Reihe von Gesetzen, die sogenannten Neutrality Acts, die es amerikanischen Unternehmen verboten, während eines Kriegs Waffen an die beteiligten Parteien zu verkaufen. Und Franklin D. Roosevelt erklärte noch bei Ausbruch des Zweiten Weltkriegs 1939, die USA würden sich strikt neutral verhalten. Auf jene Zeit spielt das Winston Churchill zugeschriebene Bonmot an, wonach die Amerikaner »immer das Richtige« tun würden, »aber erst, nachdem sie jede andere Möglichkeit ausprobiert haben«.31
Während Europa also in Flammen stand, die Nationalsozialisten in Polen einmarschierten, Frankreich überfielen und weite Teile von Skandinavien besetzten, gründeten sich in ganz Amerika Ortsgruppen unter dem Slogan »America First«, die gegen eine Beteiligung der USA an dem Krieg mobilisierten. Studenten der Eliteuniversität Yale, unter ihnen der spätere Richter am Supreme Court, Potter Stewart, und der spätere Yale-Präsident Kingman Brewster Junior, hatten das erste Komitee einberufen. Reiche Industrielle und Politiker schlossen sich an, »America First« wurde zu einer Massenbewegung. Nach wenigen Monaten waren bereits 800 000 Amerikanerinnen und Amerikaner einer der rund 450 Ortsgruppen beigetreten. Bis zum japanischen Angriff auf Pearl Harbor im Dezember 1941 zählte »America First« zu den einflussreichsten außerparlamentarischen Bewegungen der amerikanischen Politik.32
Die USA empfänden neben dem Verlangen, die Welt nach ihren Interessen zu formen, gleichzeitig immer auch einen »evidenten Wunsch, sich selbst von der Welt fernzuhalten«, argumentiert der US-Politologe Robert Kagan. Amerika sei »die Greta Garbo der Nationen: Es will einfach in Ruhe gelassen werden.« Eine Diva eben.
Die Welt könnte sich darauf einstellen, wenn Amerika immerzu Greta Garbo wäre. Aber so ist es nicht. Manchmal treten die USA auch wie der Wrestler Hulk Hogan auf (der, kein Zufall, bis zu seinem Tode ein Anhänger von Trump war). Zu der verzagten, ignoranten und gelegentlich feindseligen Haltung der USA gegenüber dem Rest der Welt gehört eine überbordende Hybris, die Züge eines Größenwahns trägt und die dazu führt, dass die USA einen alles überwölbenden Herrschaftsanspruch verfolgen. Oder, wie es ein enger Vertrauter von George W. Bush 2004 gegenüber dem Journalisten Ron Suskind beschrieb: »Wir sind ein Imperium, und wenn wir handeln, schaffen wir unsere eigene Realität. Und während der Rest dabei ist, sich an diese Realität zu gewöhnen, handeln wir erneut, schaffen andere, neue Realitäten, an die man sich ebenfalls gewöhnen kann (…). Wir sind Akteure der Geschichte, und alle anderen können nur zusehen, was wir tun.«33 Trump hätte es nicht schöner formulieren können.

Diese Sicht auf sich selbst und den Rest der Welt entspringt einer Mischung aus quasi-religiöser Überhöhung und politischem Selbstverständnis, die die amerikanische Gesellschaft seit ihrer Gründung prägt. In kaum einer Rede versäumen es amerikanische Politiker, zu betonen, wie einzigartig ihr Land sei. The »greatest nation on earth« ist in der US-Politik zu einer stehenden Redewendung geworden, oder, wie Donald Trump es gerne als Superlativ steigert: »We are the greatest nation in the history of the world«, die großartigste Nation in der Geschichte der Welt. Man kann das als Rhetorik abtun, als Streicheln der amerikanischen Seele, als Sound, den Politiker anstimmen müssen, wenn sie von der außenpolitisch skeptischen, innenpolitisch patriotischen amerikanischen Bevölkerung gewählt werden wollen. Die Amerikaner finden es in aller Regel ebenso selbstverständlich, wenn die Franzosen Frankreich für die »greatest nation on earth« halten oder die Italiener Italien. Für Eltern sind immer die eigenen Kinder die weltbesten.
Aber die amerikanische Betonung der eigenen Großartigkeit ist mehr. Sie ist nicht nur Wahlkampf-Prosa, sondern auch ein politisches Konzept, das sich in dem Begriff des »American Exceptionalism« verdichtet: der amerikanischen Einzigartigkeit. Daraus leitet sich eine Haltung ab, die die Geopolitik des vergangenen Jahrhunderts bestimmt und die Welt nach amerikanischen Interessen geformt hat (jene Nachkriegsordnung, die Marco Rubio gerade für obsolet erklärt hat). Die amerikanischen Eliten halten sich für etwas Besonderes. Sie halten sich für auserwählt.

In die öffentliche Diskussion eingeführt hat den Begriff der französische Philosoph Alexis de Tocqueville, der vor fast 200 Jahren in De la démocratie en Amérique schrieb: Die Situation der Amerikaner sei »ziemlich exzeptionell«, und es erscheine möglich, dass kein demokratisches Volk jemals in eine ähnliche Situation geraten werde. Tocqueville nennt den Puritanismus, die Art, die Wirtschaft frei und ungezügelt zu organisieren, die geografische Lage der USA und die Verbindung zu Europa als Gründe für die Einzigartigkeit. Amerikanische Politiker haben die Liste später um die demokratischen Regeln, religiöse Werte und moralische Überlegenheit ergänzt. Die Mormonen beispielsweise betrachten neben Jerusalem auch Amerika als das »heilige Land«, in das Gott die Gläubigen geführt habe und in dem Jesus Christus wiederauferstehen werde.
Fast alle US-amerikanischen Präsidenten haben sich auf den »American Exceptionalism« berufen und damit ihre Politik gerechtfertigt. Bill Clinton beispielsweise verband die Idee der amerikanischen Exzeptionalität mit der Verpflichtung, Demokratie und Marktwirtschaft zu exportieren und bei internationalen Krisen einzugreifen, etwa auf dem Balkan oder 1994 in Haiti. Amerika, verkündete Clinton 1996, bleibe eine »unverzichtbare Nation«. Ronald Reagan nannte sein Land nicht nur die »shining city on the hill«, ein leuchtendes Vorbild für alle Menschen, sondern auch die »letzte beste Hoffnung der Menschen auf der Erde«. Man bekommt eine Ahnung davon, wie schwer das Amt des amerikanischen Präsidenten bei so viel Pathos und Patina auf seinen Inhabern lastet.
Selbst Barack Obama, der in seinen beiden Amtszeiten bemüht war, dieses (Selbst-)Bild der USA weichzuzeichnen, machte sich die Idee zu eigen und versuchte zugleich, sie politisch zu entschärfen. In einer seiner ersten großen Reden wandte sich Obama in Kairo an die muslimische Gemeinde, er beendete den Irak-Krieg und warb 2009 für eine atomwaffenfreie Welt. Er war der am wenigsten amerikanische US-Präsident seit Langem. Und doch berief sich auch Obama auf die amerikanische Einzigartigkeit, ganz ohne geht es eben in den USA nicht: »Ich glaube an amerikanischen Exzeptionalismus, so, wie vermutlich die Briten an britischen Exzeptionalismus glauben und die Griechen an griechischen Exzeptionalismus« – ein fast schon anrührender Versuch, sich ein bisschen, aber nicht zu sehr über andere zu erheben. Im August 2013, auf dem Höhepunkt der Affäre um den ehemaligen Mitarbeiter des Geheimdienstes NSA Edward Snowden, der als Whistleblower an die Öffentlichkeit gegangen war, begründete Obama sogar den amerikanischen Umgang mit Verfehlungen als weiteren Grund für die Außergewöhnlichkeit der USA: »Amerika ist kein perfekter Ort. Wir haben unsere Fehler gemacht. Aber was uns unterscheidet, ist, dass wir diese Fehler korrigieren. Das macht uns exzeptionell.«
Nur konsequent ist, dass mit dieser postulierten Einzigartigkeit Amerikas auch ein entsprechendes militärisches Konzept einhergeht. Die US-Armee handelt nach einer vom Pentagon erlassenen und immer wieder aktualisierten Doktrin, dass sie an jedem Ort der Welt zu jedem Zeitpunkt den Armeen anderer Länder überlegen sein müsse. Das Ziel ist »full-spectrum superiority«, also allumfassende Überlegenheit gegen jede andere Armee. Zunächst galt diese Doktrin für die Land-, Luft- und Seestreitkräfte. Später, mit dem Beginn des Internet-Zeitalters, wurde sie auf den Cyberspace sowie vor einigen Jahren auch auf den Weltraum ausgedehnt.
In den geheimen NSA-Dokumenten, die uns Edward Snowden zur Auswertung zur Verfügung stellte, sind mein Kollege Marcel Rosenbach und ich auf eine Direktive des damaligen NSA-Direktors Kenneth Minihan gestoßen. Im Juni 1996 schrieb der NSA-Chef in einem internen Rundschreiben an seine Mitarbeiter: »Eine Informationsrevolution fegt durch die Welt, die so radikale Veränderungen erzwingt wie einst die Entwicklung der Atombombe. So wie die Kontrolle der industriellen Technologie einst der Schlüssel zu militärischer und ökonomischer Macht während der vergangenen zwei Jahrhunderte war, wird die Kontrolle der Informationstechnologie der Schlüssel zur Macht im 21. Jahrhundert.« Die USA müssten eine Initiative starten, die einem einzigen Ziel dient: »der informationellen Vorherrschaft für Amerika«.34 Nicht von ungefähr fördert das Weiße Haus auch unter Trump die globale Dominanz der großen US-Digitalkonzerne – bis hin zur Übernahme von TikTok in den USA durch ihm wohlgesonnene amerikanische Milliardäre.

Die Vorherrschaft Amerikas, um die geht es, das ist die zumindest intern unverhüllte Logik dieser Doktrin und letztlich der amerikanischen Außenpolitik. Die Annahme, dass die USA die großartigste Nation in der Geschichte der Menschheit seien, verbindet sich mit dem Glauben an die eigene Einzigartigkeit zu einem politischen und militärischen Machtanspruch, der keine andere Nation neben sich duldet. Wie verlockend die Möglichkeit ist, diese Vorherrschaft mithilfe von Gewalt zu zementieren, zeigt ein Ausspruch der ehemaligen amerikanischen Außenministerin Madeleine Albright, die 1993 den damaligen Stabschef der US-Armee Colin Powell, der nicht auf dem Balkan eingreifen wollte, wütend fragte: »Colin, für was sparen Sie sich diese großartige Militärmacht auf, wenn wir sie nicht einsetzen können?«35

In den 250 Jahren seit ihrer Gründung befanden sich die USA je nach Zählung nur in etwa 20 Jahren nicht im Krieg oder in einem militärischen Konflikt. Man muss Donald Trump fast dankbar dafür sein, dass er das amerikanische Verteidigungsministerium in Kriegsministerium umbenannte, so bleiben keinerlei Illusionen. Wer meint, die auserwählte Nation zu sein, der nimmt für sich andere Regeln in Anspruch als für andere. Und wer sich und sein Land für einzigartig hält, der schaut fast zwangsläufig auf andere herab. Eine Partnerschaft auf Augenhöhe ist schwierig, vielleicht unmöglich. Die USA sind nicht einer von vielen und auch nicht primus inter pares. Sie sind der Hegemon.

Daran sollte man sich erinnern, wenn man mit den Vereinigten Staaten zu tun hat. Manche Interventionen, wie der Eintritt in den Zweiten Weltkrieg, haben der Welt Segen und Jahrzehnte des Friedens gebracht. Die allgemeine Akzeptanz der Macht Amerikas nach 1945 sei »entscheidend für die Aufrechterhaltung des Friedens zwischen den Großmächten gewesen«, argumentiert Robert Kagan.
Es mag Ausnahmen im Weißen Haus geben, Präsidenten, die nicht alles dem Vormachtanspruch der USA unterordnen. George H.W. Bush befürwortete die Wiedervereinigung Deutschlands und setzte sich gegen die Bedenken der Briten und Franzosen durch. Obama beendete den Irak-Krieg und setzte sich für Aussöhnung ein. Auch Joe Biden verstand sich als Freund Europas und stellte wiederholt seine eigenen Interessen zurück, um den Europäern entgegenzukommen. Aber es liegt im Wesen und Selbstverständnis der USA, die amerikanische Nation als überlegen zu betrachten und nach eigenen Regeln zu handeln. Diesen Erwartungen, die sowohl vom eigenen Volk als auch von anderen Nationen an Washington herangetragen werden, kann sich kein amerikanischer Präsident auf Dauer entziehen. Und wer wie Obama 2013 in Syrien tagelang zögert, das US-Militär einzusetzen (in diesem Fall gegen das Assad-Regime, das Giftgas gegen die eigene Bevölkerung eingesetzt hatte), der gerät in den Augen der amerikanischen Öffentlichkeit schnell in den Ruch, führungsschwach zu sein.

Außenpolitische Realitäten, aber auch internationale Verträge und multinationale Institutionen wie die Vereinten Nationen, die Weltbank oder die Welthandelsorganisation haben die USA immer wieder eingebunden und daran gehindert, ohne Rücksicht auf andere Länder aufzutreten. Sie haben das bewirkt, was der US-Kongress bei der Gründung des Völkerbundes noch verhindert hatte: Sie haben die USA gezähmt.
Eine toxische politische Mischung ist hingegen durch die Verschmelzung des generellen amerikanischen Exzeptionalismus mit Donald Trumps aggressivem Konzept des »America First« entstanden. Wenn sich ein globaler Führungsanspruch mit dem brutalen Egoismus einer Weltmacht paart, wie ihn Trump oder Rubio vertreten, entsteht ein entfesselter Exzeptionalismus, der keine Limits und keine Skrupel kennt. Das Ergebnis ist eine neoimperialistische Weltsicht, in der das Verteidigungsministerium als »Kriegsministerium« firmiert und in der Staaten wie Kanada, Inseln wie Grönland oder Schlüsselorte des Welthandels wie der Panama-Kanal als Beute der eigenen Interessen betrachtet werden. Dieser entfesselte Exzeptionalismus kann zu ungewöhnlichen Ergebnissen führen, wie bei der Freilassung der israelischen Geiseln durch die Hamas im Gazastreifen. Aber er macht es Verbündeten nahezu unmöglich, sich auf die Abhängigkeit von den USA einzulassen – es sei denn, man akzeptiert sie als Unterwerfung.

			
	

	
	
				
					5.»Regime change«: Warum die USA ein anderes Europa wollen

				

				Zwischen Donald Trumps erster und zweiter Amtszeit liegen nur vier Jahre – und eine Zäsur, jedenfalls für Deutschland und Europa. Denn anders als in seiner ersten Amtszeit sehen sich Trump und seine Leute nicht mehr als historische Ausnahme, sondern als Missionare jener Kulturrevolution von rechts, die den Westen erfasst hat. Sie haben beschlossen, den neuen Zeitgeist von Washington aus nicht nur nach Los Angeles, Chicago oder New York zu tragen, sondern auch nach Europa. Sie wollen einen anderen Westen. Sie wollen »Regime change«. Nicht durch Soldaten, sondern durch Ideologen. Der prominenteste Vertreter dieser Umsturzbewegung ist Trumps Vizepräsident James David »J.D.« Vance.
An einem Mittwoch im Mai 2025 sitzt Vance im plüschigen Ballsaal des Willard InterContinental Hotels, nur zwei Fußminuten vom Weißen Haus entfernt. Vance trägt einen schwarzen Anzug mit einer grauen Krawatte, alles an ihm strahlt Kühle aus. Eingerahmt von zwei US-Flaggen und zwei Fahnen mit dem Signet des Vizepräsidenten, die eine Mitarbeiterin von Vance sorgsam zurechtgezupft hat, unterhält er sich mit Wolfgang Ischinger, dem langjährigen Chef der Münchner Sicherheitskonferenz. Ich bin mit Ischinger und einer kleinen deutschen Delegation nach Washington geflogen, um bei dem Treffen mit Vance dabei zu sein. Die Frage, die Ischinger Vance stellen wird, ist Ausdruck der Erschütterung, die selbst altgediente Transatlantiker erfasst hat: Spielen die Amerikaner noch im gleichen Team wie die Europäer? Gibt es die deutsch-amerikanische Freundschaft noch?
Vance ist ein Gesprächspartner, bei dem Vorsicht angeraten ist. Gelegentlich wirkt er, als empfinde er eine zynische Freude, seine Gesprächspartner vorzuführen. Als der ukrainische Präsident Wolodymyr Selenskyj im Frühjahr 2025 in Washington zu Besuch war, leitete eine Bemerkung von Vance die öffentliche Demütigung Selenskyjs ein. Live und zu bester Sendezeit musste der Ukrainer bei Donald Trump Abbitte leisten wie ein armer Bauer, der bei Hof vorspricht.
»Ich glaube immer noch sehr daran, dass die USA und Europa im gleichen Team spielen«, antwortet Vance im Willard Hotel auf Ischingers Frage. Es sei »lächerlich«, einen Keil zwischen die beiden treiben zu wollen. Aber Europa und die Vereinigten Staaten seien »vom Kurs abgekommen und müssen das korrigieren«, fordert Vance. »Wir müssen über die großen Fragen sprechen.« Das, was er den Europäern vorwerfe, habe gleichermaßen für das Amerika unter Joe Biden gegolten. Aber selbstverständlich verbänden beide Kontinente noch immer die gleichen zivilisatorischen Werte.
Nur welche Werte?
In Vance’ Sicht ist Europa auf dem gleichen fehlgeleiteten Weg, wie es die USA vor 2016 gewesen seien, bevor Trump ins Weiße Haus einzog: ein vermeintlich hyperwoker Kontinent, überrannt von Migranten und kontrolliert von linken Minderheiten, die der weißen, konservativen Mehrheit das Wort verbieten und die »normale Menschen« unterdrücken würden. Wie feindselig Vance Europa betrachtet, wurde Anfang 2025 auf der Münchner Sicherheitskonferenz 2025 sichtbar, an der der US-Vizepräsident als ranghöchster Repräsentant der US-Regierung teilnahm. Er hielt in München eine Grundsatzrede, in der er sein Bild vom alten Kontinent zeichnete.
Die größte Bedrohung für Europa gehe nicht von Russland aus, mit seinen Panzern und Raketen, die jeden Tag Ukrainer töten, rief Vance in München in den Saal des Bayerischen Hofes. Sie gehe nicht von China aus, sondern von den Europäern selber. »Was mir am meisten Sorgen macht, ist die Bedrohung von innen – der Rückzug Europas von einigen seiner fundamentalsten Werte«, las er vom Teleprompter ab und führte als Beispiele die Einschränkungen der freien Rede und die vermeintliche Missachtung des Volkswillens an, die beispielsweise in Deutschland dazu führen könne, dass ein Wahlergebnis annulliert werde, wenn es nicht passe. Annullierung von Wahlen? Nach allem, was man heute weiß, fanden die letzten manipulierten Wahlen in Deutschland in der DDR und davor unter den Nationalsozialisten statt, aber diese Wahlen meinte Vance nicht. Er meinte die Bundesrepublik Deutschland von heute.
Im Kalten Krieg seien die Fronten klar gewesen: Die Verteidiger der Demokratie hätten in Europa gegen die Kräfte der Tyrannei gekämpft, fuhr der Vizepräsident fort. Heute sei hingegen nicht mehr klar, was mit den Siegern des Kalten Krieges passiert sei, in Brüssel, in Schottland, in Deutschland, in Schweden, in Großbritannien, wo gläubige Christen verfolgt würden. Man brauche gar nicht erst über höhere Rüstungsetats zu reden, wenn man sich nicht einig sei, »was wir eigentlich verteidigen wollen«. Vance verglich die Debatte in Europa mit der in der Sowjetunion zu Zeiten des Kalten Krieges, damals Amerikas Erzfeind. Er zeichnete das Bild eines autoritären Europas, das nicht weit davon entfernt sei, in eine Diktatur abzugleiten. Aus Washingtoner Perspektive sieht derzeit jede europäische Hauptstadt aus wie einst Moskau.
Die versammelten europäischen Staatschefs und Minister waren sprachlos. Hatte er das wirklich so gesagt?

Ja, das hatte er. Und, schlimmer noch: Die Rede war kein Ausrutscher.

Vance’ Weltbild ist geschlossener als das von Trump, der sich vor allem auf Instinkt, Machtfragen und persönliche Beziehungen verlässt. Der Vizepräsident, der im August 2019 in einer förmlichen Zeremonie zum Katholizismus konvertierte, ist ein langfristig denkender Stratege.
Anders als Trump, der in die amerikanische Oberklasse hineingeboren wurde, wuchs Vance in bitteren Verhältnissen auf. Sein Vater hatte ihn zur Adoption freigegeben, seine Mutter war auf Drogen und kümmerte sich nicht um ihn. Vance verbrachte die meiste Zeit seiner Kindheit bei seinen Großeltern in Middletown, Ohio, wo der größte Arbeitgeber das örtliche Stahlwerk war, das dort Mitte der 1980er-Jahre eine Krise ungekannten Ausmaßes auslöste, als Tausende von Stahlarbeitern entlassen wurden. Vance’ Memoiren Hillbilly Elegy, in denen er die Tristesse seiner Jugend verarbeitete, wurden ein internationaler Bestseller, ein amerikanisches Pendant zu Didier Eribons Rückkehr nach Reims. Das Buch beschreibt das Leben der weißen Landbevölkerung im sogenannten »Rust Belt«, der einst das Herz der stolzen US-Stahlindustrie war und zu einer Region der Hoffnungslosigkeit wurde, aus der wegzieht, wer kann, und verzweifelt, wer bleibt.
Für Vance war die U.S. Army das Ticket raus aus der Hoffnungslosigkeit. Nach der Highschool schrieb er sich für vier Jahre bei den Marines ein, er suchte etwas, das seinem Leben Halt gab. Vance war nicht im Kampfeinsatz, er war ein Armee-Berichterstatter des Second Marine Aircraft Wing, und trotzdem prägte der Krieg seine Sicht auf die Politik und auf die amerikanischen Eliten. Das »außenpolitische Establishment dieses Landes« hält er seitdem für »einen kompletten Witz«.
Er sei als »junger Idealist« in den Irak aufgebrochen, »bereit, um Demokratie und Liberalismus in den rückständigen Ländern der Welt zu verbreiten«, erinnert sich Vance.36 Aber als er im Irak die Wirklichkeit des Alltags sah, sei ihm klargeworden, dass man ihn »angelogen« habe. Die Behauptung, Amerika kämpfe »einen Krieg für Freiheit und Demokratie«, sei nichts als Propaganda.37 Demokratieexport made in USA, mit Apache-Helikoptern und Sturmgewehren, das war seine Lehre aus dem Irak-Krieg, ist zum Scheitern verdammt.
Vance gilt als Anführer der Isolationisten, als jemand, der die amerikanischen Soldaten zurück nach Amerika holen und sich aus Konflikten anderswo heraushalten will. So begründet er auch seine mehrfach erneuerte Ablehnung, Waffen an die Ukraine zu liefern. Mit Vance hat der erste Veteran eines der beiden großen Kriege im Irak und in Afghanistan das Weiße Haus erreicht und mit ihm die politischen Spätfolgen der beiden Feldzüge.
Nach der Rückkehr aus dem Irak finanzierten ihm seine Großeltern ein Studium an der juristischen Fakultät der Eliteuniversität Yale. Später arbeitete er als Investmentberater bei der Firma des deutsch-amerikanischen Milliardärs Peter Thiel aus dem Silicon Valley, der die Personifizierung einer den normalen Menschen entrückten, superreichen Elite ist. Aus den vielen verstörenden Thesen von Thiel sticht eine heraus, die er bereits 2009 veröffentlichte: »Ich glaube nicht mehr, dass Freiheit und Demokratie kompatibel sind.«38 Mit Thiels Unterstützung gründete Vance später seine eigene Firma für Risikokapital namens Narya Capital.
Vance ist ein Kind der weißen, deklassierten Arbeiterschicht, die die Globalisierung am härtesten getroffen hat. Und er ist zugleich in eine Klasse aufgestiegen, die den amerikanischen Finanzkapitalismus verkörpert und eben jene Verhältnisse mit produziert hat, die Vance in vielen Reden und in Hillbilly Elegy anprangert. Er ist damit Teil eines Paradoxes geworden, das Trumps Regierungen von Beginn an ausgezeichnet hat: dass es Millionäre und Milliardäre sind, die von der Globalisierung profitieren, aber als vermeintliche Vertreter der einfachen Leute kandidieren (und dabei wie von Zauberhand selber reich und reicher werden).
Seine Biografie hat Vance stärker geprägt, als es bei den meisten anderen Politikern der Fall ist, sie hat sein Weltbild geformt: weiß, fundamental-christlich und konservativ, mit einem Faible für das Männliche und der Sehnsucht nach einer klassischen Familie. Vance hat nicht vergessen, wo er herkommt, die weiße Arbeiterklasse ist bis heute der Fixpunkt seiner Politik. Er sei »der gesalbte Sprecher jener 40 Prozent des Landes, die die weiße Arbeiterklasse umfasst, die plötzlich politische Macht und kulturelle Aufmerksamkeit erfährt«, schreibt der amerikanische Autor George Packer. Vance’ Erfolg sei »Teil eines nationalen Versagens: der Aufgabe der amerikanischen Arbeiter durch den globalen Neoliberalismus; des kulturellen Zerfalls der Arbeiterklasse; der endlosen, nicht gewinnbaren Kriege; einer dominanten Elite, die brutalen Wettbewerb mit rigiden herkömmlichen Identitätsvorstellungen verbindet – eine Reaktion auf populistischen Autoritarismus.«39
Vance, sagen Leute, die ihn besser kennen, sei allerdings schon immer auch ein Opportunist gewesen, dem es vornehmlich um das eigene Fortkommen gehe. In dieser Disziplin unterscheidet er sich wenig von Marco Rubio und Trump selbst. Anfangs hatte Vance Trump noch scharf kritisiert und ihn kurz vor dessen erster Wahl einen »Idioten« genannt. Einem Geschäftspartner schrieb er auf Facebook: »Ich schwanke, ob ich Trump für ein zynisches Arschloch wie Nixon halten soll, der nur nicht ganz so schlimm ist (und sogar nützlich sein könnte) oder für Amerikas Hitler«.40 Normalerweise hätten solche Worte das Ende der Karriere bedeutet, jedenfalls, solange Trump an der Macht ist – nicht aber für Vance. Auf wundersame Weise wandelte er sich zu einem MAGA-Mann, angeblich wegen Trumps Fokussierung auf die Arbeiterklasse und der rigiden Handelspolitik. Die Mischung aus Machtopportunismus und einer für Trump interessanten, ungewöhnlichen Biografie machte ihn zu einem vielversprechenden Kandidaten für den Posten des Vizepräsidenten. Vance habe mittlerweile bessere Chancen als jeder andere, der nächste US-Präsident nach Trump zu werden, glaubt George Packer.
Zu Vance’ wichtigsten Ideengebern zählt Patrick J. Deneen, ein katholischer Professor für Politikwissenschaft der Universität von Notre Dame, Indiana. Deneen hat kurz vor Trumps erster Amtszeit einen Bestseller veröffentlicht, Why Liberalism Failed, und 2023 ein weiteres Buch nachgelegt, dessen Titel zusammenfasst, was Vance und auch Marco Rubio bewegt: Regime Change.41
In seinem Buch ruft Deneen nicht weniger als das Ende des Nachkriegszeitalters aus. Während der »Pax Americana«, der Phase amerikanischer Übermacht nach dem Zweiten Weltkrieg, habe sich die Gesellschaft daran gewöhnt, in ein linkes und ein rechtes Lager geteilt zu sein, die aber in ihrem Wesen beides liberale Strömungen gewesen seien. Die Bruchlinie der heutigen Gesellschaft verlaufe aber nicht mehr zwischen links und rechts, sondern zwischen der großen Masse und einer kleinen Elite. Deneen nennt sie in Anlehnung an Philosophen wie Aristoteles und Cicero »the many« und »the few«. Oder, profaner ausgedrückt: Die gesellschaftliche Grenze verläuft zwischen den Walmart-Kunden und der »Laptop-Klasse«, wie er sie tauft (ob Deneen sein Buch auf einer Schreibmaschine geschrieben hat, ist nicht bekannt).
Zur Elite zählt er sowohl neoliberale Konservative wie progressive Linke, die darin geeint seien, dass sie daran glaubten, »dass politischer Frieden am besten und nur durch Fortschritt erreicht werden kann«. Beide, Konservative wie Linke, würden die gesellschaftliche Macht für sich reklamieren, die vermeintlichen Gegensätze hätten sich in der Form eines »woke capitalism« zusammengefunden, argumentiert Deneen. Links und rechts seien zu einer »neuen herrschenden Klasse« verschmolzen, »die das Leben der Massen« bestimme. Eine »perfekte Symbiose« der Ideen der wirtschaftlichen Rechten und der sozialen Linken habe eine Politik kreiert, »die darauf abzielt, eine Bevölkerung zu schaffen, die mit Ablenkung, Konsum und Hedonismus zufrieden ist«. Entstanden sei eine »progressive Tyrannei«. Auf Deutschland übertragen sind in Deneens Logik cducsuspdfdpgrüne alles eins, nur die AfD und die Linke stechen heraus.
Deneen porträtiert eine zerfallende amerikanische Gesellschaft, die sich von Familie, Nachbarschaft und Kirche abgewandt hat, mit einem digitalen Kapitalismus, der nicht der Mehrheit der Menschen dient, sondern den Reichtum weniger mehrt, in dem die Gemeinschaften auseinanderbrechen und die christlichen Werte von einem selbstzufriedenen Individualismus abgelöst worden seien. Aber in der Spätphase der Postmoderne, in der wir uns befänden würden Liberalismus und Fortschrittsglauben von den »many«, dem Volk, hinweggespült werden, hofft Deneen, weil die Elite nicht mehr liefern könne, was die Menschen wirklich wollten. Das Buch benennt die Schmerzpunkte des globalisierten Kapitalismus und der offenen Gesellschaft, aber es umweht eine modrige Mischung aus revolutionärem Aufstand und sehr altem Geist der Antimoderne, samt lustvoll kultivierter Fortschrittskritik. Liberal, das ist bei ihm nichts als ein Schimpfwort.
Deneen, der selbst an den Elite-Universitäten Princeton und Georgetown gelehrt hat und zu den »few« zählt, pflegt eine Mischung von Gedanken, die irgendwo zwischen dem französischen Neurechten Alain de Benoist und dem deutschen Altrechten Carl Schmitt pendeln. In Deneens Gesellschaft sind die Bürger christlich und hart arbeitend, sie leben in einer traditionellen Familie zusammen, engagieren sich in der Gemeinde und den Gewerkschaften. Es ist eine enge, geschlossene und homogene Gesellschaft, die sich mit revolutionärem Elan zu einem »friedlichen, aber entschlossenen Umsturz der liberalen Klasse« erhebt. Deneens Utopie ähnelt einer streng gläubigen christlichen Gesellschaft, die sich an den amerikanischen Gründervätern aus dem 18. Jahrhundert orientiert.
Seine Thesen haben Deneen zur Ikone der neuen Rechten gemacht, er wurde berühmt. Ungarns Premierminister Viktor Orbán ließ ihn nach Budapest einfliegen und empfing ihn in seinem Amtssitz. Marco Rubios Stabschef nannte ihn einen der wichtigsten Vordenker der Gegenwart. Bei der Buchvorstellung von Regime Change im großen Saal der Washingtoner Katholischen Universität im April 2023 saß J. D. Vance auf der Bühne, als Überraschungsgast. An dem Abend outete sich Vance als »postliberaler Rechter«, dessen Haltung »explizit anti-Regime« sei. Irgendwann auf dem Weg aufs Podium muss der damalige Senator vergessen haben, dass er inzwischen selbst zu den »few« und zum Regime gehört, aber das ist einer der erstaunlich gut funktionierenden, magischen Tricks der Trump-Regierung: Die korrupten Eliten, das sind immer die anderen. Deneen hat auch dafür eine hübsche Erklärung: Der Umsturz werde nicht alleine durch einen »mystischen revolutionären Aufstand der Vielen gegen die Wenigen« erreicht, sondern es brauche dafür einige Anführer aus der Elite, die im Sinne der »breiten Arbeiterklasse« handelten. Wie durch ein Wunder sind die konservativen Eliten also ein Teil der Zukunft, ja sogar diejenigen, die das Volk dorthin anführen dürfen.
Vance bezeichnet Deneen als seinen Mentor, die beiden sind mittlerweile Freunde. Und die Rede des US-Vizepräsidenten bei der Münchner Sicherheitskonferenz mit all ihren Vorwürfen gegen die Europäer war durchtränkt vom Gedankengut des Professors.
Damit der Auftritt in München auch genug Aufmerksamkeit erfuhr, hatten Vance’ Mitarbeiter dessen Rede einen Tag vorher einem Reporter des Wall Street Journal, Bojan Pancevski, gesteckt, der dafür eigens zu einem Treffen mit dem Vizepräsidenten nach Paris geflogen war. Und um unmissverständlich deutlich zu machen, auf welcher Seite er steht, traf sich Vance nach seinem Auftritt in München noch in einem Hotel mit der AfD-Vorsitzenden Alice Weidel – obwohl ihm die angehende neue Bundesregierung um Friedrich Merz und Alexander Dobrindt unmissverständlich signalisiert hatte, Vance möge bitte auf eine Einmischung in die deutsche Innenpolitik verzichten. »Wir haben deutlich gemacht, dass die Unterstützung der AfD ein absolutes No-Go ist«, sagt Dobrindt.42

Zu den strategischen Zielen mindestens eines Teils der US-Regierung zählt der Fall der »Brandmauer«, also die Abgrenzung nach Rechtsaußen, für die es laut Vance keine Rechtfertigung geben könne. Als das deutsche Bundesinnenministerium im Frühjahr 2025 die Entscheidung des Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV) bekannt gab, die AfD als »gesichert rechtsextrem« zu bewerten, fiel es dem US-Vizepräsidenten sichtbar schwer, sich zurückzuhalten. Vance echauffierte sich, als ginge es um ein innenpolitisches US-Thema: Die deutsche Bürokratie versuche, die AfD »zu zerstören«, schrieb er auf der Plattform X. Und Marco Rubio sekundierte: Die Überwachung der Opposition in Deutschland sei »keine Demokratie – das ist verkappte Tyrannei«, in offenkundiger Unkenntnis der Aufgaben des Verfassungsschutzes, der über Jahrzehnte auch sozialistische und marxistische Gruppen überwacht hatte, darunter die Partei Die Linke. Nicht die AfD sei extremistisch, twitterte Rubio, sondern die Politik der offenen Grenzen, die Deutschland verfolge.
Die ungenierte Parteinahme für eine rechtsradikale Partei ist neu. Noch während Trumps erster Amtszeit hatte das US-Außenministerium eine informelle Weisung erlassen, die AfD zu ignorieren. Treffen mit ihren Politikern gab es nicht, eingeladen wurden AfD-Abgeordnete allenfalls als Mitglieder eines Ausschusses. Selbst der so aggressiv wie kaum ein Diplomat vor ihm auftretende damalige US-Botschafter in Berlin, Richard Grenell, mied den Kontakt zu Rechtsextremisten. Im Sommer 2018 hatte Grenell der konservativen US-Plattform Breitbart ein Interview gegeben, in dem er schwärmte, er wolle »unbedingt andere Konservative in ganz Europa stärken«. Als die für einen Diplomaten ziemlich undiplomatische Ankündigung offenen Widerspruch in Berlin hervorrief, bemühte sich Grenell, die Wogen zu glätten. »Ich bedauere die Tatsache, dass meine Worte falsch interpretiert wurden«, ruderte er zurück. »Um es klarzustellen: Ich habe nicht die Absicht, mich in politische Angelegenheiten aktiv einzumischen.« Und als der AfD-Politiker Petr Bystron 2018 mit dem »Eagle Award« der Stiftung der erzkonservativen amerikanischen Aktivistin Phyllis Schlafly ausgezeichnet wurde, galt das noch als eine überraschende Entscheidung einer privaten Organisation des rechten Randes der USA, die nicht die offizielle Politik der US-Regierung widerspiegelt.
Aber in den vergangenen Jahren sind die Verbindungen engmaschiger geworden, es wirkt, als hätten sich die amerikanischen Republikaner für die AfD als Waffenbrüder in Deutschland entschieden. Mehrmals schon ist eine Delegation deutscher Rechtsradikaler zur alljährlichen Spendengala der Nachwuchsorganisation der Republikaner nach New York gereist. Im Dezember 2023 hatte der Young Republican Club zu einer Gala ins Restaurant Cipriani an der Wall Street geladen, zu einem Abend, an dem man Smoking und Fliege trug und Geld und Politik miteinander verschmolzen; einer jener Abende also, den Trump als »Sumpf« der Eliten bezeichnet hätte, den man austrocknen müsse – wenn es sich um eine Veranstaltung der Demokraten gehandelt hätte.
Das billigste Ticket kostete laut Preisliste 699 Dollar, und an Tisch 56 saß ein Dutzend Gäste aus Deutschland, darunter die AfD-Abgeordneten Maximilian Krah und Jan Wenzel Schmidt sowie ein Aktivist der rechtsextremen Identitären Bewegung. David Bendels, Chef des AfD-nahen Deutschland-Kurier, wurde vom Moderator persönlich begrüßt, gleich nach Steve Bannon, Trumps ehemaligem Weggefährten und Berater. Die Festrede zu Filet Mignon hielt niemand anders als Trump (das Wort »Sumpf« kam nicht vor). Die Rechtsradikalen aus Deutschland und der US-Präsident, das scheint zu passen.
Und während Vertreter der damaligen Ampel-Regierung keine Einladung zu Trumps Amtseinführung im Januar 2025 erhielten, waren der AfD-Chef Tino Chrupalla und die stellvertretende AfD-Fraktionsvorsitzende Beatrix von Storch gern gesehene Gäste in Washington; Trumps Sohn Donald Jr. gewährte von Storch eine persönliche Audienz. Im September 2025 durfte von Storch sogar ins Weiße Haus, gemeinsam mit dem AfD-Regionalpolitiker Joachim Paul, der nicht als Kandidat zur Oberbürgermeisterwahl von Ludwigshafen zugelassen worden war. In Washington traf die AfD-Delegation auch auf Vance’ Mitarbeiter. Und die Young Republicans luden als Festredner für das jährliche Galadinner in New York im Dezember 2025 den AfD-Bundestagsabgeordneten Markus Frohnmaier ein.
Einst waren in Deutschland die Konservativen von CDU und CSU die natürlichen Verbündeten für die republikanische Partei in den USA. Heute ist es die AfD. Die US-Regierung hat die Brandmauer eingerissen. Zwischen der Ausgrenzung der Rechtsradikalen und ihrer Umarmung liegen gerade vier Jahre. So ändern sich die Zeiten.

Das State Department bekennt sich mittlerweile unverhohlen zum konservativen Kulturkampf gegen die Europäer. Ende Mai 2025 veröffentlichte das US-Außenministerium das Statement eines Senior Adviser namens Samuel Samson. Samson, der im Außenministerium dem »Büro für Demokratie, Menschenrechte und Arbeit« zugeteilt ist, ist noch jung, Mitte 20, aber bereits erfahren in politischen Kämpfen. Wie J. D. Vance und Patrick Deneen ist er ein konservativer Katholik. Schon 2021 rief er dazu auf, »die mächtigen Institutionen des Liberalismus durch rechte postliberale Agenten« zu infiltrieren. Trumps Wahlsieg machte ihn zu einem einflussreichen Diplomaten und einem postliberalen Agenten im Außenministerium. Deneen hat vermutlich seine Freude an ihm.

In dem Text, den das State Department im Mai 2025 veröffentlichte, diagnostiziert Samson Europa eine »aggressive Kampagne gegen die Zivilisation des Westens«. Regierungen setzten »politische Institutionen als Waffe gegen ihre eigenen Bürger und gegen unser gemeinsames Erbe« ein. Europa habe sich angeblich »zu einem Brennpunkt von digitaler Zensur, Massenmigration, Einschränkungen religiöser Freiheit und zahllosen anderen Angriffen« auf demokratische Prinzipien entwickelt.43 In Großbritannien schließe die Polizei Christen weg, Deutschland habe unter dem Vorwand, Desinformation zu bekämpfen, »ausgefeilte Mechanismen entwickelt, um Online-Meinungsäußerungen zu überwachen und zu zensieren«. Gleichzeitig würde eine christliche Nation wie Ungarn »ungerechterweise als autoritär bezeichnet« und der Verletzung von Menschenrechten bezichtigt. Das »globale liberale Projekt« trample im Namen einer dekadenten regierenden Klasse auf der Demokratie und ihrem westlichen Erbe herum. Liest man Samsons Pamphlet, dann muss man glauben, in Europa herrschten Willkür, Meinungsdiktatur und Polizeigewalt – mit existenzgefährdenden Auswirkungen auch auf die Vereinigten Staaten.
Die Unterdrückung des Rechts auf freie Meinungsäußerung, das Zulassen von Massenmigration und die Einschränkung von Wahlen unterspülten »das Fundament der transatlantischen Partnerschaft«, warnt der US-Diplomat. Amerika werde in seinem eigenen »nationalen Interesse« handeln. »Europas demokratische Rückschritte« beeinflussten nicht nur europäische Bürger, »sondern zunehmend auch die amerikanische Sicherheit und wirtschaftliche Verbindungen sowie das Recht auf freie Meinungsäußerung amerikanischer Bürger und Unternehmen.«
Das darf man als offene Drohung verstehen. Mit der nationalen Sicherheit der USA argumentieren amerikanische Regierungen immer dann, wenn sie nach einem Vorwand suchen, um in anderen Ländern zu intervenieren. Samson, dessen Pamphlet unter der Überschrift »The Need for Civilizational Allies in Europe« auf der offiziellen Blog-Seite des State Department erschien, klingt wie die Fanfare für einen politischen Feldzug gegen Europa. Und es wirkt, als hätte ein anonymer Redenschreiber Vance, Rubio und Samson die immer gleichen Talking Points diktiert.
Die Politik des »Regime change« entbehre nicht einer gewissen Ironie, sagt John Bolton, Trumps ehemaliger Sicherheitsberater, weil sie im Grunde nicht anders sei als das, was lange die Neokonservativen (zu denen sich Bolton zählt) etwa im Nahen Osten getan hätten. Vance und andere würden ihre Gegner jederzeit lautstark dafür kritisieren, in fremden Ländern zu intervenieren. »Aber sie haben überhaupt kein Problem damit, sich in Europa einzumischen.«44

Man hätte mit Samuel Samson gerne diskutiert und nachgefragt, wie es mit der freien Meinungsäußerung an amerikanischen Universitäten steht und wo die US-Regierung die Grenzen bei persönlichen Diffamierungen im Internet zieht. Ob es beispielsweise einen Unterschied in der Verfolgung von Antisemitismus, den die US-Behörden mit größtmöglicher Härte ahnden, und Rassismus geben solle, der in den Vereinigten Staaten ungestraft bleibt. Aber meine Bitte um ein Gespräch ließ der Diplomat unbeantwortet. Auf Anfrage eines US-Kollegen teilte das State Department mit, der Text gebe die Linie des Ministeriums wieder. Die antilibe­rale Weltsicht ist in Washington also inzwischen Regierungsprogramm.

Dieser aggressive Ideologieexport der USA ist kein Projekt von Donald Trump, der selbst eher kein konsistentes Programm verfolgt, das über Geld, Erfolge und sich selbst hinausgeht. Der Feldzug findet auf den Ebenen unter ihm statt und wird von der amerikanischen Elite von morgen betrieben. Es sind junge konservative Ideologen wie Samson, die mit Begeisterung in diesen Kulturkampf ziehen und Europa als wokes Feindesland betrachten. Für sie sind Orbáns Ungarn, die deutsche AfD, die britische Reform UK oder die österreichische FPÖ die Verbündeten, um ein Land nach dem anderen in Europa zum Kippen zu bringen. Ihnen geht es um die weiße, christliche Dominanz über andere religiöse oder kulturelle Einflüsse von außen, vor allem aus dem globalen Süden und der islamischen Welt. Sie exportieren die gesellschaftliche Kulturrevolution, die zu Trumps Wahl führte. Erst wenn die liberalen Bastionen in Berlin, Paris, London, Madrid, Amsterdam und Brüssel gestürmt sind, ist das Projekt des Westens aus ihrer Sicht wieder intakt.

Wie ernst es Rubios Leute meinen, zeigt der Besuch von Emissären des State Department in Europa im Frühjahr 2025. Die US-Diplomaten kontaktierten Medienorganisationen, es ging ihnen um eine angebliche Einschränkung der Meinungsfreiheit. Als Beispiel nannten sie den Entzug des passiven Wahlrechts für Marine Le Pen durch ein französisches Gericht (für die US-Regierungsbeamten unter uns: Le Pen wurde wegen der Veruntreuung öffentlicher Gelder verurteilt, nicht wegen inhaltlicher Äußerungen). Schließlich verglichen die amerikanischen Abgesandten die Situation in Europa mit der Lage in Nordkorea.
Wozu die merkwürdigen Nachfragen dienten, erfuhren die Deutschen ein paar Monate später: In seinem Jahresbericht attestierte das State Department der Bundesrepublik 2025 »erhebliche Menschenrechtsprobleme«, darunter eine angebliche Einschränkung der Meinungsfreiheit sowie Antisemitismus.45 Mit Viktor Orbáns Ungarn gingen Rubios Diplomaten hingegen merklich milder um: Es gebe »keine glaubhaften Berichte über erhebliche Menschenrechtsprobleme«. Aus amerikanischer Perspektive sind die Zustände in Berlin offenkundig schlimmer als die in Budapest.

Die Kritik an der Restriktion des Sagbaren im Internet ist allerdings nicht ganz ohne Substanz. Die Frage, wo eine legitime Meinungsäußerung endet und wo die Strafbarkeit beginnt, wird in vielen Ländern Europas anders beantwortet als in den Vereinigten Staaten, wo selbst die Leugnung des Holocausts (anders als Kritik an Charlie Kirk) als legitime Meinung gilt. Im Juni 2025 durchsuchten deutsche Polizisten beispielsweise 65 Wohnungen, beschlagnahmten Computer und verhörten Menschen, denen Hass-postings im Internet vorgeworfen werden, rechtsextreme, linksextreme, antisemitische. Die Vorwürfe lauteten auf Verwendung der Kennzeichen verfassungsfeindlicher und terroristischer Organisationen (etwa der Hamas), Billigung von Straftaten oder auch Beleidigung. Die Zahl der Hasspostings, gegen deren Urheber ermittelt wird, ist in den vergangenen Jahren stark gestiegen, sie hat sich zwischen 2021 (2411 Fälle) und 2024 (10 732 Fälle) mehr als vervierfacht. Das liegt, einerseits, an der Verrohung des Diskurses im Netz, etwa rund um das Massaker der Hamas am 7. Oktober 2023 und den Gazakrieg – andererseits aber auch an der intensiveren Verfolgung durch die Polizei.

Vance meint Hausdurchsuchungen und Ermittlungen wie diese, wenn er von vermeintlich sowjetischen Verhältnissen in Europa spricht. Die Amerikaner kennen keinen Paragrafen wie im deutschen Gesetz, in dem »üble Nachrede und Verleumdung gegen Personen des politischen Lebens« unter Strafe gestellt werden und der auch zu Verirrungen führen kann wie der Hausdurchsuchung bei einem damals 64-jährigen Mann aus Franken, der den grünen Bundeswirtschaftsminister Robert Habeck einen »Schwachkopf« genannt hatte.
Die Linien, um die es Vance, Rubio und Co. geht, verlaufen allerdings nicht zwischen einem engeren Korridor des Sagbaren in Europa und einem weiter gefassten in den USA. Sie richten sich danach, was inhaltlich gesagt wird. Während im Netz noch jede Beleidigung erlaubt ist, lässt die Trump-Administration keine Gelegenheit aus, die Pressefreiheit von Medien wie der New York Times zu beschneiden, die nicht in ihrem Geiste berichten.

Im Juni 2025 erhielt die New York Times einen Brief eines Anwalts aus Coral Gables, Florida, namens Alejandro Brito, der sich als Rechtsbeistand »des US-Präsidenten Donald J. Trumps« vorstellte. Er verlangte die »sofortige Rücknahme« eines Artikels in der Zeitung sowie »eine Entschuldigung«. Die New York Times hatte über den US-amerikanischen Bombenangriff auf iranische Atomanlagen berichtet und über die dabei entstandenen Schäden. In einer vorläufigen Einschätzung, die die NYT einsehen konnte, war der Militärgeheimdienst DIA zu dem Schluss gekommen, der Angriff mit bunkerbrechenden Bomben am 22. Juni 2025, den Trump angeordnet hatte, habe das iranische Atomprogramm womöglich nur um einige Monate zurückgeworfen. Trump hingegen hatte öffentlich von einer »vollständigen Vernichtung« der Atomanlagen gesprochen. Die beiden Aussagen passten schlecht zusammen. Wer hatte also recht?
Die Entscheidung des US-Präsidenten sei »mutig, meisterhaft und brillant« gewesen, lobhudelte Trumps Anwalt in dem Brief an die New York Times. Der Artikel in der Zeitung sei mit »bösartigen, verleumderischen und falschen« Statements gespickt, die Berichterstattung sei »mit dem ausdrücklich bösartigen Motiv und der kalkulierten Intention, die berufliche Reputation von Trump zu beschädigen«, publiziert worden. Die Redaktion habe bis Mitternacht des folgenden Tages Zeit, die gesamte Berichterstattung zurückzuziehen und sich zu entschuldigen. Andernfalls werde Trump rechtliche Schritte einleiten.46

Der Brief mag aus europäischer Perspektive wie eine Satire klingen, natürlich fällt der Artikel der NYT unter die Pressefreiheit, noch ist Washington nicht Moskau. Aber er ist bitterernst gemeint. Trump verklagt Journalistinnen und Journalisten regelmäßig, wenn sie etwas berichten, was ihm nicht gefällt, er schüchtert sie ein und beschädigt damit die Pressefreiheit. Er will den kritischen Journalismus unter Bergen von Schadensersatzforderungen begraben. Ein paar Monate später feuerte Trump übrigens auch den Chef der DIA – wegen ebenjener Bewertung, über die die NYT berichtet hatte.
Im Herbst 2024 forderte der US-Präsident von Paramount, dem Mutterkonzern des Fernsehsenders CBS, 20 Milliarden Dollar Schadensersatz wegen angeblicher unzulässiger Einmischung in den Wahlkampf. Das legendäre Fernsehmagazin 60 Minutes hatte im Oktober 2024 ein Interview mit der demokratischen Spitzenkandidatin Kamala Harris ausgestrahlt, in dem es um Israel ging. Der Journalist Bill Whitaker hatte Harris gefragt, warum der israelische Premierminister Benjamin Netanjahu im Gazakrieg nicht auf die US-Regierung höre. Harris hatte eine kryptisch formulierte, schlingernde Antwort in einem Clip gegeben, den 60 Minutes vorab als Werbung für die Sendung veröffentlichte. In dem später ausgestrahlten Interview lautete die Antwort allerdings anders: Die Redaktion hatte aus einer langen, mäandernden Antwort zwei unterschiedliche Sequenzen herausgeschnitten. Trump warf CBS daraufhin vor, die Journalisten hätten Harris unterstützt, indem sie im eigentlichen Interview eine vorteilhaftere Antwort ausgewählt hätten.
Nach monatelangem Schriftwechsel der Anwälte schlug ein eingeschalteter Mediator vor, Paramount solle 20 Millionen Dollar Schadensersatz zahlen. Der Fernsehsender signalisierte seine grundsätzliche Bereitschaft und willigte schließlich ein, 16 Millionen Dollar zu überweisen. Bill Owens, der Executive Producer von 60 Minutes, trat daraufhin aus Protest zurück. Trumps Anwalt triumphierte hingegen und drohte, der Präsident werde all jene »zur Verantwortung ziehen, die Fake News, Hoaxes und Lügen verbreiten«.
»Es herrscht zweifellos Krieg zwischen der Trump-Regierung und den Medienkonzernen«, sagt der CNN-Starmoderator Jake Tapper, der täglich eine der wichtigsten Nachrichtensendungen des Landes moderiert und mit dem ich über das schwierige Verhältnis der Medien mit dem Weißen Haus gesprochen habe. »Ich halte die Einigung von Paramount mit Trump für eine Katastrophe.«47
Die New York Times hat sich übrigens nicht gebeugt.

Hätten die Fälle in Europa gespielt, hätten sie es wohl in J. D. Vance’ Rede von München geschafft, und vermutlich auch in Samuel Samsons Text des State Department, als Beispiele für die unverfrorenen Einschüchterungsversuche der Regierung gegen kritischen Journalismus. Wer etwas sagen darf und was, ist einer jener großen Streitpunkte, die Vance meint. Er ist Teil des unterschiedlichen (Miss-)Verständnisses zwischen den Vereinigten Staaten und Europa, was den Westen heute ausmacht.

Im Mai 2025 tritt in der Kleinstadt Jasionka im Südosten Polens eine Politikerin auf die mit Sternen dekorierte Bühne der »Conservative Political Action Conference«, kurz CPAC. Das Auftreten der Star-Rednerin will so gar nicht zu dem ländlichen Ambiente passen. Kristi Noem, die amerikanische Heimatschutzministerin, trägt einen leuchtend blauen Blazer, im Hintergrund hängen zwei US-amerikanische Banner, Musik dröhnt aus den Boxen, sie winkt ins Publikum. Ob die Polen John Wayne kennen würden? »Mein Vater war wie John Wayne«, scherzt sie.
Noem, die auf einer Farm groß wurde und zeitweise als Rinderzüchterin arbeitete, ist ein Kind der während der Finanzkrise entstandenen Tea Party und damit der Vorgänger-Bewegung zu Trumps MAGA. 2019 gewann sie die Wahl zur Gouverneurin von South Dakota. 2024 erlangte sie eine gewisse Berühmtheit, weil sie in einem Buch behauptet hatte, den nordkoreanischen Diktator Kim Jong Un getroffen zu haben, was frei erfunden war, und außerdem bekannte, ihre 14 Monate alte Hündin »Crocket« erschossen zu haben, die während einer Fasanenjagd ungehorsam reagiert und ein Hühnchen angefallen hatte. Der Hundsmord bewegte halb Amerika, nur Trump störte die Empörung nicht, er berief sie 2025 trotzdem (oder genau deswegen) als Heimatschutzministerin in sein Kabinett. Jetzt steht Noem in Polen bei der CPAC am Redepult und spricht über Europa.

Der liberale Bürgermeister von Warschau, Rafał Trzaskowski, der für das Amt des polnischen Präsidenten kandidiert, sei ein »absolute train-wreck«, behauptet sie, was mit »Vollkatastrophe« noch milde übersetzt wäre. Er sei ein Beispiel für jene »Sozialisten« und andere liberale Anführer, die »unsere Länder« zerstört und »ein Regime der Angst errichtet« hätten, mit dem die Menschen kontrolliert würden. Die US-Ministerin ist zum ersten Mal überhaupt in Polen, wie sie bekennt, aber das hält sie nicht davon ab, sich in die polnische Innenpolitik einzumischen. Sie ruft zur Wahl von Trzaskowskis Gegner auf, des rechten Präsidentschaftskandidaten Karol Nawrocki, eines ehemaligen Boxers mit Kontakten ins Hooligan-Milieu. Nawrocki wird ein paar Tage später mit dünner Mehrheit gewinnen. Ob dabei die Wahlkampfhilfe aus Amerika geholfen hat? Gut möglich.

Es zählt zu den internationalen Gepflogenheiten der Diplomatie, innenpolitische Vorgänge anderer Länder nur in Ausnahmefällen zu kommentieren. Aber das schert die US-Heimatschutzministerin offenkundig nicht. Und es schert Elon Musk nicht, Trumps zeitweilig engsten Vertrauten, der im deutschen Wahlkampf wiederholt für die AfD warb, auf seiner Plattform X, auf der er ein längliches Gespräch mit Alice Weidel führte. Der einen Kommentar publizierte, für den ihm die deutsche Zeitung Die Welt im Dezember 2024 demütig die Seite 1 offerierte und in dem die AfD als »letzter Funke Hoffnung« bezeichnet wird. Oder der sich bei einer AfD-Wahlkampfveranstaltung zuschalten ließ und beklagte, in Deutschland gebe es »zu viel Fokus auf vergangene Schuld«, es sei »sehr wichtig, dass die Menschen in Deutschland stolz darauf sind, Deutsche zu sein«. Den Sound kannte man bislang eher von Björn Höcke.

Ende 2024, vor seinem Bruch mit Trump, empfing Musk den Chef der britischen Partei Reform UK, Nigel Farage, in Trumps Anwesen in Mar-a-Lago und offerierte seine Unterstützung. Farage hatte sicherheitshalber gleich seinen Schatzmeister mitgebracht, nachdem Musk eine Spende von bis zu 100 Millionen Dollar für die Rechtsaußen-Partei in Aussicht gestellt hatte. Amerika, schrieb Musk auf seiner Plattform X, sollte die Briten »von ihrer tyrannischen Regierung befreien«.48 Ähnlich aggressive, unverfrorene Einmischungen der amerikanischen Regierung und ihrer Abgesandten in die Politik in Europa hat es lange nicht gegeben. Musks Größenwahn bringt einer seiner (später gelöschten) Tweets auf den Punkt: »We will coup whoever we want! Deal with it.«49 Die USA würden umstürzen, wen auch immer sie wollten. Findet euch damit ab.

Kristi Noems Rhetorik ist gedämpfter als Musks, aber ihre Botschaft in Polen ist artverwandt. Die Zeit »netter Worte« sei vorüber, ruft die Heimatschutzministerin bei ihrem Auftritt auf dem polnischen CPAC ins Publikum, man dürfe nicht mehr »um die Gefahren herumtanzen, die unsere Gesellschaften bedrohen«. Die Europäer seien schwach, nur die Polen hätten verstanden, was nötig sei: endlich die Grenzen zu schließen und Ausländer abzuweisen. Sie frage sich, sinniert Noem, ob der »Westen den Willen hat, zu überleben.«

Eigentlich wird die CPAC einmal im Jahr in Maryland bei Washington zelebriert, es ist ein Happening der amerikanischen Rechten, das von Donald Trump über Elon Musk bis Steve Bannon reicht. Inzwischen ist die CPAC auch nach Europa gekommen. Sie findet nicht nur in Polen statt, sondern seit einigen Jahren auch in Budapest, als eine Art Klassentreffen einer Rechten Internationalen. 2025 sprachen dort neben Viktor Orbán auch der Niederländer Geert Wilders, der FPÖ-Mann Herbert Kickl, Antonio Giordano von den Fratelli d’Italia, der ehemalige polnische Ministerpräsident Mateusz Morawiecki von der PiS-Partei sowie die AfD-Chefin Alice Weidel. Auf der Bühne in Budapest bedankte sich Weidel bei J. D. Vance für dessen Unterstützung der AfD sowie bei Orbán, der ein »Leuchtfeuer der Freiheit« sei; der Saal jubelte ihr zu. Organisiert wird die CPAC von Matt Schlapp, einem amerikanischen Konservativen, der sich wie so viele Republikaner in den Trump-Jahren radikalisiert hat.

Das erste Mal habe ich Schlapp 2015 in Boulder, Colorado, getroffen, am Rande einer Debatte der Bewerber als republikanische Präsidentschaftskandidaten. Wir saßen in einem Hotel und unterhielten uns über den Zustand der Konservativen in den USA. Schlapp sagte schon damals voraus, dass die Amerikaner »einen völlig neuen Typus« an Politikern wünschten.50 Und wenn es ein neuer Typus wie Kristi Noem ist, die ihre Hunde erschießt, wenn diese sich nicht benehmen.
Dass die CPAC in der ungarischen Hauptstadt gastiert, ist kein Zufall. Orbán ist der Brückenkopf der amerikanischen Rechten in Europa, seine antiliberale Politik passt zur Weltsicht von J. D. Vance, Patrick Deneen und Einpeitschern wie Trumps langjährigem Weggefährten Steve Bannon. Ungarns Regierungschef ist christlich, homophob und ausländerfeindlich. Er ist der perfekte Partner für Trumps Welt. Als Matt Schlapp, der CPAC-Chef, gefragt wird, was seine Botschaft ist, die er nach Ungarn und Polen trage, zitiert er Trump: »Fight, fight, fight!«51

Das, was in den USA geschehe, sei eine »revolutionäre Veränderung, die weit über die nationalen Grenzen hinausreicht«, argumentieren Ivan Krastev und Mark Leonard, zwei Politologen des European Council on Foreign Relations, es handele sich nicht »um eine amerikanische Revolution, sondern eine, die Europa ebenfalls verändert«. Trumps zweite Präsidentschaft mache »die europäische extreme Rechte zur kontinentalen Avantgarde eines transnationalen revolutionären Projekts«.
Vance in München, Noem in Polen, Rubio, der von einer verkappten Tyrannei in Deutschland spricht, Elon Musk, der für die AfD trommelt – die herrschende US-Elite stellt die ideologische Grundsatzfrage, wer der zeitgemäßere Westen ist: das nationalkonservative Amerika oder das immer noch mehrheitlich liberale Europa.
Friedrich Merz war in München im Saal, als J. D. Vance seine Rede hielt, er war schockiert. Vance’ Auftritt sei ein »fast schon übergriffiger Umgang mit den Europäern, insbesondere mit uns Deutschen«, kritisierte Merz anschließend, wobei nicht ganz klar war, wie das »fast« gemeint war angesichts der offenkundigen Übergriffigkeit. Später wird Merz den Auftritt als ein Beispiel dafür nennen, warum er das Gefühl hatte, »der politische Westen drohte vor unseren Augen zu zerfallen«.52

Merz hat auch Samuel Samsons Pamphlet aus dem State Department aufmerksam gelesen, es lag in der Mappe der Materialien zur Vorbereitung auf seinen Antrittsbesuch in Washington. Der Kanzler sei außer sich gewesen, heißt es bei seinen Leuten.

Im Kanzleramt, so scheint es, ist die Botschaft angekommen.
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					1. Im Weißen Haus

				

				Als Friedrich Merz im Juni 2025 zu Donald Trump reist, ist seine Anspannung groß. Es ist das erste Aufeinandertreffen der beiden Regierungschefs. Der Bundeskanzler hat das Gespräch geprobt, wieder und wieder. Seine Leute haben YouTube-Videos von anderen Staatschefs im Weißen Haus analysiert, sie haben die Begrüßung geübt, bei der Trump gerne die Hand seines Gegenübers wie im Schraubstock hält und nicht wieder loslässt. Sie haben dem Kanzler auch diverse Texte zum Lesen gegeben, darunter jenes Pamphlet aus dem State Department von Samuel Samson, das Europa mit einer Kälte abkanzelt, als sei es ein fremder, feindlicher Kontinent.
Merz war überzeugt, er kenne die Amerikaner. Aber das stimmt nicht, jedenfalls nicht mehr. Merz kennt das alte Amerika. Samsons Kommentar aus dem State Department ist Ausdruck des neuen Amerikas. Der Kanzler, der sich an Gespräche mit Henry Kissinger erinnert und erzählt, er träume sogar auf Englisch, wenn er zwei Tage und länger in Amerika sei, der in der Atlantik-Brücke aktiv war und sich immer als Transatlantiker des Herzens verstanden hat, ist sich nicht mehr sicher, was die Vereinigten Staaten und Europa noch zusammenhält. Da ist etwas, davon ist er überzeugt. Aber was?
Trumps Leute haben den Bundeskanzler, der mitten in der Nacht in Washington gelandet ist, im Blair-Haus einquartiert, dem offiziellen Gästehaus des US-Präsidenten, in dem schon Winston Churchill, Nelson Mandela und Queen Elizabeth abgestiegen sind (und, für Merz immer noch ein wichtiger Vergleich, auch Angela Merkel). Das ist eine Ehre. Am nächsten Tag, als Merz im Weißen Haus eintrifft, übergibt er dem US-Präsidenten im Oval Office einen Golfschläger mit den eingravierten Flaggen Deutschlands und der USA sowie ein goldgerahmtes Faksimile der Geburtsurkunde von Trumps Großvater Friedrich, der in Kallstadt geboren wurde, einem kleinen Winzerdorf an der Deutschen Weinstraße. Wenn Trump persönliche Bindungen zu einem anderen Staat hat, dann zu Deutschland, das sollen die Geschenke signalisieren.
Jeder Staatsbesuch hat seinen eigenen Rhythmus. Es gibt Momente, die für die Fotografen und Kameramänner gemacht sind, wie die Übergabe der Geburtsurkunde im Oval Office. Es gibt Momente, die für das eigene Publikum inszeniert werden, wie Trumps schier endloser Monolog, den die US-Fernsehsender übertragen und bei denen Merz nur ein Statist ist. Und es gibt Momente, in denen nicht nur geredet, sondern tatsächlich etwas gesagt wird.
Ein solcher Augenblick ist nach dem Termin im Oval Office gekommen: Die beiden Regierungschefs ziehen sich zum Mittagessen zurück. Trump wird von seinem Vizepräsidenten J. D. Vance, Finanzminister Scott Bessent, seiner Stabschefin Susie Wiles und dem US-Handelsbeauftragten Jamieson Greer flankiert. Neben Merz sitzen der deutsche Regierungssprecher Stefan Kornelius, Merz’ außenpolitischer Berater Günter Sautter, Merz’ Wirtschaftsberater Levin Holle sowie der Büroleiter des Kanzlers, Jacob Schrot. Diener servieren einen gemischten grünen Salat als Vorspeise, so erinnern es Beteiligte, anschließend ein Steak, medium rare gebraten, dazu Kartoffeln auf Spinatbett, und irgendwann zwischen Vorspeise und dem leicht blutigen Stück Fleisch hebt Trump an. Er beklagt sich darüber, wie unfair die Handelsbeziehungen zwischen Europa und den USA seien und dass niemand mehr amerikanische Autos kaufe. Seine Attacke gipfelt in dem Satz: Die Europäische Union sei »gegründet worden, um Amerika zu bescheißen«.
Trump, der nie Alkohol trinkt, nimmt einen Schluck Diet Coke, Diener eilen herbei und tauschen das Glas aus, noch bevor es geleert ist. Der Satz hat gesessen.
Aber Merz ist vorbereitet. Er erzählt Trump von seinem BMW X3, den er daheim in Deutschland fährt, einem Geländewagen made in USA, zusammengeschraubt von amerikanischen Arbeitern in einer amerikanischen Fabrik in Spartanburg, South Carolina. Natürlich sei BMW eine deutsche Firma, erklärt Merz. Aber die Arbeiter seien Amerikaner. 400 000 Autos wie der X3 würden jedes Jahr aus den USA nach Europa exportiert, etwa gleich viele in die andere Richtung. Sei das nicht fair, handgemachte transatlantische Freundschaft gewissermaßen?
Und, ja, Europa. In Europa sei es in der Geschichte jahrhundertelang um Krieg gegangen, »it was all about war«, sagt Merz. Die EU hingegen sei »all about peace. It’s a peace machine!« Europa, ein Friedensprojekt. Trumps Reaktion wird bemerkenswert ausfallen, aber dazu später mehr. Zum Dessert gibt es im Weißen Haus Mini-Donuts mit Cremefüllung.
Nach dem Essen steht Trump auf und führt die Besucher aus Deutschland in ein Seitenzimmer des Oval Office. In dem kleinen, fensterlosen Raum stehen mehrere Regale, vollgepackt mit Merchandise-Artikeln des Präsidenten, als sei er ein Rockstar, MAGA-Hüte mit der Aufschrift »Trump was right about everything«, Shirts, Bibeln aus seiner ersten Amtszeit. Trump ermuntert die Besucher, sich zu bedienen, er signiert ein paar Exemplare der Bibel und verteilt sie, offenkundig Restbestände. Zurück im Oval Office geht der Präsident zu seinem Schreibtisch, öffnet die rechte Schublade und fischt eine Handvoll goldglänzender Symbol-Münzen heraus, die für jeden US-Präsidenten als Souvenirs geprägt werden. Die Staatschefs anderer Länder werden im Weißen Haus zu Groupies geschrumpft.

Merz, erinnern Beteiligte, habe höflich genickt, aber nichts mitgenommen. Es wirkt, als wolle er sich nicht abhängig machen. Jedenfalls nicht mehr, als es ein Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland ohnehin schon ist.

			
	

	
	
				
					2. Abhängig

				

				Deutschland ist die drittgrößte Volkswirtschaft der Welt, wirtschaftlich eine Weltmacht, geopolitisch teilzeitaktiv, aber militärisch und geheimdienstlich allenfalls ein Azubi. Es kann sich nicht alleine schützen. Es ist abhängig.

Die deutsche Abhängigkeit existiert seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs und der Gründung der Bundesrepublik. Aber paradoxerweise schrumpfte sie nach der Wiedervereinigung nicht, obwohl die Schutzmacht der DDR, die Sowjetunion, zerfallen war und die der Bundesrepublik, die Vereinigten Staaten, Deutschland mit dem Zwei-plus-Vier-Vertrag ein eigenständiges Land werden ließ. Mit dem Mauerfall begann eine Zwischenzeit, eine neue Phase der transatlantischen Beziehungen. Die Bundesrepublik war jetzt größer und mächtiger, das wichtigste Land in Europa, aber sie war nicht erwachsen. Mental weigerten sich die führenden deutschen Politiker lange, diese neue Rolle anzunehmen. Deutschland blieb ein »traumatisierter Riese«, wie der Historiker Hans-Peter Schwarz urteilte.53 Die Traumatherapie bestand in weitgehender geopolitischer Abstinenz.

Die Abhängigkeit von den USA überdauerte den Mauerfall, politisch, militärisch und nachrichtendienstlich, sie wuchs sogar mit jedem Jahr weiter, weil alle deutschen Regierungen ihre Armee mit grimmiger Entschlossenheit kleinsparten, während die Amerikaner weiter und weiter aufrüsteten, insbesondere für die beiden großen Kriege in Afghanistan und im Irak. Während in Washington das überzüchtete Militär von Demokraten wie Republikanern gleichermaßen gefördert wurde, formte sich in Berlin ebenfalls eine Art nationaler Konsens, nur andersherum. 2014 erreichten die deutschen Militärausgaben einen historischen Tiefstand. Die Bundeswehr war von 486 000 Soldaten im Jahr des Mauerfalls auf nur noch 180 000 Soldatinnen und Soldaten im Jahr 2024 zusammengeschrumpft.54

In dieser Abhängigkeit hat sich Deutschland behaglich eingerichtet. Sie war bequem, weil sie gleich zwei Vorteile hatte und, jedenfalls auf den ersten Blick, keine Nachteile. Der erste Vorteil bestand darin, dass die Bundesregierung nicht sonderlich viel Geld für Soldaten und Waffen ausgeben musste. Beides stellten die Amerikaner bereit, sogar in Deutschland selbst, mit Zehntausenden hier stationierten Soldaten und ein paar Atombomben. Quälende Diskussionen darüber, ob das Geld lieber in Schulen statt Panzer fließen sollte, blieben Helmut Kohl, Gerhard Schröder und Angela Merkel weitgehend erspart, weil sie kaum in Panzer investierten (und leider trotzdem nicht genug in Schulen).
Der zweite Vorteil bestand darin, dass die Bundesregierung keine lästigen Debatten darüber führen musste, welchen Stellenwert Soldaten und Panzer in der Gesellschaft haben. Die Bundeswehr führte ein bemitleidenswertes Schattendasein, aber das kümmerte kaum jemand. Deutschland genoss das noble Privileg, eine weitgehend pazifistische Nation sein zu dürfen, jedenfalls eine weitgehend kriegsabstinente. Es war ja auch herzerwärmend, dass das Land aus seiner Geschichte von zwei Weltkriegen gelernt hatte und mit Krieg und Militarismus nichts mehr zu tun haben wollte. Die deutsche Gesellschaft konnte sich mit sich selbst beschäftigen, die Wiedervereinigung und der Aufbau Ost strapazierten das Land mehr als genug, und natürlich fühlte es sich wohlig an, in einer historischen Phase leben zu dürfen, in der mit dem Fall der Mauer das gegenseitige Töten in Europa ein für alle Mal ein Ende gefunden zu haben schien. Soldaten brauchte man in dieser Zwischenzeit vornehmlich als eine Art bewaffneten Katastrophenschutz, um Deiche zu dämmen wie bei der Oderflut 1997 oder deutsche Staatsbürger aus dem Ausland zu evakuieren. Und wenn doch einmal ein Krieg ausbrach wie auf dem Balkan Mitte der 1990er-Jahre, dann kamen die Amerikaner und warfen ein paar Bomben ab, unter kürzestmöglicher Beteiligung der Bundeswehr. Nie sei eine Gruppe von Nationen dem liberalen Ideal von Immanuel Kants ewigem Frieden so nahegekommen wie Deutschland und die europäischen Staaten nach dem Ende des Kalten Krieges, urteilte Robert Kagan. Das Problem sei nur, dass die anderen großen Nationen den Europäern auf diesem Weg nicht gefolgt seien.55 Schade eigentlich.
Ähnlich verhielt es sich mit den Geheimdiensten. Die beiden großen deutschen Nachrichtendienste, der Bundesnachrichtendienst (BND) und das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV), zählen weltweit zu den am penibelsten kontrollierten Diensten (was, so viel Zeit muss sein, aus bürgerrechtlicher Perspektive ein Segen ist). Ihr Stellenwert im Kanzleramt war bei fast allen Amtsinhabern gering, das Vertrauen in sie ebenso, ihre Fähigkeiten blieben durchwachsen. Wenn sie auffielen, dann eher mit Skandalen, mit schmierigen Informanten in Neonazikreisen oder den übersehenen Hinweisen auf die Attentäter vom 11. September. Eins hatten Soldaten und Geheimdienstler gemeinsam: Über Jahrzehnte waren sie die Schmuddelkinder der deutschen Gesellschaft, mit denen man nicht allzu viel Berührung wünschte. Die »Drecksarbeit«, wie Friedrich Merz sagen würde, verrichteten die Amerikaner, vom Balkan bis nach Guantanamo.56 Und wie!

Durch die gesamten 1990er-Jahre und über den Jahrtausendwechsel blieb das deutsch-amerikanische Verhältnis erschreckend unverändert, eine Eltern-Kind-Beziehung. Aber seit der Jahrtausendwende ist die von Unter- und Überordnung geprägte Beziehung zwischen den beiden Nationen im Wandel, und über die Jahre ist daraus die Geschichte einer Entfremdung geworden. Erst langsam, punktuell, bei Themen wie dem Irak-Krieg, Guantanamo und den Foltergefängnissen. Dann spürbarer, mit Barack Obamas »Pivot to Asia«, der Hinwendung nach Asien, die der US-Präsident mit etwas Zuneigung für Europa aus dem Rosengarten garnierte und deshalb erträglicher machte, weil es emotional nicht so schmerzte – und doch trug die Abwendung von Europa und Hinwendung nach Asien die Botschaft eines Abschieds in sich. Schließlich für jedermann unübersehbar, die Abneigung, ja Verachtung, die den Europäern aus Trumps Washington entgegenschlägt. Abhängigkeit an sich ist schon gefährlich genug. Aber abhängig von jemandem zu sein, von dem man sich entfremdet hat, bei dem einstige Freundschaft mitunter in Feindschaft umkippt – das kann existenzgefährdend werden.
Die Entfremdung ging fast nie von deutschen Politikern aus, sondern hatte ihren Ursprung in Washington. Die Deutschen haben sich eher gesträubt und lange gehofft, dass alles für immer so bleiben möge, sie haben sich nur dann bewegt, wenn sie wirklich mussten. Sie wollten die doch so bequeme Konstellation nicht infrage stellen. Und die, die es doch getan haben, wie Guido Westerwelle, Heiko Maas oder Gerhard Schröder, der lauteste deutsche Kanzler seit der Wiedervereinigung, bekamen in Washington, aber auch in Berlin zu spüren, was es heißen kann, sich unerlaubt von der Seite Amerikas zu entfernen. Als Bundeskanzler stellte sich Schröder so offen gegen die amerikanischen Interessen wie kein anderer vor ihm – und war doch unendlich erleichtert, als die Phase der Entzweiung in einen Burgfrieden mündete. Abstand, Eigenständigkeit gar – das ist etwas, das es zwischen Amerika und Deutschland seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs nicht gegeben hat. Es ist etwas, das wir erst lernen müssen, wie die deutsch-amerikanische Geschichte der vergangenen 25 Jahre zeigt.57

			
	

	
	
				
					3.»Ein Balanceakt auf einem sehr dünnen Seil über einer sehr tiefen Schlucht«

				

				Die Anschläge vom 11. September 2001, die Amerika treffen, aber den ganzen Westen meinen, haben zunächst einen gegenteiligen Effekt: Sie schweißen Deutschland und Amerika auf eine bis dahin ungekannte Weise zusammen; plötzlich sind die Amerikaner schwach und verletzlich, und die Deutschen in der Rolle derjenigen, die zu Hilfe eilen. Noch am Tag der Anschläge telefonieren Bundeskanzler Gerhard Schröder (SPD) und sein Außenminister Joschka Fischer (Grüne), der gerade in Brüssel mit den EU-Außenministern zusammensitzt. »Wir waren uns einig«, erinnert sich Fischer. In diesem Moment könne es »nichts als Solidarität« geben, »uneingeschränkt«, wie Schröder sagt.58 Sie werden auch der Entsendung der Bundeswehr nach Afghanistan zustimmen. Deutschland wird für die USA in den Krieg ziehen.
In Berlin versammeln sich noch am Abend des 11. September Menschen am Brandenburger Tor und legen Blumen nieder. In Frankfurt bildet sich eine Lichterkette, am US-Generalkonsulat stehen Demonstranten mit Schildern, auf denen steht: »We stand with you.« In Köln läuten die Glocken des Doms. In ganz Europa kommt es drei Tage später um 12 Uhr mittags zu einer Schweigeminute. Nie waren sich Europa und Amerika näher als in den Tagen nach dem 11. September 2001.
Doch einige Monate später ist von diesem innigen Verhältnis wenig übrig geblieben. Es beginnt ein Prozess der Entfremdung, der von Misstrauen und offenen Brüchen gekennzeichnet ist und mehr mit der heutigen Lage zu tun hat, als es damals scheint. Ende Januar 2002 ist Schröder nach Washington geflogen. Beim Essen im Weißen Haus gibt es Diet Coke für Bush, der (wie Trump) keinen Alkohol trinkt, und Rotwein für Schröder, und als die Rede auf die Hintermänner des 11. September kommt, sagt Schröder grimmig etwas im Sinne von: Wenn die Amerikaner sicher seien, wer dahinterstehe, dann sollten sie mit voller Wucht zurückschlagen! So erinnert es der damalige deutsche Botschafter in Washington, Wolfgang Ischinger, der beim Essen mit am Tisch saß.59 Bush glaubt damals, er habe damit die Unterstützung des Deutschen für einen Feldzug gegen den Irak erhalten. Es ist der Beginn eines großen Missverständnisses.
Kurz darauf, im Mai 2002, landet George W. Bush für einen Gegenbesuch in Berlin. Im Kanzleramt tauscht er sich mit Schröder aus, und als der Kanzler fragt, wie Bush auf Fragen der wartenden Journalisten zu einem möglichen Irak-Feldzug antworten wolle, antwortet der: Die stellten sich nicht, weil er darüber noch keine Entscheidung getroffen habe. Schröder verabschiedet seinen Staatsgast in der Überzeugung, dass es noch offen sei, ob es zu einem Krieg im Irak kommt. Später werden die Deutschen erfahren, dass die Entscheidung zu diesem Zeitpunkt schon weitgehend feststand. Das Missverständnis ist nun gegenseitig.
Im Spätsommer 2002 treffen sich Schröder und Fischer zu einem eigens anberaumten Frühstück im Kanzleramt. Die beiden wollen über die USA und eine nun doch heraufziehende mögliche Irak-Invasion reden, sie sind sich einig: Deutschland dürfe sich daran auf keinen Fall beteiligen. »Es gibt einfach nichts, was einen Angriff rechtfertigen würde«, sagt Fischer.
Schröder spürt, dass die Menschen in Deutschland keinen Krieg wollen. Im Bundestagswahlkampf macht er das Thema groß, bei einem Auftritt in Hannover im August 2002 ruft er: »Wir sind zu Solidarität bereit. Aber dieses Land wird unter meiner Führung für Abenteuer nicht zur Verfügung stehen.« Und kurz vor der Wahl im September wiederholt er: »Unter meiner Führung wird sich Deutschland an einer Intervention im Irak nicht beteiligen.«
Unter allen deutschen Spitzenpolitikern ist Schröder der vielleicht einzige, der nie etwas mit den USA am Hut hatte. In seiner Jugend ist Amerika keine Größe, als Student reist er erstmals ins Ausland, Spanien, Italien, Frankreich, das sind seine Länder. Europa nennt er »meinen Traum«.60 Und dann ist da noch Russland. 1978 vertrat er die Jusos auf einem Kongress der sowjetischen Stadtjugend in Moskau, den Boykott der Olympischen Spiele in der sowjetischen Hauptstadt 1980 wegen des sowjetischen Einmarschs in Afghanistan hielt er für grundfalsch, ebenso den NATO-Doppelbeschluss. Schröder steht Russland schon damals näher als Amerika.

In Washington wird minutiös verfolgt, wie die Deutschen sich verhalten. Im September 2002 zieht die damalige Justizministerin Herta Däubler-Gmelin (SPD) bei einem Abend mit Gewerkschaftlern in Baden-Württemberg einen fragwürdigen Vergleich zwischen den Methoden von Bush und Hitler: Bush wolle mit einem möglichen Irak-Krieg ja nur von seinen innenpolitischen Problemen ablenken. »Das ist eine beliebte Methode. Das hat auch Hitler schon gemacht«, sagt, historisch ziemlich windschief, Däubler-Gmelin. Der Vergleich empört Bushs Leute derart, dass noch am gleichen Wochenende der deutsche Botschafter Ischinger ins Weiße Haus einbestellt wird, wo ihn Condoleezza Rice, damals Bushs Nationale Sicherheitsberaterin, warnt: Künftig werde der US-Präsident jede noch so kleine Notiz aus Deutschland persönlich zur Kenntnis nehmen.

Das Herumhitlern und Schröders scharfe Worte haben ihren Preis. Als nur ein paar Tage nach der Bundestagswahl der deutsche Verteidigungsminister Peter Struck bei einem NATO-Treffen in Warschau auf seinen US-Kollegen Donald Rumsfeld trifft, behandelt der ihn wie Luft. Rumsfeld redet nicht mit Struck, sondern über ihn. »Wer in der Grube sitzt, sollte nicht noch tiefer buddeln«, lästert er über die Deutschen, was so viel heißt wie: Haltet endlich eure Klappe in Berlin, ihr habt schon genug Schaden angerichtet. Die Führungsmacht USA ist es nicht gewohnt, dass ihr widersprochen wird. Schon gar nicht von einem abhängigen Land wie Deutschland.
Zumal Schröder noch einen Schritt weitergeht. Am 13. September 2002 sagt er vor dem Bundestag: »Über die existenziellen Fragen der deutschen Nation wird in Berlin entschieden und nirgendwo anders.« Der Satz ist mehr als nur ein Statement zum Irak. Er kommt der Ankündigung einer Abnabelung gleich. Wenn es für Deutschland wirklich wichtig wird, das ist der Kern von Schröders Botschaft, dann haben die Amerikaner nichts zu sagen. Das ist neu, in Tonfall und Inhalt.

Schröders öffentliche Abkehr hat Bush vor allem persönlich schwer getroffen. In seinen Memoiren beschreibt der US-Präsident das Treffen mit Schröder am 31. Januar 2002 im Weißen Haus, bei dem dieser beim Rotwein gesagt haben soll, wenn die USA den Irak-Krieg »schnell und entschieden« durchzögen, sei Deutschland dabei. »Ich messe Vertrauen einen hohen Stellenwert bei«, schreibt Bush in seinen Erinnerungen. »Sobald dieses Vertrauen verletzt war, war es schwer, wieder eine konstruktive Beziehung aufzubauen.« Schröder wird später entschieden dementieren, seine Unterstützung versprochen zu haben, er wirft Bush vor, nicht die Wahrheit zu sagen. Wer recht hat, ist schwer zu beurteilen. Die Missverständnisse von Berlin und Washington haben sich jedenfalls zu einer manifesten Vertrauenskrise verdichtet.

Nach Schröders Wiederwahl im September 2002 bleibt die sonst übliche Gratulation aus Washington aus – ein Affront. Das Verhältnis zwischen Schröder und Bush sei »völlig zerrüttet« gewesen, erinnert sich Fischer. Dass Schröder, der wohl größte Populist unter allen Bundeskanzlern, mit seiner Einschätzung der Stimmung in Deutschland allerdings richtig liegt, zeigt eine Forsa-Umfrage aus dem November 2002, nach der sich 80 Prozent der befragten Deutschen gegen eine deutsche Beteiligung am Irak-Krieg aussprechen.
Und zugleich ist der Umgang der Bundesregierung mit den Amerikanern von einer bemerkenswerten Dialektik geprägt. Die öffentlichen Widerworte werden im Hintergrund von einer umfangreichen logistischen Unterstützung begleitet, die der US-Regierung überhaupt erst die Rechtfertigung des Feldzugs ermöglicht: Die amerikanische Anklage gegen das Saddam-Regime vor der Weltöffentlichkeit stützt sich fast ausschließlich auf Geheimdienst-Informationen aus Deutschland, die von einem Exil-Iraker namens Rafed Alwan stammen, Deckname »Curveball«.
Alwan war 1999 nach Deutschland gekommen und hatte Asyl beantragt, der BND befragte ihn und rekrutierte ihn schließlich als Quelle. Alwan erzählte den Deutschen von versteckten Biowaffen im Irak, mobilen Labors, die angeblich auf Lastwagen montiert waren. Mehr als 100 streng geheime Berichte fertigten die Auswerter des BND an, die meisten davon teilten sie mit der US-Regierung. Der damalige CIA-Chef George Tenet bedankte sich überschwänglich. »Curveball« sei eine »Quelle von unschätzbarem Wert«, lobte er. Ob der Iraker nicht sogar öffentlich im Fernsehen auftreten könne? Die US-Regierung möchte ihn als Kronzeugen für einen Militärschlag präsentieren.
An einem Freitag kurz vor Weihnachten 2002 ruft Schröder in seinem Büro im Reichstag seine wichtigsten Vertrauten zusammen: den damaligen Kanzleramtschef und heutigen Bundespräsidenten Frank-Walter Steinmeier, seinen Verteidigungsminister Peter Struck sowie Außenminister Fischer. Dürfen die Amerikaner »Curveballs« Behauptungen nutzen? Und wie soll sich die Bundesregierung zu einer Anfrage aus Washington verhalten, Deutschland als Drehscheibe für den heraufziehenden Krieg zu nutzen?
Der Kanzler und seine wichtigsten Vertrauten einigen sich auf einen Kompromiss. Trotz massiver Zweifel an »Curveball« erlauben sie der US-Regierung die Nutzung seiner Aussagen – allerdings auf eigenes Risiko. »Wir waren gegen den Krieg, aber wir wollten gute Alliierte sein«, erinnert sich ein Teilnehmer der Runde.
Am 5. Februar 2003 präsentiert US-Außenminister Colin Powell die Erkenntnisse aus Deutschland in einer Sondersitzung des UN-Sicherheitsrats, als Teil seiner Anklage gegen den irakischen Diktator Saddam Hussein. »Meine Kollegen«, hebt Powell in der historischen Sitzung an, »alles, was ich heute sage, ist von Quellen gedeckt, soliden Quellen. Keine Behauptungen. Was wir vortragen, das sind Fakten und Schlüsse, die auf belastbaren Erkenntnissen beruhen.«
Von wegen.

Als Joschka Fischer die Powerpoint-Folien sieht, die Powell in New York an die Wand werfen lässt, Folien mit Zeichnungen von Lastwagen mit mobilen Biolabors, ist ihm sofort klar: »Die haben nichts.«61 Fischer erkennt darin die Schilderungen »Curveballs« wieder, dessen Behauptungen mehr als fragwürdig sind, wie die Deutschen mittlerweile wissen. Und tatsächlich: Die einzige Quelle, auf der Powells Anklage beruhte, ist Rafed Alwan, der irakische Asylbewerber, der dem BND Märchen erzählt hatte. »Die Amerikaner wollten das einfach passend haben«, sagt Fischer.
Auf der Münchner Sicherheitskonferenz schleuderte der deutsche Außenminister dem US-Verteidigungsminister Donald Rumsfeld zwei Tage nach der Sicherheitsratssitzung mit rauer Stimme ein »Excuse me, I’m not convinced« entgegen: Er sei »nicht überzeugt« von dem, was die Amerikaner an Belegen für angebliche Massenvernichtungswaffen präsentiert hatten. Der Satz ist zu einer Redewendung geworden, Fischer sagt, er sei ihm damals spontan eingefallen.
Der Irak-Feldzug wird in die Geschichte als ein Krieg eingehen, der mit Lügen gerechtfertigt wurde – Lügen, die mit zweifelhaften Informationen aus Deutschland gerechtfertigt wurden. »Curveball« sei verantwortlich für das »größte Fiasko in der Geheimdiensthistorie«, wird später der Schriftsteller Frederick Forsyth urteilen. Fischer ist dennoch überzeugt: »Ich denke, wir haben richtig entschieden.« Sich komplett gegen die US-Regierung zu stellen – das schien unmöglich.
Die deutsche Regierung pokert hoch mit ihrer kriegskritischen Haltung. Intern haben Schröder und Fischer größte Angst, dass die Franzosen, die den Krieg ebenfalls ablehnen, im letzten Moment einknicken. Allein neben Russland, das damals schon vom jungen Wladimir Putin regiert wird, würde Deutschland die Wut der Amerikaner kaum ertragen können. Zwar hat der französische Präsident Jacques Chirac im französischen Fernsehen nicht nur erklärt, er sei gegen den Krieg. Er hat sogar mit einem Veto im Sicherheitsrat gedroht, falls die USA eine Resolution vorlegten, die einen Krieg autorisieren soll. Am 23. Januar 2003, anlässlich der Feierlichkeiten zum 40. Jahrestag des Élysée-Vertrages, haben Schröder und Chirac nochmals die enge Abstimmung ihrer beiden Länder im Irak-Konflikt bekräftigt, die beiden telefonieren wöchentlich miteinander. Aber würden die Franzosen in der Stunde der Entscheidung auch standhaft bleiben?
So, wie die Deutschen sorgenvoll auf die Franzosen schauen, orientieren sich kleinere Länder wie Chile, das als nicht ständiges Mitglied im Sicherheitsrat sitzt, an Deutschland. Niemand will es sich mit den USA verscherzen. Schon gar nicht allein. Es ist eine Lehrstunde der internationalen Diplomatie. Und eine Erinnerung, wie gefährlich es ist, der Supermacht Amerika zu widersprechen.
In der Sondersitzung des Sicherheitsrates am 5. Februar 2003 steht der französische Außenminister Dominique de Villepin, mit seidengrauem, gewelltem Haar und elegantem Auftreten die Inkarnation eines französischen Diplomaten, fest an Fischers Seite.
Die Deutschen und die Franzosen wagen sogar noch einen weiteren, höchst ungewöhnlichen Schritt: Am 24. Februar 2003, vier Wochen vor Kriegsbeginn, legen sie gemeinsam mit Russland dem Sicherheitsrat ein Memorandum vor, in dem weitere Waffeninspektionen im Irak gefordert werden. Es ist ein letzter Versuch, den Krieg noch abzuwenden. Wer untersucht, der bombardiert nicht.
Die Initiative bewegt sich haarscharf an der Grenze zum Verrat, jedenfalls aus Washingtoner Sicht. Zumal sich die Chinesen anschließen. Erstmals seit langer Zeit stehen den Vereinigten Staaten nicht nur Russland und China gegenüber, sondern auch wichtige Teile Europas, das historisch fast immer loyal war. Mit Deutschlands und Frankreichs Nein haben sich die geopolitischen Gewichte verschoben. Zumindest für einen Moment.
An Widerworte aus Berlin müssen sich die Amerikaner erst noch gewöhnen, es gab sie bislang ja nie. »Man wusste in Washington, dass wir nicht bösartig sind, nur manchmal ein bisschen ungeschickt«, erinnert sich Ischinger, »man hat uns als Juniorpartner betrachtet, den man unter Kontrolle hatte.«62 Es ist eine punktuelle Entzweiung zwischen Deutschland und den Vereinigten Staaten, keine grundsätzliche, es geht um ein Nein in einer bestimmten Sachfrage. Den Franzosen unterstellen Bushs Leute hingegen – nicht ganz unzutreffend – eigene strategische Ziele. Man könnte auch sagen: Die Deutschen sind in ihre Amerika-Kritik hineingestolpert. Die Franzosen haben sie mit einer Politik der Autonomie und des eigenen geopolitischen Ehrgeizes verbunden. Autonomie? Geopolitischer Ehrgeiz? Beides ist den Deutschen seit dem furchtbaren Zweiten Weltkrieg fremd.
Die US-Regierung reagiert auf ihre Art: French Fries, Pommes, die es zu jedem Burger gibt, sollen ab sofort nur noch Freedom Fries heißen. »Old Europe« nennt Rumsfeld Europa verächtlich. Im Umbenennen dessen, was ihnen nicht gefällt, waren die Amerikaner schon immer gut. Trump wird es Rumsfeld gut 20 Jahre später nachmachen, als er den Golf von Mexiko zum Golf von Amerika ausrufen lässt.

Wie können die Deutschen sicherstellen, dass die Amerikaner die Bundesrepublik nicht fallen lassen, trotz der enormen Wut in Washington? Die Amerikaner haben die Bundesregierung darum gebeten, Deutschland im Krieg als Drehscheibe für ihr Militär nutzen zu dürfen. Die Anfrage ist umfangreich und bezieht sich »auf Überflug-, Bewegungs- und Zugangsrechte, auf den Transit amerikanischer Truppen in Deutschland und aus Deutschland heraus, auf ABC-Abwehrfähigkeiten, auf Militärpolizei und auf regionale Raketenabwehr«, wie es in einem geheimen Bericht des Kanzleramts heißt.63 Bislang hat das deutsch-amerikanische Verhältnis einen Knacks. Eine Ablehnung der Wunschliste würde zu einem dauerhaften Bruch führen.
Dem allermeisten davon stimmt Schröder deshalb zu. Deutschland werde den »reibungslosen Transit für Truppen der USA und der NATO-Mitglieder« sowie die »Nutzung der USA-Militäreinrichtungen in Deutschland durch die USA« und die NATO erlauben. Spürpanzer der Bundeswehr, die in der Lage sind, chemische und biologische Kampfstoffe zu registrieren, sollen nach Kuwait gebracht werden, die Schießzeiten auf den amerikanischen Truppenübungsplätzen in Deutschland werden verlängert, damit die US-Soldaten ausgiebig für den Krieg üben können. Der Kanzler verspricht zudem, dass die Bundeswehr amerikanische Kasernen, Flugplätze und Einrichtungen schützen werde. »Etwa 1000 deutsche Soldaten sind bereits für diese Aufgaben eingesetzt und es werden deutlich mehr werden«, sagt er.
Deutschland ist gegen diesen Krieg, aber es stellt die Kriegslogistik bereit. Ohne die Airbase in Ramstein, ohne die US-Kommandozentrale in Stuttgart von EUCOM und ohne das US-Militärkrankenhaus in Landstuhl hätte es diesen Krieg so nicht gegeben. »Wir durften das NATO-Bündnis wie auch die Sicherheitsgarantien seitens der USA nicht infrage stellen«, erinnert sich Fischer. »Es war ein Balanceakt auf einem sehr dünnen Seil über einer sehr tiefen Schlucht.«64

Fischer wuchs in Stuttgart auf, er hat die Amerikaner anders als Schröder immer als »positive Kraft« empfunden, als »coole Jungs«, bei denen man als Kind um Süßigkeiten betteln konnte und die zum Nachkriegsdeutschland dazugehörten wie Caterina Valente und der VW Käfer. »Das war nicht dieser deutsche Kommiss«, schwärmt Fischer. »Das war Swing.«
Während des Vietnam-Kriegs brach er als Sponti mit der Politik der US-Regierung, aber nie kulturell mit dem Land an sich. Amerika, das bedeutete für ihn Jazz im Club Voltaire, Bob Dylan und Woodstock, Pop- und Protestkultur. »Was ich nie hatte, war eine emotionale Entfremdung«, erinnert er sich, aller inhaltlichen Differenzen zum Trotz. »Die USA waren für mich immer das Land der Freiheit, die letzte Rückversicherung, wenn Europa mal wieder in Schwierigkeiten gerät.« Selbst dann, als die Amerikaner wieder mal ein anderes Land überfallen, einst Vietnam und nun den Irak.

Fischer, Schröder und sein Kanzleramtschef Frank-Walter Steinmeier bemühen sich, das kaputte Verhältnis wieder zu kitten. Sie erlauben dem BND, während des Kriegs zwei Agenten im Irak zu stationieren, die regelmäßige Lageberichte nach Deutschland schicken. Viele dieser Meldungen reichen die Deutschen an die US-Armee weiter, die die Informationen für ihre militärischen Operationen nutzt. Die BND-Berichte ermöglichen es dem Kanzleramt, die Lage in Bagdad eigenständig einzuschätzen. Sie tragen aber auch den Charakter von Wiedergutmachung: Informell unterstützt Berlin die US-Armee. So harsch soll das deutsche Nein nun auch nicht wieder gemeint sein. Es wirkt, als wollten die Deutschen ihr ungezogenes Verhalten wiedergutmachen.
Die beiden deutschen Agenten finden Unterschlupf in der französischen Botschaft in Bagdad, die Franzosen sind anders als die Deutschen mit eigenen Diplomaten und Soldaten vor Ort geblieben. Nach dem Krieg werden die beiden BND-Männer von der US-Armee mit einem Orden ausgezeichnet, der »Meritorious Service Medal«, für Informationen zur »Unterstützung von Kampfoperationen im Irak«, die die »Freundschaft zwischen Deutschland und den Vereinigten Staaten« bestärkten.

Für Schröder und Bush gilt diese Freundschaft allerdings nicht mehr. Schon höfliche Umgangsformen wären eine Verbesserung. Am Rande der Generalversammlung der Vereinten Nationen in New York im September 2003 kommt es im Hotel Waldorf Astoria, wo die US-Delegation absteigt, zu einer Aussprache zwischen Schröder und Fischer auf der einen und Bush und dessen Außenminister Powell auf der anderen Seite. Das Gespräch verläuft friedlich, jedenfalls den Umständen entsprechend. Als die Deutschen die amerikanische Suite verlassen und zurück in Schröders Zimmer ein paar Stockwerke höher fahren, fällt Schröder ein Stein vom Herzen. »Er war wirklich mitgenommen durch dieses Misstrauen«, erinnert sich Ischinger. Im Zimmer lässt der erleichterte Kanzler eine Magnumflasche teuren italienischen Rotweins öffnen, dabei kippt eines der gefüllten Weingläser auf den blütenweißen Teppich des Waldorf Astoria. Schröder, der Ischinger und seinen Sprecher bei sich hat, ist der Fauxpas irre unangenehm. Er ist außer sich. Der teure Teppich! In dem Moment löst sich die ganze Anspannung, unter der der Kanzler angesichts der monatelang anhaltenden deutsch-amerikanischen Zerrüttung steht.

Dauerhaft reparieren lässt sich das Verhältnis der beiden Regierungschefs allerdings genauso wenig wie vermutlich der Teppich. Die Amerikaner rächen sich auf ihre Weise: Der US-Geheimdienst NSA wird Schröders Telefonanschlüsse abhören. Schröders Widerstand gegen den Irak-Krieg, seine Nähe zu Putin und sein sich anbahnendes späteres Engagement für den russischen Konzern Gazprom nach seinem Ausscheiden aus dem Kanzleramt seien alles Gründe gewesen, den Kanzler als Ziel einzustufen, so hat es mir später ein ehemaliger US-Geheimdienstler in Washington erklärt. Die Überwachung Schröders soll im Jahr 2002 begonnen haben, also genau zu der Zeit, als er öffentlich gegen Bush auftrat.
Als Schröder davon 2014 durch eine Recherche des Journalisten Georg Mascolo erfuhr, war er empört: »Die USA haben keinen Respekt vor einem loyalen Bündnispartner und der Souveränität unseres Landes«, sagte er. Der »eigentliche Kern des Problems« sei »das ungeheure Misstrauen der Amerikaner gegenüber einem Bündnispartner, der ein hohes Maß an Solidarität gezeigt hat. Die USA konnten sich nicht beklagen, dass wir sie in einem Moment, wo sie angegriffen worden waren, alleingelassen haben.«65 Deutschland habe die USA in Afghanistan unterstützt, aber »aus guten Gründen Nein zum Irak-Krieg gesagt. Eine solche Haltung gilt es zu respektieren. Das gilt auch für die USA.«

Die Koalition aus SPD und Grünen sei eigentlich eine ausgesprochen proamerikanische Regierung gewesen, erinnert sich heute Olaf Scholz, der 2002 SPD-Generalsekretär wurde. Aber in Schröders Regierungszeit ist die größte Krise des deutsch-amerikanischen Verhältnisses seit Jahrzehnten gewachsen.

Einer der Gründe, warum Bush kein besonderes Interesse daran hat, das Zerwürfnis mit Schröder mehr als notdürftig zu heilen, ist Angela Merkel. Die CDU-Vorsitzende hat am 19. Februar 2003 einen Meinungsbeitrag in der Washington Post veröffentlicht, der es in sich hat und auch gut 20 Jahre später noch lesenswert ist.66 Merkel diagnostiziert darin das Ende einer alten Epoche und den Beginn einer neuen, in der Europa und die Vereinigten Staaten den Kern ihrer außen- und sicherheitspolitischen Prinzipien neu definieren müssten. Und sie skizziert, was das ihrer Meinung nach für das deutsch-amerikanische Verhältnis heißt. Die wichtigste Lehre aus der deutschen Geschichte laute, dass Deutschland »nie wieder alleine« agieren dürfe. Deshalb dürfe sich die deutsche Regierung in der Irak-Frage nicht gegen die USA stellen, sondern müsse an ihrer Seite stehen. Als letztes Mittel bedeute das auch den Einsatz von Waffengewalt. Deren Einsatz von vornherein auszuschließen, wie es Schröder getan habe, sei Diktatoren gegenüber grundfalsch. Die Einigkeit des Westens in der Irak-Frage habe nicht nur Auswirkungen im Konkreten, sondern auch für die Ausgestaltung von Europas Verhältnis zu den USA in der Zukunft. Merkels Essay mündet in der Aussage: »Für die Partei, die ich führe, ist die enge Partnerschaft und Freundschaft mit den Vereinigten Staaten von Amerika ebenso eine Grundessenz deutscher Staatsvernunft, wie es die europäische Integration ist. Gelingen aber kann beides nur, wenn neues Vertrauen aufgebaut und eigene Interessen formuliert werden. Eine verantwortbare Alternative zu diesem Weg am Beginn einer neuen Epoche unserer Welt gibt es nicht.«67
»Alternativlos«, so hat Merkel also schon argumentiert, als sie noch gar nicht Kanzlerin war. Und neben der Staatsräson, dem Schutz Israels, den Merkel Jahre später in einer Rede im israelischen Parlament verkünden wird, benennt sie noch einen zweiten unverrückbaren Pfeiler des »German Purpose«, wie es in Merkels Text im Original heißt: die »enge Freundschaft« zu den USA. Wie das mit der Freundschaft andersrum gesehen wird, wird Merkel merken, als 2013 bekannt wird, dass die US-Regierung ihr Handy abhören ließ. Im Jahr 2003 ist ihr Amerika-Bild hingegen noch von einiger Gutgläubigkeit geprägt.
Für Angela Merkel, deren Amtszeit sich durch nüchtern kalkuliertes Handeln auszeichnen wird, ist die Bekundung dieser Nibelungentreue ungewöhnlich. Das hat mit ihrer damaligen außenpolitischen Unerfahrenheit zu tun und wohl auch mit ihrer Herkunft. Merkel, die im Osten groß geworden ist, hat keine übliche amerikaaffine Biografie, auf Auftritte wie die von John F. Kennedy oder Ronald Reagan hat sie von der anderen Seite der Mauer geschaut. In der DDR ist der Swing, den Joschka Fischer empfand, nur indirekt angekommen, etwa über eine Tante aus dem Westen, die Merkel regelmäßig Levi’s-Jeans schickte. Amerika, schreibt der langjährige SZ-Journalist (und spätere Regierungssprecher von Merz) Stefan Kornelius in seiner Merkel-Biografie, sei ein »Ankerplatz ihrer Sehnsüchte« gewesen, »als Ort der Freiheit und der Selbstverwirklichung« – allerdings einer, der lange unerreichbar schien. Sie selbst wird die Vereinigten Staaten später »mein Sehnsuchtsland der Freiheit« nennen.68
Kurz nach dem Mauerfall flog Merkel in die USA, an die Westküste, nach San Diego, wo ihr Mann Joachim Sauer als stellvertretender Direktor eines Software-Unternehmens eine Stelle angeboten bekommen hatte. »Niemals werden wir den Blick auf den Pazifischen Ozean vergessen. Er war einfach grandios«, schwärmte sie 2009 in einer Rede vor dem US-Kongress.69 Sie spazieren am Pazifik entlang und fahren in den Yosemite-Nationalpark zum Wandern. Ihr erster Kanzleramtschef Thomas de Maizière erinnert sich, dass Merkel ihm einmal erzählte, ihr großer Traum sei es, nach ihrem Ausscheiden aus dem Amt ausgiebig unerkannt durch die USA zu reisen. »Für sie gab es überhaupt nicht diese antiamerikanischen Reflexe, die es etwa bei den Sozialdemokraten oder einem Teil der Bevölkerung gab«, sagt de Maizière.13

Und zugleich bleibt das Gefühl, dass sie sich in ihrer Treue zu den USA erst beweisen muss. Der Meinungsbeitrag in der Washington Post ist ein solcher Beweis. Es ist einer ihrer wenigen strategischen Fehler, und das in gleich zweifacher Hinsicht: inhaltlich, weil sie einen heraufziehenden Krieg unterstützt, der sich als völkerrechtswidrig herausstellen wird, sie also in der Sache falsch liegt. Und taktisch, weil sie die Kritik am damaligen Bundeskanzler Gerhard Schröder im Ausland vorträgt. Das ist kein guter Stil.
Merkel hat sich später oft gefragt, wie die Geschichte verlaufen wäre, wenn sie 2003 an der Macht gewesen wäre und nicht Schröder. Den Krieg, glaubt sie, hätte sie nicht verhindern können; wenn die Vereinigten Staaten etwas wollen, dann setzen sie es auch durch. Aber womöglich wäre das Zerwürfnis nicht so eskaliert wie unter Schröder. Sie ist überzeugt davon, dass sie mit Bush einen Umgang gefunden hätte, um Bedenken anzusprechen, aber nicht das transatlantische Verhältnis an sich infrage zu stellen.

In Deutschland wird ihr Statement als ein Versuch betrachtet, sich von Schröder abzusetzen und sich außenpolitisch als verlässliche Transatlantikerin zu profilieren. Von einem »Bückling« spricht der Spiegel. Bush und seine Leute sind hingegen angetan.

			
	

	
	
				
					4. Die alte Über- und Unterordnung wird wiederhergestellt

				

				Im Weißen Haus ist der Beitrag in der Washington Post als das gelesen worden, was er war: eine Bewerbung. Und ein Signal des Anschmiegens. Deutschland unter Merkel werde unverbrüchlich an der Seite Amerikas stehen, selbst dann, wenn die Amerikaner einen völkerrechtswidrigen Angriffskrieg vom Zaun brechen. Über die Jahre wird Merkel ihre Sicht ändern. Aber als sie 2005 gewählt wird, ist zunächst wieder alles wie früher im Verhältnis der beiden Länder. Die alte Über- und Unterordnung, die Schröder durcheinandergewirbelt hatte, wird wiederhergestellt.

Merkel ist unsicher, als sie nach ihrer Wahl zum ersten Mal auf den US-Präsidenten im Weißen Haus trifft. Soll sie, die Ostdeutsche, radebrechendes Englisch sprechen oder sich besser übersetzen lassen? Ischinger, der sie als Botschafter bei ihrem Antrittsbesuch begleitet, ermuntert sie, es auf Englisch zu versuchen. »Das wird einen Riesenunterschied machen«, argumentiert der Diplomat, der die Amerikaner gut kennt und weiß, wie gerne diese es mögen, wenn Ausländer ihre Sprache sprechen. Merkel folgt dem Rat. Es wird ein großer Erfolg. Bush ist begeistert. »Zwischen ihr und Bush hat es sofort geklickt«, erinnert sich Ischinger. Bush sei Tage später auf ihn zugekommen und habe erzählt, wie fasziniert er von Merkel sei. Das »junge Mädchen aus der Welt des Kommunismus«, wie Bush Merkel nennt, ist eine Geschichte, wie Amerikaner sie lieben, mit klar verteilten Rollen von Helden und Schurken.
Über die Jahre erwächst daraus eine politische Freundschaft. Sie entführt ihn 2006 in ihren Wahlkreis, nach Trinwillershagen, wo der Wirt der Gaststätte »Zu den Linden« persönlich ein Wildschwein geschossen hat, das er für Bush und die Delegation grillt; zeitweilig dreht der US-Präsident selbst den Spieß. Bush revanchiert sich 2007 mit einer Einladung auf seine Ranch in Crawford, Texas, südlich von Dallas, auf der es Brücken, Schluchten und endlose Wanderwege gibt. Merkel und ihr Mann dürfen im Haupthaus schlafen, die Entourage dort, wo normalerweise Bushs Kinder nächtigen. Merkel ist das Arrangement fast zu intim. Aber sie lernt George W. Bush als jemanden kennen, der liebevoll über die Natur und über seine Heimat spricht, ganz anders, als man ihn öffentlich kennt.
Beim G20-Gipfel in St. Petersburg 2006 überrascht Bush die am Tisch sitzende Merkel von hinten und setzt zu einer Nackenmassage an. Merkel, halb erschreckt, halb abwehrend, reagiert mit einer spontanen Geste und wirft ihre Arme in die Luft. Bushs Nackengriff wird allgemein als übergriffig betrachtet und ist es auch. Aber er ist zugleich der ebenso seltene wie unbeholfene Ausdruck spontaner Zuneigung eines Staatschefs. Merkel fand’s jedenfalls nicht schlimm.
Der wahrscheinlich größte Dissens zwischen den beiden spielt sich 2008 in Bukarest ab, im früheren Präsidentenpalast des Diktators Nicolae Ceaușescu. Beim dortigen NATO-Gipfeltreffen drängen die Amerikaner darauf, der Ukraine und Georgien den Weg zu einer Mitgliedschaft in das Verteidigungsbündnis zu ebnen. Merkel widersetzt sich. Es kommt zu für NATO-Verhältnisse tumulthaften Szenen mit inoffiziellen Beratungen auf den Fluren. In der NATO gilt bei Neuaufnahmen das Prinzip der Einstimmigkeit, Bush und seine Leute bedrängen Merkel massiv. Aber die Kanzlerin bleibt hart. Für Bush ist es eine Niederlage, eine, an der die Deutschen schuld sind. Dem Verhältnis schadet der Showdown von Bukarest dennoch nicht. »Bush war nicht nachtragend«, sagt Merkels Berater Christoph Heusgen – anders als bei Schröder.

Nachdem die Kanzlerin die Wiederwahl 2009 gewinnt und auf Bush Barack Obama folgt, geschieht allerdings etwas, das im deutsch-amerikanischen Drehbuch eigentlich nicht vorgesehen ist. Ein hochrangiger deutscher Minister schert aus der proamerikanischen Staatsräson aus und wirbt für mehr deutsche Eigenständigkeit: Guido Westerwelle, Vorsitzender der FDP und Außenminister, fordert den Abzug aller verbliebenen amerikanischen Atombomben aus Deutschland. Ausgerechnet der Atombomben, dem Schutzversprechen schlechthin!
Die Forderung ist nicht neu, der sozialdemokratische Spitzenkandidat Frank-Walter Steinmeier hatte sie im Wahlkampf ebenfalls erhoben. Aber noch nie hat ein wichtiges Regierungsmitglied so vehement vorgetragen, dass die Amerikaner ihre wichtigsten Waffen abziehen sollten. Westerwelle ist in der neuen Regierung nicht nur Minister, sondern auch Vizekanzler.
Der Liberale ist, wenn man den Begriff angesichts von Deutschlands eher schmalspuriger internationaler Rolle überhaupt gebrauchen kann, ein Isolationist. Er will keine deutschen Waffen exportieren. Und er will nirgendwo bombardieren. »Wenn einer ein Abenteuer sucht, kann ich ihm gerne die Nummer der Fremdenlegion geben«, zitiert Westerwelle gerne den Grandseigneur der deutschen Außenpolitik, den Liberalen Hans-Dietrich Genscher. Als die Israelis die Bundesregierung beispielsweise 2006 um eine Beteiligung an einer UNO-Mission im Libanon bitten, ist der FDP-Vorsitzende strikt dagegen. Seine Skepsis gegenüber den amerikanischen Atomwaffen hat er im Wahlkampf 2009 mehrfach ausgesprochen, sie hat es sogar ins FDP-Wahlprogramm geschafft. Offenkundig meint er es ernst.

In Washington registriert man die Absetzbewegung mit Sorge. Westerwelle sei zwar ein »überzeugter Transatlantiker«, aber einer »mit einem Twist«, heißt es in einem Bericht der US-Diplomaten in Berlin an das US-Außenministerium über den neuen Außenminister.70 Der Deutsche habe nie »seine Skepsis gegenüber der Art und Weise, wie die Vereinigten Staaten ihre Macht in der Welt ausüben, ablegen können«, zitieren die Diplomaten den Westerwelle-Biografen Majid Sattar. Er sei immun gegen jede »transatlantische Gehirnwäsche«. Eigentlich müsste das ein Lob sein, aber so ist es nicht gemeint.

Die US-Botschaft in Berlin beobachtet misstrauisch, was Westerwelle sagt – und wer sich sonst noch in der deutschen Politik für den Abzug der Atombomben engagiert. Die amerikanischen Diplomaten setzen sogar eine Quelle auf die Koalitionsverhandlungen an: einen jungen FDP-Mann aus der dritten Reihe, der bei den Verhandlungen als Schriftführer dabeisitzt. Er wird den Amerikanern brühwarm berichten, was hinter verschlossenen Türen diskutiert wird. Die deutsch-amerikanische Freundschaft hindert die Botschaft nicht daran, einen Informanten in Berlin zu führen.
In den Gesprächen zwischen der Union und der FDP werden die Atombomben ein ausführliches Thema – und ein kontroverses. Die Sprengsätze würden Deutschland gegen den Iran schützen, argumentiert der Überzeugungs-Transatlantiker Wolfgang Schäuble, der Mentor von Friedrich Merz. Westerwelle retourniert: Die US-Bomben könnten den Iran gar nicht erreichen, Schäubles Argument stimme deshalb nicht. Der FDP-Chef beruft sich auf Barack Obama, der im April 2009 in einer visionären Rede in Prag von einer »atomwaffenfreien Welt« geträumt und dabei versprochen hatte, abzurüsten. Warum sollten die Deutschen nicht damit beginnen? So wichtig sei Deutschland nun auch wieder nicht, soll Merkel entgegnet haben, die Welt werde eher nicht zur Kenntnis nehmen, wenn die Deutschen sich an dieser Stelle hervortäten. »Laut unserer Quelle wollte Merkel die Diskussion zu dem Thema vermeiden«, heißt es in einem weiteren diplomatischen Bericht der US-Botschaft in Berlin.71 Westerwelle habe die Entfernung von Atomwaffen aus Deutschland »zu einem seiner wichtigsten außenpolitischen Themen gemacht«, notieren die sichtlich verblüfften US-Diplomaten. Die CDU/CSU sei »die einzige Partei, die nach wie vor die Beteiligung Deutschlands am Nuklearwaffensystem der NATO und den Einsatz von US-Atomwaffen in Deutschland unterstützt«. Am Ende steht eine Formulierung, die der FDP entgegenkommt: Im Koalitionsvertrag wird es heißen, die Bundesregierung werde sich in der NATO »sowie gegenüber den amerikanischen Verbündeten dafür einsetzen, dass die in Deutschland verbliebenen Atomwaffen abgezogen werden«. Allerdings sind Koalitionsverträge geduldig, sie haben schon manche wilde Forderung enthalten, die niemals Realität wurde.
Merkels ehemaliger Kanzleramtschef Peter Altmaier rätselt bis heute, was den mittlerweile verstorbenen FDP-Politiker damals angetrieben hat. Als Außenminister habe Westerwelle »für sich eine welthistorische Bedeutung gesehen«, glaubt er. Ähnlich sieht es Merkels erster Kanzleramtschef Thomas de Maizière. »Westerwelle wollte als Entspannungspolitiker in die Geschichte eingehen.«
Der FDP-Chef kann sich damals auf eine breite Mehrheit nicht nur in der deutschen Bevölkerung, sondern auch im deutschen Parlament berufen. Im März 2010 beschließt der Bundestag einen fraktionsübergreifenden Antrag von SPD, FDP, Grünen und sogar der Unionsfraktion, in dem die Abgeordneten die Bundesregierung auffordern, sich »mit Nachdruck für den Abzug der US-Atomwaffen aus Deutschland einzusetzen«.72 Ein solcher Antrag, verabschiedet mit überwältigender Mehrheit, inklusive vieler Unionsabgeordneter, vorangetrieben vom deutschen Außenminister – das hat es noch nie gegeben. Im deutsch-amerikanischen Verhältnis ist diese Art der Fahnenflucht nicht vorgesehen, jedenfalls nicht von einem führenden Mitglied der Bundesregierung.
Hinter den Kulissen beruhigt Merkels außenpolitischer Berater Christoph Heusgen die besorgten US-Regierungsbeamten: Auf die Frage, was die Bundesregierung mit dem Koalitionsvertrag denn nun tun wolle, »distanzierte sich Heusgen von dem Vorschlag und behauptete, dieser sei ihnen von Außenminister Westerwelle aufgezwungen worden«, heißt es in einem weiteren internen Bericht der US-Botschaft an die Zentrale in Washington. »Heusgen sagte, aus seiner Sicht mache es keinen Sinn, die ›20‹ taktischen Atomwaffen, die sich noch in Deutschland befinden, einseitig abzuziehen, während Russland ›Tausende‹ davon behalte. Es lohne sich nur, wenn beide Seiten abrüsten würden.« Die Vorstellung, dass ein Abzug von Atomwaffen auch etwas Gutes haben könnte, und wenn er bedeutete, die Verantwortung in die eigenen Hände zu nehmen – dafür war in der Bundesregierung kein Raum. »Wir fanden naiv, was Westerwelle da sagt«, sagt Thomas de Maizière rückblickend: »Deshalb haben wir die Luft rausgelassen und faktisch dafür gesorgt, dass das nicht stattfindet.«73

Die Amerikaner könnten die deutsche Debatte mit Gelassenheit verfolgen. Ob ihre Atombomben auch in Deutschland gelagert werden, könnte ihnen egal sein, schließlich sind viele Hundert nukleare Sprengsätze der US-Armee in aller Welt verteilt. Aber es ist ihnen nicht egal. Die Bomben schützen nicht nur Deutschland. Sie schützen auch die außenpolitischen Interessen der Vereinigten Staaten. Sie sind die stärksten Muskeln einer Supermacht, die damit ihren globalen Führungsanspruch absichert. Kein Land der Welt hat seine Atomwaffen so weit verstreut und damit einen so großen Einflussbereich wie die USA, und von keinem anderen Land würde sich der Rest der Welt dies gefallen lassen.
Natürlich verteidigen die USA andere Länder nicht selbstlos. Kein Staat handelt altruistisch, schon gar nicht Amerika. Mit dem Versprechen auf Schutz sichern sich die USA Macht und Einfluss, geografisch, wirtschaftlich und politisch. Der Wiederaufbau Westdeutschlands nach dem Zweiten Weltkrieg gelang auch deshalb so reibungslos, weil die US-Regierung das strategische Interesse hatte, einen Gegenpol zum Ostblock zu formen. Die amerikanische Unterstützung gilt deshalb nur, solange sich die kleineren Mächte wohlgefällig im Sinne der US-Interessen verhalten und sich nicht aus dem amerikanischen Einflussbereich entfernen. Andernfalls wird, wie in Lateinamerika, dem Iran oder einigen Staaten im Süden Europas nach dem Zweiten Weltkrieg, geputscht, gedroht, sanktioniert und gelegentlich der eine oder andere Staatschef von der CIA oder deren paramilitärischen Hilfstruppen ermordet. Der chilenische Präsident Salvador Allende oder der kongolesische Ministerpräsident Patrice Lumumba haben ihre Eigenständigkeit mit ihrem Leben bezahlt.

Die amerikanischen Atombomben wirken doppelt, in zwei Richtungen: gegenüber konkurrierenden Mächten wie China und Russland, als Signal der Abschreckung. Und gegenüber Staaten wie Deutschland, für die die Nuklearwaffen immer auch ein Druck- und Drohmittel im Falle von Meinungsverschiedenheiten sind; Dänemark wird das Jahrzehnte später spüren, als Trump Grönland annektieren will. Die in Deutschland stationierten Atombomben sind also ein Deal, der beiden Seiten nutzt.
In einem der vertraulichen Berichte formulieren die US-Diplomaten ein weiteres Interesse: Sie hätten Merkels außenpolitischem Berater Heusgen mitgeteilt, dass »ein Abzug der Atomwaffen aus Deutschland und möglicherweise auch aus Belgien und den Niederlanden es für die Türkei politisch sehr schwierig machen könnte, ihren eigenen Bestand aufrechtzuerhalten, auch wenn diese nach wie vor von der Notwendigkeit überzeugt sei«74. Von »roten Linien« reden die Amerikaner. Und eine rote Linie lautet: Die Atombomben sollen in Deutschland bleiben. Weil Amerika es so will.
Außenpolitik in Berlin, das ist ein Ritual mit immer gleichen Regeln: Wer sich zu weit vom politischen Konsens entfernt, der wird halb mitleidig, halb entsetzt angeschaut wie ein hochinfektiöser Viruspatient. Wenn jemand wie Guido Westerwelle fordert, amerikanische Atombomben aus Deutschland abzuziehen oder sich vehement einem Angriff auf Libyen verweigert, dann beginnen in Berlin-Mitte im Café Einstein oder dem Restaurant Borchardt, in der Gendarmerie und an der Bar des Hotel de Rome, wo die Zirkel der Macht in der deutschen Hauptstadt verkehren, die Tuschel-Tage: Hast du schon gehört, was der Westerwelle wieder gesagt hat? Für das Berliner Establishment ist der FDP-Mann ein außenpolitischer Geisterfahrer.
Westerwelle wird auch eine weitere Entscheidung angekreidet, die Deutschlands bisherige Rolle im westlichen Bündnis infrage stellt: die Enthaltung zum Libyen-Krieg. Im März 2011 verabschieden die USA, Frankreich und Großbritannien und noch einige weitere Staaten eine Resolution im UN-Sicherheitsrat, die einen militärischen Einsatz gegen den libyschen Diktator Muammar Gaddafi erlaubt. Eine Flugverbotszone über Libyen soll die Zivilbevölkerung schützen. Faktisch bedeutet das Krieg. Deutschland, damals nicht ständiges Mitglied im Sicherheitsrat, enthält sich.
Die Entscheidung fällt in einer Runde zwischen Merkel, Westerwelle und de Maizière, der mittlerweile Verteidigungsminister ist. In den USA ist die Stimmung gekippt, denn Obama, der zunächst gegen die Militärmission war, hatte sich von seiner Außenministerin Hillary Clinton und seiner UNO-Botschafterin Susan Rice umstimmen lassen. Merkel unterrichtete er über den Kurswechsel nicht, was irgendetwas zwischen einem Lapsus und einer Frechheit war. Umso unerwarteter trifft den US-Präsidenten die deutsche Enthaltung, die einer Verweigerung gleichkommt. Westerwelle kommt von einem überzeugten Nein, Merkel von einem vorsichtigen Ja, zusammen wird daraus eine Enthaltung. Die Kanzlerin hat noch ihre Fehleinschätzung aus dem Irak-Krieg in Erinnerung. Amerikanische Interventionen, davon ist sie mittlerweile überzeugt, bringen selten etwas Gutes und enden allzu oft in einer noch schlimmeren Lage in dem betreffenden Land. Deshalb versteht sie Westerwelles Skepsis gut.
Die Reaktionen sind allerdings ein Desaster. Im NATO-Rat wird der damalige Generalsekretär Anders Fogh Rasmussen so ausfallend, dass der deutsche NATO-Botschafter empört den Saal verlässt. Einen »schweren Fehler von historischer Dimension mit unvermeidlichen Spätfolgen« nennt der frühere CDU-Verteidigungsminister Volker Rühe die Enthaltung. Der damalige US-Verteidigungsminister Robert Gates, ein Gentleman der alten Schule, nimmt seinen deutschen Kollegen Thomas de Maizière bei einem Treffen in Washington beiseite und sagt sehr freundlich, aber bestimmt, dass man die deutsche Entscheidung »nicht in Ordnung« finde. Deutschland verweigert sich der Rettung von Menschenleben vor einem Diktator und das auch noch Schulter an Schulter mit China und Russland – das Bild, das entsteht, ist ein hässliches.
Dass Merkel und Westerwelle, der fast alle Anfeindungen auf sich zieht, starke Argumente auf ihrer Seite haben, geht im Crescendo der Kritiker unter. »Es gibt keinen sogenannten chirurgischen Eingriff. Jeder Militäreinsatz wird auch zivile Opfer fordern«, sagt Westerwelle tags darauf in einer Regierungserklärung. »Die Entscheidung über den Einsatz militärischer Gewalt, über den Einsatz auch des Lebens unserer Soldatinnen und Soldaten ist die wohl schwierigste Entscheidung, vor die die Politik gestellt werden kann.«75
Als wollte sie Westerwelle nachträglich bestätigen, überdehnt die westliche Koalition ihr Mandat. Was als humanitäre Intervention beginnt, endet als Krieg, zwar mit einem Sturz des diktatorischen Regimes und Gaddafis Tod, aber auch mit einem jahrelangen Bürgerkrieg. Die USA haben wieder einmal einen Feldzug begonnen, der viele Menschenleben kostet und ein Land ins Chaos stürzt, er verläuft nur schneller als im Irak und ohne Bodentruppen. Gaddafi war ein Tyrann, aber der staatliche Zerfall Libyens lässt viele Menschen leiden und wirkt sich bis heute negativ auf Europa aus.
Der Libyen-Krieg zeigt mustergültig, welch verhängnisvolles Zusammenspiel es zwischen Politik und Militär geben kann, wenn eine Nation die militärischen Möglichkeiten besitzt, überall auf der Welt losschlagen zu können. Die Existenz einer überlegenen Armee provoziert dazu, sie auch einzusetzen, siehe Madeleine Albrights Frage an Colin Powell in der Balkan-Krise, wofür die USA dieses »großartige« Militär eigentlich hätten. Waffen entfalten einen Sog, selbst für kriegskritische Präsidenten wie Obama in Libyen (und Trump später im Jemen und im Iran). Wenn man einen so massiven Hammer wie das US-Militär besitzt, so hat Obama in einer Rede vor den UN gesagt, sehe jeder Konflikt aus wie ein Nagel. Der US-Präsident wird später einräumen, dass es der »größte Fehler« seiner Amtszeit gewesen sei, in Libyen einfach losgeschlagen zu haben, ohne Plan für die Zeit nach dem Krieg. Wieder einmal, selbst unter dem nachdenklichen Obama, wiederholen die USA alte Fehler aus dem Afghanistan- und dem Irak-Krieg.

Als Merkel Obama nach dem Libyen-Krieg das nächste Mal persönlich trifft, beschwert sich die Kanzlerin milde: Er hätte ihr Bescheid geben müssen, dass er seine Meinung zu Libyen geändert habe. Er wiederum findet, sie hätte mit ihm stimmen sollen. Die Libyen-Entscheidung trübt das Verhältnis zwischen Berlin und Washington für einige Monate.

Merkel und Obama, das war anfangs eine zögerliche Beziehung. Das Brandenburger Tor in Berlin, das er im Wahlkampf 2008 als historische Kulisse für eine Rede wünschte, verweigerte sie ihm. Und sie fand es »unangemessen«, dass Obama gleich zu Beginn seiner Amtszeit mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet worden war. Die Kanzlerin habe sich über die Preisverleihung aufgeregt, erinnert sich Christoph Heusgen. »Sie fand das verfrüht und nicht verdients.«76 Aber Merkel, einerseits Überzeugungs-Amerikanerin, andererseits Rationalistin, bemühte sich. Sie wollte vor allem eins: eine gute Arbeitsbeziehung. In gewisser Weise ähneln sich die beiden Biografien: er, der schwarze Aufsteiger aus armen Verhältnissen. Sie, die Frau aus der untergegangenen DDR. Zwei Außenseiter, die es geschafft haben. Und da ist noch etwas: Beide sind harte Arbeiter, die rational an Politik herangehen und sich minutiös vorbereiten. Zu Beginn habe man »immer das Gefühl gehabt, das sind zwei Musterschüler, die gegenseitig im Wettbewerb stehen, wer die Sachverhalte besser kennt«, sagt Heusgen. Bei Klimafragen, bei der Finanzkrise: Immer hatten beide Staatschefs die Akten bis ins letzte Detail durchgeackert.
In der Finanzkrise könnten die Ansichten der beiden allerdings nicht weiter auseinanderliegen. Obama, fiskalpolitisch ein Sozialdemokrat, drängt Merkel, dass Deutschland mutig sein und Geld in die Rettung der Banken und des Euro pumpen müsse. Gemeinsam mit den Franzosen malträtiert er Merkel mehr als einmal. Beim G20-Gipfel im mexikanischen Los Cabos kommt es zu hitzigen Debatten. Aber die Bundeskanzlerin bleibt bei ihrer Sicht, und Obama lenkt ein, als er merkt, dass er nicht weiterkommt. Obama und Merkel schaffen etwas, das Bush und Schröder nicht gelang: Sie gehen trotz aller Differenzen respektvoll miteinander um.
Merkels ruhige, verlässliche Art, kombiniert mit ihrer persönlichen Geschichte, fasziniert nicht nur George W. Bush, sondern auch Obama. Im Juni 2011 verleiht er ihr die Freiheitsmedaille. Die »Presidential Medal of Freedom« ist die höchste zivile Auszeichnung der USA und eine seltene Ehre. Als Merkel in Washington eintrifft, ist strahlendes Wetter, das Protokoll hat das Staatsdinner in den Rosengarten des Weißen Hauses verlegt, das Redepult schmückt ein goldener Adler. Merkel trägt ein schwarzes Kleid mit kurzen Ärmeln, Obama Smoking mit Fliege und Einstecktuch. »Dass ich einmal im Rosengarten des Weißen Hauses stehen würde und von einem amerikanischen Präsidenten die Freiheitsmedaille empfangen würde, das lag jenseits aller meiner Vorstellungskraft«, sagt die Kanzlerin in ihrer Dankesrede. »Und glauben Sie mir, diese Auszeichnung ist ein wirklich sehr bewegender Moment.« Anschließend singt James Taylor »You’ve got a friend«. Das Weiße Haus hat sich den Song ausdrücklich gewünscht. Vielleicht ist dies die glücklichste Phase in der deutsch-amerikanischen Beziehung seit der Wiedervereinigung.
Denn so gut die Schwingungen zwischen Merkel und Obama auch sind: Die USA zieht es weg von Europa, hin nach Asien. Im November 2011 verkündet Obama in der australischen Hauptstadt Canberra eine spektakuläre neue Ausrichtung Amerikas. »Hier sehen wir die Zukunft«, ruft der US-Präsident. »Als die am schnellsten wachsende Region der Welt – und Heimat von mehr als der Hälfte der Weltwirtschaft – ist der asiatisch-pazifische Raum von entscheidender Bedeutung für die Verwirklichung meiner obersten Priorität, nämlich die Schaffung von Arbeitsplätzen und Chancen für das amerikanische Volk.«77 Auch Obama kennt die Zahlen über die Verlagerung von Arbeitsplätzen aus den USA nach Asien, er weiß, dass »Ken«, »Barbie«, Levi’s-Jeans und unzählige andere uramerikanische Produkte nicht mehr in Amerika hergestellt werden. Und er weiß, wie ambitioniert China an die Macht strebt. In Asien werde entschieden, ob das kommende Jahrhundert von Konflikten oder Zusammenarbeit, unnötigem Leid oder menschlichem Fortschritt geprägt sein werde, sagt er. »Als Präsident habe ich daher eine bewusste und strategische Entscheidung getroffen: Als Pazifiknation werden die Vereinigten Staaten eine größere und langfristige Rolle bei der Gestaltung dieser Region und ihrer Zukunft spielen, indem sie ihre Grundprinzipien hochhalten und eng mit ihren Verbündeten und Freunden zusammenarbeiten.« Hillary Clinton, seine Außenministerin, ruft gar Amerikas »pazifisches Jahrhundert« aus.
Alliierte, Freunde und Rivalen – das findet sich nicht mehr vornehmlich in Europa. Es ist jetzt Asien, wo die Zukunft der Weltordnung verhandelt wird.

In Europas Hauptstädten reagiert man ratlos. Was soll man auch tun, wenn der Freund einem in einer Beziehung sagt, er habe nichts gegen einen, wirklich nicht, man könne ja befreundet bleiben, aber da sei leider eine andere, die attraktiver ist?

			
	

	
	
				
					5. Die Kanzlerin als Spionageziel

				

				Deutschland war für die Vereinigten Staaten vieles: anfangs Protektorat, dann Juniorpartner, meistens Alliierter, manchmal auch Freund – aber immer auch ein misstrauisch beäugtes Aufklärungsziel. Das gilt selbst für die pflegeleichte Merkel.
Ein streng geheimer Auszug aus einer Überwachungsdatenbank des Abhörgeheimdienstes NSA, der uns 2013 beim Spiegel erreicht, listet Merkels Handynummer auf, versehen mit dem Zusatz »GE Chancellor Merkel« als Anschlussinhaberin und dem »Status: A« für aktiv. Angela Merkel, so viel ist uns nach weiteren Recherchen klar, wird abgehört. In Washington werden mir später amerikanische Geheimdienstler sagen, man habe wissen wollen, wie die Kanzlerin hinter verschlossenen Türen über die Euro-Krise rede und was sie zum Iran und dessen Atomprogramm denke.
Als wir das Kanzleramt damit konfrontieren, ruft Merkels Berater Heusgen bei Obamas nationaler Sicherheitsberaterin Susan Rice an. Die meldet sich zurück und liest Heusgen eine Telefonnummer vor. Ob Heusgen diese kenne? Es ist Merkels Nummer. Die Amerikaner hören sie tatsächlich ab.

Als wir darüber im Oktober 2013 im Spiegel berichten, entfaltet sich ein Skandal, der weltweit Schlagzeilen macht. Die Kanzlerin beschwert sich bei Obama persönlich, sie will von ihm wissen, ob er davon unterrichtet war und ob er die Überwachung zu stoppen gedenke. Obama beteuert, er habe von nichts gewusst (was nach allem, was ich in Washington gehört habe, stimmt), und die Kanzlerin könne in der Zukunft darauf vertrauen, dass sie nicht mehr von der NSA abgehört werde. Die amerikanischen Diplomaten in der US-Botschaft in Berlin sind so peinlich berührt von der Enthüllung, dass sie im Weißen Haus darauf drängen, nicht nur Merkels Überwachung einzustellen, sondern auch die anderer deutscher Politiker – denn Merkels Telefon war nicht das einzige abgehörte, die NSA überwachte weite Teile des politischen Berlins (und tut das heute höchstwahrscheinlich wieder). Für eine Weile werden die Lauschaufträge gegen mehrere deutsche Minister ausgesetzt.
»Ausspähen unter Freunden, das geht gar nicht«, sagt Merkel in einem unmissverständlich klaren öffentlichen Statement. Von einem »tiefgreifenden Vertrauensbruch« ist die Rede. Merkel ist nicht so sehr empört darüber, dass die Amerikaner spionieren, das tut eine Supermacht nun einmal, sie ist Pragmatikerin. Aber Ressourcen zu verschwenden, um eine enge Partnerin wie die deutsche Kanzlerin abzuhören – und sich dabei auch noch erwischen zu lassen? Wen hören die Amerikaner sonst noch ab, wenn schon die deutsche Regierungschefin als gegnerisches Ziel definiert ist? Die halbe Welt? Die ganze?
Für eine Weile ist Merkel nicht sicher, ob sich ihr Verhältnis zu den USA davon wieder erholt. Sie hält den Ansehensverlust der Vereinigte Staaten in Deutschland, den es durch die Affäre gegeben hat, für desaströs. Die DDR habe mit ihrem Überwachungssystem auch vierzig Jahre lang überdauert, entfährt es der Kanzlerin in kleiner Runde. Was sie damit sagen will: Ein Staat, der niemandem traut, wird früher oder später fallen. Der harsche Vergleich zeigt, wie grundsätzlich sie diese Methoden ablehnt.

Die Abhöraffäre ist lästig, sie wird Merkel und Obama monatelang beschäftigen. Allerdings nicht nur wegen der Peinlichkeit, beim Lauschen ertappt worden zu sein. Die beiden Washingtoner Politikwissenschaftler Martha Finnemore und Henry Farrell haben darauf hingewiesen, dass der größere Schaden durch Enthüllungen wie diese für die USA darin bestehe, dass der Blick auf die offenkundige Scheinheiligkeit der US-Politik gelenkt werde. Heuchelei sei »ein zentraler Bestandteil der Soft Power Washingtons – seiner Fähigkeit, andere Länder dazu zu bringen«, die Legitimität amerikanischer Handlungen zu akzeptieren, schreiben die beiden Professoren. Die internationale wertebasierte Ordnung, maßgeblich aufgebaut und geprägt von den USA, benötige »das Schmieröl der Heuchelei, damit ihre Räder weiterlaufen«. Das stimmt nicht nur beim völkerrechtswidrigen Irak-Krieg, sondern auch beim Abhören. Verbündete wie Deutschland folgten den USA nur dann bedingungslos, wenn die mitunter dunkle amerikanische Machtpolitik mit Pathos und Moral schöngeschminkt wird – oder eben im Verborgenen bleibt. Die Vereinigten Staaten hätten bisher vor allem deshalb kaum Kritik für ihre Scheinheiligkeit erfahren, so Finnemore und Farrell, weil »andere Staaten ein starkes Interesse daran haben, darüber hinwegzusehen. Angesichts der Tatsache, wie sehr sie von den globalen öffentlichen Gütern profitieren, die Washington bereitstellt, haben sie wenig Interesse daran, den Hegemon für sein schlechtes Verhalten zur Rechenschaft zu ziehen.«78 Der Schaden besteht also einerseits darin, dass sich Politiker anderer Staaten keine Illusionen mehr machen können, wie die Amerikaner hinter den Kulissen agieren – andererseits aber auch, dass für eine globale Öffentlichkeit offenkundig wird, wie sehr sich die Eliten anderer Länder kritiklos an Amerika anschmiegen.
In Deutschland lässt sich das nahezu mustergültig beobachten. Der damalige Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich (CSU), am Anfang der Affäre noch flauschig im Ton, droht nach der Enthüllung, man werde nicht mehr nach Washington fahren, sondern die Amerikaner einbestellen (was nach einmal drüber schlafen dann doch nicht passieren wird). Der innenpolitische Sprecher der Unionsfraktion, Stephan Mayer, droht damit, US-Unternehmen keine öffentlichen Aufträge mehr zu geben, falls das geplante No-Spy-Abkommen zwischen Deutschland und den USA scheitere. Und der SPD-Fraktionschef Thomas Oppermann warnt, ein Scheitern der Verhandlungen über ein No-Spy-Abkommen »würde den politischen Charakter der Beziehungen zu den USA verändern«. Das sind große Worte.
Das No-Spy-Abkommen, das eine gegenseitige Versicherung sein sollte, nicht gegeneinander zu spionieren und das mit viel Aplomb angekündigt wurde, wird nie unterschrieben. Christoph Heusgen, der zusammen mit Merkels damaligem Geheimdienstkoordinator eigens nach Washington geflogen ist, erhält im Weißen Haus eine unmissverständliche Absage. Die Amerikaner wollen nicht. Nicht mal Obamas Leute, die den amerikanischen »exceptionalism« nur so unprovozierend wie möglich interpretieren. Und nicht mal, nachdem eine der peinlichsten Spionageaffären in der Geschichte der USA aufgeflogen ist. Nicht spionieren, das ist in Washington offenkundig nicht vorstellbar.
Als das Abkommen nicht zustande kommt, passiert in Berlin: nichts. Die markigen Worte von Oppermann und anderen sind längst verklungen, der Gratismut ist verflogen. Die angekündigten Folgen bleiben aus. Deutschland fügt sich.

Nach der NSA-Affäre ist viel die Rede von »nationaler Souveränität«, etwa bei der Idee eines europäischen Google. Thomas de Maizière, mittlerweile Bundesinnenminister, denkt laut über Datenwege nach, die nur über deutsche und europäische Server verlaufen: Cloud-Lösungen, die Daten in den USA oder China speichern, hält er für nicht sicher genug; ein Thema, das die Europäer bis ins KI-Zeitalter beschäftigen wird. Aber wie so oft, wenn es um den Versuch geht, etwas Unabhängiges von den Vereinigten Staaten aufzubauen, bleibt es bei Worten. »Wir sind ein Teenager, der nicht von seinen Eltern loskommt«, sagt mir damals ein hochrangiger Beamter im Kanzleramt in einer Mischung aus Resignation und Frustration. Die NSA-Affäre ist für die deutsche Politik eine Begegnung mit der Realität.

Dabei wollen die Eltern gerne, dass der Teenager selbständiger wird, zumindest auf manchen Gebieten. Obama hat immer wieder darauf gedrängt, dass die europäischen Staaten in der NATO mehr Geld für Waffen ausgeben. Darin unterscheidet er sich weder von seinem Vorgänger George W. Bush noch von seinem Nachfolger Donald Trump. Seit Bill Clinton ist noch jeder US-Präsident genervt davon gewesen, dass die Europäer sich in der gemeinsamen Verteidigung einen schlanken Fuß machen. »Free rider« ist der abfällige Begriff dafür in Washington. Schwarzfahrer.
Und noch an einem zweiten Punkt sieht Obama – trotz aller offenkundigen Unterschiede – die Lage ähnlich wie später Trump: Um Europa sollen sich zuvorderst die Europäer kümmern. Die aber verstehen die sich anbahnende historische Verschiebung nicht, jedenfalls nicht in ihrer radikalen Bedeutung. Es ist eher eine Art Ritual, das sich zwischen den USA und Europa etabliert hat: Der US-Präsident beklagt sich, die Europäer gucken verschämt in die Luft. Irgendwann wird sich Daddy schon wieder abregen.
Obama ist allerdings anders als die meisten anderen US-Präsidenten, er hat kein Problem damit, Macht abzugeben, zumindest etwas. In der frühen Phase der Ukraine-Krise, nach der russischen Annexion der Krim 2014, als sich das durch die NSA-Affäre demolierte Verhältnis wieder eingerenkt hat, überlässt er Merkel gerne die Führung. Bei einem Besuch in Washington schließen die beiden einen informellen Pakt. Sie übernimmt die diplomatische Initiative, er soll dafür keine Waffen an die Ukraine liefern. Das sogenannte »Normandie-Format«, in dem Frankreich, Deutschland, Russland und die Ukraine ab Juni 2014 miteinander reden, ist eine der wenigen weltpolitisch wichtigen Bühnen, auf denen die Vereinigten Staaten keine Rolle spielen. Obama vertraut den Deutschen und den Franzosen, dass sie die Interessen des Westens vertreten. Es ist ein Beispiel dafür, wie eine kooperative Arbeitsteilung zwischen Europa und den USA aussehen kann. Ganz loslassen können die Amerikaner allerdings nicht. Victoria Nuland, die Chefdiplomatin im US-Außenministerium für Europa, ruft regelmäßig im Kanzleramt an, fragt misstrauisch nach, was die Europäer als Nächstes zu tun gedächten, und versucht, Anweisungen durchzustellen.
Obamas Zurückhaltung ist einerseits ein Vertrauensbeweis. Sie ist aber auch ein Ausdruck der Abkehr Amerikas von Europa. Wie auch immer man die beiden Abkommen von Minsk beurteilen mag: Sie kommen ohne amerikanische Führung zustande.

Der Abschied der beiden Regierungschefs wird emotional.

Während der NSA-Affäre hat Merkel auf die harte Tour gelernt, dass es keine Freundschaft zwischen Staaten gibt. Aber als Obama und sie sowie ihre engsten Mitarbeiter sich Ende 2016 voneinander verabschieden, ist das persönliche Verhältnis trotz Obamas Hinwendung nach Asien tatsächlich zu einer Art Freundschaft geworden. Eine, die enger ist als fast alles, was Deutschland und die USA seit der Wiedervereinigung verband. Als Susan Rice, Obamas sonst so supertoughe Nationale Sicherheitsberaterin, sich von ihrem Counterpart Christoph Heusgen verabschiedet, umarmt sie ihn und weint. Plötzlich, angesichts des bald die Macht in Washington übernehmenden Donald Trump, fühlt sich alles anders, intensiver, endlicher an.

Vor seiner Abschiedstournee hat Obama im November 2016 darauf bestanden, einen Abstecher nach Berlin zu machen. Er will Merkel sehen, ein letztes Mal im Amt. Als ich an jenem Novembertag im Berliner Hotel Adlon auf Obama treffe, der dem Spiegel und der ARD gerade ein Interview gegeben hat, entwickelt sich zwischen dem US-Präsidenten und mir ein kurzes Gespräch. Die NSA-Affäre habe ihm ein paar harte Wochen beschert, erzählt Obama und lächelt. Sein Berater Ben Rhodes, der den Präsidenten begleitet, berichtet vom Abendessen von Merkel und Obama. Drei Stunden hätten die beiden miteinander diniert und gesprochen, länger, als Obama jemals mit einem anderen Staatschef zusammengesessen habe. Obama habe Merkel gewarnt, Trump sei »wie ein Sturm«, der über das transatlantische Verhältnis hinwegfegen werde. Irgendwann an dem Abend steht Ben Rhodes auf und bringt mit Blick auf die anstehende Amtsübernahme von Donald Trump einen Toast auf Merkel aus: »You’re now the leader of the free world!«

			
	

	
	
				
					6. Ein Tag Freund, ein Tag Feind: Merkel und Trump

				

				Über die Jahre durchläuft Merkel eine bemerkenswerte politische Metamorphose. Je länger sie Kanzlerin ist und je unmittelbarer sie die Veränderungen in den Vereinigten Staaten mitansehen muss, umso amerikaskeptischer wird sie. Ein Wort, das sie benutzt, wenn sie über manche Staatschefs spricht, lautet »Herrschaftsdiplomatie«. Es beschreibt autoritäres Handeln anderer Regierender, die nicht an einem Kompromiss interessiert sind, sondern an der Durchsetzung ihrer Ziele mit allen Mitteln. Damit sind nicht nur, aber auch die Amerikaner gemeint. Aus einer Kandidatin, die sich Bush bedingungslos angedient hatte, wird über die Jahre eine Kanzlerin, die nur noch bedingt an Amerika glaubt. Merkel zweifelt. Das Pathos, das ihre transatlantische Politik zu Beginn umwehte, ist verflogen. Es weicht einem nüchternen Realismus und der Einsicht, dass Europa sich lösen muss, »ein Stück«, wie die Kanzlerin sagt. Das Problem ist nur: Das passiert nicht. Jedenfalls nicht ein Stück, das weit genug wäre.

Was Donald Trump für Deutschland bedeuten wird, lernen Angela Merkel und ihre Leute nur ein paar Wochen nach dessen Einzug ins Weiße Haus. Es wird eine Nachhilfestunde darin, wie die neuen Machthaber in den USA auf andere blicken. Am 17. März 2017 fliegt die Kanzlerin zum Antrittsbesuch nach Washington, drei Tage später als ursprünglich geplant, ein Schneesturm hat das Treffen verzögert. Merkel zählt zu den ersten Staatschefs, die Trump empfängt. Das ist ein gutes Zeichen: Der neue US-Präsident ist offenbar neugierig und will kein Kräftemessen.
Die Kanzlerin hat sich akribisch auf die Begegnung vorbereitet, mindestens so detailliert, wie es acht Jahre nach ihr Friedrich Merz tun wird. Sie hat Trumps Interview im Playboy vom März 1990 gelesen, in dem er prahlt, Druck mache ihm nichts aus, er sei die vergangenen zwei Tage ununterbrochen wach gewesen und brauche generell nur vier Stunden Schlaf pro Nacht.79 Trumps Stil, urteilte der Playboy damals freundlich, sei gekennzeichnet von großer Überzeugungskraft, Hype und Chuzpe. Merkel hat auch The Art of the Deal gelesen, Trumps Bestseller von 1987, dazu hat sie in mehrere Folgen seiner Fernsehshow The Apprentice reingeschaut und in die Fernsehdebatten zwischen Trump und Hillary Clinton. Clinton habe sich gut geschlagen, findet sie – und trotzdem verloren. Merkel macht sich deshalb keine Illusionen, was sie erwartet. Zudem hatte der deutsche Botschafter Peter Wittig am Tag von Trumps Amtseinführung im Januar 2017 noch von der Tribüne in Washington aus sichtlich aufgewühlt im Kanzleramt angerufen und geschimpft, er habe noch nie eine so schlimme Rede wie jene des neuen US-Präsidenten gehört. Merkel hat also eine Ahnung davon, was sie erwartet. Ein kleines bisschen neugierig ist sie zugegebenermaßen auch.

Der Besuch beginnt mit Unterwerfungsspielchen. Als Trump und Merkel im Weißen Haus vor die Presse treten, warten die Fotografen auf das obligatorische Händeschütteln. Als nichts passiert, beugt sich Merkel vor und flüstert Trump ins Ohr, ein Handshake wäre jetzt gut. Trump, davon ist die Kanzlerin bis heute überzeugt, versteht sie klar und deutlich. Aber er rührt sich nicht. Kein Handschlag. Es ist eine Machtdemonstration.

Beim Mittagessen berichtet die Kanzlerin von ihren Plänen für den anstehenden G20-Gipfel in Hamburg. Sie hat Ideen, was der Westen im Bereich der Bildung und Gesundheit machen könnte, als plötzlich Melania Trump ins Zimmer tritt. Sie wollten doch nach Florida fliegen, drängelt Mrs. Trump ihren Ehemann, wann er komme? Nein, nein, antwortet Trump, sie solle sich doch setzen und zuhören, Merkel erzähle gerade so interessant von ihren Ideen. Der Trip nach Florida wird verschoben. Es scheint, als hätten der amerikanische Präsident und die deutsche Kanzlerin einen Draht zueinander gefunden, allen Vorbehalten Trumps gegen die Deutschen zum Trotz, die er abspult.
Ein paar Meter weiter, im Büro von Trumps Schwiegersohn Jared Kushner, der zu dieser Zeit auch Trumps Berater im Weißen Haus ist, findet allerdings ein Gespräch statt, das die Delegation aus Deutschland nachhaltig verstört. Christoph Heusgen, Merkels Berater, sitzt bei Kushner im Zimmer. Heusgen ist Jahrgang 1955, er kann sich noch erinnern, wie er als Sechsjähriger in Holland im Sommerurlaub war und sein Vater zu ihm kam und sagte: Die Russen bauen in Berlin eine Mauer! Für Heusgen wurde John F. Kennedy zum Helden seiner Jugend. Amerika stand für ihn immer für Freiheit, in Berlin und auch sonst.
Im Weißen Haus berichtet der Deutsche davon Trumps Schwiegersohn, der rund 20 Jahre jünger ist. Heusgen spricht von seiner Jugend im Nachkriegsdeutschland und seiner Liebe zu den USA, von der Berliner Luftbrücke und über John F. Kennedys berühmte Rede vor dem Rathaus Schöneberg, in der er sich als Berliner bekannte, bis zu Reagans Appell an Gorbatschow, die Mauer einzureißen. Es ist ein Moment der Zugewandtheit, der emotionalen Verbundenheit, jedenfalls vonseiten des Deutschen. »Das transatlantische Verhältnis ist für mich das Fundament unserer Außenpolitik, und auf dem wollen wir aufbauen«, sagt Heusgen zu Kushner. Es ist der Soundtrack des Westens. Bei Heusgen kommt er vom Herzen.
Smalltalk ist in den USA eine fein choreografierte Kunstform, das Gespräch hat jetzt den Moment erreicht, wo Kushner ein paar Höflichkeiten retournieren müsste. Aber Kushner antwortet ganz anders. Die Deutschen müssten eins wissen, sagt er: »Wir sind Geschäftsleute. Im Business ist man an einem Tag ein Freund und am nächsten Tag ein Feind. Und so wird unsere Außenpolitik sein.«80 So erinnert es Heusgen, der sagt, er werde dieses Gespräch nie vergessen.
Es lohnt, den Satz zu wiederholen. An einem Tag ein Freund, am nächsten ein Feind.
Diese Skrupellosigkeit, die keine Werte kennt und keine Moral, gilt nicht nur gegenüber langjährigen Freunden wie Deutschland. Sie gilt andersherum auch gegenüber einstigen Feinden wie Russland, die über Nacht zu Freunden werden können. Bis zur nächsten Wendung einen Tag später. Es ist ein Satz, den man präsent haben sollte, wenn die Nachrichten von Gipfeltreffen in Alaska, Handelsdeals in Schottland und NATO-Gipfeln in Brüssel eintreffen.
Für Heusgen, den Spitzendiplomaten, enthält dieser Satz von Kushner fast alles, was man zum Verständnis der USA der Gegenwart braucht. Wenn er höre, dass sich die Europäer freuten, dass sich Friedrich Merz oder andere mit Trump gut verstünden, dann sei das bestenfalls eine Momentaufnahme. »Das ist heute so und morgen anders«, glaubt Heusgen. »Das ist alles wieder weg.«
Zunächst behandelt Trump auch Angela Merkel respektvoll. Er hört zu, was er nicht bei vielen Gästen macht, auch wenn Beobachter den Eindruck haben, als erreichten ihn ihre Worte nicht immer. Er bittet sie sogar um Rat, wie man am besten mit Wladimir Putin rede.
Sie spricht über deutsche Autos und rattert Handelszahlen herunter, wie eine Musterstudentin. Er springt thematisch hin und her und schimpft, Deutschland schulde den USA viel Geld. Sie schenkt ihm einen Kupferstich aus dem Jahr 1705, der eine Karte der Rheinpfalz zeigt, inklusive des Winzerdorfs Kallstadt, dem Herkunftsort von Trumps Großvater. Er lobt, sie mache »einen fantastischen Job«.
Als sie das Flugzeug zurück nach Berlin besteigt, hat sie kein gutes Gefühl.

Merkel ist erst ein paar Tage zurück aus Washington, als im Kanzleramt das Telefon klingelt. Trump ist am Apparat, er will mit ihr plaudern. Er habe das Ergebnis der Landtagswahl im Saarland gesehen, bei dem die CDU mehr als 40 Prozent der Stimmen erhalten habe. Entgegen allen Vorhersagen! That’s great! Ihr Sieg zeige wieder einmal, wie schlimm die Fake News in den Medien doch seien, in denen ständig etwas behauptet werde, was nicht stimme. Und legt auf. Merkel weiß kaum, wie ihr geschieht: Was war das denn? Das Gespräch sagt viel über Trump aus: wie impulsiv er ist. Wie er kleine Details zu nutzen versteht (kein US-Präsident hat sich jemals für eine Landtagswahl im Saarland interessiert). Wie jede Geschichte irgendwann bei ihm selbst endet (Fake News, wie sie ständig über ihn verbreitet werden).
Das nächste Telefonat verläuft weniger gut. Merkel hat darum gebeten, es geht um Russland und die Ukraine. Die Kanzlerin möchte Trump erklären, welche Politik sie in Osteuropa verfolgt, welche Sanktionen sie unterstützt und warum. Für Telefonate wie dieses lassen sich Staatschefs in der Regel von ihren Leuten Sprechzettel vorbereiten, auf denen die wichtigsten Talking Points vermerkt sind, wenig wird frei vorgetragen, falsche Formulierungen können sich schnell rächen. Aber dieses Telefonat ist Merkel so wichtig, dass sie den Zettel, den ihr ihre Mitarbeiter zusammengestellt haben, zur Seite legt. Sie bereitet sich persönlich vor. Merkel redet länger als üblich, sechs, vielleicht acht Minuten am Stück, schätzen ihre Leute. Dann hält sie inne. Auf der anderen Seite ist niemand mehr. Trump hat einfach aufgelegt.
Kurz darauf meldet sich Trumps damaliger Nationaler Sicherheitsberater H. R. McMaster im Kanzleramt und erzählt, der US-Präsident sei wutentbrannt in sein Zimmer gestürmt und habe gerufen: »She tried to teach me!«81 Merkel habe ihn belehren wollen. Auch dieses Telefonat sagt viel über Trump: Seine Bereitschaft zuzuhören, ist ausgesprochen gering. Und er weiß alles besser als andere. Sein Verhältnis zu anderen ist von oben herab.
Trump ist nicht entgangen, wie eng Merkels Kontakt zu Obama am Ende war. Das schadet ihr, er ist berüchtigt dafür, nachtragend zu sein. Merkels kühle, naturwissenschaftliche Art und Trumps impulsiver Narzissmus – das ist wie Wasser und Feuer. Es ist absehbar, dass das nicht lange gut gehen wird.

Ein paar Wochen später, im Mai 2017, findet in Brüssel ein NATO-Sondergipfel statt, der erste mit Trump. John Bolton, damals Trumps Sicherheitsberater, erinnert sich, wie der US-Präsident nicht nur über die Deutschen schimpft, die »ein furchtbarer NATO-Partner« seien, weil sie nicht genug Geld für das Militär ausgäben. Trump nimmt höchstpersönlich eine Änderung im Manuskript seiner Rede vor, die er anlässlich der Eröffnung des neuen NATO-Hauptquartiers in Brüssel halten wird. Seine engsten Berater haben ihm einen Text vorbereitet, in dem sich der US-Präsident zu Artikel 5 des NATO-Vertrags bekennen soll, der sogenannten Beistandsklausel. Bindend ist Artikel 5 ohnehin nicht, was militärische Hilfe angeht, er verpflichtet die Mitgliedstaaten nur, im Falle eines Angriffs von außen »solche Aktionen auszuführen, die es für notwendig erachtet«. Aber Trump streicht die Passage zu Artikel 5 komplett aus seiner Rede. Nicht einmal dazu will er sich bekennen.
Das Spiel setzt sich über die Jahre fort. Trump habe in seiner ersten Amtszeit mehrmals erwogen, die NATO ganz zu verlassen, heißt es in seinem Umfeld.82 Als der US-Präsident zum NATO-Gipfel 2025 fliegt, antwortet er auf die Frage, ob für ihn Artikel 5 verbindlich sei: »Das kommt auf die Definition an.« Es gebe verschiedene Definitionen des Artikels, er bekenne sich dazu, Leben zu schützen – ob mit amerikanischen Truppen, entzündeten Räucherstäbchen oder dem Roten Kreuz, das lässt er offen.
Ist das nur Show, um die Europäer einzuschüchtern und unter Druck zu setzen, damit sie mehr Geld für Waffen ausgeben? Bolton, Trumps ehemaliger Nationaler Sicherheitsberater, ist überzeugt davon, dass es Trump bitterernst ist: »Ja, ich denke, er würde die NATO im Zweifel auch verlassen«, sagt Bolton.

Bolton und ich haben uns das erste Mal im Januar 2015 in jenem anfangs beschriebenen Theater in Iowa getroffen, in dem Trump sich und seine Botschaft auf der Bühne testete. Bolton, einen neokonservativen Falken, kann man leicht an seinem silbergrauen Walross-Schnauzer erkennen. Unter George W. Bush war er US-amerikanischer Botschafter bei den UN in New York und rechtfertigte den Irak-Krieg, seit dem Ende der Bush-Ära ist er einer der letzten Neocons, die sich offen dazu bekennen. In Iowa stand er wie Trump als Redner auf der Bühne. Er hatte ebenfalls erwogen zu kandidieren, aber davon Abstand genommen, als er merkte, dass seine außenpolitische Agenda an der republikanischen Basis nicht mehr verfängt. Wir flogen aus Iowa mit der gleichen Maschine zurück nach Washington und unterhielten uns am Flughafen. Im April 2018 ernannte ihn Trump zu seinem nationalen Sicherheitsberater, eineinhalb Jahre später warf Bolton entnervt hin. Jahre später rächte sich Trump für die öffentliche Kritik, die Bolton seither äußert, und ließ das FBI gegen ihn ermitteln, im Spätsommer 2025 wurden Boltons Haus und Büro wegen des Verdachts auf angeblichen Geheimnisverrat durchsucht, eine Anklage folgte. Wer sich öffentlich vom Präsidenten abwendet, muss mit Vergeltung rechnen.
In den vergangenen Jahren habe ich Bolton mehrmals interviewt, in einem unserer Gespräche hat er Trump ironisch so beschrieben: »Er hat die Aufmerksamkeitsspanne einer Fruchtfliege. Nur wenn es um Donald Trump geht, ist seine Aufmerksamkeitsspanne unendlich.«83
Bolton kennt Trump besser als die meisten Menschen, er hat mit ihm im Weißen Haus nächtelang über Europa und die NATO diskutiert. Trump verstehe die Idee von Allianzen nicht, sagt Bolton, sondern bewerte Dinge nur danach, ob sie ihm, Trump, nutzten. Er sei »schlicht und einfach kein Transatlantiker«.84 Und weiter: »Er glaubt, wir verteidigen Europa aus edlen Motiven, ohne dass Europa uns dafür bezahlt und ohne dass es selbst genug für Verteidigung ausgibt. Er versteht nicht, dass Verteidigungsbündnisse wie die NATO, wenn sie richtig funktionieren, die Sicherheit aller Mitglieder stärken. Er glaubt, dass wir Europa Sicherheit liefern und sie uns dafür nicht vergüten – und das verabscheut er. Das Gleiche sagt er über Japan und Südkorea. Es wäre ein katastrophaler Fehler für die USA, sich aus der NATO zurückzuziehen – aber er ist dazu fähig.«85
Im Sommer 2025, nachdem sämtliche NATO-Länder mit Ausnahme Spaniens angekündigt hatten, ihre Investitionen in Rüstung und Infrastruktur auf 5 Prozent des Bruttoinlandsproduktes anzuheben, mildert Trump seine Rhetorik für eine Weile, er genießt es, die Europäer dazu gezwungen zu haben. Aber mit Artikel 5 ist es ein bisschen wie mit Gott: Man muss an ihn glauben, damit er wirkt. Die NATO schrumpft zu einer Kulisse aus Pappmaché, wenn Länder wie Russland nicht mehr davon überzeugt sind, dass die USA ihren Verbündeten im Falle eines Konfliktes auch wirklich zur Seite springen. Glaubten andere Staaten nicht mehr an die Ernsthaftigkeit des amerikanischen Versprechens, verändere sich die gesamte Ordnung des internationalen Systems, argumentiert der Publizist Robert Kagan. »Alle Mächte, egal ob den Vereinigten Staaten freundlich oder feindlich gesonnen, werden sich entsprechend anders verhalten.« Die Welt bewege sich auf eine instabile Situation zu, wie in den 1930er-Jahren.

Trumps Auftreten beim NATO-Treffen 2017 und bei einem kurz darauffolgenden G7-Gipfel in Italien, aber auch Jared Kushners offene und zugleich eiskalte Ansage gegenüber Christoph Heusgen haben bei Angela Merkel nachhaltigen Eindruck hinterlassen. Nur ein paar Tage nach dem NATO-Gipfel hält die sonst so spröde Kanzlerin Ende Mai 2017 in einem Bierzelt im bayerischen Trudering vor 2500 Zuhörern eine für ihre Verhältnisse spektakuläre Rede, mit Sätzen, die laut über den Atlantik hallen: »Die Zeiten, in denen wir uns auf andere völlig verlassen konnten, die sind ein Stück vorbei. Das habe ich in den letzten Tagen erlebt«, ruft Merkel. »Und deshalb kann ich nur sagen: Wir Europäer müssen unser Schicksal wirklich in unsere eigene Hand nehmen.« Das ist, für Merkels Verhältnisse, die größtmögliche Eruption, mit den größtmöglichen Folgen. Heute klingen die Sätze wie eine nüchterne Zustandsbeschreibung, aber 2017 lösen sie heftige Gefühle aus. Und zugleich wird wieder eine Chance verpasst.
Merkels Sätze sind der Ausdruck einer tiefen Überzeugung, dass man diesem US-Präsidenten niemals werde trauen können. Die Kanzlerin hat nur vier Monate und ein paar Telefonate gebraucht, um zu einem Urteil über Trump zu kommen. Sie glaubt nicht mehr an Besserung. Und sie glaubt nicht mehr uneingeschränkt an die USA.
Die Rede hat sie sich spontan überlegt, ohne Rücksprache mit ihren Fachleuten im Kanzleramt. Nach den wilden Tagen bei der NATO und in Italien will sie die Emotionen der Menschen ansprechen, die merkten, dass sich gerade etwas Großes im Verhältnis zu den USA verschiebt. Im zögerlichen Wort »wirklich« drückt sich aus, wie sehr Merkel selbst darüber verblüfft ist. Das »völlig« vor dem »Verlassen« zeigt die Scheu vor einem Absolutismus, ganz kann Merkel es selbst nicht glauben. Und das »Stück« weit meint: Ganz dürfen wir das transatlantische Verhältnis nicht aufgeben. Dennoch ist es eine »tektonische Verschiebung«, wie die New York Times kommentiert. Vom »Ende einer Ära« spricht der frühere US-Botschafter bei der NATO, Ivo Daalder.86

Im Kanzleramt kokettiert Merkel am Morgen danach intern damit, sie verstehe gar nicht, warum ihre Rede so viel Aufregung ausgelöst habe. Dabei weiß sie es ganz genau. Sie hat es so gewollt.
Merkels Bierzeltrede ist oft mit Schröders Marktplatzrede gegen den Irak-Krieg verglichen worden. Aber der Vergleich trifft nicht. Schröder war poltriger, aber Merkels Botschaft ist größer – und genau betrachtet viel radikaler. Seine Absage betraf einen Krieg, ihre das transatlantische Verhältnis insgesamt. Merkel war nie eine Kanzlerin der großen Gesten, umso wuchtiger wirkt die Truderinger Aufkündigung der bedingungslosen Gefolgschaft. Das Gewicht der Geste und damit die Botschaft an Washington besteht darin, dass es die Bundeskanzlerin ist, die das fordert, also eine Europäerin. Bislang waren die Deutschen diejenigen, die Botschaften aus Washington entgegennahmen. Es ist eine Geste der Selbstermächtigung. Die Amerikaner blicken seit jeher mit einem gewissen Misstrauen auf Deutschland. Nun gucken auch die Deutschen mit Misstrauen auf die Amerikaner. Das ist neu. Ein Paradigmenwechsel.
Merkel hat damit nicht nur ihre eigenen Worte von 2002 in der Washington Post widerrufen. Sie hat auch die Statik des transatlantischen Verhältnisses verändert. Mit der Ankündigung, das Schicksal in die eigenen Hände nehmen zu wollen, hat sie einen Anspruch auf Unabhängigkeit ausgesprochen. Sie hat den Vereinigten Staaten die Absicht einer Abnabelung signalisiert. Ein Stück. Wirklich.
Allerdings ist es mit einer Großmacht so: Wenn die Großmacht ein abhängiges Land ermahnt, es müsse mehr Verantwortung übernehmen, dann ist das Führungsstärke. Wenn die Staatschefin des abhängigen Landes das Gleiche sagt, dann kommt es einem politischen Verrat nahe, sie wird für Illoyalität abgestraft. So ist es auch mit Merkel. Spätestens seit Trudering gilt sie in Washington als Gegnerin. Es beginnt eine Phase der transatlantischen Beziehungen, die das Magazin New Yorker so beschreibt: Trump führe »Krieg gegen Angela Merkel und Europa«.87

Emily Haber, Deutschlands Botschafterin in Washington von 2018 bis 2023, bekommt das frostige Verhältnis unmittelbar zu spüren. Als sie zu einem Gespräch ins Weiße Haus fährt, kommt ihr dort Trumps Wirtschaftsberater Larry Kudlow entgegen. Haber grüßt, aber als Kudlow sie erkennt, stöhnt er nur auf und winkt ab. Ah, die Deutschen. »Die US-Regierung hat uns als die Wortführer von Trumps Gegnern betrachtet«, erinnert sich Haber.88
Merkel revanchiert sich auf ihre Weise. Als sie im Mai 2019 an der Harvard-Universität eine Rede vor 20 000 Studentinnen und Studenten hält, appelliert sie daran, »Mauern der Ignoranz« einzureißen und nicht allein, sondern gemeinsam zu handeln. Man müsse sich immer fragen, ob man etwas tue, weil es richtig sei, oder schlicht deshalb, weil man es könne. Jeder dieser Sätze ist auch auf Trump gemünzt. Nach der Rede, als sie in den Flieger steigt, raunt sie den deutschen Diplomaten vor Ort zu: »Ich hoffe, ich habe es Ihnen damit nicht zu schwer gemacht.«

Im Rückblick sind Trudering und Merkels Rede im Mai 2017 ein Wendepunkt, oder präziser: Sie hätten es sein können. Seit Trudering ist fast eine Dekade vergangen, in der Deutschland Konsequenzen hätte ziehen müssen. Der Satz, dass die Europäer ihr Schicksal in die eigenen Hände nehmen müssten, hätte eine Zeitenwende in Europa und im deutsch-amerikanischen Verhältnis einläuten müssen, vier Jahre bevor Olaf Scholz diese im Frühjahr 2022 mit Blick auf Russland ausruft.
Aber nach Merkels Bierzeltrede passiert nicht viel. Es scheint, als hätte sich die aufsässige Kraft schon darin erschöpft, dass sie diese Sätze ausgesprochen hat. Merkel hat damals bereits den Zenit ihrer Macht überschritten. Sie hat die Stärke, die Folgen von Trumps Wahl zu analysieren und auszusprechen, was daraus folgen muss. Aber sie hat nicht mehr die Energie, den Abschied von Amerika zu gestalten.

Die Kanzlerin zieht allerdings persönliche Konsequenzen, sie entwickelt für die kommenden Jahre eine Strategie des passiven Widerstands. Sie redet, in Harvard, indirekt über Trump. Und als das Weiße Haus anfragt, Trump würde die Kanzlerin gerne samt Ehemann zu einem Dinner in den Rosengarten einladen, entgegnen Merkels Leute, leider passe es derzeit schlecht. Die Kanzlerin will sich nicht zur Figur von Trumps Spielchen degradieren lassen. Sie verweigert sich. Das ist verständlich. Aber es ist keine Strategie.

Vielleicht sind auch die Anziehungskräfte Amerikas zu groß. Immer wenn Deutschland sich zu lösen versucht, wird es scheinbar zurückgezogen wie ein Bungee-Jumper nach dem Absprung, der wieder zurückfedert. »Wir haben einfach nicht die politische Kraft aufgebracht, die Konsequenzen daraus zu ziehen«, sagt Merkels langjähriger Berater Christoph Heusgen.89 Der Wahlsieg von Joe Biden 2020 habe in Deutschland die notwendigen Konsequenzen verhindert, er habe dazu geführt, »dass wir uns wieder in Sicherheit gewogen haben«.
Die Kanzlerin habe ihre Worte von Trudering »so stehen lassen, ohne zu sagen: Wir machen folgende 17 Punkte«, sagt Wolfgang Ischinger, der einstige deutsche Botschafter in Washington und spätere Chef der Münchner Sicherheitskonferenz. Merkel hätte aus ihrer Rede ein politisches Programm entwickeln müssen, »aber das hat sie leider nicht gemacht«. Und Peter Altmaier, der unter Merkel erst Umwelt-, später Wirtschaftsminister und von 2013 bis 2018 und damit während Trudering ihr Kanzleramtschef war, sagt: »Die Rede von Trudering war die richtige Antwort zur richtigen Zeit. Wir waren nur später, nach der Bundestagswahl, nicht imstande, ihr die richtigen Folgen zu geben, weil es in der SPD, nicht zuletzt durch die beharrliche Arbeit des damaligen Fraktionsvorsitzenden, zu einer stark pazifistischen Ausrichtung ihrer Politik gekommen war.«90

Es ist nicht so, dass die Bundesregierung unter Merkel nicht erkennen würde, um welche Dimension es geht. Eher ist es andersherum: Gerade weil sie erkennt, wie epochal die Herausforderung ist, erstarrt sie. Angesichts der Monumentalität der Aufgabe flüchtet sich die Regierung in die Alltäglichkeit. Ein damaliger Minister erinnert sich an eine Runde im Kanzleramt, 2018 vermutlich, zu der die Kanzlerin zu Beginn ihrer letzten Legislaturperiode den Politikwissenschaftler Herfried Münkler und eine handverlesene Runde an Kabinettsmitgliedern geladen hatte, unter anderem den Außenminister, den Finanzminister und die Verteidigungsministerin. Die USA wollten ihre Rolle als Weltpolizist nicht mehr ausfüllen, sie seien müde, habe eine der Thesen des Abends gelautet. Einer der Teilnehmer, Peter Altmaier, habe sich gemeldet und geantwortet, die Europäer würden zwar zu seinen Lebzeiten »nie eine Supermacht wie die USA« sein. »Aber wenn wir ein Stück weit mehr unsere Sicherheit in die Hand nehmen, muss es doch bedeuten, dass wir auch Verantwortung für unsere geostrategische Nachbarschaft übernehmen«. Altmaier nennt als Beispiel Osteuropa, wo Russland bereits die Krim annektiert hat. Er meint aber auch Konflikte in Südeuropa, zwischen Griechenland und der Türkei etwa, und Teile von Nordafrika, wo die großen Migrationsströme verlaufen. Niemand im Kanzleramt widerspricht.
Heiko Maas, SPD, von 2013 bis 2018 Justizminister und anschließend Außenminister glaubt, dass die Erklärung für die Untätigkeit »viel banaler« sei als große Überhöhungen. Es habe eine »tiefe Verunsicherung« gegeben, was die Diskussion über ein erwachsenes Deutschland ohne die Bindung an die USA für Konsequenzen nach sich zöge. »Keiner hatte eine Vorstellung, wohin das führt und was das Ergebnis sein wird. Und deshalb hat man lieber die Finger davongelassen.«91

			
	

	
	
				
					7. Die Suche nach einer Amerika-Strategie

				

				Maas ist einer der wenigen, der etwas wagt. Er gießt die neue Weltlage in ein Dokument, er macht das, was Merkel hätte tun sollen: Er entwickelt eine politische Strategie. Im Spätsommer 2018 präsentiert er selbstbewusst eine neue Amerika-Doktrin des Auswärtigen Amtes. Sein Papier trägt den markigen Titel »Wir lassen nicht zu, dass die USA über unsere Köpfe hinweg handeln«.92 Wow! Geschrieben hat es Maas mit seinem Staatssekretär Andreas Michaelis, der später Botschafter in Washington wird.
Maas mag den Begriff »Freunde« nicht, Staaten könnten keine »Freunde« sein, argumentiert er, sondern nur Partner. Deshalb taucht das Wort »Freundschaft« in dem Strategiepapier nicht auf. Und es sei »höchste Zeit, die Partnerschaft zwischen den USA und Europa neu zu vermessen«. Der Außenminister hat öffentlich bereits für eine neue, härtere Gangart gegenüber Moskau plädiert und sich dafür harsche Widerworte im politischen Berlin eingefangen. Mit seiner Forderung, »ein Gegengewicht zu bilden, wo die USA rote Linien überschreiten«, erlebt er nun das, was Guido Westerwelle bei seiner Ablehnung des Angriffs auf Libyen erfuhr: Die Tuschel-Tage sind zurück.

Maas ist im Saarland geboren, nach dem Abitur 1987 fuhr er wie so viele Deutsche ein paar Monate durch die USA. Er ließ sich treiben, von der Ostküste an die Westküste, von New York bis nach Los Angeles, hörte Bruce Springsteen und las Paul Austers New York Trilogy. Maas mag die USA. Aber er hat während seiner Zeit im Auswärtigen Amt auch die herrische Seite der Vereinigten Staaten kennengelernt – und die rücksichtslose. Die, bei der Werte plötzlich keine Rolle mehr spielen, weil es um Profite geht, etwa beim Gashandel, wo Trumps Leute durchsetzen wollten, dass die Deutschen teures LNG-Gas aus den Vereinigten Staaten einkaufen. Bei ihm habe »relativ schnell eine Desillusionierung eingesetzt, was das transatlantische Verhältnis angeht«, sagt Maas heute.
Seine Amerika-Strategie liest sich zwar milder als das, was er über Russland gesagt hat – aber die amerikahörige deutsche Außenpolitik trifft sie trotzdem mit Wucht. Und, das gehört auch zur Wahrheit: Sie ist auch ein kleines bisschen durchtränkt von Hybris. Der Minister bietet den USA zwar die Zusammenarbeit an, droht aber zugleich: »Wir lassen nicht zu, dass ihr über unsere Köpfe hinweg zu unseren Lasten handelt.« Es sei »unverzichtbar, dass wir die europäische Autonomie stärken, indem wir von den USA unabhängige Zahlungskanäle einrichten, einen Europäischen Währungsfonds schaffen und ein unabhängiges SWIFT-System aufbauen.« Unabhängige Zahlungskanäle? Ein von SWIFT unabhängiges Bankensystem, über das Geldüberweisungen abgewickelt werden? Autonomie? Das sind große Ideen, die Europa plötzlich zu einem eigenständigen Akteur auf der Weltbühne machen würden. Genau das ist Maas’ Idee: Vielleicht sei es ja ausgerechnet Donald Trump, hofft er, der mit seiner ruppigen Art »ein souveränes Europa und eine Allianz für den Multilateralismus befördern würde« – weil Europa in seinem Entsetzen über den US-Präsidenten endlich aufwacht.
In seinem Strategiepapier spricht Maas auch einen Punkt an, der sich heute liest, als sei das transatlantische Verhältnis in einer Zeitschleife gefangen. Wenn man die Bilanz zwischen Europa und Amerika nicht nur auf den Warenverkehr beschränke, sondern auch Dienstleistungen einbeziehe, argumentiert der Minister, »dann haben nicht die USA ein Defizit, sondern Europa hat eins. Ein Grund dafür sind die Milliardengewinne, die europäische Töchter von Internetgiganten wie Apple, Facebook oder Google jedes Jahr in die USA überweisen.« »Fake News« nennt Maas Donald Trumps Behauptungen, Europa habe einen Handelsüberschuss. Er fordert: »Wenn wir also über faire Regeln reden, müssen wir – Stichwort Digitalsteuer – auch über faire Besteuerung solcher Gewinne sprechen.«
Maas’ Offensive ist mutig – und zugleich ein Ausdruck davon, dass sich die transatlantische Debatte bis heute an entscheidenden Punkten keinen Inch weiterentwickelt hat. Noch immer weigert sich Donald Trump, über die oligopolhafte Dominanz der amerikanischen Tech-Konzerne zu reden, bei allen Verhandlungen über Zölle im Sommer 2025 blieben die Dienstleistungen, insbesondere die der Tech-Konzerne, unberücksichtigt. Und noch immer lässt ihn Europa damit durchkommen und akzeptiert im Gegenteil höhere Zölle auf seine Exporte, als seien im digitalen Zeitalter Maschinen und Weine etwas ganz anderes als Leistungen, die im Netz erwirtschaftet werden.

Angela Merkel, die doch in Trudering die große Linie vorgegeben hatte, sich abzunabeln, nennt Maas’ Amerika-Strategie einen »wichtigen Beitrag«, distanziert sich aber zugleich davon. »Das war kein abgestimmter Artikel, sondern das war seine Meinungsäußerung«, sagt sie, was so viel heißt wie: Maas darf zwar so reden, aber eine offizielle Linie der Regierung oder gar Strategie ist das nicht.93
In persönlichen Gesprächen mit anderen Außenministern in Europa erfährt Maas viel Sympathie, öffentlich eher nicht. Eine Alternative zu SWIFT gibt es bis heute nicht, ebenso wenig von den USA unabhängige Zahlungskanäle. Die US-Regierung straft Maas mit kühlem Schweigen. Nur über die Botschaft in Berlin lässt sie nachfragen, was denn in den deutschen Außenminister gefahren sei?

In der Evolution des deutsch-amerikanischen Verhältnisses ist Maas’ Amerika-Strategie auch im Vergleich zu Schröders Nein zum Irak-Krieg und Merkels Rede von Trudering die größtmögliche Absetzung von Amerika seit der Wiedervereinigung. Anders als Merkel in Trudering wirbt Maas nicht nur für mehr Eigenverantwortung. Er positioniert Europa offen gegen die Vereinigten Staaten, nicht nur punktuell, sondern grundsätzlich. Das hat es noch nie gegeben. 2018 ist das deutsch-amerikanische Verhältnis auch von deutscher Seite aus auf einem historischen Tiefpunkt angekommen.

Maas hat aus der Erkenntnis, dass die Amerikaner nicht mehr verlässlich sind, eine politische Strategie zu formen versucht. Hätte die Kanzlerin mit ihrem Außenminister daraus eine abgestimmte neue deutsche Außenpolitik entwickelt, dann stünde Deutschland heute höchstwahrscheinlich ganz anders da. Es wäre weniger abhängig. Stattdessen hat Merkel Maas mit seiner Initiative im Regen stehen lassen. Nicht unfreundlich, aber auch nicht unterstützend. Sie steht damit stellvertretend für die deutsche Gesellschaft: Die Deutschen sind vereint in der Ablehnung des US-Präsidenten, den die große Mehrheit irgendetwas zwischen ein bisschen und sehr widerwärtig findet. Aber bereit für schmerzhafte Konsequenzen, die ein Abschied von den USA bedeuteten, ist kaum jemand. Die Vorschläge werden zwar hier und da diskutiert, ähnlich wie einst die von Westerwelle. Eine größere Debatte entzünden sie nicht. Von praktischen Konsequenzen, etwa bei SWIFT, ganz zu schweigen.

Trotz dieses fehlenden Rückhalts gibt der Außenminister nach seinem Papier nicht auf. Zusammen mit seinem französischen Amtskollegen Jean-Yves Le Drian ruft Maas eine »Allianz für Multilateralismus« ins Leben, einen »Zusammenschluss multilateraler Überzeugungstäter, die auf Kooperation und die Stärke des Rechts setzen«, wie der Deutsche sagt. Neben Frankreich und Deutschland sind Japan, Kanada und Südkorea dabei, man trifft sich regelmäßig am Rande internationaler Gipfel und Konferenzen, etwa der jährlichen Vollversammlung der Vereinten Nationen. Geredet wird über Ideen gegen Covid, Ansätze gegen den Klimawandel und über die Krise in Afghanistan. Es reiche nicht, »die Zerstörung der multilateralen Ordnung zu beklagen. Wir müssen für diese Ordnung kämpfen – gerade auch angesichts der Lage der transatlantischen Dinge«, wirbt Maas, was eine weitere Stichelei Richtung Washington ist. Sogar ein eigenes Hashtag hat er kreieren lassen: #multilateralismusmatters.
Die Idee entfaltet eine erstaunliche Sogwirkung. Als der informelle Zusammenschluss auf mehr als 70 Staaten angeschwollen ist, wollen auch die USA mitmachen, die bis dahin misstrauisch beäugt haben, was Deutsche und Franzosen da so treiben. Und weil die Amerikaner dabei sind, melden sich auch die Chinesen. Die Umarmung durch die beiden Großmächte, denen Multilateralismus in Wahrheit herzlich egal ist, erstickt allerdings das Projekt. Nachdem Maas Ende 2021 aus dem Amt scheidet, schläft die Allianz ein.

Jahre später, als Maas schon nicht mehr in der Politik ist, holt ihn seine Amerika-Strategie an ganz anderer Stelle ein. Sein Sohn muss in der Schule im Leistungskurs Politik den Vorschlag seines Vaters analysieren, ausgerechnet. Als der Ex-Minister wissen will, wie sein Sohn ihn denn findet, antwortet der: Schon okay, allerdings eiere der Text merkwürdig umher. Die Sprache der Diplomaten habe erkennbar Probleme, auf den Punkt zu kommen. Was für einen deutschen Minister ungewöhnlich scharfer Klartext war, ist für einen Teenager im Gymnasium immer noch eine schwer zu dechiffrierende Botschaft.

Ein paar Monate nachdem Maas seine Amerika-Strategie vorgelegt hat, fliegt Merkel zum G20-Gipfel nach Buenos Aires. Die Anreise Ende November 2018 wird zu einem Sinnbild für die Kräfteverhältnisse zwischen den USA und Deutschland – und den bemitleidenswerten Zustand der deutschen Armee. Weil die elektronischen Kommunikationssysteme ausfallen, muss der Airbus »Konrad Adenauer« der Flugbereitschaft der Bundeswehr über Holland umkehren und in Köln notlanden. Nur mit einem Satellitentelefon kann die Crew Kontakt zum Flughafen aufnehmen, der Funk ist komplett ausgefallen.
In Berlin steht eine Ersatzmaschine bereit, aber damit kann die Kanzlerin nicht fliegen: das Arbeitsrecht. Die Crew war schon zu lange auf den Beinen, Dienstzeiten sind in Deutschland penibel geregelt. Also übernachtet die Delegation in einem Hotel in Bonn. Am nächsten Morgen fliegen Merkel und der sie begleitende Finanzminister Olaf Scholz Linie mit Iberia Airlines via Madrid in der Businessklasse. Merkel und Scholz lesen beide auf dem langen Flug nach Argentinien, Scholz hat In Putins Kopf des französischen Autors Michel Eltchaninoff dabei, weitsichtig, wie sich zeigen wird. Merkels Lektüre ist nicht überliefert.
Als die Kanzlerin schließlich mit Verspätung in Buenos Aires eintrifft, mokiert sich Trump über Merkel. Ein ausgefallenes Flugzeug? Wirklich? Das könne ihm nicht passieren, für den US-Präsidenten stünden stets zwei Maschinen bereit. So luxuriös sei die Ausstattung an Bord der Air Force One, dass er sogar Football schauen könne, live. Wie will eine Bundeswehr, die nicht einmal die deutsche Regierungschefin nach Südamerika fliegen kann, eigentlich das eigene Land verteidigen? Aber diese Frage stellt sich damals offenbar niemand in der Bundesregierung.

In Buenos Aires geht es um Handel und Zölle, Trumps Lieblingsthema. Bei den Gesprächen soll ein Satz von Trump über Deutschland gefallen sein, der noch lange in Regierungskreisen in Berlin kursiert: »We’ve created a monster«, soll der US-Präsident gesagt haben. Deutschland sei wegen seines Außenhandelsüberschusses zum »Monster« geworden, eines, das die Amerikaner selbst erschaffen hätten. Trump wirkt wild entschlossen, das zu ändern. Es scheint, als denke er über Vergeltung nach.

Eine Gegenmaßnahme ereilt die Bundesregierung daheim, in Berlin, in Form von Trumps Botschafter Richard Grenell, der für die Merkel-Regierung zu einer Art Heimsuchung wird. Grenell, den ich mehrfach bei Mittag- und Abendessen in seiner Residenz getroffen habe und der im kleinen Kreis ein angenehmer Gesprächspartner sein kann, nervt bald das gesamte Berliner Establishment. Mal kritisiert er die Regierung, mal beschimpft er seine Gesprächspartner, mal fordert er mehr Rüstungsausgaben von Deutschland, und es dauert nicht lange, bis Grenell im Kanzleramt keinerlei Termine mehr bekommt. Grenell weiß, was er tut, offenbar hat er von Trump den Auftrag erhalten, zu attackieren. Und er weiß, wie es ums transatlantische Verhältnis bestellt ist: »Mir ist klar: Wer bei einer Party die Musik ausmacht und sagt: ›Können wir jetzt aufräumen?‹, macht sich nicht beliebt.«94 Grenell wird in Berlin geschnitten, was es bei einem US-Botschafter noch nie gegeben hat. Der FDP-Politiker Wolfgang Kubicki fordert sogar Grenells Ausweisung: »Wer sich als US-Diplomat wie ein Hochkommissar einer Besatzungsmacht aufführt, der muss lernen, dass unsere Toleranz auch Grenzen kennt.«

Auf den letzten Metern seiner ersten Präsidentschaft lädt Trump zum Gipfeltreffen der sieben großen Industrienationen nach Washington. Ursprünglich hatte die Zusammenkunft auf dem Landsitz der amerikanischen Präsidenten in Camp David stattfinden sollen; wegen der Corona-Pandemie wurde daraus eine Digitalkonferenz – bis Trump im letzten Moment schließlich doch noch durchzusetzen versuchte, das Treffen in Washington mit persönlicher Präsenz abzuhalten. Corona, das war in den USA mehr noch als in Deutschland nicht nur ein Politikum, sondern auch ein Wahlkampfthema. Während sich die Demokraten geschlossen dem Team Abstand anschlossen und Masken befürworteten, ignorierte Trump das Virus nach anfänglichem Hin und Her weitgehend und riet den Menschen, Desinfektionsmittel zu trinken. Sein Umgang mit der Pandemie trug viel dazu bei, dass er die Wiederwahl verlor; ein Gipfeltreffen mit Weltpolitikern in Washington hätte im beginnenden US-Wahlkampf die erwünschten Fernsehbilder produziert. Auch deshalb ist Trumps Einladung mehr als nur eine protokollarische Frage. Sie ist Politik.
Merkel allerdings verweigert sich. Sie hat lange darüber nachgedacht, ob sie teilnehmen soll. Erst absagen und dann doch kommen, das wäre peinlich und eine Demütigung.
Andererseits hält sie einen Gipfel mit persönlicher Anwesenheit auf dem Höhepunkt der Pandemie für verrückt. In einem Telefonat im Juni 2020 teilt sie ihm mit, sie werde nicht nach Washington fliegen. Nach etwa 20 Minuten ist das Gespräch vorüber – Trump hat wieder einmal grußlos aufgelegt.
Der US-Präsident sei fuchsteufelswild gewesen, heißt es anschließend in Washington. Das Telefonat, meldet die New York Times, sei »not nice« verlaufen.95 Trump habe die Chinesen für die Pandemie verantwortlich gemacht und über die NATO geschimpft. Trumps Leute sind so verblüfft ob der Weigerung der Kanzlerin, persönlich nach Washington zu reisen, dass sie es kaum glauben können. Nach dem Telefonat ruft Trumps Nationaler Sicherheitsberater Robert O’Brien bei Emily Haber an, der deutschen Botschafterin in Washington. Ob Haber das »wieder geradebiegen kann?«, will O’Brien wissen. Aber zwischen Trump und Merkel ist nichts mehr geradezubiegen. »Nach meinem Eindruck ging am Ende überhaupt nichts mehr zwischen den beiden«, sagt Christoph Heusgen.

So schlimm stand es um das deutsch-amerikanische Verhältnis noch nie.

			
	

	
	
				
					8. Ein unsinkbarer Flugzeugträger mitten in Europa

				

				Nur ein paar Tage nach dem Telefonat mit Angela Merkel im Juni 2020 annonciert Trumps Stab, dass die USA einen großen Teil der amerikanischen Truppen aus Deutschland abziehen würden, knapp 12 000 der etwa 35 000 Soldaten. Einige sollen nach Polen verlegt werden, andere zurück in die USA. Auch das Hauptquartier des European Command, das alle Operationen der US-Streitkräfte in Europa steuert, würde den Plänen zufolge von Stuttgart nach Mons in Belgien wandern. Deutschland bezahle nicht für die Sicherheit, die die USA seit Jahrzehnten bereitstellen, schimpft Trump. Die Bundesrepublik sei ein »Delinquent«. Und Delinquenten gehören bestraft.

Die Bundesregierung erfährt davon aus dem Fernsehen. Trumps Rache fällt genüsslich aus, Rache für den deutschen Handelsüberschuss mit den USA, die Nord-Stream-Pipeline, für Merkels Entscheidung, nicht nach Washington zu reisen, und überhaupt für alles andere, was ihn an Deutschland ärgert. Da kann sein Verteidigungsminister Mark Esper noch so eilfertig beteuern, es handele sich »nicht um Vergeltung«.96

Und ein weiteres Mal zeigt sich, wie wenig Mut im politischen Berlin verbreitet ist. Die Ankündigung löst Schockwellen aus. In der Bundesregierung, die Angst davor hat, was das für die Sicherheit Deutschlands bedeutet. Und in den Bundesländern und Kommunen, die tiefe Löcher in ihren Haushalten fürchten. Etwa vier Milliarden Euro an Einnahmen, schätzen Experten, bringen die Amerikaner den Kommunen jährlich. Soldaten sind auch ein Wirtschaftsfaktor.
Im Kanzleramt sei viel darüber geredet worden, erinnert sich Heiko Maas, der zu dem Zeitpunkt Außenminister ist. Für Merkel sei das »ein symbolisches Thema« gewesen, bei dem die Entfremdung der beiden Staaten für jedermann offenkundig geworden wäre. Die Kanzlerin habe ein »großes Interesse gehabt, dieses sichtbare Zeichen zu verhindern«.
Was merkwürdigerweise niemand fragt: Warum eigentlich müssen in Deutschland noch immer rund 35 000 amerikanische Soldaten und 20 Atombomben stationiert sein? Wessen Interessen dienen sie? Deutschen oder europäischen Interessen, etwa als Schutz vor einem russischen Überfall? Oder amerikanischen Interessen, die ganz andere sein können? Im Kalten Krieg waren die Truppen und Atomwaffen nicht nur dafür da, Deutschland zu verteidigen, auch wenn sich das manch transatlantischer Romantiker schöngezeichnet hat. Sie waren dafür da, den Erzrivalen Sowjetunion im großen geopolitischen Kräftemessen in Schach zu halten. Sie dienten amerikanischen Interessen, die, was die Sicherheit der Bundesrepublik anging, in manchen Teilen identisch waren mit den deutschen, in anderen allerdings auch nicht. Für den Fall, dass aus dem Kalten Krieg ein heißer geworden wäre, hätten die Amerikaner beispielsweise nicht gezögert, ihre Atombomben notfalls auch über Deutschland abzuwerfen, um die Sowjets zu stoppen. Für die US-Regierung wäre es ein hinnehmbarer Kollateralschaden gewesen. Für die Deutschen hätte es hunderttausendfachen Tod und die Vernichtung weiter Teile des Landes bedeutet.
Der Kalte Krieg ist lange vorüber, Briten, Franzosen und Sowjets sind nach der Wiedervereinigung abgezogen. Nur die Amerikaner sind geblieben. Von den rund 84 000 Soldaten, die die Amerikaner noch in Europa stationiert haben, befindet sich fast die Hälfte in der Bundesrepublik. Der Befund des Historikers Heinrich August Winkler, dass die neue Bundesrepublik seit der Wiedervereinigung »nicht weniger souverän als andere Mitgliedsländer der Europäischen Union« sei, die ebenfalls Souveränitätsrechte an die EU und NATO übertragen haben, mag formal stimmen.97 Die Realität ist allerdings eine andere. »Wir haben uns mit der Rolle der Schutzbefohlenen begnügt, bis in die Gegenwart«, sagt Joschka Fischer.

In der Debatte wird gerne übersehen, dass es nicht nur die Deutschen sind, die bis heute auf das Sicherheitsversprechen der US-Regierung vertrauen. Umgekehrt verlässt sich auch die amerikanische Armee auf Deutschland, zumindest ein bisschen. Denn für die Amerikaner ist Deutschland ein »gigantischer unsinkbarer Flugzeugträger im Herzen Europas, der es uns erlaubt, alles zu tun, was wir tun wollen«, wie es Ben Hodges formuliert.98 Eine Basis, die es nirgendwo sonst zu den gleichen Bedingungen gäbe. Die Bundesrepublik war und ist der wichtigste US-Standort im Ausland.

Hodges, ein Absolvent der Eliteakademie West Point, ist ein amerikanischer Generalleutnant a. D., er war 1991 im Irak und später in Afghanistan eingesetzt, bis Ende 2017 kommandierte er die US-Streitkräfte in Europa. 2015 prophezeite Hodges, dass sich Russland auf einen Krieg vorbereite, der in fünf bis sechs Jahren ausbrechen könne. Er irrte sich – um etwa ein Jahr. Seit seiner Pensionierung lebt Hodges in Frankfurt am Main, kaum jemand kennt die militärische Verbundenheit beider Länder so gut wie er.
Die Soldaten im bayerischen Vilseck, in Kaiserslautern oder in Wiesbaden seien »nicht dazu da, die Region selbst zu beschützen«, sagt Hodges. »Von Deutschland aus können wir viel schneller Russland abschrecken, aber auch amerikanische Interessen in Afrika und dem Nahen Osten schützen. Die Vereinigten Staaten werden nicht von Fort Hood in Texas oder von Fort Bragg in North Carolina aus verteidigt.« Sie werden von Deutschland aus verteidigt. Die Truppen seien hier, sagt Hodges, »um unsere strategischen Interessen wahrzunehmen«.

Die Amerikaner haben Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg in vielen Fragen wie ein besetztes Land behandelt, und das war es ja zunächst auch. Nach dem Nationalsozialismus war dies nur konsequent. Wer würde schon einer Nation wie der deutschen vorbehaltlos trauen nach all den Gräueltaten der Nazis? Die Deutschen waren geschlagen, sie hatten jegliches Anrecht verloren, über ihr eigenes Schicksal zu bestimmen. Die Sieger, das waren die Amerikaner, neben den Sowjets und den Briten und Franzosen. Deutschland hatte den »Status eines Quasi-Protektorats«, wie der Historiker Hans-Peter Schwarz befand. Vor allem beim Militär und den Geheimdiensten. Der BND, anfangs noch als »Organisation Gehlen« gegründet, wuchs als Nachrichtendienst von Amerikas Gnaden heran, in dem wenig geschah, was die CIA nicht mitbekam. Und eine eigene Armee besaß Westdeutschland bis zur Wiederbewaffnung 1956 aus guten Gründen gar nicht erst. Von einer »Vormundschaft der Amerikaner« wird der ehemalige Bundeskanzler Helmut Schmidt später sprechen.99

Für die US-Regierungen war es ausgesprochen nützlich, in Deutschland nach Belieben schalten und walten zu können, mit Hausrechten wie in einer Kolonie in Übersee. Der Freiburger Historiker Josef Foschepoth, der alte Geheimakten der Bundesrepublik ausgewertet hat, beschreibt in seinem Buch Überwachtes Deutschland, wie systematisch die Amerikaner jahrzehntelang kontrollierten, wer was wem in Deutschland schrieb und sagte.100 »Nicht nur Kanzler, auch Militärs und selbst Bischöfe, Ärzte und alle anderen, die eine exponierte Position in der Gesellschaft besitzen, wurden überwacht.« Merkel war also nicht die erste deutsche Regierungschefin, die ins Visier der Amerikaner geriet. Aus dem »Recht des Siegers über Deutschland leiteten sie das Recht auf eine flächendeckende Überwachung ab«, so Foschepoth. Am Knotenpunkt Frankfurt kopierten die Amerikaner nahezu den gesamten Bestand von Fernschreiben und schickten die Durchschläge in die USA. Dort wertete sie die NSA aus. Allein in den Jahren zwischen 1960 und 1968 haben die Vereinigten Staaten laut Foschepoth »etwa 20 Millionen Postwurfsendungen« kontrolliert. Die Amerikaner trauten den Deutschen nicht. Und sie machten in Deutschland, was sie wollten. Als die US-Armee während des Jom-Kippur-Krieges 1973 heimlich amerikanische Panzerhaubitzen von Bremerhaven nach Israel verschiffte, rügte die vorab nicht informierte Bundesregierung den Export: Ohne Einwilligung der Deutschen sei dies nicht erlaubt. Die Amerikaner retournierten, sie behielten sich vor, in Deutschland das zu tun, was ihnen opportun erscheine. Der US-Verteidigungsminister James Schlesinger drohte gar, wenn die Deutschen auf ihrer Position beharrten, könnte die US-Regierung die militärischen Verpflichtungen gegenüber der Bundesrepublik infrage stellen. In Bonn kommentierte ein frustrierter Diplomat: »Wir sind eben doch nur ein halbkoloniales Land.«101
Der ehemalige Präsident von CIA und NSA, Michael Hayden, erzählte mir während der NSA-Affäre, er habe sich zu seinen deutschen Kollegen rund um die Jahrtausendwende um ein gutes Verhältnis bemüht. »Ich wollte nicht wie ein Besatzer auftreten, sondern die Zusammenarbeit ausbauen.«102 Hayden meinte es gut, aber der Satz sagt zugleich viel über die Haltung führender Amerikaner aus: Jahrzehntelang handelten die USA in ihrem eigenen Selbstverständnis wie Besatzer. Das änderte sich nach der Wiedervereinigung, aber, wie Haydens Satz dokumentiert, erst allmählich.
Dass bis heute nirgendwo sonst auf der Welt so viele US-Soldaten stationiert sind wie in Japan und Deutschland, den beiden großen Verlierern des Zweiten Weltkriegs, ist kein Zufall. Die Amerikaner haben sich in Europa das gesichert, was ihren strategischen Interessen diente, und das meiste davon nicht wieder aus der Hand gegeben. Sie haben sich einen unsinkbaren Flugzeugträger erschaffen.
Über Jahrzehnte entstand so eine nahezu ideale Infrastruktur für die amerikanischen Streitkräfte. Von der Bundesrepublik sprechen US-Militärs als »strategic sweet spot«, sie schwärmen von den »einzigartigen Bedingungen« für ihre Armee, die teilweise sogar besser seien als in den USA selbst.103
In Deutschland befindet sich heute das Europa-Kommando der US-Armee, EuCom genannt, sowie das Afrika-Kommando, kurz AfriCom. Der Truppenübungsplatz im bayerischen Grafenwöhr, den die US-Armee im April 1945 kampflos von der Wehrmacht übernahm und den die Amerikaner seitdem nutzen, ist der größte und beste Militärübungsplatz Europas. Regelmäßig werden amerikanische Panzerbrigaden, die in Polen, Rumänien und Litauen stationiert sind, nach Grafenwöhr verlegt, um auf den mehr als 230 Quadratkilometern den Kampfeinsatz zu trainieren. Auch Tausende von ukrainischen Soldaten sind dort für den Krieg im Donbass ausgebildet worden.
Eine ähnlich zentrale Rolle wie Grafenwöhr für die Infanterie spielt Ramstein für die U.S. Air Force. Der Luftwaffen-Stützpunkt ist das größte Drehkreuz für Truppenbewegungen außerhalb der USA, auf dem Weg in Krisenregionen wie Afghanistan oder den Nahen Osten machen die amerikanischen Truppentransporter fast immer Zwischenstopp in Deutschland. Auch ein Großteil der Logistik für den Irak-Feldzug lief über Deutschland. Mit rund 50 000 Soldaten und Angehörigen ist Ramstein die wichtigste amerikanische Militärcommunity außerhalb der USA. Ramstein biete der Armee »die Flexibilität zu handeln«, wo auch immer man wolle, sagt Ben Hodges. »Es ist ein Geschenk.«
Die US-Luftwaffe fliegt zudem Soldaten zur Behandlung in das US-Militärkrankenhaus im pfälzischen Landstuhl, wenn sie in Afghanistan, im Irak oder Somalia verletzt werden. Das Krankenhaus, dessen Ausbau eine Milliarde Dollar kostete, ist das größte Militärkrankenhaus außerhalb der USA, einer der Schwerpunkte ist seit den Kriegen in Afghanistan und dem Irak die Behandlung von Traumata. Landstuhl sei kein Sanatorium für altersschwache, pensionierte Amerikaner in Europa, sondern ein hochmoderner Ort, an dem das Leben von US-Soldaten gerettet werde, sagt Hodges. »Es gibt gute Gründe, warum wir in den vergangenen 80 Jahren in all diese Orte investiert haben.«

Wie wichtig Deutschland für die US-Regierung ist, zeigte sich 2007, als die US-Regierung nach einem Standort für das neu gegründete AfriCom suchte, eine Kommandozentrale zur Steuerung der amerikanischen Militäroperationen in Afrika. George W. Bush war bei diversen Staaten in Afrika abgeblitzt, denen der Plan zu delikat erschien, darunter Südafrika, Algerien, Marokko und Libyen. Auch mehrere afrikanische Regionalorganisationen hatten lautstark gegen eine US-Truppenpräsenz auf dem Kontinent protestiert. In Teilen der Welt gelten die Amerikaner nicht nur als Sicherheitsgarant, sondern auch als Sicherheitsrisiko. Schließlich fragte die frustrierte US-Regierung im Januar 2007 bei der Bundesregierung an, ob Deutschland aushelfen könne. Man wolle das neu geschaffene AfriCom in Stuttgart ansiedeln, übergangsweise.
Die Deutschen waren sogar ein bisschen stolz, sie fühlten sich geschmeichelt. Die amerikanische Anfrage unterstreiche »den vertrauensvollen und herausgehobenen Charakter der bilateralen Beziehungen zwischen Deutschland und den USA. Deutschland ist einer der wichtigsten strategischen Partner der Vereinigten Staaten«, heißt es in einem Regierungsvermerk nach einem Treffen zwischen hochrangigen deutschen Beamten und dem Gesandten der US-Botschaft in Berlin.104 Ein Referatsleiter im Auswärtigen Amt notierte später: »Je klarer USA merken, welch Super-Standort D ist, desto besser«.105
Etwas mulmig war den Diplomaten allerdings schon. Da wegen des Drohnenkrieges in Somalia in der Öffentlichkeit »Anlass zur Kritik« entstehen könnte, möge der US-Präsident George W. Bush bitte bei der Bekanntgabe des AfriCom-Projekts auf die Nennung von Stuttgart als Standort verzichten.106 Die Deutschen wollten helfen, aber nur diskret. Zu offensichtlich sollte nicht werden, welche zentrale Rolle die Bundesrepublik für die U.S. Army spielt.
Eine Supermacht kommt allerdings nicht einfach so, sie stellt Bedingungen. Im Fall von AfriCom lautete die Forderung, dass sämtliche zivilen Angestellten der neuen Militärzentrale über dem Gesetz stehen sollten, jedenfalls über dem deutschen. Damit waren zivile Bedienstete der Army auf dem Stützpunkt gemeint, aber auch Mitarbeiter privater Sicherheitsfirmen, die in Afrika im Einsatz waren und anschließend nach Stuttgart verlegt wurden. Alles in allem ging es um mehrere Hundert Amerikaner. In Fällen von Körperverletzung, Vergewaltigung oder auch Kriegsverbrechen, die sie womöglich in Afrika begehen, hätte die deutsche Justiz machtlos zusehen müssen. Eine entsprechende Absprache gilt innerhalb der NATO für Soldaten in anderen Ländern, allerdings nicht für Zivilisten und Angehörige privater Sicherheitsunternehmen, die im Auftrag der US-Regierung agieren.

Im Auswärtigen Amt unter dem den Vereinigten Staaten schon immer zugeneigten Außenminister Frank-Walter Steinmeier (SPD) sah man darin kein Problem, im Gegenteil: Die Diplomaten befürworteten die ungewöhnlich weitreichende Forderung. »Dieser Schritt unterstreicht den vertrauensvollen und herausgehobenen Charakter der bilateralen Beziehungen zwischen Deutschland und den USA«, heißt es in einer internen Stellungnahme.107
Das Bundesjustizministerium, zuständig für Rechtsfragen, drängte allerdings aufgrund der ungewöhnlich weitreichenden Konsequenzen auf einen Vertrag zwischen den beiden Regierungen, mit Verweis auf das Völkerrecht. Das lehnten die Amerikaner ab, dem Völkerrecht wollten sie sich grundsätzlich nicht unterwerfen. Im Februar 2008 sprach ein wütender amerikanischer Diplomat im Berliner Auswärtigen Amt vor und drohte der Bundesregierung. »Er machte deutlich, dass die DEU Haltung nicht als konstruktiv bewertet werde und stellte in Aussicht, dass die US-Seite in dieser Frage erheblichen Druck ausüben werde«, vermerkten die Diplomaten im Auswärtigen Amt.108 Es folgten weitere Gespräche und Demarchen, der Streit eskalierte, bis er schließlich mit dem Kompromiss beigelegt wurde, zumindest einen Teil der zivilen Angestellten von AfriCom vom Gesetz auszunehmen. Die Spielregeln anderer haben die Vereinigten Staaten noch nie gerne akzeptiert.
Das Afrika-Kommando sollte nach ein paar Jahren von Deutschland nach Afrika verlegt werden, aber dazu kam es nie, der Standort wurde sogar noch ausgebaut. Heute koordinieren in der Kelley-Kaserne in Stuttgart-Möhringen etwa 1400 Amerikaner die Missionen der USA in Mali, Somalia, Kenia und anderen afrikanischen Staaten. Der Flugzeugträger Deutschland macht’s möglich.

Für viele Einsätze in Afrika ist auch die Airbase in Ramstein unverzichtbar: Über Ramstein wird der Einsatz von Drohnen dirigiert. Das liegt an der Erdkrümmung, denn Drohnen werden vom Boden aus gesteuert, entscheidend ist, wie lang die Signale bis zur Drohne brauchen. Latenz nennt sich diese leichte Verzögerung. Wegen der Erdkrümmung lässt sich eine Drohne am Hindukusch oder über Mogadischu nicht direkt von den USA aus kontrollieren. Selbst die Supermacht Amerika kann sich die Erde nicht zurechtbiegen. Zur Steuerung bräuchte man einen weiteren Satelliten im All. Oder aber eine Bodenstation, die geografisch günstiger gelegen ist. Einen Ort wie Ramstein also.
Denn von Deutschland aus lassen sich Einsätze in Afrika, dem Nahen Osten und anderswo nahezu optimal orchestrieren. Die US-Armee nutzt Glasfaserkabel zur Übertragung der Steuerungssignale, die von den USA nach Ramstein fließen und von dort über einen Satelliten weiter zu den Drohnen. Wie wir 2015 im Spiegel anhand geheimer amerikanischer Dokumente beschrieben haben, übernahmen Piloten die Steuerung der Drohnen, die an einem Joystick und Monitor auf der US-Basis Creech in der Wüste von Nevada saßen, Tausende von Kilometern von Ramstein und dem eigentlichen Schlachtfeld entfernt. »Ramstein ist der zentrale Punkt für jede Datenübertragung«, urteilte damals Dan Gettinger, einer der renommiertesten Drohnen-Experten der USA.109 Erst vor ein paar Jahren hat das Pentagon viele Millionen Dollar investiert, um den Stützpunkt auszubauen. Ramstein sei ein »einzigartiges Kontrollzentrum« für den Einsatz der Drohnen vom Typ »Predator«, »Reaper« und »Global Hawk«, hieß es in einem Schreiben der US-Regierung an die Bundesregierung. Das Projekt genieße »sehr hohe Priorität«. Eine ähnliche Basis hat die US-Armee mittlerweile in Italien aufgebaut, auf dem US-Stützpunkt Sigonella auf Sizilien.

Der deutschen Regierung hat der Tod aus der Luft einigen Ärger eingebracht. Ramstein ist – anders als etwa eine Botschaft – kein exterritoriales Gelände, die Amerikaner haben das Areal gepachtet, sich aber verpflichtet, dort nicht gegen deutsche Gesetze zu verstoßen. Menschenrechtsorganisationen haben im Namen von mehreren Jemeniten, deren Angehörige bei amerikanischen Drohnenschlägen getötet wurden, gegen die deutsche Unterstützung des Drohnenkriegs geklagt. Der Fall ging bis zum Bundesverfassungsgericht. Im Sommer 2025 entschieden die Karlsruher Richter schließlich, die Bundesregierung habe sich nicht mitschuldig gemacht.
Im Kanzleramt sei man sich bewusst gewesen, wie heikel die Kriegsführung über Ramstein gewesen sei, erinnert sich Christoph Heusgen. Sie hätten lieber nicht detailliert nachgefragt, was genau die Amerikaner dort tun. Die amerikanischen Aktivitäten in Ramstein und auf den anderen Stützpunkten, sagt Wolfgang Schmidt, der Kanzleramtschef unter Olaf Scholz, würden »quasi als eine Art Grundbestand der deutsch-amerikanischen Beziehungen vorausgesetzt«.110

Die Bedingungen in Deutschland sind allerdings nicht nur für Drohneneinsätze in Afrika oder Truppenbewegungen in den Irak exzellent, sondern auch für die US-Geheimdienste, die in kaum einem Staat so frei und ungestört operieren können wie hierzulande. CIA und NSA unterhalten diverse Stützpunkte, in Berlin, im Rhein-Main-Gebiet, in Bayern. Für die weltweite Überwachung des Internets ist ein besonderer US-Standort wichtig, der zwischen Wiesbaden und Mainz auf der Nordseite des Mains liegt. Auf dem Gebiet der Lucius-Clay-Kaserne befindet sich eine Art Europazentrale des Abhörgeheimdienstes NSA. Dort hat die US-Regierung verschiedene Einheiten zur Überwachung des Internets zusammengezogen, mehrere Hundert amerikanische Soldaten und zivile Fachleute sollen mittlerweile in dem Komplex arbeiten. Sie zapfen den globalen Datenverkehr an, durchsuchen ihn nach Schlagwörtern und leiten die Auswerteergebnisse weiter nach Fort Meade, zur Zentrale der NSA in Maryland, USA. 2011, als die Amerikaner ihre Datenzentrale in Wiesbaden modernisierten, verlegten sie eigens 1,7 Kilometer neue Glasfaserleitungen, um sich abhörsicher mit der Zentrale in Fort Meade austauschen zu können. Aus den geheimen NSA-Dokumenten, die Edward Snowden uns damals beim Spiegel übergeben hat, geht hervor, dass zu den Themen, die die Amerikaner von Deutschland aus überwachen, der Nahe Osten und Afrika zählen, aber teilweise auch Europa selbst.
In der NSA gilt das Spionagezentrum in Deutschland als Erfolgsgeschichte. Im Schnitt zweimal pro Woche flossen laut internen Unterlagen Meldungen aus Hessen in die morgendliche Unterrichtung des US-Präsidenten ein. Der Stützpunkt sei ein »Bekenntnis der NSA zu einer langfristigen Präsenz in Deutschland«, heißt es in einem der vertraulichen Dokumente. Bei den US-Agenten war Deutschland auch wegen seiner Lebensqualität beliebt. Sie schwärmten intern von Bierfesten, deutschem Leberkäse und Spritztouren über den Brenner nach Italien, Benzingutscheine für italienische Autobahn-Tankstellen inklusive.

Grafenwöhr, Landstuhl, Ramstein, Wiesbaden: Ben Hodges hält das Gerede von Trump und seinen Leuten über einen größeren Abzug der amerikanischen Truppen für Unsinn – strategisch, aber auch praktisch. Die Verlegung von Truppenstandorten sei enorm teuer und koste viele Milliarden. Und sie schwäche Amerika selbst, weil es wesentlich schwieriger werde, amerikanische Interessen auf der Welt durchzusetzen. »Wenn man die Zahl der Soldaten deutlich reduziert, verliert man auch Handlungsspielraum. Es ist eine strategische Entscheidung, auf welche Fähigkeiten man verzichten möchte.« Für die US-Regierung sei es »unmöglich, auf kurze Sicht das zu ersetzen, was wir in Deutschland dank der Bereitschaft der deutschen Regierung hier zur Verfügung haben«.

Wie aber sehen die deutschen Interessen aus?
Die Haltung zu den amerikanischen Truppen in Deutschland steht für all das, was die deutsche Amerika-Politik so ambivalent macht. Noch jede Bundesregierung der vergangenen 25 Jahre hat alles und noch etwas mehr dafür getan, die US-Soldaten im Land zu halten. Sie hat gebettelt und gebangt und nach Washington geschaut, als hätten Eltern ihrem Kind angedroht, es bei ungezogenem Verhalten allein im Wald zurückzulassen. Wenn es um die US-Truppen in Deutschland geht, war bislang jede Bundesregierung paralysiert vor Angst. Deutschland ohne US-Soldaten, das konnte sich kaum ein deutscher Spitzenpolitiker vorstellen. Und keine Bundesregierung hat – aus verständlichen Gründen – jemals in Gesprächen mit Vertretern der US-Regierung gewagt, darauf hinzuweisen, dass die Amerikaner auch ein Stück von Deutschland brauchen, und wenn es nur das hügelige Waldstück des Truppenübungsplatzes Grafenwöhr ist. Wahrscheinlich hätte die US-Regierung einen Verweis darauf als einen Akt der Subordination empfunden, mit unabsehbaren Konsequenzen.
Trump und seine Leute haben 2020 letztlich doch auf den Abzug der Truppen verzichtet, von den groß angekündigten Plänen war plötzlich keine Rede mehr. Sie wussten in Washington schon, was sie an Deutschland haben. Wer würde schon freiwillig einen unsinkbaren Flugzeugträger mitten in Europa aufgeben? Das heißt nicht, dass der ebenso erratische wie manchmal irrational handelnde Trump künftig nicht trotzdem anders entscheiden könnte. Wahrscheinlich zieht die US-Regierung über kurz oder lang einen Teil ihrer Truppen ab. Aber es bedeutet auch, dass zu einer Neudefinition des deutsch-amerikanischen Verhältnisses das Gespräch darüber gehört, wie viel amerikanisches Militär in Deutschland 35 Jahre nach dem Mauerfall eigentlich noch angemessen ist.

Die Nachkriegsordnung ist mit dem Zerfall der Sowjetunion und der deutschen Wiedervereinigung zu Ende gegangen, den Demokratie-Test haben die Deutschen bestanden. Und die idyllische Zwischenzeit nach 1989 mit »Frieden auf Erden« – nun ja, zumindest in Westeuropa – endete mit dem Überfall Russlands auf die Ukraine.
Natürlich schmerzt jede Abnabelung, jeder Verlust reißt Löcher. Für Generationen von Westdeutschen, die in Städten in Rheinland-Pfalz, Hessen und Bayern mit amerikanischen Kasernen und Truppenübungsplätzen aufgewachsen sind, würde es sich geradezu unnatürlich anfühlen, wenn die GIs weg wären. Da wäre Leere, buchstäblich, und ein erheblicher Verlust an Wirtschaftskraft für die jeweilige Region.
Für die Freundschaft zweier Völker, die es zwischen Deutschen und Amerikanern glücklicherweise noch immer gibt, braucht es allerdings keine Panzer und keine Drohnen. Und für die Abwehr von Feinden von außen müssen nicht 35 000 US-Soldaten in Deutschland stationiert sein. Für die Verteidigung Europas ist zuallererst Europa selbst verantwortlich. Was wohl passiere, wenn die Amerikaner Deutschland verließen? In dem Thema stecke »sehr viel Symbolik, es würde Bilder abziehender US-Soldaten geben und Flugzeuge, die Material ausfliegen«, sagt Heiko Maas, der Außenminister war, als die erste große Abzugsdiskussion stattfand. Die Bilder würden auf TikTok viral gehen, sie wären der Trailer zur Entfremdung beider Nationen. Die tatsächlichen Folgen hält Maas allerdings für »nicht besonders dramatisch«. Für die europäischen Verteidigungsstellungen müssen US-Truppen nicht in Deutschland stationiert sein, wichtiger sind Polen und das Baltikum. Die Wahrscheinlichkeit, dass die Russen erst die Ukraine und das Baltikum, anschließend Polen und dann Deutschland überrennen, ist, bei allem Irrsinn, der derzeit die Welt bestimmt, eher klein.

Vielleicht wäre es für die Psyche der Deutschen sogar eine heilsame Erfahrung, wie es sich anfühlt, ohne amerikanische Truppen zu leben. Es würde der Gesellschaft eine Debatte darüber aufzwingen, wo und wie Deutschland seine Rolle in der Welt sieht. Wie viele Soldaten und wie viele Bomben braucht (und möchte) das Land selber wirklich, ganz ohne die USA? Ist Schutz vor anderen Staaten wie Russland im 21. Jahrhundert vornehmlich eine nationale Aufgabe oder könnte es eine europäische gemeinsame Anstrengung geben, mit einer Arbeitsteilung, etwa gemeinsamen Brigaden, wie sie heute schon mit den Niederländern und den Franzosen existieren, gemeinsamen Rüstungsprojekten, manche davon in Deutschland, andere in Frankreich, Italien oder Großbritannien?
All das sind Fragen, vor denen sich die deutsche Gesellschaft lange weggeduckt hat, auch deshalb, weil die Amerikaner ja immer da waren. Der amerikanische Schutz schadet also in gewisser Weise sogar, weil er eine ungeschminkte Debatte verhindert hat. Er hat Deutschland paternalisiert.
Die Diskussion, die zumindest begonnen hat, findet in Teilen noch immer merkwürdig unbalanciert statt, mit einem Unterton, als hoffe man, dass alles wird wie früher. Das wird es nicht, nicht in den USA, nicht in Deutschland und nicht im Rest der Welt. Der mantraartige, geradezu reflexhafte Verweis darauf, dass die US-Soldaten nicht abgezogen werden dürften, greift zu kurz, und zwar in jederlei Hinsicht. Nirgendwo zeigt sich so deutlich wie bei diesem Thema, dass Deutschland mit seiner Sicht auf die USA irgendwo in der Periode nach dem Ende des Kalten Krieges steckengeblieben ist. Andere Länder leben mit weniger US-Soldaten erstaunlich gut, viele auch ganz ohne amerikanische Präsenz. Das heißt nicht, dass sich alle US-Soldaten sofort zurückziehen sollten, der Abzug könnte nach und nach erfolgen. Aber auch 35 000 Italiener würden sich in Rheinland-Pfalz und Bayern falsch anfühlen.
Wenn die eine Seite für Europa kein besonderes Interesse mehr aufbringt und die andere Seite das Ziel ausgegeben hat, die »stärkste konventionelle Armee Europas« aufzubauen (Friedrich Merz), um sich künftig selbst wehren zu können: Dann sollten wir offen darüber reden, wann und wie ein Abzug der US-Truppen aus Deutschland aussehen könnte. Und wenn Trump das nächste Mal poltert, die Deutschen würden nichts für Amerika tun, darf die Bundesregierung zumindest einmal höflich nachfragen, ob die US-Regierung wirklich den Truppenübungsplatz in Grafenwöhr, den Luftwaffenstützpunkt in Ramstein und den NSA-Abhörposten in Wiesbaden aufgeben möchte. Im geopolitischen Machtpoker, der begonnen hat, verfügt die Bundesregierung über ein paar Trümpfe, die sie bislang noch nicht ausgespielt hat.
Und dann ist da ja noch Büchel und die größte aller Fragen: Was passiert mit den Atombomben, dem ultimativen Sicherheitsversprechen Amerikas?
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				Nirgendwo wird die deutsche Abhängigkeit von den USA sichtbarer als in dem kleinen Dorf Büchel in der Eifel, 35 Autominuten entfernt von Koblenz nahe der Grenze zu Luxemburg, ganz im Westen der Republik, 1227 Einwohner, zwei Gaststätten, 20 Atombomben.
Auf dem Fliegerhorst in Büchel sind die Piloten des Taktischen Luftwaffengeschwaders 33 der Bundeswehr stationiert, und mit ihnen die deutschen Tornado-Kampfflugzeuge. In Büchel sind zudem amerikanische Soldaten des U. S. Munitions Support Squadron untergebracht, die sich um US-amerikanische Atombomben vom Typ B61 kümmern. Diese Soldaten sind auch dafür verantwortlich, dass nie ein Europäer ohne amerikanische Eskorte Zugang zu einer der Bomben erhält.
Ein Tornado kann jeweils zwei B61 in den Kampf tragen, im Ernstfall klinken die Piloten die Bomben aus, die anschließend im Gleitflug ihr Ziel finden. Die Sprengkraft variiert je nach Modell und reicht bis 170 Kilotonnen, was etwa der 13-fachen Zerstörungskraft der Hiroshima-Bombe entspricht. Die Waffen von Büchel würden ausreichen, Teile von Russland zu vernichten und Millionen Menschen zu töten. Sie sind der Stoff, aus dem die Apokalypse gemacht wird.
Seit Mitte der 1990er-Jahre demonstrieren Friedensaktivisten gegen die Atomwaffen in der Pfalz, es gibt Mahnwachen, Gebete und symbolische Blockaden, manchmal betritt einer der Aktivisten das weiträumig abgesperrte Gelände und wird wegen Hausfriedensbruchs verhaftet. 2010 klagte eine Friedensaktivistin gegen die Bundesregierung, die Amerikaner sollten die Bomben endlich abziehen. Die Klage wurde abgewiesen. Büchel ist zum Symbol für Urvertrauen, aber auch für Urangst geworden, für den ultimativen Schutz, aber auch für die Möglichkeit der nuklearen Katastrophe. Für die Abhängigkeit von Amerika und womöglich auch für den Abschied von den USA. Die etwa 20 Atombomben in der Eifel sind eine Art Lebensversicherung der Bundesrepublik, sie sollen Deutschland bereits in Friedenszeiten vor möglichen Aggressoren schützen. Wer Deutschland überfallen will, muss mit einem vernichtenden Gegenschlag rechnen. Bomben zu haben, um sie nicht einsetzen zu müssen – das ist das Prinzip der Abschreckung.
Länder wie der Iran oder Nordkorea streben auch deshalb danach, weil der Besitz außenpolitisch eine Überlebensgarantie bedeutet, und seien die Regime noch so fragil. Seit Nordkorea Atommacht ist, hat der Westen seine Strategie des internationalen Drucks weitgehend aufgegeben. Nordkorea ist unantastbar geworden. Ein kleines Land wie Israel hat einen Teil seiner Atomsprengköpfe stets auf See, auf einem seiner U-Boote (die nicht zufällig aus Deutschland stammen, dem Land, für das Israels Sicherheit Staatsräson ist). Selbst wenn jemand auf die Idee käme, Israel mit einem Überraschungsangriff auslöschen zu wollen, drohte immer noch ein Vergeltungsschlag. Jeder Angreifer würde die Vernichtung des eigenen Landes riskieren.
Deutschlands Schutz durch die Drohung mit Atomwaffen gilt bereits seit rund 70 Jahren. Im Dezember 1949, kurz nach ihrer Gründung, hatte die NATO ihr erstes strategisches Konzept verabschiedet, in dem die Grundidee des Bündnisses festgehalten ist. Feindliche Angriffe seien »mit allen Maßnahmen« zu kontern, heißt es dort – eine Formulierung, die zwar nicht ausdrücklich Nuklearwaffen erwähnt, aber gemeinhin so verstanden wird, dass sie auch Atombomben umfasst.111 Am 18. November 1954, der Kalte Krieg war in vollem Gange, hielt der Militärrat der NATO fest, dass eines der wichtigsten Ziele der Allianz darin bestehe, sich gegen die Sowjetunion so verteidigen zu können, dass die russische Armee »Europa nicht sofort überrennt«. Im Falle einer Aggression würden »sofort vernichtende Gegenangriffe mit Atomwaffen eingeleitet«.112 Damit war die nukleare Drohkulisse errichtet.

In Büchel wurde die NATO-Doktrin Wirklichkeit. Ende der 1950er-Jahre wurde auf dem Fliegerhorst in der Eifel das Jagdbombergeschwader 33 stationiert, und mit ihm die erste Ladung amerikanischer Atombomben, die in Hochsicherheitsbunkern eingelagert ist.
Anfangs verheimlichten die Amerikaner den Deutschen, was sie da in Büchel versteckt hatten. Erst 1962 wurden Konrad Adenauer und die damals noch in Bonn residierende Bundesregierung detaillierter über die Atombomben auf deutschem Boden informiert; der Oberkommandierende der NATO, General Lauris Norstad, bestand darauf, dies nur mündlich zu tun, so geheim war das Projekt. Um Zustimmung oder gar Genehmigung bat die US-Regierung nicht.
In jenen Jahren verstreuten die Amerikaner ihre Atombomben quer über Europa. Noch 2005 lagerten rund 480 nukleare Sprengköpfe in fünf europäischen Ländern, neben Deutschland in Italien, der Türkei, den Niederlanden und Belgien. Heute ist die Zahl auf 150 – 200 Atombomben zusammengeschnurrt, von 180 sprach ein hochrangiger Vertreter des US-Verteidigungsministeriums 2009. Exakte Angaben gibt es nicht.

Nach dem Mauerfall schienen die Atombomben ein Anachronismus zu sein. Die Amerikaner zogen sämtliche Nuklearwaffen aus den anderen beiden deutschen Standorten Ramstein und Memmingen ab. Aber Büchel blieb. Derzeit wird die alte Start- und Landebahn, die mehr als 60 Jahre alt ist, saniert, eine neue wird gebaut, dazu weitere Hangars. Mit dem Ukraine-Krieg wurde der Fliegerhorst wieder zum entscheidenden Baustein in der deutschen Verteidigungsarchitektur, wie einst im Kalten Krieg.

Inzwischen hat die Bundesregierung 35 ultramoderne F-35A-Lightning-II-Kampfflugzeuge des US-Unternehmens Lockheed Martin bestellt, die bis 2029 ausgeliefert werden sollen, dazu Bomben und Raketen: 75 Luft-Luft-Lenkraketen mit kurzer und 105 mit mittlerer Reichweite sowie 344 Luft-Boden-Bomben mittlerer Reichweite.113 Alles zusammen für, sehr konservativ kalkuliert, 9,99 Milliarden Euro.114 Die Ausbaukosten für das Atombombenlager in Büchel schossen schon kurz nach Vertragsabschluss weiter in die Höhe. Die US-Regierung machte strikte Vorgaben für die Bauarbeiten, jeder Arbeiter muss aufwendig überprüft werden, auf der Baustelle dürfen kein Stahl und keine Computerchips aus China verbaut werden. Halten die Deutschen die Auflagen nicht ein, werden einzelne Gebäude nicht zugelassen und müssen wieder abgerissen werden, heißt es in einem vertraulichen Schreiben des Bundesfinanzministeriums, mit dem noch mal rund 650 Millionen Euro beantragt werden.115

Die F-35 sollen die altersschwachen Tornados ersetzen, sie sind zugleich zum Sinnbild der deutschen Abhängigkeit geworden: hoch entwickelte amerikanische Kampfflugzeuge der fünften Generation ersetzen marode europäische Flieger aus den 1980er-Jahren.
Was die Deutschen da kaufen, wissen sie allerdings selber nicht ganz genau. Die Software für die Kampfjets kommt aus den USA, ein Blick in den Quellcode ist den Deutschen nicht gestattet. Die Amerikaner können jederzeit verfolgen, welche Missionen die deutschen Piloten fliegen, was sie können und was nicht. Und wenn sie wollen, können die Amerikaner mit einem kleinen Software-Update auch den Start der Flugzeuge an sich verhindern. »Kill Switch« wird diese Option in Militärkreisen genannt: der ultimative An- und Ausschalter. Wenn Washington es will, funktionieren amerikanische Waffen nicht.
Die Debatte um »Kill Switches« umfasse nicht nur die F-35, sondern viele andere US-Waffensysteme auch, erinnert sich der ehemalige Verteidigungsminister Thomas de Maizière. Das Thema habe schon in seiner Amtszeit eine große Rolle gespielt. Bei der Software, die jedes moderne Kriegsgerät steuert, sei Deutschland fast immer abhängig von den USA. »Das muss man akzeptieren oder ein anderes System kaufen«, sagt de Maizière.116 Die Bundeswehr hat es akzeptiert.
Die Vorstellung, das Pentagon könnte die deutschen F-35-Bomber einfach abschalten, weil die US-Regierung Deutschland beispielsweise zu einem Kriegseinsatz wo auch immer zwingen will, hinterlässt ein flaues Gefühl. Andererseits geht in Büchel ohnehin kaum etwas ohne amerikanische Einwilligung. Der Start der Atombomber ist im Ernstfall abhängig von der Zustimmung des US-Präsidenten, der über einen eigenen amerikanischen Kommunikationskanal den Freigabecode für die Sicherungssysteme der Waffen erteilen muss. Von Büchel werden amerikanische Flugzeugtypen mit amerikanischen Atombomben aufsteigen, wenn der amerikanische Präsident es will. Über die vielleicht wichtigste Frage von Deutschlands Verteidigung wird am Ende nicht in Deutschland, sondern in Washington entschieden.

Das Gefährliche an Abhängigkeiten besteht darin, dass man nie weiß, wann sie einen einholen. Was, wenn der US-Präsident den nuklearen Schutzschirm künftig als Dienstleistung ansieht, die man vermietet, Wohlverhalten vorausgesetzt?
Was, wenn Donald Trump oder sein möglicher Nachfolgekandidat J. D. Vance die NATO mal loben und mal mit ihrem Ende drohen, je nachdem, wie es ihnen politisch gerade passt? Was also, wenn Amerika nicht mehr verlässlich ist?

			
	

	
	
				
					10. Im Schwitzkasten

				

				Für andere Länder ist die Abhängigkeit von den Vereinigten Staaten seit jeher ein Balanceakt. Einerseits ist sie bequem, weil man sich auf die USA verlassen kann und keine eigene Verantwortung übernehmen muss. Andererseits ist sie politisch mindestens ambivalent, weil man sich damit dem politischen Führungsanspruch der Amerikaner unterwirft. Für Verbündete fühlt sich das Verhältnis zu den USA mitunter an wie der umgelegte, muskulöse Arm eines Freundes, der eine Geste der Zuneigung und Nähe ist, aber auch in einen Schwitzkasten münden kann. Diese Abhängigkeit, argumentiert der US-amerikanische Historiker John Lewis Gaddis, sei nur erträglich, weil die Art, wie die Vereinigten Staaten mit ihren Verbündeten umgingen, eine demokratische Qualität habe, die schwächeren Nationen gegenüber eine weitgehende Autonomie mit »beträchtlicher Freiheit« erlaube – schon aus Unfähigkeit, weil die USA nicht die Kraft hätten, überall auf der Welt eingreifen zu können.117 Demokratische Spielregeln und eine relativ große Freiheit machen die Abhängigkeit erträglich, Verbündete müssen sich nicht wie Kolonien fühlen. Sie vertrauen darauf, dass Amerikaner wie der Ex-CIA-Chef Michael Hayden nicht wie eine Besatzungsmacht auftreten, sondern respektvoll. Die Umarmung endet eben nicht im Schwitzkasten. Die simulierte Gleichberechtigung ermöglicht es den Politikern eines anderen Landes, den eigenen Wählerinnen und Wählern die faktische Unterwerfung schmackhaft zu machen.
Im Umkehrschluss bedeutet das allerdings auch: In dem Moment, wo die USA die Muskeln spielen lassen, verlieren andere Nationen ihre Autonomie und ihre relative Freiheit. Sie können Amerika nicht mehr vorbehaltlos folgen, sondern müssen sich entweder unterwerfen – oder sich wehren. Was das bedeutet, lässt sich mustergültig an den Beispielen von Kanada und Dänemark verfolgen.
Im März 2025 hatte Donald Trump angekündigt, Amerika »brauche« Grönland aus geostrategischen Interessen und werde »so weit gehen, wie es nötig ist, um es zu bekommen«, notfalls auch mit militärischer Gewalt.118 Die Dänen müssten das eben akzeptieren.
Die Idee ist nicht neu, Trump hatte sie das erste Mal im August 2019 ausgesprochen, auf seinem Golfclub in New Jersey, also da, wo neuerdings Weltpolitik betrieben wird. Er erwäge, den Dänen Grönland abzukaufen, sagte Trump beiläufig, und nannte es »einen großen Immobiliendeal«, den größten der Welt, wie er schwärmte. Allein das wäre Trump, dem Mann der Superlative, ein Fest. Die USA seien »sehr gute Verbündete« von Dänemark, sagte Trump damals, »wir beschützen Dänemark so, wie wir große Teile der Welt beschützen«.119 Er musste gar nicht offen aussprechen, was er damit meinte, die Dänen verstanden es auch so: Die USA könnten ihren Schutz jederzeit zurückziehen. Trumps Politik ist grundsätzlich transaktional, tausche Insel gegen nuklearen Schutzschirm. Anfang 2025, gleich nach seiner Amtsübernahme, wiederholte er seine Forderung.
In Dänemark lösten die Worte die größte außenpolitische Krise seit dem Zweiten Weltkrieg aus. Die dänische Premierministerin Mette Frederiksen wies die Drohung nicht nur vehement zurück (»Grönland steht nicht zum Verkauf«), sondern begab sich auf eine Tour durch Europas Hauptstädte, um für Unterstützung gegen die USA zu werben. Auf Facebook gründete sich eine Gruppe mit rund 100 000 Dänen, die sich darüber austauschten, welche US-Waren man boykottieren könnte. Die dänische Einzelhandelskette Coop markierte europäische Waren mit einem Aufkleber, dänische Familien kauften weniger Coca-Cola und mehr dänische Jolly Cola, weniger Cabernet Sauvignon aus dem Napa Valley und mehr Rotweine aus Italien und Frankreich. Das Verhältnis zwischen den Dänen und den Amerikanern ist seitdem von tiefem Misstrauen geprägt.
Noch harscher fielen die Reaktionen in Kanada aus, nachdem Trump im Frühjahr 2025 öffentlich damit geliebäugelt hatte, das Nachbarland als 51. Bundesstaat der USA zu annektieren. Kanada werde seine »Abhängigkeit von den Vereinigten Staaten dramatisch reduzieren«, kündigte der frisch gewählte kanadische Premierminister Mark Carney an. Die »alte, bilaterale Beziehung« zwischen den beiden Nationen sei »vorbei«, es sei »klar, dass die USA kein verlässlicher Partner mehr sind«.120 Seine erste Reise führte Carney nach Europa, nach Frankreich und Großbritannien, zu »zwei langjährigen und verlässlichen Partnern, Freunden und Alliierten von Kanada«.
Ohne Trump und dessen unverhohlene Angriffe wäre Carney 2025 wahrscheinlich nicht als Premierminister gewählt worden; seine liberale Partei lag zwischenzeitlich scheinbar chancenlos hinter den Konservativen. Aber der Angriff von außen führte zu einer Identifizierung vieler Kanadier mit dem Kandidaten, dem sie es am ehesten zutrauten, Kanada gegen die USA zu verteidigen. Und wie die Dänen begannen die Kanadierinnen und Kanadier damit, amerikanische Waren zu boykottieren, Jack Daniel’s Whiskey, Starbucks-Kaffee, Burger von McDonald’s, Ketchup von Heinz und Orangensaft aus Florida. Aus den einstigen nordamerikanischen Verwandten sind Gegner geworden, die einander nicht mehr trauen. Kanada sucht seither die Nähe zu Europa, es wendet sich von den USA ab.
Beide Fälle zeigen, wie zutreffend Gaddis’ Theorie ist: In dem Moment, in dem die USA schwächeren Verbündeten die Autonomie nehmen, machen sie es ihnen faktisch unmöglich, sich weiterhin zu fügen (es sei denn, sie unterwerfen sich bedingungslos). Die empörten Bevölkerungen anderer Länder protestieren und zwingen ihre Politiker dazu, das amerikanische Vorgehen nicht hinzunehmen. Fein austarierte Machtgefüge zerbrechen – und damit potenziell Allianzen.
Das gilt selbst bei Staaten wie Dänemark und Kanada, die beide wie die USA Mitglied der NATO sind. Sollte Trump seine Drohung wahr machen, Grönland zur Not mit »militärischer Gewalt« einnehmen zu wollen, könnte es zu der paradoxen Situation kommen, dass der NATO-Staat Dänemark Artikel 5 ausruft und um Beistand gegen den Aggressor Amerika bittet – der ebenfalls ein NATO-Staat ist. NATO gegen NATO: Wilder könnte es sich kein Hollywood-Regisseur ausdenken.

			
	

	
	
				
					11. Die Wiederkehr des Atomzeitalters

				

				Zu Atomwaffen gibt es drei Wahrheiten: Alle Großmächte besitzen sie, erstens, als Mittel der Macht. Ein großer Teil der Menschheit lebt, zweitens, ohne Atombomben im eigenen Land, Griechenland und Kanada beispielsweise verabschiedeten sich freiwillig aus der nuklearen Teilhabe. Und mit der Renaissance des Nuklearen ist, drittens, eine emotionale, angstbesetzte Debatte aus den 1980er-Jahren zurückgekehrt, die sich absurd entrückt und greifbar nah zugleich anfühlt. Der Sound von heute ähnelt fatal dem der Vergangenheit, als Filme wie The Day After die nukleare Katastrophe thematisierten, Nena über »99 Luftballons« sang und Begriffe wie der des »nuklearen Winters« Einzug in Kantinengespräche in der Mittagspause fanden. Jene Zwischenzeit des Friedens, die mit dem Fall der Mauer 1989 begann und bis zum russischen Einmarsch in die Ukraine 2022 andauerte, ist nach gut 30 Jahren zu Ende gegangen. Welcome back im Atomzeitalter.

Lange Zeit schien es, als klinge die nukleare Gefahr ab, quälend langsam zwar, aber doch stetig. Im Dezember 1987 unterzeichneten die damalige Sowjetunion und die Vereinigten Staaten einen Vertrag über die Reduzierung ihrer Bestände an atomar armierten Mittelstreckenraketen. Ronald Reagan und Michail Gorbatschow hatten 1987 das sogenannte INF-Abkommen (Intermediate-Range Nuclear Forces) ausgehandelt, beide Seiten versprachen, abzurüsten, sie verschrotteten nach und nach fast 2700 Raketen mit Reichweiten zwischen 500 und 5 500 Kilometern. Die akute Angst vieler Menschen legte sich etwas. Für Europa war das Abkommen ein großer Schritt. Die auf Mittelstreckenraketen montierten russischen Nuklearsprengköpfe galten als die größte denkbare Bedrohung, die Raketen konnten Deutschland in geschätzten 12 Minuten erreichen.
2009 beschwor US-Präsident Barack Obama in Prag das Ziel einer atomwaffenfreien Welt, er war der erste amerikanische Präsident, bei dem der Verzicht auf Waffen glaubhaft klang (seine Rede trug maßgeblich dazu bei, dass er wenig später den Friedensnobelpreis erhielt). Ein Jahr später unterzeichneten er und der damalige russische Präsident Dmitri Medwedew ein neues Abkommen zwischen den USA und Russland, das die Begrenzung strategischer Atomwaffen und gegenseitige Inspektionen vor Ort vorsah. »New Start« nannten die Großmächte den Deal, und tatsächlich reduzierten beide Staaten die Zahl ihrer Atombomben erheblich. 2021 verlängerten Joe Biden und Wladimir Putin das Abkommen um weitere fünf Jahre.
Aber mit dem Ende der Zwischenzeit und der Rückkehr des maskulinen Zeitalters sind Atombomben wieder zu einer politischen Waffe geworden. Die Russen spielen seit dem Angriff auf die Ukraine mit dem Thema, ebenso Donald Trump, der im Sommer 2025 zwei nuklear bewaffnete U-Boote gen Russland beorderte, nachdem ihn Putins Gefolgsmann Medwedew in einem Posting auf X provoziert hatte. Im August 2025 entschied Putin, sich aus dem INF-Vertrag zurückzuziehen (nachdem Trump den Vertrag bereits 2019 aufgekündigt hatte). Im Februar 2026 läuft »New Start« aus. Die Welt steht an der Schwelle einer neuen nuklearen Periode. Das Bulletin for Atomic Scientists, das einst Albert Einstein und Robert Oppenheimer gegründet hatten (und das, Transparenzhinweis, zeitweilig von meinem Freund Len Ackland als Chefredakteur geleitet wurde), programmiert jedes Jahr eine Doomsday Clock, auf der abzulesen ist, wie kurz sich die Menschheit aus Sicht der Wissenschaftler vor einer atomaren Katastrophe befindet. Für 2025 stellte das Bulletin die Uhr auf 89 Sekunden vor Mitternacht – die kürzeste jemals bemessene Spanne.121
Einer der Gründe für die alarmierend knappe Frist sind die Entwicklungen im Ukraine-Krieg. Im Herbst 2022 soll Russland während der ukrainischen Gegenoffensive bei Cherson erwogen haben, kleinere taktische Atomwaffen einzusetzen, um die drohende Einkesselung von bis zu 30 000 russischen Soldaten zu verhindern. »Biden’s Armageddon Moment« nannte die New York Times die Situation und zitierte den US-Präsidenten mit den Worten: »Wir erleben zum ersten Mal seit der Kuba-Raketenkrise eine direkte Gefahr des Einsatzes einer nuklearen Waffe.«122 Die Möglichkeit eines Atomschlags läge bei bis zu 50 Prozent, falls der ukrainischen Armee ein größerer Durchbruch auf dem Schlachtfeld gelänge und beispielsweise die Rückeroberung der Krim drohe, schätzte die CIA laut der New York Times. Die Kalkulation beruhte auf abgehörten Gesprächen von russischen Militärs.
Die Warnung, die in Deutschland merkwürdigerweise kaum wahrgenommen wurde, ist nicht so surreal, wie es auf den ersten Blick erscheint. Die russische Armee hat in den vergangenen 30 Jahren viel Geld in die Entwicklung von taktischen Kernwaffen investiert, die mobil sind und nur einen begrenzten Schaden auf dem Schlachtfeld anrichten; rund 2000 solcher »kleinen Atombomben«, wie Konrad Adenauer sie nannte, lagern Schätzungen zufolge in Bunkern. In russischen Militärübungen war ihr Einsatz in den vergangenen Jahren ein fester Bestandteil. Die Planspiele simulierten einen NATO-Angriff auf Russland, den der Kreml mit dem Einsatz taktischer Atombomben beantwortet, um den Vormarsch des Westens zu stoppen. »Eskalieren, um zu deeskalieren« nennen die Russen diese Strategie.123
Wie ernst meinte der Kreml also den Einsatz einer oder mehrerer taktischer Atomsprengköpfe im Oktober 2022? Hatten nur ein paar besorgte russische Generäle alte Übungspläne herausgekramt und laut über deren Umsetzung nachgedacht? Oder ließen Putins Leute absichtlich Szenarien lancieren, damit die Amerikaner die ukrainische Armeeführung zurückpfeifen und die ukrainische Offensive stoppen würden – die Drohung mit taktischen Atombomben als psychologische Kriegsführung? Niemand außerhalb des Kremls vermag diese Fragen seriös zu beantworten. Aber die Vorstellung, Putin könnte eine oder mehrere taktische Atombomben zünden, ist schlimmer als alles, was in Europa seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs geschehen ist. Wie ernst die US-Regierung die Gefahr jedenfalls nahm, zeigt sich darin, dass sich Bidens Nationaler Sicherheitsberater Jake Sullivan in Berlin meldete und die Bundesregierung in Kenntnis setzte. Für Olaf Scholz muss es sich wie eine Reise in die eigene Vergangenheit angefühlt haben, in die 1980er-Jahre, als er im Bonner Hofgarten gegen den NATO-Doppelbeschluss zur Stationierung von Pershing-II-Raketen und Cruise Missiles in Deutschland demonstrierte.

Ähnliche Szenarien, nur auf China bezogen, kursieren allerdings auch in Washington. Elbridge Colby, im US-Verteidigungsministerium als Under Secretary für die strategische Ausrichtung zuständig, denkt in seinem Buch The Strategy of Denial laut darüber nach, im Falle eines Konflikts mit China anderen asiatischen Ländern amerikanische Atomwaffen zur Verfügung zu stellen. Falls alle anderen Verteidigungsstrategien gegen eine chinesische Aggression gescheitert seien, schreibt Colby, könnte eine »ausgewählte freundliche nukleare Proliferation die am wenigsten schlechte Option sein«.124 Wer so argumentiert, muss in letzter Konsequenz auch bereit sein, im Ernstfall die Bombe zu zünden.
Und die Chinesen, Atommacht seit 1964, die lange Zeit sorgfältig darauf geachtet hatten, nicht in das Wettrüsten zwischen den USA und der Sowjetunion hineingezogen zu werden, haben mittlerweile ihre vorsichtige Haltung aufgegeben, sie modernisieren ihr Arsenal und produzieren jedes Jahr mehr als 100 neue Gefechtsköpfe. Sie sind dabei, zu einer atomaren Großmacht aufzusteigen. Russland wiederum denkt über eine Stationierung von Kernwaffen im All nach, was die Ausweitung der Kampfzone auf ein bislang völlig unbekanntes Gebiet bedeuten würde.

Die Frage der Atomwaffen ist die wahrscheinlich größte, umstrittenste und am schwierigsten zu beantwortende auf dem Weg zu einer Unabhängigkeit Deutschlands. Die Wahrscheinlichkeit, dass Russland testen würde, wie sich Deutschland ohne den amerikanischen Schutzschirm wehren würde (und könnte), ist groß. Dazu braucht es keinen breit angelegten Krieg, es reichen Sabotageaktionen an deutschen Kasernen, ein »zufällig« abgeschossenes Flugzeug über dem Baltikum, ein Anschlag auf die Bundeswehr-Brigade, die künftig in Litauen nahe der Suwalki-Lücke stationiert sein soll, ein Vorstoß russischer Truppen ins Baltikum. Wer über den Abzug der amerikanischen Truppen aus Deutschland redet, oder radikaler noch: Wer den Abzug der amerikanischen Atombomben aus Büchel fordert, braucht eine Antwort auf diese Fragen. So wünschenswert eine Welt ohne Waffen, insbesondere ohne Atomwaffen auch ist (und sosehr sie das Ziel jeder Politik sein sollte), so gewagt wäre es, sie zu fordern, ohne zu akzeptieren, dass die Realität eine andere ist. Aber was heißt das konkret? Ist die Bundesrepublik reif für die Bombe?

Das technische Know-how hätten die Deutschen. Das Jülicher Unternehmen ETC ist einer der weltweit führenden Hersteller von Anreicherungszentrifugen, die man braucht, um Uran auf mehr als 90 Prozent anzureichern. Die Blaupausen für die Technologie liegen seit Jahrzehnten im nordrhein-westfälischen Gronau bei dem Unternehmen Urenco, das eine der größten Urananreicherungsanlagen der Welt betreibt. Das Unternehmen gehört Großbritannien, den Niederlanden und Deutschland gemeinsam, es reichert Uran zu zivilen Zwecken an. Wenn man die Anreicherungstechnologie einmal gemeistert hat, ist es nicht sonderlich schwer, den Prozess fortzusetzen, von den 3,5 Prozent, die etwa für die medizinische Nutzung notwendig sind, auf mehr als 90 Prozent hochangereichertes Uran für militärische Zwecke. Die Urenco-Pläne dienten schon einmal als Vorlage für den Bau einer Atombombe, als der pakistanische Wissenschaftler AQ Khan sie einst aus Gronau stahl. Er floh damit nach Islamabad und baute dort die erste pakistanische Bombe. Sie funktionierte erschreckend gut.
Genau genommen verfügt Deutschland schon heute über ausreichend auf gut 90 Prozent angereichertes Uran – in München, im Forschungsreaktor Garching. Daraus könnte man etwa zehn Atombomben herstellen, schätzen Experten.125 Technisch wäre Deutschland also in der Lage, eine eigene Bombe zu entwickeln. Aber der Entschluss, Nuklearwaffen zu bauen, ist keine technische Frage und auch keine juristische. Es ist eine hochpolitische Entscheidung. Und politisch ist eine Atommacht Deutschland noch immer undenkbar.
Sosehr die Bundesrepublik seit dem Mauerfall vielfach bewiesen hat, dass sie eher Segen als Fluch für ihre Nachbarländer in Europa ist, ein »Sehnsuchtsort, so wie die USA vom 18. bis zum 20. Jahrhundert ein Sehnsuchtsort für alle waren, die Freiheit, Wohlstand, Demokratie suchten«, wie der ehemalige Außenminister Sigmar Gabriel sagt – so schwer ist es dennoch vorstellbar, dass Deutschland nach der Bombe greift. Das größte und wirtschaftlich stärkste Land Europas als Atommacht, das würde die Schatten der Vergangenheit wiederaufleben lassen, vielleicht in Frankreich, ziemlich sicher in Polen, ganz sicher in Russland. Nie wieder, diese historische deutsche Verpflichtung wegen seiner nationalsozialistischen Vergangenheit umfasst auch, auf Massenvernichtungswaffen zu verzichten. Deutschland hat sich dazu mehr als einmal bekannt, in den Pariser Verträgen 1954/1955, mit dem Atomwaffensperrvertrag 1969 und im Vertrag über die deutsche Wiedervereinigung 1990. Die Grundlage, auf der die Briten und die Franzosen zähneknirschend, die Sowjetunion unter der Last der Verhältnisse und die Amerikaner generös dem neuen, größeren Deutschland zugestimmt hatten, wäre entfallen.
Eine Nuklearmacht Deutschland würde alles in Europa verändern und weit darüber hinaus. Die Russen würden die neue Ordnung niemals akzeptieren, bis hin zu einer militärischen Intervention. »Die Chancen auf einen Präventivschlag von Russland wären immens«, glaubt der Nuklearexperte Fabian Hoffmann von der Universität Oslo.126 Und was, wenn irgendwann die AfD in der Bundesregierung sitzen sollte? Wer würde einem Deutschland vertrauen, in dem Rechtsextremisten über Atombomben entscheiden?
Hinzu kommt, dass jede Nation, die zur Atommacht aufsteigt, eine politische Kettenreaktion in Gang setzt. Länder wie Saudi-Arabien und die Türkei zügeln ihre eigenen atomaren Ambitionen nur deshalb, weil sie sich an das Abkommen halten, das kein anderes Land als die bisherigen neun Atommächte (USA, Russland, China, Frankreich, Großbritannien, Indien, Pakistan, Israel und Nordkorea) jemals in den Besitz der Bombe geraten soll. Stiege Deutschland zur Atommacht auf, würden höchstwahrscheinlich der Iran, Saudi-Arabien, die Türkei und Polen nachfolgen und vielleicht weitere Staaten wie Ägypten oder Brasilien. Es wäre der Beginn eines globalen Wettrüstens ungeahnten Ausmaßes, mit einer stetig wachsenden Gefahr, dass irgendein Land irgendwann doch Nuklearwaffen einsetzt.
Interessanterweise lehnen die Menschen in Deutschland eigene deutsche Atomwaffen entschieden ab. Einer repräsentativen Umfrage des Infas zufolge, die die Zeit im Frühsommer 2025 in Auftrag gegeben hatte, sprachen sich 72 Prozent der Befragten gegen eigene Kernwaffen aus und nur 21 Prozent dafür. Nur bei den Jüngeren, in der Altersgruppe zwischen 18 und 24 Jahren, gab es eine knappe Mehrheit. Vielleicht sind die Deutschen weiser, als sie mitunter erscheinen. Der Schrecken des nuklearen Wettrüstens der 1980er-Jahre sitzt offenbar tief.
Wie sehr die neue weltpolitische Realität das Nachdenken über die A-Frage verändert hat, zeigt das Beispiel Polen. Im März 2025 hielt der polnische Premierminister Donald Tusk eine Rede vor dem polnischen Parlament, in der er für eine eigene polnische Atombombe warb. Polen müsse »nach den modernsten Möglichkeiten streben, auch im Zusammenhang mit Atomwaffen und modernen unkonventionellen Waffen«, sagte Tusk. »Ich sage dies in voller Verantwortung: Es reicht nicht aus, konventionelle Waffen zu kaufen, und seien es die traditionellsten. Das Schlachtfeld verändert sich vor unseren Augen von Monat zu Monat.« Tusk hat seine Rede als Zeichen gemeint, auch deshalb, weil Putin neuerdings Atomwaffen in Belarus stationiert hat, nachdem der atomwaffenfreie Status des Landes 2022 ausgelaufen war. Allerdings gilt für eine polnische Bombe das Gleiche wie für eine deutsche: Sie würde eine politische Kettenreaktion auslösen. Von der russischen Antwort – beispielsweise durch einen möglichen Präventivschlag – ganz zu schweigen.
Putins Imperialismus und Trumps Egoismus haben alle Gewissheiten infrage gestellt. Jede Nation denkt darüber nach, wie sie sich eigenständig absichern kann. Die Italiener erwägen etwa die Entwicklung eines atomar betriebenen neuen Flugzeugträgers, wie der Stabschef der italienischen Marine, Admiral Enrico Credendino, in einem Interview ausplauderte – eine Idee, die vor Kurzem noch unmöglich schien.127

Wenn die Russen also drohen, die Amerikaner, Büchel hin oder her, nur noch bedingt verlässlich sind und eine deutsche Atombombe aus den nobelsten Gründen undenkbar ist – dann bleiben nur zwei Möglichkeiten: der Verzicht auf die nukleare Abschreckung, als trotziges Symbol gegen die mörderische Militarisierung der Welt. Oder der Schutz durch andere als nur die Amerikaner. Zum Beispiel durch die Franzosen, die seit mehr als 65 Jahren Atommacht sind.
Der französische Staatspräsident Charles de Gaulle hatte im Oktober 1958 den Befehl erteilt, Kernwaffen zu entwickeln. Keine zwei Jahre später, am 13. Februar 1960, zündeten die Franzosen in der Sahara ihre erste Atombombe. Frankreich war damit Mitglied im exklusiven Klub der Nuklearmächte, die Grande Nation hatte einen Teil ihrer alten Größe wiedererlangt.
Die Force de Frappe, wie die französische Atomstreitkraft genannt wird, verfügt heute über mehr als 280 nukleare Sprengköpfe, stationiert auf U-Booten sowie getragen von französischen Kampfflugzeugen vom Typ Rafale. Nuklear armierte Raketen, die zeitweilig auf dem Plateau d’Albion nördlich von Marseille stationiert waren, wurden mittlerweile aufgegeben.
Die französischen Atombomben, heißt es in einer Doktrin von 1994, dienten dazu, »die Integrität des nationalen Gebietes vom französischen Festland bis zu den Überseegebieten«, die eigene Bevölkerung sowie die französische Souveränität zu sichern. In einem Satz: die französische Unabhängigkeit.128 Im Juni 2001 ergänzte der damalige französische Staatspräsident Jacques Chirac, die nuklearen Fähigkeiten sollten nicht nur das Überleben der französischen Bevölkerung sichern, sondern Frankreich auch vor einer möglichen Erpressung durch kleinere, atomar bewaffnete Staaten bewahren – und der Sicherheit Europas und der atlantischen Allianz dienen. Zum ersten Mal hatte sich damit ein französischer Staatspräsident bekannt, Europa im Zweifel auch mit dem französischen Nukleararsenal verteidigen zu wollen.
Der französische Staatspräsident Emmanuel Macron hat Chiracs Versprechen inzwischen mehrfach erneuert. Seit einigen Jahren bietet er unüberhörbar, fast schon aufdringlich an, den französischen Schutzschirm auf andere Länder auszuweiten, auf Deutschland, aber zum Beispiel auch auf die baltischen Staaten, mit denen französische Diplomaten bereits Gespräche geführt haben, wie mir ein beteiligter Außenminister bestätigt hat. Im Sommer 2025 erneuerten Macron und der britische Premier Keir Starmer zudem ein britisch-französisches Nuklearabkommen. In der »Northwood-Erklärung« halten die beiden Regierungen fest, dass die Nuklearstreitkräfte zwar unabhängig blieben, sich aber koordinieren sollten, um »zur allgemeinen Sicherheit des Bündnisses und für Frieden und Stabilität im euro-atlantischen Raum beizutragen«. Frankreich und Großbritannien seien sich einig, »dass es keine extreme Bedrohung für Europa gibt, die nicht eine Reaktion unserer beiden Nationen hervorrufen würde«. Ein gemeinsames Steuerungskomitee soll künftig die Zusammenarbeit in Atomfragen koordinieren. Dieses Komitee könnte der Kern einer künftigen europäischen Atompolitik werden.
Die Briten sind die zweite Atommacht in Europa, aber anders als das französische ist das britische Atomarsenal nicht unabhängig von den USA, es ist eng mit amerikanischer Technologie verwoben. Es kommt deshalb für den Schutz anderer europäischer Staaten nur eingeschränkt infrage. Zumal die Briten traditionell irgendwo zwischen den USA und dem Rest Europas pendeln und ihre »special relationship« pflegen wollen.
Auch das französische Angebot birgt trotz aller Unabhängigkeit von den USA verschiedene Probleme. Macron hat drei Einschränkungen für einen ausgeweiteten nuklearen Schutz formuliert: Frankreich dürfe nicht für die Sicherheit anderer Länder zahlen, Frankreichs eigene Verteidigung dürfe nicht geschwächt werden – und der französische Präsident behalte sich die letztendliche Entscheidung über den Einsatz der Nuklearwaffen vor. Beim Einsatz von Atomwaffen könne es keine Teilhabe geben, erklärte der ehemalige französische Staatspräsident François Hollande meinen Kollegen Anna Sauerbrey und Matthias Krupa: »Das ist ja das Prinzip von Atomwaffen, dass ihr Einsatz einer einzigen Autorität untersteht, die abwägen muss, ob die vitalen Interessen des Landes auf dem Spiel stehen.«129 Und diese Autorität ist, natürlich, Frankreich.
Die Atomwaffen der Force de Frappe sind zudem allesamt strategischer Art, also mächtige Bomben mit verheerender, flächendeckender Wirkung. Über kleine taktische Atomwaffen, wie sie etwa durch die russische Armee entwickelt wurden, verfügen die Franzosen nicht; sie könnten auf einen taktischen, also »kleineren« Atomschlag der Russen nur mit einem großen Atomschlag antworten. Es gäbe keine taktische Parität.
Schließlich gab es schon immer Zweifel, ob es Macron nicht in erster Linie um Macron geht, in zweiter Linie um die notorisch leere französische Staatskasse, die ein paar Atom-Milliarden aus dem Ausland gut gebrauchen könnte, und erst anschließend um das Wohl anderer Staaten. Mag sein.
Und doch lohnt es sich, das französische Angebot ernst zu nehmen. Paris gehe es um »die Definition eines europäischen Abschreckungsmodells sui generis«, argumentieren die Sicherheitsexperten Liviu Horovitz und Claudia Major.130 Anders gesagt: Es geht um einen politischen Grundsatzbeschluss für Europa, über die Details kann man reden. »Am Schluss ist es eine politische Entscheidung, ob man das will«, sagt Heiko Maas, der schon 2020 bei einem Besuch in Paris mit Macron über die Ausweitung des französischen Schutzschirmes auf Deutschland gesprochen hat. »Für die technischen Fragen gibt es eine Lösung, wenn man wirklich möchte.«131 In Deutschland befürworten 64 Prozent der Befragten einer Forsa-Umfrage aus dem Juni 2025 zufolge, Europa sollte einen eigenen Nuklearschirm anstreben, 29 Prozent waren dagegen.
Was, außer der grundsätzlichen Ablehnung von Atomwaffen, spricht dagegen, eine Reihe von »europäischen Bomben« in französischer Produktion zu bauen, in Ergänzung zu den bereits existierenden französischen Sprengsätzen? Herstellung und Unterhalt könnten Deutschland und andere interessierte Staaten bezahlen, die Waffen würden in eigenen Depots lagern und einer speziellen Kommandostruktur unterstehen, als eine zweite Produktionslinie neben der bisherigen nationalen. Über ihren Einsatz entschiede zwar final der französische Präsident, schließlich gilt der Atomwaffensperrvertrag, aber in einem noch zu klärenden Verfahren mit Verbündeten, die beispielsweise ein Vetorecht haben könnten, ähnlich dem in der NATO. Dort hat auch der amerikanische Präsident das entscheidende Wort, der Unterschied wäre nicht sehr groß.
Die Franzosen haben angeboten, dass europäische Partner an französischen Nuklearübungen teilnehmen. Einer der französischen Vorschläge lautet etwa, dass Deutschland einige seiner Luftwaffenstützpunkte umbaut, um französische Atom-Kampfflieger beherbergen zu können. Eine Art »Büchel 2«, vielleicht irgendwo im deutsch-französischen Grenzgebiet, nur mit französischen Flugzeugen und französischen Bomben. Zusätzlich zu den amerikanischen F-35 würden französische Rafale auf deutschen Fliegerhorsten stehen, irgendwann würden sie vom Modell FCAS abgelöst, einem Kampfflugzeug der nächsten Generation, das Deutschland und Frankreich gemeinsam entwickeln wollen.
Die Idee einer gemeinsamen Bombe mit den Franzosen ist so abwegig nicht, wie sie von ihren Kritikern heute dargestellt wird. Genau genommen ist sie bereits 70 Jahre alt.
Im November 1957 hatten der damalige Staatssekretär im französischen Außenministerium, Maurice Faure, und der französische Botschafter Couve de Murville dem deutschen Kanzler Konrad Adenauer in dessen Haus in Rhöndorf einen sonntäglichen Besuch abgestattet, um ihm einen Vorschlag zu unterbreiten, höchst vertraulich, natürlich. In Paris habe es eine geheime Besprechung gegeben, bestehend aus dem damaligen Ministerpräsidenten Félix Gaillard sowie seinen Außen- und Verteidigungsministern. Thema: Ob Frankreich nicht zusammen mit Deutschland und Italien eigene Atomwaffen entwickeln solle? Aufgeschreckt waren die Franzosen von den russischen Fortschritten einerseits, vom britischen Sprung zur Nuklearmacht andererseits. Ihre Motivation war genau jenes nukleare Rüsten, das in Gang kommt, wenn ein anderes Land zur Atommacht aufsteigt.
Interessanterweise spielte schon damals ein möglicher amerikanischer Abschied aus Europa eine Rolle, wie Adenauers Biograf Hans-Peter Schwarz schreibt. »Früher oder später« sei »ein militärischer Rückzug aus Europa zu befürchten«, hätten die Franzosen argumentiert. »Für diesen Tag muss vorgesorgt werden.«132
Adenauer fand die Idee eines »kontinentaleuropäischen Atompools« faszinierend, er erörterte sie mit seinem Verteidigungsminister Franz Josef Strauß und Außenminister Heinrich von Brentano. Strauß war mit Verve dabei. Mit Billigung Adenauers flog er nach Paris und traf sich mit seinem französischen Amtskollegen. Und als von Brentano eher zurückhaltend reagierte, entgegnete ihm der Kanzler mit Blick auf die Bomben: »Wir müssen sie produzieren.« Adenauer, so sein Biograf Schwarz, habe schon seinerzeit misstrauisch nach Washington geschaut und »die Abhängigkeit Europas von Amerika« ganz »schrecklich« gefunden. Der Bundeskanzler setzte sogar den amerikanischen Außenminister John Foster Dulles von der Idee einer Drei-Länder-Bombe in Kenntnis, am Rande einer NATO-Konferenz, zur Absicherung, aber auch als mutiger Vorstoß. Dulles reagierte zurückhaltend, brachte aber den Vorschlag einer »Nuklearagentur« ins Spiel, der die USA, Großbritannien, Frankreich, Deutschland und Italien angehören könnten – offenkundig ein Versuch, den französisch-deutsch-italienischen Plänen den Schwung zu nehmen.
Die drei Staaten waren allerdings fest entschlossen, gemeinsam loszulegen. Am Ostermontag 1958 unterzeichneten die jeweiligen Verteidigungsminister nach monatelangen Verhandlungen und unter strenger Geheimhaltung ein dreiseitiges Abkommen in Rom. Die Entwicklung der Kernwaffen hätte wegen der Pariser Verträge nicht auf deutschem Boden erfolgen dürfen, wohl aber in Frankreich, kurz hinter der Grenze.
Vier Wochen später kollabierte die Vierte Republik in Frankreich, Ministerpräsident Félix Gaillard musste zurücktreten. Sein Nachfolger Charles de Gaulle stoppte sämtliche Pläne einer gemeinsamen Nuklearwaffe mit Deutschland und Italien. Damit war die Idee tot.
Die Vision einer europäischen Bombe als Alternative zu Amerikanern und Briten existiert also schon seit Jahrzehnten, und es hätte nicht viel gefehlt, dass es dazu gekommen wäre. Wollte man sie wieder aufnehmen, gäbe es dafür sogar ein Abkommen, in dem die politischen Rahmenbedingungen bereits festgezurrt sind. 2019 unterzeichneten Deutschland und Frankreich den Vertrag von Aachen, der die deutsch-französische Partnerschaft neu auspolstert. Die Sicherheitsinteressen beider Staaten seien »untrennbar miteinander verbunden«, heißt es in dem Vertrag. »Sie leisten einander im Falle eines bewaffneten Angriffs auf ihre Hoheitsgebiete jede in ihrer Macht stehende Hilfe und Unterstützung; dies schließt militärische Mittel ein.« Frankreich hat sich darin verpflichtet, Deutschland mit Waffengewalt zu verteidigen, ebenso wie Deutschland im umgekehrten Fall, man müsste lediglich in einem Zusatzabkommen die Details präzisieren, welche Rolle dabei für Frankreichs Atomarsenal vorgesehen ist.
Der Einwand, dass eine nationalistische Staatspräsidentin wie Marine Le Pen (oder ihr Kronprinz Jordan Bardella) vom Rassemblement National mit ihrer Skepsis gegenüber Europa und Deutschland das französische Schutzversprechen infrage stellen würde, gilt nicht mehr oder weniger als für Amerika unter Donald Trump. Zu viel Abhängigkeit ist ungesund, so oder so.
Aber es wäre ein großer Schritt auf dem Weg in eine europäische Unabhängigkeit.

			
	

	
	
				
					12. Vive la France!

				

				De Gaulles Entschluss, Frankreich zur Atommacht zu führen, bedeutete eine erhebliche Veränderung der Machtbalance in Europa. Den Amerikanern, aber auch den Briten passten die französischen Ambitionen anfangs überhaupt nicht, sie drängten Adenauer sogar, er möge diplomatischen Druck auf die Franzosen ausüben. Der Kanzler widersetzte sich zwar und ließ die Franzosen gewähren, wütete aber intern gegen eine vermeintliche nukleare »Diskriminierung« Deutschlands. »Wenn zwei große Staaten in der Welt allein im Besitze von nuklearen Waffen sind«, sei das »für die anderen Völker ein unerträglicher Zustand«, klagte Adenauer. Den dauerhaften Zustand Deutschlands als nicht-nuklearer Staat wollte er nicht akzeptieren.

Die Franzosen traten nach dem Zweiten Weltkrieg den USA gegenüber schon früh selbstbewusster auf als die Deutschen. De Gaulle hielt nicht sonderlich viel von den USA, er träumte in alter kolonialer Tradition davon, es werde »Europa vom Atlantik bis zum Ural sein, das das Schicksal der Welt bestimmt«. In einem ersten Schritt, während französische Wissenschaftler noch an der eigenen Bombe forschten, untersagte der französische Staatspräsident der NATO, amerikanische Atombomben in Frankreich zu stationieren. Im Frühjahr 1966 zog De Gaulle schließlich die französische Armee aus dem NATO-Verbund zurück und forderte zugleich die Vereinigten Staaten auf, mit ihren Soldaten Frankreich zu verlassen. Der Abschied umfasste auch den Austritt aus der Nuklearen Planungsgruppe der NATO. Seitdem sind die französischen Bomben keine Angelegenheit der NATO mehr, sondern unterliegen allein den Entscheidungen des Élysée-Palastes. Anders als die schuldbeladenen Deutschen, denen dieser Weg nicht zur Verfügung stand, hatten sich die Franzosen aus der Abhängigkeit von den USA gelöst.

Heute sind die militärisch wichtigste Nation (Frankreich) und das größte und wirtschaftlich kraftvollste Land (Deutschland) der Glutkern Europas. Ohne Frankreich und Deutschland geht in Europa nichts, mit ihnen alles – na ja, vieles jedenfalls. Die Franzosen sind eine von weltweit neun Atommächten und eines der fünf ständigen Mitglieder im UN-Sicherheitsrat, zwei entscheidende Vorteile gegenüber allen anderen EU-Staaten, Deutschland eingeschlossen. Ohne Frankreich kann es keine europäische Souveränität geben und schon gar keine strategische Autonomie Europas. Wenn sich Deutschland von den USA unabhängiger machen möchte, und sei es nur »ein Stück«, wie Angela Merkel sagen würde, dann wird dies nur mit Frankreich gehen.

Emmanuel Macron wirbt seit Jahren genau dafür, und zwar mit allem Nachdruck. Die Idee eines »souveränen Europas«, wie er es in einer Grundsatzrede schon 2017 genannt hat, ist sein wichtigstes politisches Projekt. Ähnlich wie Angela Merkel mit ihrer Rede von Trudering hat auch Macron früh auf die transatlantische Erschütterung reagiert. Sein Bierzelt stand in Paris, ein Hörsaal der Sorbonne, der weltberühmten Universität. Dort hielt er im September 2017 eine Rede, die noch viel grundsätzlicher war als die, die Merkel in Trudering gehalten hat. Merkel verdichtete ihre Botschaft in zwei Sätzen. Macrons Rede dauerte fast zwei Stunden. Sie war ein Fanal.
Mit dem ihm eigenen Pathos erklärte der französische Präsident die bisherige Phase Europas für beendet, er warb für Europa als eigenständigen Block, jenseits von den USA und China. Die »Dämme, hinter denen sich Europa entfalten konnte, sind verschwunden«, sagte Macron, der Rückzug der USA sei fortschreitend und »unausweichlich«. Er warb dafür, im Digitalbereich »radikale Innovationen« zu wagen und »alles daran zu setzen, diese Champions des Digitalen bei uns zu haben«. Europa müsse zu einer Wirtschaftsmacht werden, »die mit China und den USA konkurrieren kann«.
Im Kern von Macrons Rede steht eine radikale Idee: »Ich schlage unseren Partnern deshalb vor, in unsere jeweiligen nationalen Streitkräfte – und mit dieser Initiative beginne ich bei unseren französischen Streitkräften – Soldaten aus allen europäischen Ländern aufzunehmen«, um einander kennenzulernen und gemeinsam militärische Operationen zu planen. »Zu Beginn des kommenden Jahrzehnts sollte Europa dann über eine gemeinsame Einsatztruppe, einen gemeinsamen Verteidigungshaushalt und eine gemeinsame Handlungsdoktrin verfügen.«
Es wäre eine Art europäische Armee, mit einer gemeinsamen, europäischen Verteidigungspolitik. So etwas hat es noch nie gegeben, aber das schreckte Macron nicht, im Gegenteil. »Es ist so viel einfacher, niemals zu erklären, wohin man möchte«, hielt er seinen Kritikern entgegen. »Wir können es uns nicht erlauben, dieselben Gewohnheiten, Politikstrategien, Begrifflichkeiten und Budgets beizubehalten. Wir können auch dem Weg der nationalen Abschottung nicht mehr folgen«, rief Macron seinem Publikum an der Sorbonne zu. »Das wäre ein kollektiver Untergang!« Die Rede war disruptiv. Eine, die aufwühlen sollte. Am Ende kam der französische Präsident auf den Glutkern Europas zurück, die deutsch-französische Freundschaft: »Ich schlage Deutschland in erster Linie eine neue Partnerschaft vor.«
Vive la France! Et vive l’Europe!

Und die Deutschen?

Angela Merkel reagierte auf das französische Balzen mit deutscher Unterkühlung, insbesondere, was die Idee einer Ausweitung des atomaren Schutzschirmes anging, die Macron etwas später nachschob. Intern rechtfertigte die Kanzlerin die Zurückhaltung damit, in den Wochen nach Macrons Rede sei sie mit den Koalitionsverhandlungen beschäftigt und nur geschäftsführend im Amt gewesen, für einen so großen Vorschlag hätte es die volle Aufmerksamkeit gebraucht. Aber das ist nur ein Teil der Wahrheit.
»Auf der deutschen Seite hat es daran überhaupt kein Interesse gegeben«, erinnert sich Heiko Maas, der mehrmals im Kanzleramt vorstellig wurde, um für den französischen Vorschlag eines gemeinsamen Nuklearschirms zu werben. Aber die Gespräche endeten meist nach kurzer Zeit oder wandten sich anderen Themen zu. »Ich hielt schon damals das, was Emmanuel Macron die strategische Autonomie Europas genannt hat, für den absolut richtigen Weg«, sagt Maas heute. Für ihn heißt Autonomie, »nicht mehr abhängig zu sein. Es heißt, in der Sicherheitspolitik über eigene Waffensysteme zu verfügen, die unabhängig von den USA hergestellt und benutzt werden können.« Das müsse nicht zugleich eine Abkehr von der NATO bedeuten. Aber Europa brauche »ein eigenes Standbein«.
Wolfgang Ischinger, der langjährige Chef der Münchner Sicherheitskonferenz, hält es heute »für fahrlässig und einen der großen Fehler von Frau Merkel auch persönlich, dass sie damals nicht die Initiative ergriffen hat«. Die Kanzlerin hätte einen Drei-Sterne-General nach Paris schicken müssen, um mit den Franzosen über Macrons Rede und die Details eines gemeinsamen Atomschutzschirms zu sprechen. Aber passiert sei – nichts. Warum nicht? Ischinger hat dafür eine überraschende Erklärung: Kaum einer der Verantwortlichen im Berliner Verteidigungsministerium habe jemals eine französische Offiziersschule durchlaufen, aber viele deutsche Offiziere seien nach Kentucky und anderswo in die USA zur militärischen Ausbildung geschickt worden. Die große Nähe zu den Amerikanern hat ein ähnlich tiefes Vertrauen zu den Franzosen verhindert, so sieht es Ischinger. Es gebe in Berlin die Haltung, wenn die Deutschen zu eng mit den Franzosen kooperierten, »dann werden unsere amerikanischen Freunde böse«.

Sigmar Gabriel, der erst Wirtschafts- und dann deutscher Außenminister war, sagt, er habe Merkels Zurückhaltung nie richtig verstanden. Gabriel sprach die Kanzlerin sogar auf die vielfältigen Angebote Macrons zur Reform und Stärkung europäischer Souveränität an: »Warum lassen Sie ihn am ausgestreckten Arm verhungern?« Merkel antwortete nach Gabriels Erinnerung ausweichend: So sei es doch gar nicht, aber man könne auch nicht jede Idee mitmachen.133 Vielleicht gilt neben allen fachlichen Argumenten auch bei Merkel eine eher schlichte Erklärung, ähnlich wie bei den amerikaaffinen Bundeswehr-Offizieren. »Zu den USA hatte sie eine emotionale Beziehung«, erinnert sich ihr langjähriger Berater Christoph Heusgen. »Dagegen hatte sie zu Frankreich immer ein eher rationales Verhältnis.«134

Hört man Maas, Heusgen, Ischinger und Gabriel zu, beschleicht einen der Gedanke, dass die Zurückhaltung mehr mit kulturellen Prägungen als mit kraftvollen Argumenten zu tun hat. Die Verantwortlichen in Deutschland fühlten sich den Amerikanern in Übersee näher als den Franzosen nebenan. Sie wollten die altbekannten Rollen nicht infrage stellen.

Die Grande Nation wiederum macht es anderen Staaten nicht immer leicht, sich auf sie einzulassen, egal, wie nobel die Worte ihres Präsidenten klingen. Bei der Hilfe für die Ukraine hat Macron sehr viel versprochen, von Panzern über Präzisionswaffen bis zu französischen Bodentruppen, nur wenig davon hat er geliefert. Und wenn deutsche mit französischen Regierungsbeamten sprechen, dann kommt häufig die Rede darauf, welche Aufträge unbedingt an französische Firmen gehen müssten. Maas hatte mitunter bei den deutsch-französischen Regierungskonsultationen den Eindruck, dass die französischen Minister nicht mitbekommen hatten, was ihr Präsident für Europa vorgeschlagen habe – so national sei ihre Argumentation ausgefallen. In Paris ist Sicherheitspolitik immer auch Industriepolitik für das eigene Land, allen Reden zum Trotz.

Merkel und Macron haben fast zeitgleich ihre Schlüsse aus den Veränderungen in Washington gezogen, sie in Trudering, er an der Sorbonne. Der Befund, dass Europa sich auf die Vereinigten Staaten nicht mehr verlassen kann, ist der gleiche. Aber anders als Merkel, die in ihrer Amtszeit nie erklärte, was daraus eigentlich folgen sollte, hat Macron eine große Vision für Europa formuliert – vielleicht eine zu große. Oder aber eine, die den anderen europäischen Staatschefs Angst gemacht hat, weil sie die Folgen fürchteten. Fast eine Dekade nach seiner Rede an der Sorbonne ist von den Vorschlägen jedenfalls wenig Wirklichkeit geworden. Im Technologiebereich hinkt Europa den USA und China hinterher und ist abhängig von den amerikanischen Digitalkonzernen. Und eine gemeinsame Einsatztruppe und ein gemeinsamer Verteidigungshaushalt, wie sie Macron vorgeschlagen hatte, sind weit und breit nicht in Sicht.

Macron hat, neben Spurenelementen von Größenwahn und Narzissmus, vor allem eins: Mut. Und eine Idee, wie ein Europa von morgen in einer Welt jenseits von Amerika und China aussehen könnte – was, zugegeben, einfacher ist, wenn man ein paar Atombomben in Reserve hat und von dem aktuellen Kriegsgeschehen weit entfernt ist. Natürlich schwingt in all seinen Reden auch »La France avant tout« mit, der alte Wunsch der einstigen europäischen Führungsmacht Frankreichs, sich an die Spitze Europas zu setzen. Anders als bei den Deutschen, die zwei Weltkriege zu verantworten haben, ist der Bezug der Grande Nation auf ihre Geschichte weitgehend ungebrochen, den Kolonialismus inbegriffen. Macron, der Präsident Frankreichs, wirkte an der Sorbonne und in den Jahren danach wie der Kronprinz von Europa. Aber ist das, was er seit 2017 leidenschaftlich und oft vorgetragen hat, deshalb weniger substanziell?
Macrons Kritiker führen all jene Punkte als Argumente für eine zögerliche, ja widerwillige Reaktion auf die französischen Vorschläge an, die gegenüber den Amerikanern nie ein Problem waren: das dominante und arrogante Auftreten, der Wunsch zu führen, eine Bevorzugung der französischen Industrie, eine mögliche deutsche Abhängigkeit, die innenpolitische Schwäche des Franzosen, der daheim einen Scherbenhaufen hinterlässt. Bei der Bewertung seiner diversen Initiativen gelten in Berlin andere Maßstäbe als gegenüber den Amerikanern. Fast zehn Jahre nach der Rede an der Sorbonne sind die großen Fragen zwischen Deutschland und Frankreich noch immer nicht beantwortet.

Der französische Präsident hat seine Sicht später in weiteren Reden ergänzt, unbeirrt von der reservierten Reaktion der europäischen Nachbarn. Im April 2023, ein Jahr nach Beginn des Ukraine-Krieges, lud Macron mehrere Reporter an Bord seiner Regierungsmaschine Cotam Unité, um seine Forderung nach »strategischer Autonomie« Europas zu erneuern. Durch den Krieg seien die Europäer bei Waffen- und Energieimporten noch abhängiger als ohnehin schon von den USA geworden, sie müssten dringend ihre eigene Rüstungsindustrie stärken. Zudem solle Europa seine Abhängigkeit vom Dollar als Leitwährung reduzieren. Es gehe darum, zur »dritten Großmacht« neben den USA und China aufzusteigen, auch deshalb, um sich nicht in eine Krise zwischen den USA und China hineinziehen zu lassen, »die nicht unsere ist«. Die Europäer dürften sich nicht zu »Followern« der USA in der China-Politik degradieren lassen, etwa, wenn der Streit um Taiwan eskaliere. »Wenn sich die Spannungen zwischen den beiden Supermächten verschärfen, werden wir weder die Zeit noch die Ressourcen haben, um unsere strategische Autonomie zu finanzieren, und wir werden zu Vasallen werden«, warnte Macron, gekleidet in einen Kapuzenpullover mit der Aufschrift »French Tech«.135

Marco Rubio, damals noch Senator aus Florida, reagierte mit einem bitterbösen zweiminütigen Video, das er eigens aufnahm. Als Macron das letzte Mal in Nordafrika versucht habe, im Kampf gegen Terroristen Weltmacht zu spielen, hätte die französische Armee es nicht einmal geschafft, ihre eigenen Truppen dorthin zu transportieren, lästerte Rubio. »Wir mussten sie hin- und auch wieder zurückfliegen!«

Und auch im Kanzleramt, wo im Frühjahr 2023 mit Olaf Scholz mittlerweile ein Sozialdemokrat regiert, werden sie mal wieder seufzend den Kopf geschüttelt haben. Dieser Franzose!

			
	

	
	
				
					13. Scholz, ausgerechnet Scholz!

				

				Wenn Angela Merkels Reaktion auf Macron bereits kühl ausfiel, dann reagiert Olaf Scholz nach seinem Wahlsieg 2021 geradezu aufreizend passiv. Er glaubt nicht an die Franzosen. Er glaubt an die Amerikaner.

Der Sozialdemokrat hält es mit dem Philosophen Jürgen Habermas, der die Westbindung als entscheidend für die »Zivilisierung« Deutschlands betrachtet hat. »In der alten Bundesrepublik sind wir alle westlich-proamerikanisch erzogen, das ist unser kulturelles Erbe«, sagt Scholz heute.136 Amerika ist für ihn ein politischer Fixstern, auch wenn er sich über Ronald Reagans Politik Anfang der 1980er-Jahre empörte, etwa über die Stationierung der Pershing-II-Raketen und der Cruise Missiles in Deutschland. Als stellvertretender Bundesvorsitzender der Jusos organisierte Scholz Anfang der 1980er-Jahre sogar den Protest dagegen im Bonner Hofgarten. Seine Meinung zu den Mittelstreckenraketen hat er geändert, im Rückblick hält er ihre Stationierung für richtig. Bei seiner grundlegenden Kritik an Reagan ist Scholz geblieben.

Der Kanzler erlaubt seinen Mitarbeitern zwar, mit den Franzosen zu reden, das Berliner Verteidigungsministerium wird eingeschaltet und auch das Auswärtige Amt. Scholz erfüllt damit die Formalitäten. Mehr allerdings auch nicht. Das französische Angebot hält er für einen Polit-Schachzug ohne Substanz, der mehr auf das französische Publikum gemünzt ist: Macron, glaubt Scholz, möchte damit seine Führungsstärke beweisen und sich auf Augenhöhe mit den USA präsentieren, er will ein bisschen De Gaulle spielen. Das Angebot, Deutschland und andere Staaten nuklear zu beschützen, ist vor allem eine Prestigedebatte, das ist die Einschätzung im Kanzleramt. Eine Erweiterung des Aachener Vertrages um die A-Frage würden die Franzosen niemals unterschreiben.
Die Angaben darüber, wie detailliert die Bundesregierung auf das französische Angebot reagiert hat und warum es nie zu ernsthaften Gesprächen kam, gehen auseinander. Scholz sagt, natürlich sei darüber geredet worden. Seine Fachleute aus dem Kanzleramt geben an, man habe den Franzosen angeboten, sich zu treffen, aber aus dem Élysée-Palast sei kein konkreter Terminvorschlag gekommen, deshalb habe es keinen weiterführenden Austausch gegeben. Wolfgang Schmidt sagt: »Soweit ich weiß, wurde das nie in offiziellen Gesprächen angesprochen. Wenn es wirklich ernst gewesen wäre, dann wäre es sicher zum Thema gemacht worden.«137 Wenn diese Sprachlosigkeit auch sonst in den deutsch-französischen Beziehungen gilt, kann es um das Verhältnis nicht sonderlich gut bestellt sein. »Man hätte darüber tiefgreifender, strategischer und vor allem mehr sprechen müssen«, erinnert sich Annalena Baerbock, die im Kabinett Scholz Außenministerin war. »Aber das war etwas, was einfach nicht stattfand.«138
So unterkühlt ist das Verhältnis von Scholz zu Macron, dass es in Paris eine eigene diplomatische Disziplin geworden ist, die Ursachen zu ergründen. Sigmar Gabriel erinnert sich, wie ihn eines Tages Bruno Le Maire anrief, damals der französische Wirtschafts- und Finanzminister. Ob Gabriel nach Paris kommen könne? Bei dem Treffen ein paar Tage später schickte Le Maire seine Mitarbeiter aus dem Raum und fragte Gabriel direkt: »Kannst du mir erklären, was zwischen Scholz und Macron los ist? Wie können wir das reparieren?«139 Gabriels Rat war: »Schickt die beiden auf lange Spaziergänge ohne Begleitung. Sie müssen ihre beidseitigen Eitelkeiten ablegen lernen. Jeder hält sich für den Klügeren und lässt den anderen das auch spüren. So geht es nicht weiter.«

Die deutsche Skepsis ist teils persönlich, direkt auf Macron und dessen erratische Politik bezogen, der im eigenen Land weitgehend gescheitert ist. Sie gründet sich aber auch auf die Einschätzung der französischen Fähigkeiten. Weil dem Arsenal taktische Kernwaffen fehlen, reiche die Abschreckung zwar für Frankreich, aber nicht für mehr. Scholz zweifelt, dass die Atombomben von Frankreich und Großbritannien Deutschland beschützen könnten. Sein Kanzleramtsminister Wolfgang Schmidt teilt diese Sicht. Er nennt es eine »schöne Illusion«, dass man eine nukleare Teilhabe »irgendwie über die Force de Frappe lösen könnte, angesichts der Reichweiten und der Verfügungsgewalt unserer französischen Freunde«. Die französischen Waffen seien »kein adäquater Ersatz« für Büchel. Für Scholz und Schmidt sind die französischen Bomben nur eine »Farce de Frappe«. Der außenpolitische Berater des Kanzlers, Jens Plötner, kann der Idee einer europäischen atomaren Abschreckung zwar einiges abgewinnen, gerne mit Franzosen und Briten zusammen. Aber er setzt sich nicht durch. Durch das Kanzleramt wabert in den Scholz-Jahren eine nebelfeuchte Frankreich-Skepsis.

Redet man mit Olaf Scholz heute über die Franzosen und die Frage, welche Nation über welche Fähigkeiten verfügt, erzählt er eine Anekdote. Beim Libyen-Krieg 2011 (der, den Westerwelle so vehement ablehnte), in den Franzosen, Briten und Norweger mit großer Verve zogen, seien den drei Ländern nach einer Woche die Bomben ausgegangen. Das einzige Land, das noch über ausreichend Munition verfügte, waren die USA. Scholz meint die Geschichte als Sinnbild: Es gibt Länder, die tun so, als seien sie mächtig. Und es gibt die USA.
Mit Scholz ist die Devise »America First« in die deutsch-amerikanischen Beziehungen zurückgekehrt – nur andersrum. Diesmal sind es die Deutschen, die auf »America first« setzen. Scholz geht außenpolitisch keinen Schritt, ohne sich in Washington bei Joe Biden rückversichert zu haben. In der deutschen Außenpolitik sind die Amerikaner allererster Ansprechpartner. Das galt für Scholz sogar während der ersten Trump-Regierung, trotz aller Differenzen. Noch in den letzten Monaten von dessen erster Amtszeit hatte Scholz, damals noch als Finanzminister, einen delikaten Deal einzufädeln versucht, um die Gasröhre Nord Stream 2 doch noch zu retten.
Am 5. August 2020 trafen sich Scholz, der deutsche Wirtschaftsminister Peter Altmaier und der deutsche Außenminister Heiko Maas im Auswärtigen Amt in Berlin, um mit der US-Regierung zu telefonieren. Das Gespräch hatte Scholz mit dem US-Finanzminister Steven Mnuchin arrangiert, die beiden verstanden sich gut, von Kassenwart zu Kassenwart. Auf amerikanischer Seite nahm neben Mnuchin auch der damalige Außenminister Mike Pompeo teil.
In der Schaltkonferenz, erinnern sich Beteiligte, hätten vor allem Scholz und Mnuchin geredet. Scholz wollte den Amerikanern einen Deal einsingen, der darauf hinausgelaufen wäre, dass Nord Stream 2 fertiggestellt und in Betrieb genommen werden kann, ohne Widerstand der Amerikaner. Im Gegenzug würde die Bundesregierung viel Geld investieren, um zwei Terminals für den Import von amerikanischem Flüssigerdgas zu bauen. Über diese könnten die Amerikaner anschließend Gas, das sie durch Fracking gewonnen haben, an die Deutschen verkaufen.
Mnuchin hörte höflich zu und stellte ein paar Fragen, Pompeo klinkte sich irgendwann aus. Zwei Tage nach der Schaltkonferenz verschickte Scholz’ Büro ein sogenanntes Non-Paper an »Dear Steven«, ein Regierungspapier also, das so aussieht, als sei es keins, damit man später so tun kann, als habe man es doch nicht so ernst gemeint. In dem Non-Paper war Scholz’ Vorschlag schriftlich festgehalten: Deutschland sei bereit, eine Milliarde Dollar in die beiden zu bauenden Gasterminals zu investieren. »Im Gegenzug werden die USA die ungehinderte Fertigstellung und den Betrieb von Nord Stream 2 erlauben.« Und: »Die existierenden rechtlichen Möglichkeiten für Sanktionen werden nicht ausgeschöpft.« Als ich darüber fünf Wochen später in der Zeit berichtete und aus dem Non-Paper zitierte, war der Deal tot.140 Die Amerikaner machten sich nicht mal mehr die Mühe, zu antworten.
Die Polit-Initiative offenbart erstaunliche Naivität. Keine drei Monate vor der Wahl hätte Trump einen solchen Deal niemals abschließen können, ohne daheim erheblich unter Druck zu geraten; der US-Kongress hatte mehrere Sanktionen wegen des Baus von Nord Stream erlassen. Und der US-Präsident hatte den Stopp der Gas-Pipeline mittlerweile zu seinem persönlichen Anliegen gemacht. Eine Milliarde an Investments in deutsche Infrastruktur, um überhaupt die Voraussetzungen für den Kauf von amerikanischem Flüssigerdgas schaffen zu können – das wäre für den Geschäftsmann Trump ein lausiger Deal gewesen. Scholz’ Idee passte vorne und hinten nicht. So sahen es auch Altmaier und Maas, die sich dem Finanzminister nur aus Höflichkeit nicht widersetzten. Scholz’ Mitarbeiter verdächtigten bald Altmaier, mein Informant gewesen zu sein, und witterten »übles Foulspiel«.141 Tatsächlich haben mir damals die Amerikaner das brisante Non-Paper gegeben. Es war Washingtons Art, den absurden Vorschlag zu begraben.
Ein paar Monate später, nachdem Joe Biden zum 46. Präsidenten gewählt worden war, kommt Scholz allerdings doch noch zum Ziel. Biden hebt die von Trump verhängten Sanktionen gegen am Bau der Nord Stream-Pipeline beteiligte Firmen auf, er tut Scholz damit einen Gefallen. Die Entscheidung ist als Zeichen der transatlantischen Freundschaft gedacht, und genau so wird sie in Berlin verstanden.

Als erst Joe Biden und dann im September 2021 Olaf Scholz ihre Wahlen gewinnen, ist die Lage in beiden Ländern vergleichbar: Mit Biden und Scholz regieren zwei Sozialdemokraten der alten Schule, die ähnlich denken. Scholz bewundert Biden, er hat dessen Biografie gelesen und teilt dessen Weltsicht. Innenpolitisch geht es den beiden um soziale Gerechtigkeit. Scholz’ zentraler Slogan im Wahlkampf, »Respekt«, ist von der Denkschule des amerikanischen Philosophen Michael J. Sandel inspiriert, den auch Biden schätzt. Da regieren zwei, die einander verstehen. Scholz, der 15 Jahre jünger als Biden ist, blickt zum US-Präsidenten auf.
Was sich im Rückblick anfühlt wie eine historische Anomalie inmitten eines globalen Rechtsrucks, ist für Scholz ein Glücksfall: Er kann im Bündnis mit einem US-Präsidenten regieren, der der europafreundlichste Präsident seit Jahrzehnten und damit wohl der vorerst letzte seiner Art ist. Und Olaf Scholz ist seinerseits der wahrscheinlich amerikafreundlichste Bundeskanzler seit Jahrzehnten. Im Koalitionsvertrag hat die Ampel festgehalten: »Das transatlantische Bündnis ist zentraler Pfeiler und die NATO unverzichtbarer Teil unserer Sicherheit.« Scholz hat die Formulierung mit Bedacht wählen lassen. Anders als die SPD-Kanzlerkandidaten Frank-Walter Steinmeier (2009) und Martin Schulz (2017) hat er nie den Abzug der US-Atomwaffen gefordert.

Im Herbst 2021 bieten die Amerikaner der frisch gewählten neuen Bundesregierung an, sie ausführlich über Russland und die Weltlage zu unterrichten, auch mit Geheimmaterial der CIA. Wolfgang Schmidt und Jens Plötner fliegen beide nach Washington. Und der CIA-Chef William Burns, einst amerikanischer Botschafter in Moskau und ein Biden-Vertrauter, macht im Januar 2022, vier Wochen vor Kriegsbeginn, auf dem Rückweg von einem Besuch in Kyjiw eigens in Berlin halt, fährt vom Flughafen direkt ins Kanzleramt und unterrichtet Olaf Scholz und Kanzleramtschef Wolfgang Schmidt persönlich, wie die Amerikaner die Lage in der Ukraine einschätzen. Die Visite ist ungewöhnlich: Normalerweise treffen Geheimdienstchefs keine Regierungschefs, sondern ihr jeweiliges Pendant. Aber Burns ist mehr als nur ein Nachrichtendienstmann. Und Scholz will unbedingt selber hören, was der Amerikaner zu sagen hat. So verflochten und so vertrauensvoll waren die transatlantischen Beziehungen seit langer Zeit nicht mehr.

Biden ist ein Musterbeispiel dafür, warum die Theorie der »unimperialen Autonomie« zutreffend ist: Seine zurückhaltende Art erlaubt es Scholz und der Ampel-Regierung, den Vereinigten Staaten vorbehaltlos zu folgen. Er schafft eine friedliche Form der Über- und Unterordnung, eine Asymmetrie, die für beide Partner auskömmlich funktioniert und mit der beide bestens leben können. Sie ist für die Ordnung der Welt viel erfolgreicher als das schwarz-weiße Denken von Trump und seinen Leuten, die selbst bei vermeintlichen Verbündeten nur Gewinner und Verlierer kennen.

Der persönliche Draht zu Biden ist Scholz derart wichtig, dass er im März 2023 kurzerhand für ein einziges Gespräch mit dem US-Präsidenten nach Washington fliegt. Die beiden reden unter vier Augen, ohne Berater. Eine Stunde dauert das Tête-à-Tête. Ihm seien bei Telefonaten über verschlüsselte Leitungen einfach zu viele Leute im Raum, rechtfertigt sich der Kanzler intern, wirklich vertraulich könne man sich da nicht austauschen. Zumal man bei Biden, der mittlerweile sehr mit dem Alter zu kämpfen hat und in Gesprächen oft nur leise vor sich hinmurmelt, nie genau weiß, wer ihm gerade was einflüstert.

Während des Ukraine-Kriegs empfinden sie es im Kanzleramt so, dass Biden und Scholz »die beiden Erwachsenen im Raum« seien. Die, die handeln, während die anderen nur reden. Die aber auch wissen, wo die Grenzen liegen, jenseits derer das Spiel mit dem Feuer beginnt. Einmal bricht es abends aus Scholz heraus, die aufrüstungswütige deutsche Öffentlichkeit, die nur eine Richtung kenne, nämlich immer mehr und immer tödlichere Waffen an die Ukraine liefern zu wollen, ignoriere die legitimen Ängste eines Teils der deutschen Bevölkerung. Diese Haltung, zischt Scholz, sei »eine Gefahr für die Demokratie«.
Er meint damit auch seine eigene Außenministerin, die Grüne Annalena Baerbock, die ihn in der Regierung monatelang unter Druck gesetzt hat, der Ukraine deutsche Leopard-Panzer zur Verfügung zu stellen. Wie so viele Deutsche war Baerbock zum Schüleraustausch in den USA, als 16-Jährige in Orlando, Florida, zu der Zeit, als Bill Clinton beinahe über die Lewinsky-Affäre stürzte. Sie besuchte eine Privatschule, an der ihre Gastmutter Lehrerin war. Seitdem habe sie eine Amerika-Affinität, erzählt sie, in den folgenden Jahren wird sie immer wieder durchs Land reisen. Den Grünen ist Baerbock wegen der Außenpolitik von Joschka Fischer beigetreten, sie beschreibt sich außenpolitisch als »Hardcore-Realo«. Im Ukraine-Krieg steht sie für mehr und schnellere Waffenlieferungen. Mit Antony Blinken, dem amerikanischen Außenminister, versteht sich Baerbock blendend. Sie nennt ihn einen Freund. Er lobt öffentlich ihre Führungsqualitäten.
Im Sommer 2022, während eines Besuchs in Washington, wirbt Baerbock bei Blinken persönlich dafür, endlich schwerere Waffen zu liefern. Der Amerikaner versteht: Gemeint sind die Leoparden. Baerbock will die Amerikaner dazu bewegen, die deutschen Panzer ins Spiel zu bringen und so Scholz unter Druck zu setzen.
Die US-Regierung achtet allerdings sorgfältig darauf, den Kanzler nicht zu drängen. Die amerikanische Botschafterin in Berlin, Amy Gutmann, gibt zwar ein Fernsehinterview mit eigens aufgeschriebenen Formulierungen zu mehr Waffenlieferungen. Aber kurz vor der Panzerfrage macht die Botschafterin halt: Deutschland müsse eine noch größere Rolle bei der Unterstützung der Ukraine einnehmen, fordert sie – wie genau, das müsse allerdings jedes Land selbst entscheiden.
Scholz ist auch deshalb so skeptisch, weil er fürchtet, dass die Ukrainer mit deutschen Panzern auf russisches Gebiet vorstoßen könnten. Deutsche Panzer, die auf russischem Boden auf russische Soldaten schießen – das sind Bilder aus der Vergangenheit, die zu unabsehbaren Folgen in der Gegenwart führen könnten. Der Kanzler bleibt deshalb stur. So stur, dass Baerbock hinter seinem Rücken einen letzten Vorstoß wagt, der hart an der Grenze zur Illoyalität entlangschrammt, vielleicht auch darüber. Sie fliegt nach London.
Das Treffen in der britischen Hauptstadt am 5. Januar 2023 ist als »strategischer Dialog« mit Großbritannien geplant. Baerbock wirbt im Gespräch mit dem britischen Außenminister ganz unverhohlen dafür, dass Großbritannien Challenger-Panzer in die Ukraine liefern könne. Wenn die Briten ihre Kampfpanzer schicken, so Baerbocks Kalkül, werde sich die Bundesregierung der Lieferung von Leoparden nicht widersetzen können. Der Nationale Sicherheitsberater des britischen Premierministers ruft im Kanzleramt an und berichtet von Baerbocks Visite. Ihr Kniff ist aufgeflogen.

Die grüne Außenministerin setzt sich trotzdem durch – allerdings erst, nachdem auch Joe Biden verspricht, amerikanische Panzer vom Typ M1 Abrams freizugeben. Nach Bidens Zusage willigt auch Scholz ein. Er bleibt bei seinem Leitsatz: Nichts ohne die Amerikaner. Deutschland kann Panzer liefern. Aber es darf nicht allein dastehen.

Mit dem Ukraine-Krieg hat im Kanzleramt eine höchst diskrete Debatte begonnen, die öffentlich kaum wahrgenommen wird: Wie und mit welchen Waffen kann Deutschland die Abschreckung erhöhen, wenn es nicht über Nuklearwaffen verfügt? Wie kann die Bundesregierung dem Kreml signalisieren, dass ein Angriff tödliche Folgen nach sich ziehen würde? Und so autorisiert ausgerechnet Olaf Scholz, der vor gut 40 Jahren als Jungsozialist gegen die amerikanischen Mittelstreckenraketen demonstrierte, den Plan, eigene Mittelstreckenraketen zu entwickeln. Spricht man Scholz heute darauf an, dann lacht er (genauer gesagt kichert er, wie es seine Art ist). Er empfindet die Vorstellung als Ironie der Geschichte. Mittelstreckenraketen! Ausgerechnet er! Tja, soll das wohl heißen, so ändern sich die Zeiten.
Moderne Mittelstreckenraketen haben eine Reichweite von mehreren Tausend Kilometern. Sie verfügen über feinste Steuerungstechnik und sind nur schwer abzufangen. Ihre Einsätze werden deshalb auch »Deep Precision Strikes« genannt: Präzisionsschläge, die den Feind tief auf dessen eigenem Territorium treffen. Die Botschaft, die von deutschen Mittelstreckenraketen ausgehen würde, ist: Deutschland zerstört Moskau mit Raketen, falls Russland angreift.
Militärisch gelten solche Raketen als fast so mächtig wie Atomwaffen – nicht in ihrem Grad der Zerstörung, wohl aber in der Signalwirkung: Sie können dem Feind schwere Schläge daheim zufügen, nichts und niemand ist sicher. Es ist Scholz’ konventionelle Antwort auf die A-Frage. Der Kanzler hält die Raketen in gewisser Weise sogar für effizienter als Atombomben. Weil der Gegner eher daran glaubt, dass man auch bereit ist, sie einzusetzen.
Unter Barack Obama ließ die US-Administration sogar durchspielen, ob konventionelle Raketen eine mögliche Antwort auf den Einsatz einer taktischen Atombombe durch den Kreml sein könnten. In dem Szenario, das im National Security Council in Washington diskutiert wurde, hatte die russische Armee eines der baltischen Länder erobert, Estland zum Beispiel. Um die Gegenoffensive der anrückenden NATO-Kräfte zu stoppen, setzten die Russen taktische Nuklearwaffen ein, entweder gegen die NATO-Soldaten selbst – oder gegen Deutschland, jenes Land, in dem die meisten US-Soldaten stationiert sind. Ein Vergeltungsschlag, so steht es in allen Kriegs-Handbüchern, muss ebenfalls nuklear ausfallen. Aber was, wenn der Westen sich dieser Logik verweigere? Obamas Leute hielten Raketen auf strategische Stellungen der Russen für ähnlich effizient wie taktische Nuklearbomben – mit dem großen Vorteil, nicht in einen atomaren Schlagabtausch eintreten zu müssen. Und die russischen Aggressoren ließen sich auf diese Weise viel einfacher als internationaler Paria isolieren, als wenn der Westen ebenfalls eine Atombombe gezündet hätte.142

Diese Kriegsspiele mögen grotesk anmuten. Sie sind allerdings Ausdruck einer neuen Realität, die auch im Kanzleramt und im Bendler-Block, dem Sitz des Bundesverteidigungsministeriums, angekommen ist. Im Sommer 2024, am Rande des NATO-Gipfels in Washington, unterzeichnen die Verteidigungsminister von Deutschland, Frankreich, Italien und Polen eine Absichtserklärung, moderne Raketen für »Deep Precision Strikes« zu entwickeln. Bauen könnte sie das Unternehmen MBDA, der größte europäische Hersteller von Lenkflugkörpern, der unter anderem die britische Storm-Shadow-Rakete und den Taurus mitentwickelt hat.
Die klammen Franzosen waren anfangs zögerlich, sie argumentierten, man brauche zu viele dieser Raketen, um die russische Luftabwehr überwinden zu können, bei Schwarmangriffen seien die Kosten zu hoch. Ob man nicht lieber eine bestehende französische Rakete weiterentwickeln wolle? Am Ende unterschreiben sie doch.
Das Projekt hat einen kleinen Schönheitsfehler: Es wird, schätzt der deutsche Verteidigungsminister Boris Pistorius (SPD), sieben bis zehn Jahre dauern, bis die neuen Raketen serienreif sind. Und so verkündet Pistorius im Sommer 2025, die Bundeswehr wolle Mittelstreckenraketen des Typs »Typhon« einkaufen, eines Senkrechtstartsystems mit Tomahawk-Lenkflugkörpern. Das Waffensystem ist made in USA, Lockheed Martin baut es. Unabhängigkeit kostet, der Weg dahin dauert und wird von der permanenten Gefahr begleitet, in alte Muster zu verfallen. Vorerst bleibt Deutschland auf die USA angewiesen.

Nach den Jahren der ersten Trump-Präsidentschaft ist die fast schon verwandtschaftliche Nähe der beiden Regierungschefs Scholz und Biden wohltuend, einerseits. Sie erleichtert vieles. Die Nähe wiegt allerdings sowohl die politische Klasse in Berlin als auch die deutsche Öffentlichkeit in falsche Sicherheit. Das enge Verhältnis zwischen den beiden suggeriert, dass in Zeiten, in denen die Gefahr von Russland ausgeht, alles wieder wie früher ist, dass sich die Bundesrepublik eben doch blind auf die USA verlassen kann. Die Welt wirkt scheinsortiert. Von Merkels Truderinger Lehrsatz oder gar Maas’ Amerika-Strategie ist wenig bis nichts übrig geblieben. In den Scholz-Jahren ist Deutschland in die alten Zeiten der allumfassenden Abhängigkeit zurückgefallen.

Olaf Scholz und seinen Kanzleramtschef Wolfgang Schmidt stört diese Abhängigkeit nicht. Von allen Gesprächspartnern, die ich für dieses Buch gesprochen habe, sind die beiden die mit Abstand unkritischsten gegenüber den Vereinigten Staaten. »Wir haben uns strategisch entschieden, nicht auf eine Scheidung mit den USA zu setzen«, sagt Schmidt. Die Präsenz der US-Soldaten in Deutschland und die nukleare Teilhabe hält er für richtig, die alleinige Abschreckung durch die westeuropäischen Truppen für die absehbare Zukunft für nicht ausreichend. »Wir sollten gerade im Moment unseren amerikanischen Freunden keinen Vorwand liefern, sich aus Europa zurückzuziehen, sonst hilft das nur Putin«, sagt Schmidt. »Wir sollten alles dafür tun, dass wir die Amerikaner eng bei uns halten.«
Schmidt hofft noch immer, dass es nach Donald Trump eine bessere Zeit für die transatlantischen Beziehungen geben könne. Wenn in einer Partnerschaft jemand eine Beziehung beendet habe, dann müsse man das akzeptieren und aufhören, nachts noch SMS zu schicken, sagt der Sozialdemokrat. »Aber da sind wir nicht.«

Kann sich der frühere Kanzleramtschef ein Deutschland ohne die Amerikaner vorstellen? »Ich würde es ungern«, antwortet er. »Klar, wir sind ein souveräner Staat. Wir sind Teil des größten Wirtschaftsraums der Welt mit 450 Millionen Europäerinnen und Europäern in der EU. Natürlich muss Deutschland ohne Amerika bestehen können. Nur ist es wünschenswert? Ich finde nicht.«

Manchmal fragt sich Wolfgang Schmidt, ob das, was die Politik gerade weltweit tut, in Deutschland und darüber hinaus, nicht großer Wahnsinn ist. »Putins Verhalten zwingt die Staaten dazu, Milliarden für Rüstung auszugeben. Das ist absolut richtig und nötig. Und gleichzeitig würden diese Mittel eigentlich dringend gebraucht, um den Klimawandel oder den weltweiten Hunger zu bekämpfen«, sagt er. »Das beeinträchtigt auch unser Verhältnis zum ›globalen Süden‹ ziemlich. Das ist schon ein Versagen unserer Generation, dass es so gekommen ist.«

Schmidt befällt eine politische Form von »buyer’s remorse«. Nur dass der Käufer keinen neuen Toaster oder Flachbildschirm erworben hat, sondern Panzer und Kampfflugzeuge für 100 Milliarden Euro. Und das ist erst der Anfang.
Olaf Scholz hat darauf schon immer nüchterner geschaut, aber das Dilemma ist auch ihm bewusst. Am Rande eines G7-Gipfels unterhielt er sich mit Justin Trudeau kurz vor dem Ende von dessen Amtszeit über den plötzlichen Zwang zur Aufrüstung. »Olaf, kennst du ein Land, das genügend für Verteidigung ausgibt und weniger als 100 Prozent Staatsschulden hat?«, fragte Trudeau den Bundeskanzler. Was man auch tut: So oder so riskiert man die Zukunft seines Landes.

Die Zweifel setzen sich bei Schmidt und Co. allerdings nicht durch. Niemand kann sich dem Druck entziehen, den Putin und Trump entfalten. Politik nach dem Ende der Zwischenzeit, das heißt auch: Sich wehren – oder gefressen werden.

			
	

	
	
				
					14. Was können die deutschen Geheimdienste?

				

				Nachdem Donald Trump im März 2025 nach dem misslungenen Besuch des ukrainischen Präsidenten Wolodymyr Selenskyj im Weißen Haus die Lieferungen von Waffen sowie die Weitergabe von amerikanischen Geheimdienstinformationen an die Ukraine vorübergehend eingestellt hat, kommt in Berlin eine bemerkenswerte Runde zusammen. Beamte aus mehreren Ministerien, darunter des Auswärtigen Amtes und des Verteidigungsministeriums sowie des Bundesnachrichtendienstes (BND), sind verabredet, um eine ebenso sensible wie delikate Frage zu diskutieren: Was könnte Deutschland an Waffen und geheimdienstlichen Erkenntnissen ersetzen, die bislang aus den USA kamen? Welche Waffen und welche Informationen könnten sie den Ukrainern zur Verfügung stellen, um die aufgerissenen Lücken zu stopfen?
Wie gut sind also die deutschen Nachrichtendienste?
Trumps abrupter Stopp aller Ukraine-Hilfen hat den Europäern vor Augen geführt, wie angewiesen sie auf die Geheimdienste der USA sind. Nach Selenskyjs Besuch in Washington und dem Showdown vor der Weltöffentlichkeit hatte der US-Präsident nicht nur beschlossen, den Ukrainern sämtliche Waffenlieferungen und Geheimdienstinformationen vorzuenthalten. Trump habe sogar den engsten Verbündeten verboten, vertrauliche Erkenntnisse aus dem Verbund der »Five Eyes« mit der Regierung in Kyjiw zu teilen, heißt es in Regierungskreisen, jedenfalls dann, wenn an der Gewinnung der Informationen US-Behörden beteiligt gewesen seien.

»Five Eyes«, so nennt sich der legendenumrankte Club der Geheimdienste der fünf englischsprachigen Nationen USA, Großbritannien, Kanada, Neuseeland und Australien. Inspiriert wurde seine Gründung von der nachrichtendienstlichen Kooperation zwischen Briten und Amerikanern im Zweiten Weltkrieg. In den 1950er-Jahren, mitten im Kalten Krieg, beschlossen die Regierungen der fünf Staaten, aus einer informellen Allianz ein festes Bündnis zu formen, in dem die beteiligten Partner ihre Geheimnisse möglichst vorbehaltlos miteinander teilen sollten. Heute sind die »Five Eyes« die »größte Spionage-Allianz der Geschichte«, wie der britische Filmemacher Richard Kerbaj urteilt, der die Historie nachgezeichnet hat.143 Und sie sind der erfolgreichste Spionageclub der Welt. Wenn die Ukrainer die Russen im Krieg immer wieder überraschen, dann hat das viel mit der herausragenden Aufklärung der russischen Pläne durch die »Five Eyes« zu tun.
Entsprechend schmerzhaft war der Strömungsabriss nach Trumps Embargo. Durch die amerikanische Brille sahen die Ukrainer nichts mehr. Sie waren mehr oder weniger blind.144 Und die Deutschen? Der Kassensturz in Berlin ergab ein ernüchterndes Bild. Die Produktion von Waffen? Stockend. Die in der Ukraine dringend benötigten Patriot-Abwehrraketen? Würden zwar auch in Europa hergestellt, in Lizenz, als Joint Venture – aber nicht in ausreichender Stückzahl. Die Lage bei den Geheimdiensten? Bedrückend. Die Informationen der »Five Eyes«, insbesondere der US-Geheimdienste, seien nicht zu ersetzen.
Die deutschen Geheimdienste, allen voran der BND und das BfV, sind heute zwar deutlich leistungsfähiger als noch vor 25 Jahren, als die Anschläge vom 11. September 2001 Deutschland wie ein Stromstoß trafen. Der Etat des BND hat sich von rund 680 Millionen Euro im Jahr 2012 auf eine Milliarde Euro im Jahr 2025 erhöht, mit heute knapp 7 000 festen Stellen (von denen einige unbesetzt sind).
Aber beide Dienste sind immer noch nicht gut genug, um sich in einer unübersichtlichen Welt mit feindlich gesinnten anderen Staaten sowie mächtigen Terrorgruppen behaupten zu können. Zwei große Themen sind es, bei denen die Lücken besonders schmerzhaft sind: die Abwehr von Terroranschlägen aus dem islamistischen Milieu. Und die geostrategische Aufklärung jenseits Europas.

Wo für die Dienste die Grenzen der Fähigkeiten liegen, lässt sich exemplarisch an der nachrichtendienstlichen Unterstützung der Ukraine nachzeichnen. Der BND, gegründet in der Zeit des Kalten Krieges, betrachtet Russland traditionell als eines der wichtigsten Spionageziele. Die deutschen Geheimdienstler hören russische Einheiten ab, beobachten, wo die Armee Gefechtsstände aufbaut, und in handverlesenen Fällen führen sie auch Quellen in Russland selbst. Nach dem russischen Überfall waren sich Bundeskanzler Olaf Scholz, sein Kanzleramtsminister Wolfgang Schmidt und der damalige BND-Chef Bruno Kahl, der beim Thema Russland zu den Hardlinern zählt, schnell einig: Der BND müsse die Ukraine nicht nur mit Waffen, sondern auch mit Informationen unterstützen. Die Übermittlung von Aufklärungsergebnissen ist der geheimdienstliche Teil der Zeitenwende. Nur wie genau sollte dieser aussehen?
Wie so oft, wenn in Deutschland etwas Neues geschieht, stand am Anfang ein Rechtsgutachten. Im Mai 2022 gab der BND eine Prüfung der »rechtlichen Zulässigkeit von Übermittlung »targeting-fähiger« Informationen an die Ukraine« in Auftrag. Der BND wollte die Ukraine unterstützen, aber es sollte möglichst diskret geschehen. Und es sollte die Bundesrepublik keinesfalls in den Krieg hineinziehen. Das Gutachten kam zu dem Ergebnis: Die Datenweitergabe sei legal und bedeute völkerrechtlich keinen Kriegseintritt Deutschlands. Wie sehr sich Putin an das Rechtsgutachten der bundesdeutschen Hausjuristen gebunden fühlt, ist nicht bekannt.
Zunächst installierten die BND-Techniker zwischen Berlin und Kyjiw eine Hardware-Anlage, um abgefangene Funksprüche, Satellitenbilder und Lagebilder verschlüsselt und damit abhörsicher übertragen zu können. Anders als die Amerikaner verzögerten die Deutschen die Datenübermittlung allerdings ein wenig. CIA, NSA und der militärische Nachrichtendienst DIA (Defense Intelligence Agency) stellen den Ukrainern Geheimdienstinformationen in Echtzeit zur Verfügung, auch solche, die zum »dynamic targeting« genutzt werden können, wie es im Militärjargon heißt, also für Angriffe in einer sich live verändernden Lage. Glaubt man Insidern in Washington, wurde beispielsweise die Versenkung des russischen Kreuzers Moskwa am 14. April 2022 durch US-Zielkoordinaten ermöglicht. Auch der Tod mehrerer russischer Generäle soll auf amerikanische Hinweise zurückgehen. Offiziell bestätigt hat das Weiße Haus das nie.
Die Deutschen tasteten sich hingegen vor. Sie wollten vermeiden, dass Informationen aus Deutschland zum Tod von russischen Offizieren führen. Weil die Daten mit einer Verzögerung von mehreren Stunden, teilweise auch Tagen übermittelt werden, seien sie »nicht unmittelbar« für die Planung und Steuerung tödlicher Angriffe nutzbar, heißt es in der Bundesregierung. Manchmal schickte der BND Satellitenbilder, manchmal aber auch nur Textberichte über das, was auf den Bildern zu sehen ist, sicher ist sicher. Eine der Auflagen lautete zu Beginn des Krieges, nur Aufnahmen aus der Ukraine selbst zu übermitteln, keine von russischem Territorium. Es sollte nicht so aussehen, als würde Deutschland dabei helfen, Russland anzugreifen.
Die Restriktionen waren hauptsächlich Kosmetik für das deutsche Gewissen. Ein Gefechtsstand verschwindet nicht über Nacht, Ähnliches gilt für Munitionsdepots und größere Stellungen russischer Einheiten. In einem Fall lieferten die Satelliten etwa Bilder eines Flugfeldes auf russischem Gebiet; die BND-Auswerter zählten die Zahl der dort stationierten Flugzeuge. Die vertraulichen Informationen aus Deutschland gingen an die BND-Residentur in Kyjiw und von dort zumeist in Papierform an den ukrainischen Geheimdienst, sie flossen immer wieder in die Planung ukrainischer Angriffe ein. Alleine im Jahr 2022 übermittelte der BND mehr als 200 Satellitenaufnahmen und Auswerteberichte, im Schnitt mehr als einen pro Tag. Die Entscheidung, zeitverzögert zu liefern, war der ziemlich deutsche Versuch, etwas zu tun, ohne dafür öffentlich verantwortlich gemacht zu werden. Der BND sei damit »endlich in der internationalen Community der ernst zu nehmenden Nachrichtendienste angekommen«, lobt ein ehemaliger BND-Präsident trotzdem. Die Behörde habe in der Vergangenheit immer wieder ähnlich riskante Operationen vorgeschlagen, sei aber stets vom Kanzleramt zurückgepfiffen worden.
Eine andere Frage ist, ob der BND überhaupt in der Lage wäre, mehr und vor allem schneller zu liefern. Der deutsche Dienst ist analytischer ausgerichtet als die Amerikaner, und damit langsamer. »Dynamic targeting« zählt nicht zu seinen Paradedisziplinen. Wie limitiert die deutschen Fähigkeiten sind, zeigt sich bei der Satellitenüberwachung.
Die Amerikaner haben dafür eine eigene Behörde, die National Geospatial Agency (NGA), der wahrscheinlich unbekannteste Giga-Nachrichtendienst der westlichen Welt. Mehr als 16 000 Mitarbeiter arbeiten bei der NGA, deren Hauptquartier in Springfield, Virginia, aussieht wie ein auf der Erde gelandetes Raumschiff. Hier werten Analysten Bilder aus dem All aus und überwachen, was sich in anderen Ländern tut. Die Aufklärung durch die Satelliten ermögliche »nahezu unmittelbaren weltweiten Zugang, und zwar ohne das Risiko, in die nationale Souveränität einer anderen Nation eingreifen zu müssen«, heißt es in dem »streng geheim« eingestuften Haushaltsplan der US-Regierung für 2013, in den ich Einblick nehmen konnte, Edward Snowden sei Dank. Die neueste Generation der US-Satelliten biete »Tag und Nacht wetterunabhängige Aufnahmen« und ermögliche überall auf der Welt »flexiblen Zugang zu Zielen«. Wo auch immer eine Krise ausbricht, im Sudan oder in Myanmar, in Mali oder im Donbass: Ein amerikanischer Satellit braucht maximal 33 Minuten, um Fotos zu liefern, die direkt das Geschehen vor Ort zeigen. Schon vor zehn Jahren konnten die US-Satelliten 3 500 Bilder pro Tag schießen, neue Generationen dürften deutlich leistungsfähiger sein. 2013 stellte die US-Regierung dem geheimen Haushaltsplan zufolge 48,9 Milliarden Dollar für Satellitenüberwachung zur Verfügung, eine Summe, die fast so hoch ist wie der gesamte Jahresetat der Bundeswehr. Weitere 10,3 Milliarden Dollar flossen in neue Technik. Mittlerweile dürfte es deutlich mehr sein.

Mit den deutschen Satelliten ist es hingegen so: Die Bundeswehr hat ein eigenes System, SAR-Lupe heißt es und besteht aus einem Verbund von mehreren Kleinsatelliten und einer Bodenstation. Der BND hingegen hat keinerlei Satelliten, was dazu führt, dass die Geheimen entweder auf die Bilder der Bundeswehr angewiesen sind oder aber auf private Anbieter. Und wenn gerade keiner davon liefern kann, weil die Satelliten anderswo gebraucht werden, dann ist der BND blind.
Peter Altmaier, Merkels ehemaliger Kanzleramtschef, erinnert sich noch daran, wie schmerzhaft die Bundesregierung diese Lücke zu spüren bekam. 2014, als die Spannungen im Donbass eskalierten, hatten Satellitenaufnahmen eines Privatunternehmens mehrere russische Panzer an der Grenze zur Ukraine gezeigt. Am nächsten Morgen waren sie verschwunden. Wo die Panzer stattdessen wieder auftauchten, das vermochten die BND-Auswerter nicht zu sagen: Sie hatten leider keine neuen Bilder vorliegen. Altmaier war entsetzt. »Ein richtiges Land braucht einen richtigen Satelliten«, sagte er in einer Besprechung im Kanzleramt. Was einmal mehr belegt, wie wenig sich Deutschland bis dahin um die eigene Unabhängigkeit von anderen bemüht hatte.
Das Aufklärungsdesaster führte dazu, dass das Kanzleramt gut 400 Millionen Euro auftrieb, um eigene Satelliten für den BND einzukaufen. Eine norddeutsche Firma erhielt den Auftrag, zwei Satelliten zu bauen, die aussehen wie Insekten mit zwei silberblau glänzenden Flügeln. Sie sollen aus dem All Objekte bis zur Größe eines A4-Blattes erkennen können und binnen 24 Stunden »jederzeit an fast jedem Ort der Welt« einsatzbereit sein, heißt es in einem als »streng geheim« eingestuften Regierungsdokument.
Im Frühjahr 2017 flog eine deutsche Delegation unter Leitung eines Staatssekretärs aus dem Kanzleramt nach Springfield, Virginia, zur NGA, um sich vor Ort inspirieren zu lassen. 2022 sollten die beiden BND-Satelliten ins All geschossen werden, das System trägt den Namen »Georg« (für den denglischen Begriff »Geheimes Elektro-Optisches Reconnaissance System Germany«), was intern auch als Anspielung auf den heiligen Georg verstanden wird, den Drachentöter.
Aber wie so oft bei Großprojekten verzögerten sich die Arbeiten. Im Herbst 2025, rund zehn Jahre nach dem Erweckungserlebnis mit den verschwundenen russischen Panzern im Donbass, flog noch immer kein eigener deutscher Aufklärungssatellit, demnächst soll es endlich so weit sein. Für den Ukraine-Krieg finanzieren die Deutschen übergangsweise mit viel Geld den Ankauf von Satellitenaufnahmen eines privaten börsennotierten Unternehmens aus Kalifornien, das von einem ehemaligen NASA-Wissenschaftler geleitet wird. Deutsche Analysten verfeinern die Bilder, werten sie mithilfe von künstlicher Intelligenz aus und gleichen sie mit anderen Erkenntnissen ab. Schließlich werden sie nach Kyjiw geschickt. Am Ende, das ist die bittere Erkenntnis, geht wieder einmal nichts ohne die USA. Noch nicht.

In Springfield, Virginia, sind die Bundeswehr und der BND zwar mit eigenen Verbindungsbeamten vertreten, sie erhalten von den Amerikanern Kopien von Luftaufnahmen – aber nur in grobkörnigerer Auflösung und nur dann, wenn es den USA opportun erscheint. Im Vergleich zu den Profis der NGA, die zur Weltspitze zählen, spielen die Deutschen in der Amateurliga. Sie müssen darauf hoffen, dass die Amerikaner ihnen helfen. Oder, wie Altmaier wohl sagen würde: Deutschland ist noch immer kein richtiges Land.

Der BND, zuständig für Aufklärung im Ausland, ist nicht unbedingt ein schlechter Nachrichtendienst, er findet immer wieder Goldkörner. Dazu zählt beispielsweise der Einbruch in ein Forschungszentrum in der Nähe von Islamabad, in dem pakistanische Nuklearwissenschaftler ihr gesammeltes Wissen über die Atombombe zusammengetragen hatten. Die Hacker vom Dienst wählten sich 2003 in die Rechner des vom pakistanischen Volkshelden Abdul Kadir Khan geleiteten Zentrums ein und kopierten, was sie konnten, Gigabyte um Gigabyte. Der Datenschatz legte offen, wie Khan und seine Leute ihr Nuklearwissen (das sie unter anderem von der Urenco entwendet hatten) an ein globales Netzwerk verkauften, das im Auftrag der libyschen Regierung arbeitete und Gaddafi helfen sollte, eine eigene Atombombe zu bauen. Die Zerschlagung des Netzwerkes und der Stopp des libyschen Atomprogramms ist ein Erfolg, der auch dem BND zu verdanken war.

Dramatischer noch ist der Fall des iranischen Wissenschaftlers Mohammed N., den der BND in Teheran als Spion rekrutiert hatte, Deckname »Dolphin«. Der Iraner verkaufte den Deutschen Blaupausen von iranischer Atomtechnologie, technische Diagramme, Zeichnungen von Zündertechnik. Irgendwann hatte »Dolphin« genug, er wollte in den Westen fliehen, zusammen mit seiner Frau und seinen beiden Kindern. Als Entrée in sein neues Leben versprach er, einen Laptop randvoll mit Geheimnissen über das iranische Atomprogramm mitzubringen. Seiner Frau und den Kindern gelang 2004 die Flucht in das US-Generalkonsulat in Istanbul, bei sich hatten sie den Rechner mit den vertraulichen Dokumenten. Für den BND war es ein spektakulärer Erfolg. Sie teilten die Geheimnisse mit der CIA und der Internationalen Atomenergiebehörde. Ein wesentlicher Teil der heutigen Gewissheit darüber, dass die Iraner nicht nur Uran anreichern, sondern auch an der Zündertechnik für Atombomben geforscht hatten, stammt aus dieser Geheimoperation. Nur »Dolphin« selbst schaffte es nicht über die Staatsgrenze. Iranische Sicherheitsbeamte nahmen ihn fest, bevor er sich absetzen konnte, er wurde hingerichtet. Der Computer wird seitdem der »Laptop des Todes« genannt. Der Fall zählt zu den erfolgreichsten und zugleich bittersten Momenten in der Geschichte des BND.

Glücklicher verlief eine Operation, die der BND in den 1990er-Jahren in Russland durchführte und deren Erkenntnisse bis in die Gegenwart Einfluss auf die Weltpolitik haben. Nach der Wiedervereinigung sprachen deutsche Agenten einen russischen Wissenschaftler an, von dem sie wussten, dass er an einem geheimen russischen Forschungsprojekt zu chemischen Waffen beteiligt war. Ob der Chemiker mit den Deutschen über seine Arbeit reden könne? Und tatsächlich: Der Russe war bereit, mit seiner Frau überzulaufen, die beiden brachten sogar eine Probe einer neuartigen, unbekannten Substanz mit. Die Untersuchungen ergaben, dass es sich um ein tödliches Nervengift handelte, das heute weltbekannt ist: Nowitschok, russisch für »Neuling«, eine der gefährlichsten Chemiewaffen überhaupt. Die Probe des BND, die die Deutschen mit anderen westlichen Diensten geteilt hatten, trug dazu bei, dass die britische Regierung im März 2018 binnen Stunden feststellen konnte, dass der russische Ex-Spion Sergej Skripal mit Nowitschok vergiftet wurde. 

Und manchmal macht der BND auch Sachen, die niemand im Kanzleramt je autorisieren würde, weil sie unkontrollierbare politische Eruptionen nach sich zögen, wenn sie bekannt würden. Dazu gehört, dass der BND zeitweilig auch Barack Obama abhörte, den damaligen US-Präsidenten – wenn der mit der Air Force One flog und von dort aus telefonierte. Weil die Verschlüsselung von Telefongesprächen während des Fluges technisch diffizil ist, telefonieren US-Präsidenten häufig ohne Codierung. Etwa ein Dutzend Frequenzen nutzen die Amerikaner für solche Gespräche. Diese Frequenzen überwachte der BND, nicht immer alle und nicht rund um die Uhr. Aber doch systematisch genug, um öfters Unterhaltungen des US-Präsidenten (und anderer amerikanischer Regierungsmitglieder und Militärs) aufzufangen. Die Gespräche wurden anschließend verschriftlicht und dem BND-Präsidenten in einer speziellen Geheimmappe vorgelegt, erinnern sich mehrere Beteiligte mir gegenüber, die den Vorgang kennen und die Ausschriften der Obama-Gespräche gesehen haben. Anschließend wurde die Mappe halb verschämt, halb stolzerfüllt unter größter Geheimhaltung an den zuständigen Abteilungsleiter weitergereicht. Im Dienst gab es nur eine einzige Ausfertigung, nach Lektüre musste sie geschreddert werden. Die BND-Agenten wussten, wie brisant war, was sie da taten. Den US-Präsidenten abzuhören, wenn auch nur hin und wieder, das hatte das Zeug zu einem außenpolitischen Skandal erheblichen Ausmaßes. Das Kanzleramt wurde nicht eingeweiht. Die deutschen Geheimdienstler hatten sich, unbemerkt von der Politik, gegen die Amerikaner gewandt, wohl wissend, was passieren würde, wenn die Operation bekannt würde. Sie handelten für einen Moment sehr amerikanisch.
Die Existenz dieser geheimnisumwitterten Mappe wurde erstmals im BND-Untersuchungsausschuss 2014 und 2015 erwähnt. Nachdem die Abhörpraxis öffentlich wurde, verfügte das Kanzleramt, die Operation zu stoppen und zufällig abgefangene Gespräche künftig sofort zu löschen. Dem BND gelang es allerdings, das größte und politisch sensibelste Ziel unter der Decke zu halten: Barack Obama. Dass der deutsche Geheimdienst den US-Präsidenten über Jahre immer wieder abgehört hatte, ist bis heute unbekannt. Merkels empörte Beschwerde von 2013, »Ausspähen unter Freunden, das geht gar nicht«, erhält ein Jahrzehnt später einen neuen Beigeschmack. Der eigene BND handelte lange Zeit nicht viel besser.

Die Möglichkeiten des BND sind unbestritten. Andererseits ist er aber kein Dienst, auf dessen Einschätzung sich eine Bundesregierung unbedingt verlassen kann. Bei großen, weltbewegenden Ereignissen wie dem Fall Kabuls an die Taliban 2021 oder vor Beginn des Ukraine-Kriegs 2022 sind die Einschätzungen des BND manchmal grobkörnig, manchmal schlicht daneben. Am Wochenende des 14. und 15. August 2021 hatten die Taliban Kabul eingenommen, es kam zu Schießereien, die deutsche Botschaft musste überstürzt evakuiert, ein Haufen vertraulicher Dokumente zurückgelassen werden. Zwei Tage vorher, am 13. August 2021, einem Freitag, hatte die damalige BND-Vizepräsidentin in einer Sitzung des Krisenstabs in Berlin noch eine ganz andere Einschätzung vorgetragen. »Übernahme Kabuls durch TLB (Taliban) vor 11. 9 eher unwahrscheinlich«, heißt es im Protokoll der Sitzung des Krisenstabs. Der 11. September 2021, das war das Datum, für das die US-Regierung öffentlich ihren Abzug aus Kabul angekündigt hatte. Die Taliban, behauptete die BND-Vizepräsidentin, hätten »derzeit kein Interesse« an einer militärischen Einnahme Kabuls. Zwei Tage später war Kabul gefallen. »Was wir nicht korrekt vorausgesehen haben, ist das Drehbuch, das auf den letzten Zentimetern abgelaufen ist«, räumte der BND-Präsident Bruno Kahl später vor dem Untersuchungsausschuss des Bundestags ein, der das Desaster in Afghanistan aufklären sollte.
Ähnlich unpräzise lag der BND mit seiner Einschätzung zum russischen Einmarsch in die Ukraine. Noch Tage vor Kriegsbeginn vertrat Kahl die Meinung, es sei nicht ausgemacht, ob die Russen angreifen wollten. Im Falle eines Überfalls sei die ukrainische Armee chancenlos und werde überrannt, daran würden auch Waffen aus dem Westen nichts ändern.
Es liegt im Wesen von Geheimdiensten, danebenzuliegen. Die Welt, in der die Dienste nach Informationen suchen, ist ein Biotop für Aufschneider und Lügner. Falschbehauptungen, Halbwahrheiten und Wahrheiten sind nur schwer voneinander zu trennen, Informationen können über Leben oder Tod entscheiden, oft muss innerhalb von Stunden eine Entscheidung getroffen werden. Aber es ist kein Zufall, dass das Kanzleramt lange Zeit einen gewissen Sicherheitsabstand wahrte – pikanterweise eher die konservativen Regierungschefs. Merkel hatte zum BND weder eine positive noch eine negative Meinung – was schon an sich eine Botschaft ist: Der BND war ihr schnuppe.
Sowohl Helmut Kohl als auch Angela Merkel installierten vorsichtshalber einen Staatssekretär zwischen sich und dem BND, der im Falle eines Skandals die Verantwortung hätte übernehmen können. Unter Gerhard Schröder und unter Olaf Scholz wuchs das Gewicht des BND hingegen. Scholz’ Kanzleramtschef Wolfgang Schmidt hatte hinter seinem Schreibtisch im 7. Stock des Kanzleramts ein schwarzes Basecap mit der aufgestickten Aufschrift »BND« im Regal liegen. Er las oft bis tief in die Nacht die Geheimakten, die ihm der BND-Präsident mitgebracht hatte.
Schmidt weiß, was der BND kann und was nicht. Und er weiß, wie dringend die Deutschen auf Hilfe aus den Vereinigten Staaten angewiesen sind. Deutschlands Blick auf die Welt gleicht einem Blick auf einen Sichtschutz, in dem hin und wieder ein Spalt den unverstellten Einblick in das ermöglicht, was hinter der Kulisse geschieht. Allzu oft aber bleibt die Sicht verstellt. Und wenn die Amerikaner entscheiden, dass sie nicht mehr oder nicht mehr so viel ihrer Geheimnisse bereit sind zu teilen, etwa aus politischen Gründen, dann ist das spürbar, und zwar sofort. Nicht nur die Ukraine hat das erleben müssen. Auch die Bundesregierung kennt das Gefühl.
Nach Gerhard Schröders Nein zum Irak-Krieg hatten CIA und Co. ihre deutschen Partner systematisch vom weiteren Austausch über den Irak abgeschnitten. Rund um Schröders öffentliche Erklärung im August 2002, Deutschland werde sich nicht am Krieg beteiligen, habe sich die »nachrichtendienstliche Beschaffungslage zum Irak spürbar verschlechtert«, heißt es in einem amtlich geheim gehaltenen Bericht der Bundesregierung.145 »Der Austausch von Einzelinformationen« mit den US-Geheimdiensten sei »zunehmend ins Stocken« geraten. »Parallel zu dem sich verringernden politischen Konsens wurde der Erkenntnisaustausch vermehrt auf ein do-ut-des ausgerichtet.« Do ut des, lateinisch für »Ich gebe, um zu erhalten«, bezeichnet in der Welt der Dienste das Prinzip, nur dann Informationen zu übergeben, wenn der Gegenüber seinerseits etwas gibt. Ein Dienst, der keine Geheimnisse im Angebot hat, erhält auch keine von seinen Partnern. Der BND, lautet damals das vernichtende Urteil des Kanzleramtes, habe leider »nur geringfügig Erkenntnisse aus eigenem Aufkommen anbieten« können. Die Amerikaner bestraften die Deutschen, sie ließen sie abtropfen, aus politischen Gründen – und weil der BND zu schlecht war.

Die Bundesregierung hat öfter überlegt, wie sie aus dieser Falle ausbrechen könnte. Unter Merkel gab es im Kanzleramt Gedankenspiele, ob Deutschland nicht offiziell darum bitten sollte, den »Five Eyes« beitreten zu dürfen, als sechstes Auge. Die Idee wurde verworfen, unter anderem deshalb, weil die Beamten durchgespielt hatten, was das praktisch bedeuten würde: BND und Verfassungsschutz müssten nicht nur all ihre Erkenntnisse teilen, sondern würden auch dafür haften, was die CIA damit macht – sei es in Guantanamo, in den Foltergefängnissen, die die Bush-Administration in ihrem Feldzug gegen al-Qaida und Co. eingerichtet hatte, oder bei Drohnenangriffen, mit denen Terrorverdächtige getötet werden. Die Amerikaner zapfen den gesamten Internetverkehr an, sie werten die Daten von SWIFT, Visa und Mastercard aus, wer was wann bezahlt und womit. Sie spionieren die Vereinten Nationen und befreundete Regierungen aus. Sie speichern die Daten von Milliarden von Menschen, um sie mit anderen Erkenntnissen abgleichen zu können und auf Auffälligkeiten zu untersuchen.
»Heuhaufen-Methode« hat Obamas Geheimdienstkoordinator James Clapper dieses Prinzip genannt: alles zu sammeln und alles zu speichern, irgendwann kann es ja wichtig werden. Die US-Geheimdienste kennen dabei wenig Skrupel, jedenfalls sehr viel weniger, als der deutsche Rechtsstaat vorsieht. Über der Bundesregierung, so das Fazit von Merkels Leuten, würde permanent die Gefahr eines Untersuchungsausschusses schweben, das politische Risiko sei zu hoch. Und als das Kanzleramt nach der NSA-Affäre informell anfragte, war die Antwort aus Washington eindeutig: thanks, but no, thanks. Wolfgang Schmidt, Scholz’ Kanzleramtschef, hatte die Idee eines deutschen Beitritts zu den »Five Eyes« nach dem Beginn des Ukraine-Kriegs 2022 sogar persönlich beim damaligen CIA-Chef Bill Burns angesprochen. Aber auch dieser Vorstoß verlor sich.

Nach den Anschlägen vom 11. September hatte die Bundesregierung zeitweise mit einer provisorischen Lösung experimentiert. Anfang 2002 waren der französische Auslandsgeheimdienst DGSE und die CIA auf den BND-Residenten in Paris zugegangen und hatten eine »innovative Form nachrichtendienstlicher Kooperation« vorgeschlagen. Im April 2002 stellte der CIA-Resident die Idee im Kanzleramt vor. Die beteiligten Nachrichtendienste sollten ein auf die Aufklärung islamistischer Gruppen fokussiertes gemeinsames Zentrum einrichten, jeder Dienst solle »innerhalb seines rechtlichen Rahmens« handeln, es würden die gleichen Regeln zum Austausch von Informationen gelten wie bislang auch zwischen zwei Geheimdiensten. Alle Entscheidungen sollten dem Konsens-Prinzip folgen. Das Risiko schien dem damaligen Bundeskanzler Gerhard Schröder vertretbar, er willigte ein.
Am 22. Januar 2003 fand in Paris das Gründungstreffen statt. Der »Alliance Base«, wie der Club genannt wurde, gehörten neben Frankreich und Deutschland auch die USA, Großbritannien, Kanada und Australien an. Von den »Five Eyes« fehlte nur Neuseeland, das vom islamistischen Terror wenig betroffen war. Die beteiligten Staaten tauschten nicht nur Informationen aus, sondern entwickelten »neue Ansatzpunkte für weitergehende, möglichst gemeinsame operative Optionen«. Einmal die Woche, immer mittwochs, trafen sich die Vertreter der Nachrichtendienste der sechs Länder in einer Militärkaserne am Stadtrand von Paris.
Nie zuvor hatte die Bundesregierung einer so weitgehenden und systematischen Zusammenarbeit mit anderen Geheimdiensten zugestimmt. In den Jahren nach der Gründung der »Alliance Base« speiste der BND mehr als 200 Namen von Verdächtigen ein, die etwa in Afghanistan oder dem Irak gekämpft hatten. Das BfV kam etwa auf 100 Beiträge, darunter beispielsweise der Name eines mutmaßlichen Finanziers eines militanten Netzwerkes in Deutschland, der später von den Amerikanern im Irak festgenommen wurde.146 Die »Alliance Base« arbeitete viele Jahre im Verborgenen, bis die Gefahr durch al-Qaida geringer geworden war. 2009 wurde das Bündnis aufgelöst, die Deutschen kehrten zur traditionellen Zusammenarbeit mit den Amerikanern zurück. Seitdem findet wieder jene stillschweigende Arbeitsteilung statt, in der sich alle Beteiligten eingerichtet haben.
Die Deutschen halten sich (meistens) an Recht und Gesetz und Moral, sind aber dankbar, wenn sich im großen Heuhaufen der in den USA gespeicherten Daten etwas findet, das auf einen Terroranschlag hindeutet. Zwischen 2011 und 2022 konnten Polizei und Verfassungsschutz in Deutschland mindestens 13 Anschläge vereiteln, fast alle hatten Islamisten geplant. In sechs Fällen davon kamen die Hinweise nach Angaben der Bundesregierung aus dem Ausland, überwiegend aus den USA.147 Die deutschen Geheimdienste profitieren von CIA und NSA. Aber sie wollen lieber nicht so laut darüber reden, woher die Informationen kommen, vor allem nicht: wie sie erlangt wurden. Das bisherige Arrangement ist einerseits bequem, andererseits scheinheilig. Bequem, weil es vergleichsweise wenig kostet, Geld wie Aufwand. Und scheinheilig, weil die Amerikaner die – rechtsstaatlich bedenkliche – Drecksarbeit der Massenüberwachung übernehmen, die deutschen Behörden aber gerne die sauber aufbereiteten Ergebnisse entgegennehmen, als seien sie eine rechtsstaatlich desinfizierte Information.
Unabhängigkeit von den USA, das würde auch bedeuten, eine Debatte darüber zu führen, was die deutschen Dienste können – und was sie können sollen. Es würde bedeuten, eine Lösung zu finden, die zwischen dem Recht der Deutschen auf Privatsphäre und dem Recht auf Sicherheit abwägt, eine Lösung, die keinen monströsen Überwachungsstaat kreiert, aber auch kein Blutbad zulässt. Es ist eine Debatte, die kein Kanzler gerne führt, sie ist unpopulär und schmerzhaft, einfache Lösungen gibt es nicht.

Ein Vorbild für eine künftige europäische Geheimdienst-Kooperation könnte die »Alliance Base« sein. Anstatt zum wiederholten Mal um eine Aufnahme in die »Five Eyes« zu betteln, böte sich ein europäisches Bündnis an, das vielleicht kein Club der »27 Eyes« wird, also aller europäischer Mitgliedstaaten, an dem auch die Geheimdienste von Ländern wie Ungarn teilnehmen würden. Aber wie bei eigentlich allen anderen Fragen der europäischen Zukunft auch wäre ein kleiner, handverlesener Club der besseren und rechtsstaatlich verlässlichen europäischen Geheimdienste ein Anfang. Dazu gehörten die Deutschen, Franzosen, Briten, Italiener, Polen, Niederländer und Spanier: die »Seven Eyes of Europe«. Dem könnten sich in einem zweiten Schritt die Skandinavier und die baltischen Staaten anschließen.

			
	

	
	
				
					15.»Die NATO kann man vergessen«

				

				Im Februar 2025, nur ein paar Wochen nach seinem Wiedereinzug ins Weiße Haus, lässt Donald Trump bei einer Kabinettssitzung scheinbar beiläufig zwei Aussagen fallen, die in den heimischen Fernsehnachrichten wenig Beachtung finden, aber umso mehr in den Hauptstädten der Welt. Trump sitzt an einem lang gezogenen, ellipsenartigen Tisch mit seinen Ministern, zu seiner Linken sein Kriegsminister Pete Hegseth, der damals noch die Amtsbezeichnung Verteidigungsminister trug, zu seiner Rechten Außenminister Marco Rubio. Zunächst tritt ein Pastor aus dem Hintergrund hervor, beginnt zu beten und dankt Gott. Dann ergreift Trump das Wort. Keir Starmer, der britische Premierminister, ist zu Besuch in Washington, er sitzt Trump gegenüber und hört angespannt zu. Starmer weiß, dass Trump Gelegenheiten wie diese gerne nutzt, um seine Gäste zu demütigen oder ihnen zumindest eine grundsätzliche Botschaft mitzugeben. So ist es auch diesmal.
Trump beugt sich nach vorne, zu Starmer, die Hände unter dem Tisch gefaltet, er sagt scheinbar beiläufig: Die Europäische Union sei »gegründet worden, um die Vereinigten Staaten zu bescheißen«148. Es ist jener Satz, den später auch Friedrich Merz beim Mittagessen im Weißen Haus zu hören bekommen wird. Und die NATO? »Die NATO kann man vergessen«, ergänzt Trump in einem von Verachtung gesättigten Tonfall.
Innerhalb von wenigen Minuten hat der US-Präsident gleich zwei scheinbare Gewissheiten attackiert, die das transatlantische Verhältnis seit dem Zweiten Weltkrieg definierten: dass Europa und die USA treue Verbündete seien, erwachsen aus einer gemeinsamen Geschichte, verbunden durch eine gemeinsame Kultur, durch Werte und Ziele, ein ewiger Bund. Und zweitens, dass das nordatlantische Verteidigungsbündnis, die NATO, das Fundament der Sicherheit des Westens sei. An diesem Tag hat der US-Präsident Europa mit der Aufkündigung der Beziehung gedroht. Keiner seiner Minister lässt erkennen, dass er das anders sähe.

Es ist der Moment, in dem das Versprechen von Büchel infrage gestellt wird.

Trumps dahingeworfene Worte sind mehr als nur eine Laune, wie manche Transatlantiker bis heute hoffen: Er wird es ja schon nicht so meinen. Doch, genau das tut er. Sie sind Ausdruck eines Weltbildes, in dem es keine Bündnisse, keine Gewissheiten und keine Freundschaften gibt, sondern nur »Deals«, in denen der Stärkere den Schwächeren dominiert. Und sie sind Ausdruck jenes Neo-Isolationismus, der sich seit den Kriegen in Afghanistan und dem Irak zu einer kraftvollen politischen Bewegung formiert hat. Zu den wichtigsten Vordenkern zählen Trumps Vize J. D. Vance, Donald Trump Junior und der Talkshow-Host Tucker Carlson, die ein Amerika anstreben, das sich nur einmischt, um die eigenen Interessen durchzusetzen, und sich ansonsten aus den Angelegenheiten der Welt heraushält, weil es keine Freundschaften kennt. Oder, wie es Vance sagt: »Wir stehen auf niemandes Seite. Wir stehen auf Amerikas Seite.«149

Für Trump und seine Leute ordnen nicht internationale Regeln die Welt, nicht Bündnisse wie die NATO und schon gar nicht Institutionen wie die UNO, die er anlässlich deren Generalversammlung im Herbst 2025 eine knappe Stunde lang beschimpfte, sie fördere Migration und damit einen »Angriff auf den Westen«. Was sei eigentlich die Daseinsberechtigung der Vereinten Nationen, die unfähig seien, Konflikte zu lösen, während er, Trump, einen Krieg nach dem anderen beende und dafür endlich mit dem Friedensnobelpreis bedacht werden sollte?

Im Februar 2022, kurz vor Beginn des russischen Angriffs auf die Ukraine, als Wladimir Putin kurzerhand mehrere Oblaste im Donbass für unabhängig erklärte, trat Trump als Gast in einem konservativen Radioprogramm auf, der »Clay Travis and Buck Sexton Show«. Gefragt, wie er die Loslösung des Donbass von der Ukraine bewerte, antwortete er: Der Schachzug sei »genial«, Putin sei »ziemlich klug«, wenn er »einen großen Teil der Ukraine als unabhängig« deklariere. Und dann rief Trump sichtlich beeindruckt aus: »Oh, das ist wundervoll!«150

Wundervoll?

Gut 24 Stunden später marschierten Russlands Truppen in der Ukraine ein.
Der Talkshow-Auftritt ist vielsagend, weil er in Trumps Seele blicken lässt und ein verstörendes Verständnis offenbart, was man tun darf und was nicht. Der US-Präsident bewertet die Invasion in der Ukraine nicht als unerhörten Bruch des Völkerrechts, nicht als Verletzung der nationalen Souveränität der Ukraine oder Rückfall in die imperialistischen Manieren des 19. und 20. Jahrhunderts. Trump ist vielmehr fasziniert von dem geopolitischen Machtspiel, das der Kremlchef wagt. Für den US-Präsidenten zählt nicht der Bruch von Abkommen und Versprechungen, sondern Putins kaltblütige Bereitschaft zum Risiko. Seit Beginn des Krieges hat Trump diese Haltung in Variationen wieder und wieder aufgeführt. Politik gleicht einer besonders wagemutigen Übernahme eines Unternehmens an der Börse, bei der hohe Gewinne locken. Einen Deal, bei dem beide Seiten profitieren, gibt es nicht, oder, wie Angela Merkel Trumps Herangehensweise beschreibt: Ein Grundstück kann man nur einmal kaufen. The winner takes it all. So, wie es Trump mit Grönland vorschwebt. Politik ist Dealmaking, und es gewinnen die Rücksichtslosesten.
Diese Sicht erklärt auch, warum Trump sich nicht sonderlich um die NATO schert und warum er die Europäer im Frühjahr nicht in die Ukraine-Verhandlungen mit Putin einbezogen hat. Deals werden zwischen »Strongmen« verhandelt, nicht in einem Stuhlkreis von Betroffenen. Mit Xi, den Trump aller Rivalitäten zum Trotz einen »Kaiser« nennt. Mit Putin, der eine mächtige »Kriegsmaschine« anführe, wie Trump einst schwärmte und den er in seinem Buch Crippled America 2015 als »einzigen effektiven Führer der Welt« bezeichnete. Oder mit dem »Raketenmann« Kim Jong Un, seinem »Freund«, der Nordkorea zur Atommacht führte und damit den Respekt des US-Präsidenten errang. In Trumps Augen teilt sich die Welt in Nationen, die mächtig sind und herrschen – und andere, die schwach sind und beherrscht werden.
Die Europäer sind zwar wirtschaftlich mächtig, aber geopolitisch gebrechlich und auf »dem Weg in die Hölle«, wie Trump schimpft. Das »globalistische Konzept, erfolgreiche Industrienationen dazu zu bringen, sich selbst Schaden zuzufügen und die Gesellschaften radikal zu destabilisieren, muss vollständig und uneingeschränkt gestoppt werden«, wütet Trump und meint damit die europäischen Staaten, die keine Mauern an ihre Außengrenzen bauen und auf erneuerbare Energien statt Kohle- und Gaskraftwerke setzen.

Wie der engste Kreis an Beratern des US-Präsidenten intern über die Europäer redet, dokumentiert eine interne Unterhaltung, die im März 2025 auf der Messenger-App Signal stattfand. Die Unterhaltung in der Chatgruppe, zu der Jeffrey Goldberg, der Chefredakteur des Magazins The Atlantic, versehentlich hinzugefügt wurde, ist deshalb so authentisch, weil sie nicht für die Öffentlichkeit gedacht war. Vizepräsident J. D. Vance, Außenminister Marco Rubio, Kriegsminister Pete Hegseth, der damalige Nationale Sicherheitsberater Mike Waltz und Trumps stellvertretender Stabschef Stephen Miller diskutieren dabei über einen geplanten US-Angriff im Jemen, der die dort herrschenden Huthi davon abbringen soll, den internationalen Schiffsverkehr zu bedrohen. Durch die Meerenge am Golf von Aden und den Suezkanal verläuft eine der wichtigsten internationalen Handelsrouten, jeder dritte Container, der um die Welt verschifft wird, passiert die Südspitze des Jemen. Immer wieder beschießen die Huthi dort die Frachtschiffe. Soll die US-Regierung also den Jemen bombardieren, um die Huthi abzuschrecken?
»Ich glaube, wir machen einen Fehler«, argumentiert Vance, ganz seiner isolationistischen Linie treu. Nur drei Prozent des US-Handels gehe durch den Suezkanal, aber 40 Prozent des europäischen Handelsvolumens. Das Problem ist also kein amerikanisches, sondern ein europäisches. Es gebe ein hohes Risiko, dass die amerikanische Öffentlichkeit nicht verstehe, warum sich die USA einmischten, schreibt Vance. Der stärkste Grund dafür sei, »eine Botschaft zu senden. Aber ich bin nicht sicher, ob sich der Präsident bewusst ist, wie inkonsistent das mit seiner Botschaft an Europa aktuell ist.«
Trumps Botschaft an Europa, das ist erstens jener Satz, den er erst dem Briten Starmer und dann Friedrich Merz vorgehalten hat: Die Europäische Union sei nur gegründet worden, »um Amerika zu bescheißen«. Es ist zweitens die Verhängung von Zöllen, um die Handelsbilanzen auszugleichen. Und drittens Trumps wiederholte Kritik, die Europäer gäben nicht genug Geld für ihre eigene Sicherheit aus. Vance wirbt deshalb dafür, den amerikanischen Militärschlag zu verschieben.
Mike Waltz, ein traditioneller Konservativer, hält dagegen. Viele der Container, die nach Europa gingen, würden Bestandteile enthalten, die später in den USA landeten. Und die europäischen Kriegsschiffe hätten »nicht die Fähigkeiten, sich gegen die hoch entwickelten Antischiffsraketen und Drohnen zu verteidigen, die die Huthi einsetzen.« Es müssten deshalb die Vereinigten Staaten sein, die die Schiffsrouten offen hielten, schreibt Waltz. Er sei gerade dabei, wie von Trump gefordert, »die anfallenden Kosten zu beziffern und sie bei den Europäern einzutreiben«. Vance erwidert: Wenn auch Hegseth dafür sei, dann akzeptiere er die Entscheidung. »Ich hasse es nur, die Europäer wieder einmal freizukaufen.«
Hegseth, dessen Generäle die Operation fertig vorbereitet haben, antwortet Vance: »Ich teile deine Abscheu gegenüber dem europäischen Trittbrettfahren voll und ganz. Es ist ERBÄRMLICH.« Allerdings habe Waltz recht: Niemand außer den Amerikanern sei auch nur annähernd in der Lage, eine solche Militäroperation durchzuführen.
Schließlich schaltet sich Stephen Miller ein, Trumps Vertrauter im Weißen Haus. Der Präsident sei eindeutig gewesen: »Grünes Licht, aber wir machen gegenüber Ägypten und Europa klar, was wir im Gegenzug erwarten.« Wenn die Vereinigten Staaten die Freiheit der Seefahrt wiederherstellten, müsse es dafür einen wirtschaftlichen Gewinn für Amerika geben.
Die Unterhaltung in der Chatgruppe ist in vielerlei Hinsicht faszinierend. Zum einen konturiert sie die Unterschiede zwischen Trump-Vertrauten wie Vance, der ein grundsätzliches Misstrauen gegenüber einem Einsatz der US-Armee hat, sowie Leuten wie Hegseth, die persönlich kein Problem damit haben. Zum anderen offenbart sie einen frostigen, geradezu abschätzigen Blick auf Europa. Auch wenn es ein interner Austausch war, nicht gedacht für die Öffentlichkeit, bei dem man die Wortwahl nicht auf die Goldwaage legen darf, so ist doch die Sicht auf die Europäer eindeutig: Sie nerven, sie kriegen nichts hin, sie liegen den USA auf der Tasche. Niemand in Washington hat Lust, für die Europäer einen Finger zu krümmen, und sei es der Abzugsfinger. Trump und seine Leute sähen Europa als »einen Themenpark mit Louis-Vuitton-Produkten«, sagt die langjährige Botschafterin in Washington, Emily Haber.151 Als ein Museum, mit goldenen, aber in die Jahre gekommenen Luxusgütern.
Und wenn die Vereinigten Staaten sich schon engagieren, dann müssten die Europäer bitteschön dafür bezahlen, wie es Stephen Miller gefordert hat. Rent-a-rocket, militärische Stärke als ökonomischer Faktor, Abhängigkeit als Kapitalisierungsstrategie. Alles ist transaktional, selbst ein Raketenangriff auf den Jemen. Eine gemeinsame Vergangenheit, gemeinsame Werte gar spielen in der Washingtoner Gedankenwelt keine Rolle mehr. Das Verhalten erinnert an die Mafia, die Schutzgeld bei Schwächeren eintreibt, einfach deshalb, weil sie es kann. Es ist eine neue Form der Hegemonie einer Nation, die mächtiger ist als alle anderen und deshalb in bilateralen Beziehungen fast immer die Bedingungen diktieren kann. Macht entsteht nicht wie einst durch Bündnisse, sondern durch die Ausübung von Dominanz gegenüber Konkurrenten sowie – und das ist neu – gegenüber Alliierten oder Ländern, die sich bislang dafür hielten.
Mit den USA zu reden sei ungefähr so: »Die Amerikaner werfen uns einen stinkenden Fisch auf den Tisch und fragen: Wie viel seid ihr bereit zu zahlen, damit wir den Fisch wegnehmen?«, sagt ein europäischer Verhandler. »Und wenn wir uns über eine Summe geeinigt haben, nehmen sie nur einen Teil des Fischs weg und fragen: Und was seid ihr bereit, für den Rest zu zahlen?« Die US-Regierung nutze die Abhängigkeit der Europäer aus und versuche, die EU zu erpressen. Das regelbasierte System der Vergangenheit treffe auf ein neues, machtbasiertes System. »Die Amerikaner haben einseitig die Spielregeln verändert.«
Kleinere Staaten sind in diesem Spiel nur Verhandlungsmasse, sie haben keine eigenen Rechte und können sich nicht darauf verlassen, dass die USA ihnen im Fall einer Bedrohung von außen zur Hilfe eilen werden. Russland dürfe mit NATO-Staaten, die nicht ausreichend in ihr Militär investierten, »tun, was zum Teufel es will«, drohte Trump 2024.152 Sein Vizepräsident Vance sagte mit Blick auf den Einmarsch der russischen Armee in die Ukraine in einem Podcast, es sei ihm »wirklich egal, was mit der Ukraine geschehe, so oder so«.
Wer heute wo steht und wie die Rollenverteilung morgen aussehen wird, gerät zum Akt der Opportunität, auch dann, wenn es gegen alle erlernten Gewissheiten der amerikanischen Außenpolitik seit dem Zweiten Weltkrieg verstößt. Man erinnere sich an Jared Kushners Satz: Heute ein Freund, morgen ein Feind. So oder so.

Und selbst bei einem nüchternen Blick, der alle Emotionen der Vergangenheit beiseitelässt, wird Europa akzeptieren müssen, dass die amerikanischen Prioritäten von morgen anderswo liegen: in Asien. Amerikas großer Rivale heißt China, wirtschaftlich und politisch. Kein anderes Land ist in der Lage, den USA die Stirn zu bieten, kein anderes Land bereitet sich so systematisch auf ein Kräftemessen mit den Vereinigten Staaten vor wie China. Die globale Führungsrolle, davon sind in Washington Demokraten wie Republikaner überzeugt, wird zwischen China, das im Zuge der Globalisierung furchterregend mächtig geworden ist, sowie den USA ausgemacht.

Wenn es stimmt, dass jedes große Imperium irgendwann an den Punkt kommt, wo es sich übernommen hat und von einem aufstrebenden Rivalen herausgefordert wird, wie die Historiker Peter Heather und John Rapley in ihrem Buch Stürzende Imperien argumentieren – dann wird diese Rolle im Falle Amerikas China spielen. »Der Aufstieg Chinas ist ebenso unabänderlich wie die Entstehung neuer mächtiger Akteure in der alten imperialen Peripherie«, glauben Heather und Rapley.153 In diesem Szenario, das auch Politiker wie der ehemalige australische Premierminister Kevin Rudd befürchten, steuert die Welt auf einen Zusammenprall der beiden Großmächte zu. Vieles von dem, was die amerikanischen Regierungen seit Obamas »Pivot to Asia« außenpolitisch tun, ordnet sich diesem geostrategischen Schachspiel unter. Die Diskussion um China ist zur allgegenwärtigen Frage der amerikanischen Politik geworden. Wer sich in Washington mit Demokraten wie Republikanern trifft, kann ihr kaum entgehen.
Wie verletzlich die Vereinigten Staaten sind, offenbarte sich während des Zollstreits im Sommer 2025. Als Antwort auf die angedrohten Zölle ließ die Regierung in Peking den Export von seltenen Erden in die USA stoppen, den China nahezu monopolisiert hat. Es dauerte nicht lange, bis Trump die Strafzölle gegen die Chinesen aussetzte, im Gegenzug gab die Regierung in Peking den Export der seltenen Erden frei. Selbst abhängig zu sein, das ist für die Amerikaner eine ganz neue Erfahrung.
Europa spielt in diesem sich abzeichnenden Großkonflikt nur eine Nebenrolle, die amerikanische Aufmerksamkeit ist auf den pazifischen Raum gerichtet. Asien sei »wichtiger als Europa«, sagt Elbridge Colby, der außenpolitische Berater von Kriegsminister Pete Hegseth. »Wenn wir Europa dadurch stärker gefährden, dann sei es so.«154 Colby zählt zu den einflussreichsten Stimmen in Washington, wenn es um Außenpolitik und das Militär geht, er hatte bereits in der ersten Trump-Regierung die nationale Verteidigungsstrategie der US-Regierung entworfen. Über China hat er ein Buch geschrieben, in dem er Asien als die »wichtigste Region der Welt« ausruft und China zum »zweitwichtigsten Staat der Welt« nach den USA.155 Colby geht davon aus, dass es nicht mehr möglich sein wird, eine militärische Dominanz über China zu erringen – nicht einmal dem vermeintlich so allmächtigen amerikanischen Militär. Er entwirft eine außenpolitische Strategie, die vielmehr darin besteht, »China die Vorherrschaft über Asien zu versagen«. Die USA sollten eine Reihe von Schlüsselstaaten in Asien definieren, die es vor China beschützen wolle, notfalls auch mit »einem limitierten Krieg«, auf den sich die US-Armee vorbereiten müsse. Taiwan und die Philippinen gehören dazu, aber auch Japan, Australien, Südkorea und kleine, strategisch bedeutsame Inselstaaten im Pazifik wie Mikronesien, Palau und die Marshallinseln.

Auf der anderen Seite erfordere diese Strategie Opfer in Europa und bei der NATO. Die USA dürften ausdrücklich nicht die Lücken in der Verteidigung in Osteuropa füllen, schreibt Colby, im Gegenteil: Wenn Russland an der Grenze zu Europa militärisch erfolgreich sei, werde das zwar die NATO infrage stellen, aber Russland werde nicht in der Lage sein, »die wohlhabenderen Teile des Kontinents« zu dominieren – und nur das sei entscheidend. Im Zweifel reiche für dieses Ziel auch eine kleinere NATO aus.
Die amerikanische Strategie müsse vielmehr darauf ausgerichtet sein, neue Bedingungen für eine veränderte Beziehung mit Russland zu schaffen, um die russische Regierung weg von den Chinesen zu locken. Notfalls würde Colby vermutlich die Ukraine opfern und vielleicht auch das Baltikum, wenn er dafür Russland aus dem Bündnis mit China herausbrechen und auf die Seite Amerikas ziehen könnte. Alles ordnet sich dem großen Machtkampf mit Peking unter. Ein bisschen Verschnitt fällt immer an, warum nicht auch in Europa? Es ist zum Frösteln. Aber Putin wird’s gerne gelesen haben.
Für einen heraufziehenden Krieg, den eine Vormacht gegen einen aufstrebenden Rivalen um die Vorherrschaft vorbereitet, gibt es einen eigenen Namen: die »Thukydides-Falle«, benannt nach dem griechischen Historiker Thukydides, der den Peloponnesischen Krieg zwischen den beiden Hegemonialmächten Sparta und Athen beschrieben hatte. Die Thukydides-Falle unserer Zeit ist ein Krieg zwischen den USA und China. Hört man Leuten wie Colby zu, dann klingt es so, als seien sie in Washington gerade dabei, in diese Falle zu tappen.

Ähnlich wie Colby argumentiert Josh Hawley, ein einflussreicher republikanischer Senator aus Missouri. Man höre viel über die sogenannte »regelbasierte internationale Ordnung«, sagte Hawley 2023 in einer Grundsatzrede zur nationalen Sicherheit. Aber diese sei nur eine Spielform der liberalen Gedankenwelt, die zwar einstmals gut geklungen habe, aber von Anfang an eine schlechte Idee gewesen sei. Hawley stellt ihr eine nationalistische Außenpolitik gegenüber, bei der sich die USA ganz auf die Bedrohung durch China konzentrieren und ihre Truppen aus Europa abziehen sollten. Die Europäer müssten wissen, »dass wir nicht in der Lage sein werden, sie vollständig zu verteidigen«, wenn ein Konflikt mit China ausbreche. Und »selbst wenn sich die US-Streitkräfte im Pazifik nicht im Krieg befinden, kann Europa nicht mehr wie früher auf uns zählen«. Die US-Regierung solle öffentlich erklären, dass sie selbst im Fall eines militärischen Konflikts zwischen Europa und Russland ihre »Truppen zurückhalten« werde. Ein neutrales Amerika. Wie zu Beginn des Zweiten Weltkriegs.

Colby, Hawley oder auch der Talkmaster Tucker Carlson sprechen nicht für die Mehrheit in Washington, aber für eine einflussreiche Minderheit, die mit J. D. Vance ihren wichtigsten Fürsprecher gefunden hat. Man muss ihre Gedanken kennen, um zu verstehen, warum Trump die NATO wieder und wieder infrage stellt, warum er Finanzhilfen für die baltischen Staaten kappt und die Nähe zu Putin sucht, egal, wie viele Raketen der auf Kyjiw abfeuern lässt. Der NATO-Gipfel im Sommer 2025 hat Trump davon abgehalten, die Allianz weiter zu schwächen, der US-Präsident scheint vorerst zufrieden damit, dass er sich mit seinen Forderungen nach mehr Militärausgaben durchgesetzt hat, die Europäer sind ihm ja (mit Ausnahme von Spanien) bedingungslos gefolgt. Aber das kann sich jederzeit wieder ändern, zum Beispiel dann, wenn die Europäer nicht genug amerikanische Waffen kaufen.

Ein Beleg dafür, wie weit die Gedankenspiele der US-Administration gediehen sind, war die turnusmäßige Neubesetzung des NATO-Oberbefehlshabers im Frühjahr 2025. Im Pentagon kursierten Ideen, dass die USA erstmals in der Geschichte der NATO nicht mehr die oberste militärische Position besetzen sollten. Der Supreme Allied Commander Europe, kurz SACEUR genannt, könne künftig auch ein Europäer sein, hieß es im Umfeld von Hegseth. Was im ersten Moment wie ein Akt der Gleichberechtigung klingt, kommt bei näherer Betrachtung einem Rückzug der USA aus der NATO nahe. Die USA würden kaum einem europäischen General die Kommandogewalt über amerikanische Truppen unterstellen und ganz sicher nicht über die amerikanischen Atombomben. Es wäre das Ende der NATO, wie wir sie kennen.

Dazu ist es bislang nicht gekommen, Hegseth und seine Leute wurden vom US-Kongress zurückgepfiffen. Und in mehreren Gesprächen mit dem deutschen Verteidigungsminister Boris Pistorius hat Hegseth versprochen, zumindest die Atombomben bis auf Weiteres in Büchel zu belassen. Aber wer weiß schon, was morgen ist?

			
	

	
	
				
					16.»You’re losing«: Europas Schicksalsmoment

				

				Wenn Brüssel das Herz Europas ist, wie die Stadt selbstbewusst von sich behauptet, dann ist das Berlaymont seine Herzkammer. Das nach einem frühen Kloster benannte Gebäude ist der Sitz der EU-Kommission, von hier aus wird Europa regiert, oder sagen wir: koordiniert. Am Eingang erinnert ein wuchtiger Findling an Robert Schuman, den französischen Außenminister, der wie kaum ein anderer Politiker an die Zukunft Europas glaubte. »Der Beitrag, den ein organisiertes und lebendiges Europa für die Zivilisation leisten kann«, warb Schuman in seiner berühmten Rede vom Mai 1950, als Frankreich die Schaffung einer Europäischen Gemeinschaft für Gas und Kohle vorgeschlagen hatte, »ist unerlässlich für die Aufrechterhaltung friedlicher Beziehungen.« Es war die Geburtsstunde eines anderen Europas, eines Gegenmodells zum Nationalismus und Militarismus der Jahrzehnte zuvor.
In gewisser Weise steht das Berlaymont heute allerdings auch für all die Probleme Europas: Das Gebäude ist überfüllt, die Bürokratie gewachsen, ein Teil der Kommissionsdienste musste ausgelagert werden. Draußen, am Place Schuman, der die europäische Einigung architektonisch symbolisieren soll, wird gehämmert und planiert, die Modernisierung zieht sich, wie so vieles. Über dem Platz liegt eine feine Staubschicht. Europa ist eine Baustelle.
Im 13. Stock des Berlaymont, hinter einer speziell gesicherten Tür, befindet sich das Büro von Ursula von der Leyen, der Präsidentin der EU-Kommission. Weicher, cappuccinofarbener Teppich schluckt den Baulärm, das Büro ist so großzügig geschnitten, dass man darin auch eine Partie Streetball spielen könnte. An der Wand hängt ein Foto, das von der Leyens Vater, den CDU-Politiker Ernst Albrecht, mit Konrad Adenauer zeigt. In der Ecke bietet eine Sesselgruppe Platz für Besucher, vom Flur geht ein großer Konferenzraum ab. Irgendetwas gibt es in Brüssel immer zu besprechen.
Früher haben US-Präsidenten geklagt, sie wüssten nicht, welche Nummer sie anrufen sollten, wenn sie mit Europa sprechen wollten. Das hat sich unter von der Leyen geändert. Wenn Donald Trump etwas von Europa will, dann ruft er die Kommissionspräsidentin an, die beiden telefonieren öfter, sie hat gelernt, dass das sein Führungsprinzip ist, und telefoniert beharrlich zurück.
»Tough Ursula« nennt Trump sie. Manchmal, wenn er mit anderen über sie redet, stellt er sie als »die mächtigste Person der Welt« vor. Das ist, natürlich, mindestens zur Hälfte ironisch gemeint, die mächtigste Person der Welt kann schließlich niemand außer dem US-Präsidenten selbst sein (und in diesem Fall hätte er sogar recht). Ein Teil davon ist allerdings auch Ausdruck von Respekt. Im Mai 2025, als sich Donald Trump, Friedrich Merz, Emmanuel Macron und Keir Stamer vor einem geplanten Telefonat mit Putin besprachen, schlug Trump spontan vor, »tough Ursula« möge zu der Runde dazustoßen und fügte hinzu: »Sie sollte die Verhandlungen mit Putin führen!« Manchem in der Schaltkonferenz war nicht ganz klar, ob er die Bemerkung ernst meinte. Aber für jemand, der ansonsten nur starke Männer achtet, enthält die Aufmerksamkeit, die er von der Leyen zuteilwerden lässt, fast schon Züge von Zuneigung.
Das Verhältnis der beiden war nicht immer einfach. Trump verabscheut alles Multilaterale, die Europäische Union ist der Gegenentwurf zu allem, was ihn fasziniert: ein Bündnis von 27 Staaten, in denen die großen Länder wie Deutschland nicht nehmen, sondern geben, zumindest finanziell. In dem sie sich in einer qualvollen Endlosschleife um Kompromisse bemühen müssen, weil jedes Land mitreden will, sogar Malta und Zypern, Rumänien und Lettland (auch wenn das in der Praxis nicht bedeutet, dass Malta oder Zypern großen Einfluss auf die Politik der EU hätten). In dem es keine starken Alleinherrscher und keine Entscheidungen per »executive order« des Präsidenten gibt oder per nächtlichem Posting auf Truth Social. Ein Bündnis, in dem es allenfalls einen »Hüter« geben kann, wie der Politologe Herfried Münkler schreibt, aber keinen »Herren« und schon gar keinen Herrscher.156
Europa, das heißt qua Design, die nationalen Eigeninteressen immer wieder zurückzustellen für das größere Gemeinsame. Das ist die Lehre aus der Geschichte eines Kontinents, dessen Nationen einst den Rest der Welt unterjochen und kolonialisieren wollten und von wo zwei Weltkriege ihren Ausgang nahmen, angezettelt von Deutschland, mit einer endlosen Zahl an Toten. Von keinem Kontinent ging so viel Leid und Elend aus – aber kein Kontinent hat daraus so viel gelernt. Allen Krisen, Verwerfungen und Viktor Orbáns zum Trotz ist das der Geist, der Europa bis heute prägt.
Die Europäische Union ist nicht nur die bestmögliche Antwort auf die Verbrechen und Tragödien des vergangenen Jahrhunderts. Sie ist auch die einzige machtpolitisch kluge Reaktion auf die Herausforderungen der Welt im 21. Jahrhundert, in der es mit den Vereinigten Staaten und China zwei Großmächte gibt, mit Russland eine halbe und mit Indien, Brasilien, der Türkei und anderen eine Reihe von Mittelmächten. Kein Land in Europa wäre in der Lage, allein seinen Platz in einer Welt zu behaupten, in der nach dem Ende der Zwischenzeit vor allem eins dominiert: fluides Chaos.
Die Mischung aus Beschimpfungen, Warnungen und Verachtung, die der EU derzeit aus Washington entgegenschlägt, hat auch ideologische Gründe. In der US-Politik geben Superreiche den Ton an, die den Staat übernommen haben, um ihn bis aufs Skelett abzumagern. Handelsminister Howard Lutnick zum Beispiel, der mit seiner Investmentfirma zum Milliardär aufstieg. Oder Finanzminister Scott Bessent, der Hunderte Millionen Dollar als Hedgefondsmanager anhäufte. Den Nationalstaat gibt es ihrer Überzeugung nach nur zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung, mit einer robusten Polizei nach innen und einem dominanten Militär nach außen. Alles andere ist Privatsache, ein freies Spiel der Mächtigen. Die amerikanische Magersucht des Gemeinwesens hat System. Trump, der im Herbst 2025 während des Shutdowns ein düsteres Video mit einem Sensenmann veröffentlichte, der Bundesbeamte jagt, hat daraus eine MAGA-Sucht gemacht.
Die Europäische Union hat den Nationalstaaten hingegen eine supranationale Ebene hinzugefügt, die von 60 000 Beamtinnen und Beamten kontrolliert wird, ein gigantischer Ameisenhaufen, der um endlose Vorschriften herumwuselt. Für Trump und seine Freunde muss dieser Überstaat ein Albtraum sein (und für manchen Europäer auch). Von neolibertären Milliardären wie Elon Musk oder Peter Thiel ganz zu schweigen, die die Überlegenheit von technischen Lösungen propagieren, demokratische Spielregeln als gestrig empfinden und die Demokratie am liebsten gleich ganz abschaffen wollen.
In seiner ersten Amtszeit weigerte sich der US-Präsident deshalb lange, die Europäische Union anzuerkennen. Er wollte nicht mit der EU als Ganzes verhandeln, sondern nur mit jedem Land gesondert. Und nach seiner Wiederwahl billigte er den Europäern zunächst keinen Platz in den Ukraine-Gesprächen, sondern hielt sie auf Distanz, was hat schon eine Klassensprecherin von 27 Einzelstaaten wie von der Leyen mitzureden? Nach seinem Wiedereinzug ins Weiße Haus erhielt sie zunächst monatelang keinen Termin für einen Antrittsbesuch. Der US-Präsident weigerte sich, sie zu empfangen, lieber ging er mit dem finnischen Präsidenten Alexander Stubb golfen. Ein Gespräch mit von der Leyen schien ihm Zeitverschwendung. Die persönliche Hochachtung, die er ihr mittlerweile entgegenbringt, musste sie sich hart erarbeiten.
In von der Leyens Händen liegt die vielleicht wichtigste Aufgabe einer Kommissionschefin überhaupt seit der Gründung der EU: Sie muss Europa in die Eigenständigkeit führen angesichts eines Russlands, das den Krieg sucht, und eines Amerikas, das die EU immer als Rivalen und oftmals als Gegner betrachtet – und dies in Zeiten, in denen Europa irritierend kraftlos dasteht. Der polnische Ministerpräsident Donald Tusk hat die Lage so beschrieben: »Das Paradox besteht darin, dass 500 Millionen Europäer 300 Millionen Amerikaner bitten, sie gegen 140 Millionen Russen zu verteidigen.«
Die historische Schwäche hat viel mit der Entwicklung der vergangenen 25 Jahre zu tun. Zwischen 2005 und 2024 fiel der europäische Anteil an der Weltwirtschaft von 33 auf 23 Prozent. Und die militärische Macht Europas ist auf dem niedrigsten Stand seit dem Mittelalter, wie das Wall Street Journal genüsslich vorrechnete.157 Andere, vor allem die Amerikaner und die Chinesen, sind an Europa vorbeigezogen. Unlängst urteilte der Chef der größten amerikanischen Bank JP Morgan, Jamie Dimon, bei einer Rede in Dublin: »You’re losing.«
Von der Leyen kennt die Zahlen, sie kennt auch den Sound, dass Europa verliere. Und es stimmt ja: Die Welt von heute sei »gnadenlos« und geprägt von »Großmachtfantasien und imperialistischen Kriegen«, sagt sie, »in der Abhängigkeiten schonungslos ausgenutzt und als Waffe eingesetzt werden«. Der erste Punkt meint Russland, den zweiten darf man als Anspielung auf die USA verstehen. »Aus all diesen Gründen muss ein neues Europa entstehen«, sagt von der Leyen. »Dies muss der Moment der europäischen Unabhängigkeit sein.«158
Die Kommissionschefin wandelt auf einem schmalen Grat. Sie macht sich nicht die Sicht des ehemaligen französischen Staatspräsidenten François Hollande zu eigen, der fordert, man müsse »der amerikanischen Führung wehtun«.159 Von der Leyen gehört einer Generation an, die mit romantischer Verklärung der USA aufgewachsen ist. Ihre Urgroßmutter stammt aus South Carolina, ihr Vater reiste mit einem Fulbright-Stipendium zum Studium an die Ostküste. Als Kind bekam von der Leyen erzählt, sie stamme von Pocahontas ab, für eine Weile glaubte sie das sogar (gut, dass Trump das nicht weiß: Pocahontas ist sein verächtlich gebrauchter Spitzname für die Demokratin Elizabeth Warren). Als 16-Jährige ging sie ein halbes Jahr lang in Philadelphia in die Schule, 1992 zog sie mit ihrer Familie für vier Jahre nach Kalifornien, weil ihr Mann einen Job an der Universität von Stanford angenommen hatte. Von der Leyen erinnert sich noch heute, wie die Amerikaner reagierten, als sie erneut schwanger wurde, diesmal mit Zwillingen: kein Gemurre, sondern freundliche Nachfragen, wie man helfen könne, damit sie trotz kleiner Kinder bald wieder arbeiten könne. Seitdem kennt sie den Unterschied zwischen einer Gesellschaft, die Frauen dabei unterstützt, Familie und Beruf zu verbinden, und einer, die Müttern ein schlechtes Gewissen einredet. Die Vereinigten Staaten waren in den 1990ern, als die von der Leyens in Stanford lebten, weitaus fortschrittlicher als die noch immer leicht miefige Bundesrepublik. Dieses Amerika will sie nicht aufgeben. Sie glaubt an die Amerikaner. Vielleicht nicht mehr an die in Washington, aber an die im Land – und an die gemeinsamen Werte, die Europa und die USA zusammenhalten, seit die »Mayflower« 1620 mit 102 Pilgern an Bord von Plymouth in Richtung Cape Cod in See stach.
Die kulturellen Wurzeln der USA liegen in Europa, ohne den alten Kontinent gäbe es keine Vereinigten Staaten von Amerika, darin besteht der entscheidende Unterschied zu den meisten anderen Staaten auf der Welt. Die beiden Revolutionen von 1776 in Amerika und 1789 in Frankreich schufen die Grundlage für die westlichen Demokratien, wie wir sie heute kennen, mit Werten wie Pluralismus und Gewaltenteilung, Meinungsfreiheit und freien Wahlen. Weniger klar ist, welche dieser Werte uns heute noch zusammenhalten.
Trump und seine Anhänger erkennen Wahlergebnisse nicht an, wenn diese nicht für sie ausfallen, und lassen Wahlbezirke neu zuschneiden, um ihre Vorherrschaft zu zementieren. Bundesrichter, die gegen Entscheidungen der Regierung urteilen, müssen mit persönlichen Attacken auf sich und ihre Familien rechnen, der Supreme Court folgt in den meisten Fällen der Linie des US-Präsidenten, es sprechen ja mehrere von ihm eingesetzte Richter Recht. Die einst unantastbare Zentralbank ist nicht mehr unabhängig, ihre Mitglieder müssen mit Vergeltung rechnen, wenn sie über Zinssenkungen anders entscheiden, als der Präsident es will. In der Legislative regiert eine republikanische Partei, die dem Präsidenten in einer Mischung aus bedingungsloser Treue und offener Angst verbunden ist und fast immer das tut, was der Präsident will.
Und im Kampf um die öffentliche Meinung versucht Trump, Redaktionen wie die New York Times und das Wall Street Journal mit Milliardenklagen zum Schweigen zu bringen. Im Pentagon sollen Berichterstatter ihre Artikel künftig dem Kriegsministerium zur Zensur vorlegen. Associated Press wird aus dem Weißen Haus verbannt, weil die Agentur den Golf von Mexiko nicht wie gewünscht in Golf von Amerika umbenennt. Talkmaster wie Jimmy Kimmel oder Stephen Colbert werden gecancelt, weil sie Sätze sagen, die den Mächtigen nicht gefallen. Meinungsfreiheit wird zur Freiheit, Trumps Meinung zu sein und diese zu verbreiten.
In Amerika, diesem einst strahlenden Leuchtturm der Demokratie, funktionieren die über Jahrhunderte bewährten Checks and Balances nur noch eingeschränkt. Die Gewaltenteilung und damit die Demokratie an sich sind in Gefahr.
Man könnte das als amerikanische Innenpolitik abtun, bei der es den Europäern nicht ziemt, sich einzumischen, so, wie es den Amerikanern nicht zusteht, sich in Europa einzumengen. Aber anders als in der ersten Amtszeit von Trump hat sich ein Teil der neuen Administration vorgenommen, die kulturelle Revolution von rechts nach Europa zu tragen, wie im ersten Teil dieses Buchs beschrieben. J. D. Vance’ Rede in München war die Anklageschrift dafür. Von einem »tiefen Bruch« zwischen dem alten und dem neuen Kontinent spricht der ehemalige französische Präsident François Hollande: »Der Bruch betrifft die demokratischen Werte.« Die Rede von Vance »und die Unterstützung der extremen Rechten in ganz Europa zeigen, dass diese Regierung nicht mehr dieselbe Vorstellung von Demokratie hat wie wir.«160
Für ein abschließendes Urteil ist es noch zu früh, aber die Gefahr ist groß, dass Hollande recht behält. Europa darf sich dieser Kulturrevolution nicht beugen. In einem Bündnis von 27 Nationen ist Nationalismus kein Konzept, der Wert Europas besteht gerade darin, eine gemeinsame Währung, einen gemeinsamen Markt und offene Binnengrenzen zu pflegen. White Supremacy, die Vorherrschaft der Weißen unter dem Banner eines fundamentalistischen Christentums, wie sie viele von Trumps Anhängern in den USA propagieren, würde Europa, das multinationaler und diverser ist, als es jedes einzelne Land sein kann, zerreißen.
Wenn sich die Ideen eines Elon Musk oder eines Peter Thiel, eines Patrick Deneen oder Stephen Miller durchsetzen, die die liberale Gesellschaft umstürzen wollen, kann es sein, dass sich in den Vereinigten Staaten eine neue Form von autokratischem, nacktem Kapitalismus mit Spielregeln etabliert, die nicht mehr gleichermaßen für alle Menschen in den USA gelten, mit Wahlen, die zwar stattfinden, bei denen die Sieger aber von vornherein feststehen. Zwischen Europa und den USA wird das Freiheitsideal so unterschiedlich interpretiert wie seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs nicht mehr, nicht nur bei den Streitpunkten wie der Todesstrafe, der Bedeutung der Religion und des Sozialstaats oder dem Recht auf Schusswaffen für alle, die Europa und Amerika seit jeher entzweien.
Bedeutet Freiheit heute, ungestört nach Öl und Gas bohren zu dürfen, »drill, baby, drill«, oder ein Anrecht auf eine klimagerechte Zukunft zu haben, ohne höhere Temperaturen von drei Grad und mehr? Meint Freiheit, nicht vom FBI verfolgt zu werden oder nicht von der Steuerbehörde IRS? Und schließlich: Was heißt freie Meinungsäußerung im 21. Jahrhundert, vor allem auf Social Media, einem Geschäft, das die US-Konzerne nahezu monopolisiert haben, mit dem sie Meinung machen und Abermilliarden verdienen? In den USA sind die Leugnung des Holocausts, Gewaltaufrufe und Hassreden gegen Minderheiten wie Transsexuelle oder derbste persönliche Diffamierungen zulässig. Wer aber zur Unterstützung der Palästinenser aufruft, sich in zynischer Weise über die Ermordung des rechtsradikalen Aktivisten Charlie Kirk auslässt oder sich als aktiver Antifaschist zu erkennen gibt, muss mit Deportation, Exmatrikulation oder Entfernung aus dem öffentlichen Dienst rechnen, Verfolgung durch das FBI inklusive.
Europäische Staaten wie Deutschland, Großbritannien und Frankreich fassen hingegen Volksverhetzung und üble Nachrede gegen Politiker enger und verfolgen sie strafrechtlich, sie lassen dafür an anderen Stellen mehr Spielraum. Europa und Amerika schränken beide die absolute Meinungsfreiheit ein, nur auf jeweils andere Weise. Das Verständnis, was in einer freien Gesellschaft gesagt werden darf und was nicht, ist nicht das gleiche.
Exemplarisch tut sich diese Kluft bei Trumps Entscheidung auf, antifaschistische Aktivisten zu angeblichen Terroristen zu erklären, die er nach dem Attentat auf Charlie Kirk verkündete. Der Antifaschismus ist eine der Lehren der europäischen Geschichte und der Shoah, er zählt zum Wertekanon der bundesrepublikanischen Gründungsgeschichte. Trump und seine Leute nutzten den Mord an Kirk hingegen, um antifaschistische Gruppen und ihre Unterstützer zu kriminalisieren. Sie erklärten kurzerhand eine politische Bewegung zu Terroristen und eröffneten sich damit die Möglichkeit, sich jedweden innenpolitischen Widerstands zu entledigen. Die Regierung müsse »Türen eintreten und all diese Leute verhaften«, fordert der langjährige Trump-Vertraute Steve Bannon.161 Wer in den USA gegen den Faschismus aufsteht, muss damit rechnen, im Gefängnis zu landen. Der moralische Kompass, auf welcher Seite der Geschichte man steht, ist in Europa und den Vereinigten Staaten nicht mehr gleichermaßen eingenordet.
Nirgendwo verdichtet sich dieser Streit so sehr wie bei der Regulierung der großen Tech-Konzerne. Er ist zu einer grundsätzlichen Auseinandersetzung zwischen Europa und den USA geworden, deren Bedeutung kaum zu überschätzen ist. Während der deutsche Kulturstaatsminister im Kanzleramt, Wolfram Weimer, laut über die Zerschlagung von Google nachdenkt und »deutlich mehr« Regulation fordert, empfindet die US-Regierung die europäische Linie als frontalen Angriff. Die Versuche, US-amerikanische Tech-Konzerne zu »regulieren, auszuschließen oder zu zensieren« würden »die Frage aufwerfen, ob wir noch die gleichen Werte verfolgen«, drohte der amerikanische Außenminister Marco Rubio gleich bei seiner Ernennung. Gemeint sind der Digital Services Act und der Digital Markets Act, zwei Gesetze der EU, die seit 2024 gelten.
Der Digital Services Act verpflichtet Online-Plattformen, illegale Inhalte wie Hassrede zu entfernen, mit den Behörden zu kooperieren, Empfehlungs-Algorithmen offenzulegen und ihre Daten zumindest teilweise zugänglich zu machen. Bei Verstoß droht eine Strafe von bis zu 6 Prozent des Jahresumsatzes eines Unternehmens.
Der Digital Markets Act soll verhindern, dass die Tech-Giganten wie Google, Apple, Meta, Amazon oder Microsoft den Markt beherrschen. Er zwingt Apple beispielsweise, auch Apps zuzulassen, die nicht aus dem eigenen App-Store stammen, verbietet es Google, eigene Produkte bei Suchanfragen besser zu platzieren oder untersagt es Meta, die Daten aus seinen Apps ohne Einwilligung miteinander zu verknüpfen. Bei Verstößen drohen Strafzahlungen von bis zu 10 Prozent des Jahresumsatzes. Im Sommer 2025 verhängte die EU-Kommission erstmals zwei Geldstrafen: 500 Millionen Euro gegen Apple sowie 200 Millionen Euro gegen Meta.
Der Streit um die Digitalregulierung ist zu einem Sinnbild darüber geworden, ob und wie eigenständig Europa entscheiden kann. Es geht um europäische Macht und amerikanische Allmacht, um die Konkurrenzfähigkeit europäischer Digitalunternehmen und die Grenzen der Freiheit in der digitalen Ökonomie des 21. Jahrhunderts. Ob sich Europa in diesem Kräftemessen behaupten kann? Und ob das Ergebnis Europa und die Vereinigten Staaten auf der gleichen Seite vereinen wird? Vielleicht, vielleicht aber auch nicht.
Fragt man von der Leyen, welche Werte Europa und Amerika heute noch verbinden und ob sie nicht besorgt sei, antwortet sie: Doch, das sei sie. »In meiner Brust schlagen zwei Herzen. Einerseits denke ich, wir müssen Kontakt halten, dafür kämpfen, die Kommunikation aufrechtzuerhalten«, sagt sie, als wir uns in Brüssel unterhalten. »Und eine leise Stimme in mir fragt zugleich: Und was, wenn das nicht gelingt?«162
Von der Leyen hat daraus eine Lehre gezogen: »Der einzige Weg, wie Europa mit diesem Dilemma umgehen kann, besteht darin, die eigenen Stärken zu stärken.« Europas Stärken, das sind die Vielfältigkeit, der Einfluss großer Kulturen, die jahrtausendealte Geschichte, das intellektuelle Potenzial, die soziale Ausprägung der Gesellschaften, das Bewusstsein, was der Klimawandel mit der Erde macht (auch wenn er für Trump nichts als ein »Hoax« ist). Europäer leben im Schnitt gesünder und länger als Amerikaner, es gibt eine Gesundheitsversorgung für alle, Universitäten, die keine Studiengebühren verlangen, und weniger sehr Reiche und sehr Arme. Das vergangene Jahrhundert war zugegeben ein amerikanisches: politisch und militärisch, aber auch wirtschaftlich und kulturell. Es begründete Amerika als Weltmacht. Aber der alte Kontinent hat keinen Grund, Minderwertigkeitskomplexe zu entwickeln. Europa ist das Original.
Leonardo da Vinci hatte in Italien schon Das letzte Abendmahl gemalt, als die »Mayflower« noch nicht einmal abgelegt hatte, in der nordamerikanischen Prärie noch indigene Stämme mit Pfeil und Bogen Büffel jagten und ein Nationalstaat jahrhundertelang nicht in Sicht war. Die Mona Lisa hängt im Louvre, nicht in Philadelphia und erst recht nicht in Mar-a-Lago. Der Computer wurde von Konrad Zuse erfunden, nicht von Bill Gates, das Automobil mit Verbrennermotor von Carl Benz und Gottlieb Daimler, nicht von Henry Ford. Der Friedensnobelpreis, nach dem sich Donald Trump so verzehrt, wird in Oslo verliehen, nicht in Los Angeles. Und Jeff Bezos und Lauren Sánchez wussten schon, warum sie ihre Hochzeit in Venedig feierten, nicht am marihuanageschwängerten, ölglänzenden Venice Beach mit seinen Billigbuden in Kalifornien.
In den vergangenen sieben Jahren kamen die besten Basketballspieler der Welt aus Kanada, Serbien, Kamerun und Griechenland, ein gebürtiger US-Amerikaner war nicht darunter. Basketball-Weltmeister ist Deutschland, nicht die Oklahoma City Thunder, die sich zwar großspurig »World Champion« nennen, aber nur die nordamerikanische Club-Meisterschaft der NBA gewonnen haben. In Donald Trumps Lieblingsdisziplin, dem Golfen, hat 2025 das Team Europa beim prestigeträchtigen Ryder Cup die besten US-Golfer deklassiert, bereits zum zweiten Mal hintereinander, diesmal auf amerikanischem Rasen, was für eine Schmach, zumal die Golfer ihren Sieg mit einem lauten, leidenschaftlichen Schlachtruf feierten: »Are you watching, Donald Trump?«
Und das wichtigste Ereignis der Welt überhaupt, die Fußballweltmeisterschaft, die Milliarden Menschen rund um den Globus voller Euphorie zusammenführt, findet zwar 2026 unter anderem in den Vereinigten Staaten statt, das Team USA wird aber höchstwahrscheinlich nur eine Nebenrolle spielen. Fußball ist eine Mannschaftssportart, das Team siegt, nicht ein einzelner Superstar, Messi hin, Mbappé her. Kein Wunder, dass sich die Amerikaner nie wirklich dafür begeistern konnten.
Europa hat die Geschicke der Welt über Jahrhunderte mit beeinflusst. Es kann. Es muss allerdings verstehen, dass es heute nicht nur um eine vorübergehende Krise, sondern um alles geht. Europas Lage, sagt der britische Historiker Niall Ferguson, sei diese: Die Sicherheit sei von den Amerikanern gekommen, die Energie von den Russen und die Exporte gingen nach China. »All das ist weg«, sagt Ferguson. Europa ist wie ein untrainierter Sportler, dessen Muskeln erschlafft sind. Es muss sich neu (er)finden.
Vielleicht hilft dabei ein Trick: Um größer zu werden, muss Europa kleiner werden. Das Einstimmigkeitsprinzip, das in der EU in vielen gerade besonders wichtigen Fragen gilt, ist eine wunderbare Erfindung für Zeiten des Sonnenscheins, es ist der Versuch, einem Ideal von Gleichberechtigung und Solidarität möglichst nahe zu kommen. Aber bei einer Gruppe von 27 unterschiedlichen Nationen, zu denen zum Beispiel auch Viktor Orbáns Ungarn zählt, funktioniert die Einstimmigkeit in manchen Fragen nicht mehr. Eine jahrelange Lähmung oder Blockade kann sich Europa aber nicht leisten. Wenn also Entscheidungen innerhalb der EU nicht getroffen werden können, weil sie blockiert werden oder weil die Abstimmungen ewig dauern – dann müssen sie in einem kleineren Kreis vorangetrieben werden, einer Koalition der Willigen. Es braucht ein Kerneu­ropa.
Diese Ausnahmen dürfen nur für so wenig Entscheidungen wie möglich gelten, um die EU als Idee nicht zu unterspülen. Aber in der Außen- und Verteidigungspolitik ist ein Kerneuropa überfällig, ebenso bei den Geheimdiensten und bei der Ukrainehilfe, kurz: wenn es um Machtpolitik geht. »Die EU wird ihre Hauptfunktion nach wie vor im gemeinsamen Markt, im wirtschaftlichen Bereich und bei der Koordinierung sowohl der Finanzen als auch der Rüstungsindustrie haben«, glaubt Joschka Fischer. »Aber Europa muss zur Macht werden, und das heißt, Deutschland muss auch zur Macht werden. Nicht allein, sondern in Verbindung mit unseren Partnern.«
So sehen es alle ehemaligen deutschen Außenminister, mit denen ich für dieses Buch gesprochen habe, egal, welcher Partei sie angehören. »Ich habe mich immer lange dagegen gewehrt und habe auch meinem französischen Kollegen immer wieder gesagt: Hört auf mit diesem Kerneuropa und dem Europa der zwei Geschwindigkeiten. Das macht Europa kaputt«, sagt Heiko Maas. »Mittlerweile glaube ich das nicht mehr. In strategisch wichtigen Fragen müssen wir ein Europa der zwei Geschwindigkeiten zulassen.«
Eine Gruppe von Europäern würde vorangehen, der Rest grummeln und dennoch nachfolgen. Wer würde zu diesem Kern Europas dazugehören? Neben Deutschland und Frankreich sicherlich Italien und Polen. In einem zweiten Ring kämen die skandinavischen Staaten in Betracht, dazu die Niederlande, Spanien und Teile des Baltikums. Großbritannien könnte zudem legitimieren, warum diese Koalition der Willigen aus den gewachsenen Formen der EU ausbricht. Auch Johann Wadephul, der aktuelle deutsche Außenminister, nickt bei der Frage, ob wir ein Kerneuropa brauchen: »Ja, das brauchen wir.«163

			
	

	
	
				
					17. Merz, eine neue Außenpolitik und das deutsche Gold

				

				Und die deutsche Rolle in all dem? »Deutsche Macht fürchte ich heute weniger als deutsche Untätigkeit«, hatte der polnische Außenminister Radosław Sikorski bereits 2011 gesagt. »Sie sind Europas unverzichtbare Nation geworden. Sie dürfen bei der Führung nicht versagen. Nicht dominieren, sondern bei Reformen führen.« Deutschland ist das reichste und bevölkerungsreichste Land Europas. Ohne die Bundesrepublik geht kaum etwas in der EU.
Angesichts der Geschichte zweier Weltkriege, das ist der deutsche Imperativ, darf daraus kein Herrschaftsanspruch erwachsen; Joschka Fischer drückt es so aus: »Wir taugen nicht zur alleinigen Führung.« Die beiden Autoren Leon Mangasarian und Jan Techau haben dafür einen passenden Begriff geprägt: Deutschland könne ein »servant leader« sein, eine Nation, die »dienend« führt, im Sinne der gemeinsamen Interessen Europas.164 Die Rolle als »servant leader« würde die alte Devise der »leadership from behind« ersetzen, der Führung von hinten, die in der Bundesrepublik lange praktiziert wurde. Sie bedeutete, die Debatte zwar mitzubestimmen, aber anderen den Vortritt zu lassen. Die deutsche Diplomatie bestand allzu oft darin, die EU mit der Überweisung von viel Geld am Leben zu halten, gut 33 Milliarden Euro pro Jahr (von denen etwa 14 Milliarden als Subventionen zurück nach Deutschland fließen), sich ansonsten aber fein rauszuhalten.
Unter Friedrich Merz als Bundeskanzler hat sich das geändert, er will führen. Damit müsste allerdings auch ein anderes Verständnis in der deutschen Öffentlichkeit einhergehen. »Aktive Außenpolitik ist extrem anstrengend, man steht ständig in der Kritik«, sagt Annalena Baerbock. »Aber wenn wir es nicht tun, dann wird Europa ein Spielball, der von anderen getrieben wird.«
Ideen gibt es genug. Warum nicht, wie es Sigmar Gabriel vorschlägt, Kanada in die EU holen oder zumindest assoziieren? Die Kanadier zählen zu jenen Nationen, die von Trumps Neo-Imperialismus traumatisiert sind, die kanadische Regierung schmiegt sich geradezu an Europa an, selbst eine EU-Mitgliedschaft wäre langfristig nicht ausgeschlossen. Ja, der Atlantik trennt die Kanadier von den Europäern, aber das Land ist europäischer als manch europäische Nation. Den Einwand, dass Kanada geografisch nicht zu Europa zähle, hält Gabriel für Unsinn. »Wo ein Wille ist, findet sich auch ein Weg. Wenn wir einen nichteuropäischen Staat einbinden, wird uns das auch helfen, andere internationale Konflikte einfacher zu lösen.« Gabriel denkt an eine Form von privilegierter Partnerschaft, die man auch anderen handverlesenen Staaten anbieten könnte, eine Art politischer Ring rund um das geografische Europa.
Zu einer neuen Form der pragmatischen, interessengeleiteten Außenpolitik würde auch gehören, über andere, neue Bündnisse zu reden: Pop-up-Allianzen, Zweckbündnisse, die nicht auf Dauer ausgerichtet sind, sondern auf konkrete Ziele. »Europa kann bei manchen Themen zu einem wirklich großen Player werden. Aber dafür muss man bereit zu Flexibilität sein«, sagt Baerbock. »Die EU kann neue Formen multilateraler Bündnisse möglich machen, auch wenn sie vielleicht nur Zweckbündnisse sind. Aber dafür muss sie aktiv Ideen formulieren.«
Indien beispielsweise ist von Trump mit schmerzhaften Zöllen abgestraft worden und hat sich deshalb an China und Russland angenähert. Warum sollte die EU nicht die Gelegenheit nutzen und mit der indischen Regierung Abkommen schließen, ohne daraus gleich eine langfristige Partnerschaft abzuleiten, bei der auch sämtliche Menschenrechtsfragen geklärt sein müssten? Oder mit China, etwa bei Klimafragen, bei denen die Chinesen mittlerweile aufgeschlossener sind als die Amerikaner. Oder mit aufstrebenden Staaten wie Brasilien, Südafrika, Singapur oder Südkorea? Die klassischen Rollenverteilungen haben sich mit dem Ende der Zwischenzeit aufgelöst. Neue sind dabei, sich zu finden. Man muss sie nur suchen.
Reagiert Europa nicht, ist die Gefahr groß, dass es in der sich abzeichnenden großen geopolitischen Auseinandersetzung hin- und hergeschubst wird: dem Showdown zwischen den USA und China, der womöglich nicht nur als Handelskrieg ausgetragen wird, sondern auch mit Waffen. Eine militärische Konfrontation zwischen den USA und China würde Europa zwingen, sich zu positionieren, kaum ein Land würde sich einem Zusammenprall dieser historischen Ausmaße entziehen können. Aber welche Rolle würden die Europäer in einem Szenario wählen, in dem die Amerikaner einen begrenzten Krieg beginnen, um die Chinesen von einer Expansion in Asien abzuhalten, wie es der Pentagon-Denker Colby skizziert hat? Würde sich Europa an die Seite der USA stellen oder auf eine vermittelnde, unabhängige Rolle pochen? Trump verknüpft schon heute die europäischen Forderungen nach härteren Sanktionen gegen Russland mit der Gegenforderung nach Sanktionen gegen China. Im Fall einer akuten Eskalation zwischen den Vereinigten Staaten und China wäre die Wahrscheinlichkeit groß, dass die US-Regierung ihre Alliierten auf ihrer Seite in den Konflikt hineinzuzwingen versuchte. Wahlweise mit ökonomischen Repressalien, der Drohung, Europa keine Waffen mehr zu liefern, oder mit Druck auf die NATO.
Jede eigene, aktive Außenpolitik stößt allerdings an ihre Grenzen, wenn dahinter nicht ein Mindestmaß an militärischen Fähigkeiten steht. Zu den unumgänglichen Schritten in die Eigenständigkeit zählt deshalb, eine europäische Rüstungsindustrie aufzubauen, die zumindest jene Waffen produzieren kann, die Europa zur Verteidigung braucht. Die wichtigsten Nationen des Kerneuropas müssten sich auf einige wenige Systeme verständigen, die dafür unbedingt notwendig sind. Die Vereinigten Staaten nutzen nur etwa 30 große Waffensysteme, die Europäer kamen vor einigen Jahren auf rund 180 Systeme, der ehemalige Chef der Münchner Sicherheitskonferenz Wolfgang Ischinger hat nachgezählt. Die Amerikaner haben mittlerweile mehr als 1200 Kampfflugzeuge des F35 produziert, die Schweden fertigen von Saabs Kampfjet »Gripen« nur 20 bis 25 pro Jahr. Kein Wunder, dass die Produktion von Waffen in Europa teurer und langsamer ist und die Entwicklung neuer Technologien nicht attraktiv genug. Das gilt besonders für alles, »was höher fliegt als ein Flugzeug«, wie der frühere Verteidigungsminister Thomas de Maizière sagt, also Satelliten und Raketen.
Der Kanon der Aufrüstung dessen, was die Europäer gemeinsam in Angriff nehmen müssen, umfasst vor allem Drohnen, dazu Satellitenaufklärung in Echtzeit samt Zielerfassung, Luftabwehr, die Fähigkeit zur schnellen Verlegung von Soldaten innerhalb Europas, Cyber-Operationen und Präzisionswaffen mit großer Reichweite, jene Raketen für Deep Precision Strikes also, die Olaf Scholz angestoßen hatte.
Noch kaufen die Europäer einen Großteil ihrer Waffen in den USA, Deutschland etwa die F35-Jets. In einem einzigen Jahr, 2024, orderten die europäischen NATO-Staaten Militärausrüstung für 21 Milliarden Dollar in den Vereinigten Staaten, wie der US-Botschafter bei der NATO schwärmte. Sie stärken damit die Abhängigkeit von den USA. »Weiterhin Waffen in den USA zu kaufen wäre wie Schutzgeldzahlungen«, sagt ein hochrangiger deutscher Diplomat. Das Mindestmaß an eigenen Waffen ist relativ einfach definiert: »Wir müssten einen Krieg gegen Russland ohne die USA bestehen können.«
So furchtbar der weltweite Aufrüstungswettbewerb auch ist: Damit ließe sich vielleicht in ein paar Jahren das Tusk’sche Paradox auflösen, dass 500 Millionen Europäer 300 Millionen Amerikaner bitten, sie gegen 140 Millionen Russen zu verteidigen. Tusk hat sein Paradox übrigens noch mit einem Plädoyer verknüpft: »Wir müssen uns auf uns selbst verlassen, uns unseres Potenzials voll bewusst sein und darauf vertrauen, dass wir eine Weltmacht sind.«165

Weltmacht? Wenn Europa irgendwo Weltmacht ist, dann wirtschaftlich. Wenn es eine Chance hat, die eigenen Interessen durchzusetzen, dann beim Handel. Und wenn es über eine sofort einsetzbare Waffe verfügt, dann den Euro, der die einzige ernst zu nehmende Konkurrenzwährung zum Dollar ist.
Warum stellen die Europäer nicht sicher, dass künftig alle internationalen Geschäfte der EU in Euro abgewickelt werden und nicht mehr in Dollar? Eine Forderung, die Emmanuel Macron, aber auch von der Leyens Vorgänger Jean-Claude Juncker erhoben haben. Juncker war darüber gestolpert, dass die EU 80 Prozent ihrer Energieimporte in Dollar beglich, obwohl die allermeisten Deals gar nicht mit den USA verhandelt wurden. Ähnlich sah es mit dem Kauf von Flugzeugen aus, die ebenfalls in Dollar bezahlt wurden. »Der Euro muss aktives Werkzeug der neuen europäischen Souveränität werden«, forderte Juncker bereits 2018. Es wäre eine eigene, europäische Form von Soft Power, für die man keine Panzer bräuchte und keine Raketenwerfer und die gleichwohl mächtig wäre.

Auch das Bankensystem SWIFT über das große Teile des internationalen Zahlungsverkehrs abgewickelt werden, von den Vereinigten Staaten zu entkoppeln, wäre eine Möglichkeit – so, wie es Maas in seiner Amerika-Strategie vorgeschlagen hatte. SWIFT hat seinen Sitz in Belgien, was die Amerikaner schon immer misstrauisch gemacht hat (weswegen die NSA SWIFTs Computernetzwerk infiltriert und überwacht hat, wie mein Kollege Marcel Rosenbach und ich 2014 entdeckten).166 Es wäre eine sehr wirksame Drohung, die sich die Europäer vorbehalten könnten, falls Trump sie einmal mehr zu erpressen versucht.
Mario Draghi, der ehemalige Chef der Europäischen Zentralbank, schlägt zudem vor, die bürokratischen Hürden beim Handel innerhalb der EU abzubauen, die es erstaunlicherweise immer noch gibt; allein dadurch ließe sich erhebliches Wirtschaftswachstum freisetzen. »Geoökonomie« nennt Draghi es, wenn Wirtschaftspolitik und Machtpolitik zusammenfinden.167 Geoökonomisch kann Europa weitaus kraftvoller auftreten, als es dies bislang tut.

Und warum liegt in New York, versteckt in den Tresorräumen der US-Notenbank Federal Reserve, noch immer ein erheblicher Teil des deutschen Staatsvermögens, 1239 Tonnen an Gold?168 Ab und an schickt die deutsche Bundesbank ein paar Kontrolleure zur Fed, die einzelne, zufällig ausgewählte Goldbarren als Stichprobe inspizieren. Sie gleichen die Barrendaten ab und messen den Feingehalt des Edelmetalls, um sicherzugehen, dass es sich auch um die echten Barren handelt. Bislang war noch alles da.
Je nach Wechselkurs ist das deutsche Gold in New York weit mehr als 100 Milliarden Euro wert. Die deutschen Goldreserven sind die zweitgrößten der Welt, nur die Vereinigten Staaten haben mehr gehortet. Über die Bestände ist lange Zeit Stillschweigen bewahrt worden, erst seit einigen Jahren redet die Bundesbank darüber. Die Reserven wuchsen hauptsächlich in den 1950er- und 1960er-Jahren, als Deutschland hohe Leistungsbilanzüberschüsse erwirtschaftete und den Gegenwert in Gold überschrieben bekam. An den globalen Handelsplätzen London, Paris und New York häuften die Deutschen nach und nach ein Vermögen an. Die Bundesbank beließ das Gold im Ausland, für den Fall, dass Deutschland irgendwann Devisen benötigen sollte. Die Bestände in London und New York galten als unantastbar, nur das Lager in Paris wurde aufgelöst. Die Vorstellung, dass eine amerikanische Regierung auf die Reserven zugreifen würde, schien undenkbar. Die Fed war schließlich unabhängig.
Heute ist nichts mehr undenkbar. Auch nicht, dass Donald Trump die Fed zu einem politischen Instrument macht, etwa in einem Handelskrieg. Man braucht nicht viel Fantasie, um sich vorzustellen, dass der seit jeher von Gold faszinierte amerikanische Präsident einen Teil der deutschen Reserven beschlagnahmt, als Ausgleich für den vermeintlichen »Beschiss« durch die Exportnation Deutschland. Angesichts des schwindelerregenden Tempos, in dem demokratische Institutionen in den USA zerbröckeln, wäre Vertrauen in amerikanische Institutionen – »das machen die niemals« – naiv. Selbst um die Zukunft der Fed muss einem bange sein. Jerome Powell, der scheidende Fed-Vorsitzende, hat sich nicht gebeugt, er musste sich dafür öffentlich beschimpfen und demütigen lassen. Der nächste Fed-Chef dürfte ein gehorsamer Loyalist des Präsidenten sein. Die Federal Reserve, Taktgeberin der Weltwirtschaft, ist dann nicht mehr unabhängig. Und das deutsche Gold ist in New York nicht mehr unbedingt sicher. Die Bundesregierung sollte es nach Deutschland zurückholen, lieber heute als morgen.
Ein Transfer zurück nach Europa wäre ein politisches Signal. Das Gold würde den Euro stärken, es wäre ein währungspolitisches Bekenntnis zur Zukunft Europas. Wie sollten die Amerikaner dies anders interpretieren denn als Misstrauen? Aber so ist es nun einmal. Wie J. D. Vance meint: Mal so, mal so. Nichts für ungut.

Viel ist nach Jean-Claude Junckers Rede über europäische Souveränität von 2018 leider nicht passiert. Und ganz so souverän will es Junckers Nachfolgerin dann lieber doch nicht. Ursula von der Leyen folgt dem Leitsatz, gegenüber den Vereinigten Staaten nicht zu polarisieren, sie versucht, »uns unabhängiger zu machen, ohne unsere gemeinsame Grundlage zu zerstören«, wie sie in unserem Gespräch sagt. Europa solle sich »nicht in Abgrenzung zu den USA definieren, sondern die eigenen Stärken entwickeln«.
Deshalb hat sie auch dem Zolldeal zugestimmt, den man eigentlich nicht wirklich Deal nennen kann, weil die Europäer 15 Prozent Abgaben auf alles und 50 Prozent auf manches wie Stahl zahlen müssen, die Amerikaner aber gar nichts. Von der Leyen hat ihn trotzdem akzeptiert, weil er Europa vor einem auszehrenden Handelskrieg bewahrt hat. Und niemand, argumentiert sie, habe schließlich so gute Konditionen bekommen wie die Europäer (was stimmt). Das hat vielleicht auch ein kleines bisschen mit Friedrich Merz’ Besuch in Washington zu tun.

An jenem Donnerstag im Juni 2025, als Friedrich Merz zum Antrittsbesuch in Washington weilt und Trump beim Steak erzählt, dass Europa ein »Friedensprojekt« sei, gegründet aus der europäischen Geschichte zweier Weltkriege, hört ihm der US-Präsident ungewöhnlich nachdenklich zu. »Maybe I shouldn’t say this anymore«, erwidert Trump schließlich. Vielleicht solle er Europa nicht mehr vorwerfen, es sei nur erfunden worden, um die Vereinigten Staaten übers Ohr zu hauen. Merz betrachtet es als kleinen Hoffnungsschimmer. Auch wenn es Trump nicht zu einem Freund der EU machen wird, wie der US-Präsident wenig später unter Beweis stellen wird.

An einem Donnerstag Anfang September 2025 hat Emmanuel Macron zu einem Gipfeltreffen der Europäer nach Paris geladen, um über Sicherheitsgarantien für die Ukraine zu reden. Der ukrainische Präsident Wolodymyr Selenskyj ist gekommen, dazu insgesamt 30 Staats- und Regierungschefs. In der französischen Hauptstadt geht es um die Folgen des Gipfeltreffens zwischen Trump und Putin in Alaska. Die Europäer sind sich weitgehend einig, wie sie der Ukraine helfen wollen. Aber was will Trump? Vor allem: Was ist er bereit, anzubieten, um einerseits den Krieg zu beenden und andererseits sicherzustellen, dass Russland nicht erneut angreift? Was also ist der Beitrag der USA zu einem möglichen Frieden?

An diesem 4. September 2025 ist für 14 Uhr ein Call mit Donald Trump angesetzt. Auf europäischer Seite nimmt jene kleine Washington-Reisegruppe teil, die kurz nach dem Treffen in Alaska gemeinsam zu Trump geflogen war: Macron, Starmer, Merz, Meloni, von der Leyen, Stubb, dazu der NATO-Chef Mark Rutte. Der Call soll um 14 Uhr beginnen, verzögert sich aber etwas. Um 14 : 15 Uhr geht es schließlich los. Macron fragt, welche Garantien Trump anbieten werde. Der weicht aus, windet sich und stellt überraschend neue Bedingungen auf: Die Europäer müssten zunächst aufhören, russisches Öl und Gas einzukaufen. Auch indische Produkte, die aus russischem Öl raffiniert seien, dürfe die EU nicht mehr importieren. Und: Die EU müsse amerikanische Sanktionen gegen China mittragen. Da ist sie wieder, Trumps Transaktionalität von Macht. Den einen Deal gibt es nur, wenn es auch einen anderen Deal gibt. Trump hilft Europa gegen Russland, wenn Europa ihm gegen China hilft. Politik wird nicht durch Überzeugungen bestimmt, sondern durch Bedingungen, die man durchsetzen kann.
Aber Macron lässt nicht locker, er fragt nach, er drängt Trump in die Ecke. Die Europäer hätten ihre Hausaufgaben gemacht, was die US-Regierung nun für die Ukraine zu tun gedenke? Trump will sich nicht festlegen, und er will sich nicht vorführen lassen. Der Ton wird lauter, die Stimmung gereizt. Und dann legt Trump plötzlich einfach auf. Wie damals bei Merkel.

Kurz nach dem abrupt beendeten Call mit den Europäern ruft Trump an diesem 4. September 2025 bei Merz auf dessen Handy an und schimpft über Macron. Der Bundeskanzler, der während des Gruppen-Calls mit Trump und den Europäern geschwiegen hatte, ist für Trump offensichtlich jemand, an den er sich wendet, wenn er Dampf ablassen will. Das ist, bei allem Drama um die Ukraine-Hilfen, für Deutschland eine gute Nachricht. Unter Merz, den Trump gerne »my favorite Chancellor« nennt und mit »Friedrich« anspricht (wie einst Trumps Großvater hieß), ist Deutschlands Ansehen wieder gestiegen. Zumindest das persönliche Verhältnis der Regierungschefs ist nicht mehr so kaputt, wie es während Trumps erster Amtszeit zwischen dem US-Präsidenten und Merkel war. Was auch immer das für die Zukunft heißt.

Im September 2025 trifft sich im Kanzleramt eine kleine, handverlesene Runde von USA-Experten. Eingeladen hat der außenpolitische Berater des Kanzlers, Günter Sautter, es geht um die großen Fragen: Wie umgehen mit diesem Amerika? Wann braucht es Stärke, wann Zugeständnisse?
Bei zwei Erkenntnissen sind sich Merz’ Leute einig: Einerseits hat der Kanzler es geschafft, ein persönliches Verhältnis zu Trump aufzubauen. Das ist besser als befürchtet. Andererseits kann jederzeit alles anders sein. Den Deutschen ist klar geworden, wie dünn das Band zwischen Berlin und Washington im Moment ist – und dass es jederzeit reißen kann. Das ist schlechter als erhofft. Ein Dreivierteljahr nach Trumps Amtsübernahme gibt es keinen Grund zur Beruhigung. Im Gegenteil. Die Unberechenbarkeit ist die neue Normalität. »Wir befinden uns in einer Situation, in der es einfacher ist, den Feind im Osten zu verstehen, als den Freund im Westen«, sagt ein Vertrauter des Kanzlers.
Gut 90 Minuten lang spielt die Runde im Kanzleramt verschiedene Szenarien durch: Was passiert, wenn? Wann hält das transatlantische Band, wann reißt es? Die Verschiebung im deutsch-amerikanischen Verhältnis ist irreversibel, darin sind sich Merz’ Vertraute sicher. Und immer wieder landen sie beim amerikanischen Nuklearschutzschirm und der deutschen Abhängigkeit. Im Kanzleramt sind sie überzeugt davon, dass man es nicht darauf ankommen lassen darf, dass die Amerikaner diesen Schutz in absehbarer Zeit abziehen.
Die Linie, die die Runde diskutiert, könnte man als Loslösung auf Samtpfoten bezeichnen, sie folgt einer Dual-Use-Logik: Alles, was die Bundesregierung tut, muss mit den USA funktionieren, aber auch ohne sie. Die deutsche Politik soll die eigene Abhängigkeit reduzieren, ohne die Vereinigten Staaten zu provozieren. Bewahren, was bewahrt werden kann – und aufbauen, was den eigenen Interessen dient. Merz will Amerika im Spiel halten, aber er weiß, dass das womöglich nicht gelingen wird.
Im Kanzleramt macht man sich wenig Illusionen. Die Dimension dessen, was zwischen dem alten und dem neuen Kontinent ins Rutschen gekommen ist, hat noch niemand wirklich realisiert.

Das gilt auch für den Kanzler selbst.

			
	

	
	
				
					Epilog: Goodbye, America

				

				Wer oder was sind die Amerikaner heute für uns?
»Frenemies«, sagt Sigmar Gabriel. »Gegner und Freunde zugleich. Nach wie vor verbindet uns viel mehr mit den USA als mit jeder anderen Macht außerhalb Europas. Aber die aktuelle amerikanische Politik sieht Europa als politischen und wirtschaftlichen Gegner und nicht mehr als Alli­ierten.«
»Frenemies ist nicht meine Lesart«, entgegnet Ursula von der Leyen. »Friends, okay, aber Enemies? Wir sollten immer das größere Bild sehen, wie wir sie im Vergleich zu den anderen großen Ländern wie China und Russland bewerten. Und da sind uns die Amerikaner trotz der erheblichen Unterschiede deutlich näher.«
»Partner und Wettbewerber«, sagt der deutsche Außenminister Johann Wadephul. »China beschreiben wir mit dem Dreiklang: Partner, Wettbewerber, systemischer Rivale. Für die USA fällt die dritte Kategorie weg.«169
»Freunde«, sagt Olaf Scholz. »Darauf sollten wir bestehen, auch wenn die Liebe vielleicht nicht immer erwidert wird. Wir sollten die USA nicht aufgeben.«
»Sie sind unsere Freunde, auch wenn sie im Moment eine Führung haben, die das nicht vollumfänglich ausfüllt«, sagt Bundesinnenminister Alexander Dobrindt. »Aber ich kenne niemanden, der uns verwandter wäre.«170
»Ein unberechenbar gewordener Partner«, sagt Emily Haber, die langjährige Botschafterin in Washington. »Unverzichtbar. Noch.«
»In einem Familienverhältnis hätten sie die Rolle der Eltern, wir die des Kindes«, sagt Heiko Maas. »Das Verhältnis sollte künftig eher geschwisterlich sein. Und dafür müssen wir erwachsen werden.«

Erwachsen werden, das ist ein Prozess, der schmerzt und Selbstzweifel aufwirft. Es ist aber auch ein Prozess, der verheißungsvoll ist und meistens belohnt wird. Am Ende des Abnabelungsprozesses kann man sich kaum noch vorstellen, wie das eigentlich war, damals, als man unmündig und abhängig war. Erwachsenwerden bedeutet auch: Emanzipation und Freiheit. Die entscheidende Frage lautet deshalb nicht, wie abhängig Deutschland von den Vereinigten Staaten ist. Die Frage lautet: Wie unabhängig und erwachsen wollen wir werden?
Bei den Antworten teilen sich die Politiker, mit denen ich für dieses Buch gesprochen habe, in drei Lager.
Den ersten Typus könnte man die Entschlossenen nennen, die für klare, im Zweifel auch harte Konsequenzen plädieren. Heiko Maas und Annalena Baerbock passen in dieses Lager. Europa müsse seine »Macht nutzen, um als eigenständiger Player in einer multipolaren Welt mitzuspielen, und zwar auf Augenhöhe«, sagt Maas. Augenhöhe? Das bedeutete mehr als Unabhängigkeit, es bedeutete Gleichberechtigung, es ist das vielleicht ambitionierteste Ziel, das ein deutscher Politiker formulieren kann. Aber Maas ist davon überzeugt. »Wenn wir das nicht tun, werden wir zum Spielball von anderen. Und das ist das Schlechteste, was uns passieren könnte.«
Annalena Baerbock hält sogar die Strategie, die die Bundesregierung im Umgang mit China entwickelt hat, auf die USA übertragbar. »Diese Strategie ist nicht eins zu eins, aber in ihrem Kern auf die aktuelle transatlantische Lage anwendbar«, sagt sie. In dieser Denkschule sind die Vereinigten Staaten mal Partner und Wettbewerber, aber angesichts der antiliberalen Drift auch systemischer Rivale. »Da, wo wir gut zusammenarbeiten können, sollten wir das natürlich weiter tun, aber dort, wo unsere Interessen und Werte gefährdet werden, müssen wir unseren eigenen Weg gehen«, sagt Baerbock. Es würde ein Ausbrechen aus den bisherigen Rollen bedeuten.
Zum zweiten Lager zählen Politiker, die den alten Zeiten zwar nachtrauern, aber verstanden haben, dass die wattierten Jahre nicht zurückkehren werden, dass das Erwachsenwerden schlicht überlebensnotwendig ist. Sie sind weniger offensiv als die Entschlossenen, aber wissen, dass etwas geschehen muss. Man könnte sie die Realisten nennen. Sigmar Gabriel und Joschka Fischer gehören dazu. »Wir werden in Zukunft zweigleisig denken müssen«, sagt Fischer. »Mit Amerika, weil wir so stärker und sicherer sind. Und ohne Amerika, weil das Vertrauen dahin ist.« Fischer meint eine Form des pragmatischen Erwachsenwerdens. Weil wir es müssen. Sigmar Gabriel hat als Devise ausgegeben: »Hoping for the best and preparing for the worst«, auf das Beste hoffen, sich aber auf das Schlimmste einstellen. »Ich hoffe, dass es uns gelingt, Trump und die USA zumindest noch die nächsten zehn Jahre an unserer Seite zu halten, weil wir es alleine noch nicht können«, sagt Gabriel. »Solange brauchen wir die Amerikaner noch.«
Das dritte Lager könnte man als Traditionalisten bezeichnen, die möglichst wenig ändern möchten und darauf hoffen, dass Amerika irgendwann wieder Richtung Europa zurückfedert. Zu ihnen gehören Olaf Scholz und Johann Wadephul, der amtierende deutsche Außenminister. »Die USA und Deutschland stehen sehr eng beisammen, kulturell wie wirtschaftlich. Das ist in unserem ureigenen deutschen Interesse«, sagt Wadephul. Ideen wie Unabhängigkeit, Autonomie oder Autarkie lehnt er ab. »Aber dass wir danach streben, souveräner zu werden, das ist richtig.« Am traditionellsten sieht es Olaf Scholz. »Jede Einschätzung, dass man ohne die Vereinigten Staaten auskäme, ist heute und für eine sehr, sehr weit in die Zukunft reichende Zeit eine absurde Größenwahnsinn-Fantasie, die man besser beiseitelegt«, sagt er, als wir im Juli 2025 bei ihm in seinem neuen Büro sitzen. In Scholz’ Welt bleibt Deutschland Amerika verbunden wie bisher. Das Problem der Traditionalisten ist, dass sie auf ein Gegenüber bauen, wie es es in der Vergangenheit gab. Aber dieser Partner auf der anderen Seite des Atlantiks ist Deutschland abhandengekommen. Die transatlantische Tradition gibt es nicht mehr.

Amerika hat sich verändert, und dieser Prozess ist noch nicht abgeschlossen. Die amerikanische Nation wird von einer kulturellen Revolution erschüttert, einem 1968 von rechts, das die amerikanische Gesellschaft umwälzt, mit allen Verwerfungen und jenem Blutzoll, den fast jeder Aufstand mit sich bringt. Angesichts der Morde an der demokratischen Abgeordneten Melissa Hortman und ihrem Ehemann in Minnesota sowie dem rechten Aktivisten Charlie Kirk in Utah gilt das nicht nur im übertragenen Sinn. Der revolutionäre Furor hat alle Institutionen des Landes erfasst, zunächst die Republikanische Partei und die evangelikale Bewegung. Dann befiel er die Wall Street und Teile der Medien, er ließ die sozialen Netzwerke kippen, die heute fast alle von Trumps Gefolgsleuten kontrolliert werden. Schließlich schüttelte er die Gewerkschaften, Universitäten und die Mächtigen im Silicon Valley. MAGA, das ist eine Revolte von unten und oben zugleich, ein sich gegenseitig verstärkender doppelter Aufstand, der kaum aufhaltbar zu sein scheint.
Nichts und niemand ist vor den Umwälzungen sicher, kein Ex-Präsident wie Joe Biden und kein ehemaliger FBI-Direktor wie James Comey, kein früherer Berater wie John Bolton und kein Late-Night-Talker wie Stephen Colbert. MAGA hat die Macht, über Aufstieg und Fall von Menschen zu entscheiden und kann Milliarden an den Börsen und Millionen auf der Straße bewegen. Das Maskuline, Reaktionäre hat den Staub der Vergangenheit abgeschüttelt und ist cool geworden. Wer heute in den USA auf der Seite der vermeintlichen Sieger stehen möchte, dort, wo große Chancen und noch größeres Geld locken, der schließt sich eher MAGA als den Boy Scouts an, die dafür werben, »die Welt ein bisschen besser zu machen«. Die Trauerfeier für Charlie Kirk in einem Footballstadion in Arizona wurde von 70 000 Menschen und mehr zelebriert wie einst Woodstock von den Hippies, der spirituelle Eifer drückte sich selbst in den gleichen Körperhaltungen aus, mit geschlossenen Augen und in den Nacken zurückgelegtem Kopf und gen Himmel ausgestreckten Armen. Nur die Hymnen sind andere, das »Kumbaya, My Lord« von einst ist Trumps Schlachtruf gewichen: »Fight, fight, fight«.
In der MAGA-Bewegung verschmelzen die Kämpfe der evangelikalen Christen, die Amerika auf dem Weg in die Hölle wähnen, mit dem Widerstand jener, die sich nicht mehr den Regeln einer liberalen, weltoffenen Gesellschaft unterwerfen wollen. Sie mischen sich mit den Verlierern der Globalisierung und dem Ringen der weißen Mehrheit, die darum fürchten muss, bald nicht mehr in der Überzahl zu sein (die beiden am schnellsten wachsenden amerikanischen Bevölkerungsgruppen sind Hispanics, die rund 18 Prozent der Bevölkerung stellen, sowie Afroamerikaner, die rund 13 Prozent ausmachen). Noch zählen etwa zwei Drittel aller Amerikanerinnen und Amerikaner zum weißen, christlichen Teil der Vereinigten Staaten, aber das Land ist ethnisch gemischter, säkularer und diverser geworden. Der Kampf dieser Bewegung ist gnadenlos, er wird mit allen Mitteln ausgetragen, demokratischen wie autokratischen.
Die Bewegung ist älter als Donald Trump, sie begann mit den beiden großen Kriegen in Afghanistan und dem Irak und wurde schlagartig in der Finanzkrise 2008 sichtbar, in der die Tea Party emporstieg, eine Vorläuferin der MAGA-Bewegung. Aber erst Donald Trump hat die Einzelteile zu einem großen Ganzen zusammengefügt, erweitert um katholische Hispanics, die Trumps markiges Gehabe anspricht, und konservative Schwarze. Er wurde zu einer messianischen Figur einer Bewegung, die keine Versöhnung will, sondern Vorherrschaft.
Mittlerweile ist diese Bewegung größer als ihr Anführer, sie braucht ihn, aber nicht mehr unbedingt, sie hat sich weiterentwickelt. Und es zeichnet sich eine Generation nach Trump ab, die das Zeug hat, den Aufstand weiterzuführen. J. D. Vance zählt dazu, bis zu seiner Ermordung auch Charlie Kirk, andere wie Marco Rubio versuchen, die Rolle auszufüllen. Diese kulturelle Revolution wird die Vereinigten Staaten über Jahre prägen, wenn nicht Jahrzehnte. Und sie verändert die Regeln im Umgang mit anderen Nationen, selbst für Trumps Gegner und den Teil des Landes, der nicht zur MAGA-Bewegung zählt. Wer auch immer nach Trump kommt, wird nationalistischer, egoistischer und nach innen orientierter auftreten müssen, um die Mehrheit der Amerikanerinnen und Amerikaner auf seiner Seite zu haben. Der Spielraum, den die rechte Kulturrevolution US-Politikern in einer Welt nach Trump lässt, ist begrenzt. Daran muss man sich erinnern, wenn man mit Amerika zu tun hat.

Natürlich kann das Pendel auch wieder zurückschwingen, das hat es in der amerikanischen Geschichte oft getan. Politische Gegenbewegungen sind im US-Wahlsystem angelegt, das dem Präsidenten enorme Macht zubilligt und in dem kleine Verschiebungen in wenigen Bundesstaaten große Auswirkungen auf die politischen Mehrheiten haben können. Die amerikanische Gesellschaft hat auf politische Verwerfungen schon oft mit einem radikalen Kursschwenk reagiert. Aber wenn es stimmt, dass wir Zeitzeugen einer kulturellen Revolution sind, eines ’68 von rechts – dann wird das, was nach Trump kommt, nicht viel hoffnungsreicher für Europa sein. Im Gegenteil: Die kulturelle Revolution könnte auch Europa erfassen. Anders als Johann Wadephul es hofft, sind die Vereinigten Staaten deshalb in mancher Hinsicht auch systemischer Rivale.

Das Verhältnis zwischen der Bundesrepublik und den Vereinigten Staaten war seit dem Zweiten Weltkrieg stets ein asymmetrisches. Deutschland hat den USA die Befreiung von den Nazis sowie die Wiedervereinigung zu verdanken, das eine, das mörderische Schreckensregime der Nationalsozialisten, war die dunkelste Phase der deutschen Geschichte, das andere, der Mauerfall, zählt zu den glücklichsten Momenten des Landes. In den Jahrzehnten nach dem Krieg bestand Deutschlands Deal mit den Vereinigten Staaten darin, dass die demokratisch verlässlichen Amerikaner auf die latent unzuverlässigen Deutschen aufpassten und diese deswegen auch dominieren durften, ja dominieren mussten. Diese Dominanz wurde erträglich, weil die US-Präsidenten Deutschland jene Autonomie ließen, die John Lewis Gaddis beschreibt. Dieser Deal gilt heute nicht mehr. Die USA stellen sich auf eine Welt in dauerhafter Unordnung ein, sie befördern diese, sie lösen alte Bindungen und knüpfen andere. In dieser neuen Welt werden sich die Europäer ohne amerikanische Rückendeckung behaupten müssen. Sie müssen unabhängig werden.

Unabhängigkeit beginnt mit dem Willen dazu. Über Jahrzehnte hatten die Deutschen diesen Willen nicht, insbesondere die Politiker nicht. Sie fügten sich in das eingeübte Rollenspiel, sie waren erleichtert, über andere Probleme nachdenken zu dürfen als über Verteidigungsfähigkeit und Machtpolitik. Sie argumentierten wie Olaf Scholz. Merz’ Versprechen, den Amerikanern »selbstbewusst und nicht unterwürfig« gegenüber aufzutreten, ist ein Einschnitt in der deutschen Außenpolitik: Erstmals formuliert ein deutscher Kanzler den Anspruch, die alte Über- und Unterordnung zu überwinden.171

Die Vorstellung, daraus eine symmetrische Beziehung zu machen, wäre allerdings eine Illusion. Zu groß, zu reich und zu mächtig sind die USA, um eine Beziehung auf Augenhöhe ernsthaft zuzulassen. Aber Unabhängigkeit, das wäre schön. Nach dem Beginn des Ukraine-Kriegs am 24. Februar 2022 war es eine Selbstverständlichkeit, die deutsche Abhängigkeit von Energie aus Russland zu reduzieren. Warum sollten wir, wenn es um die Vereinigten Staaten geht, abhängig bleiben wollen? In den USA, aber auch in Frankreich oder anderen europäischen Ländern würde niemals ein Politiker gewählt, der dafür werben würde, dass sein Land abhängig bleibt. Abhängigkeit ist kein politisches Konzept. Es ist eine freiwillige Unterordnung oder ein Zustand der Not.
Und zugleich gilt: Kein deutscher Kanzler derzeit wäre gut beraten, offen mit den Amerikanern zu brechen. Zu hart würde die Vergeltung einer Supermacht ausfallen, die es nicht gewohnt ist, souveräne Nationen neben sich zu ertragen. Und zu verletzlich wäre Deutschland, wenn das, was einstmals der Westen war, plötzlich verschwände. Aber mehr Mut würde langfristig dazu führen, dass uns die Amerikaner ernst nehmen. Wer länger in den USA gelebt hat, der weiß, wie sehr die Amerikaner den Wettbewerb zelebrieren. Sie respektieren andere nur dann, wenn diese für ihre Position kämpfen.
Die Puzzlestücke liegen da, sie müssen nur neu angeordnet werden. Entscheidend wird sein, eigene Felder der Stärke zu identifizieren und klug innerhalb Europas aufzuteilen, wer welche Fähigkeiten entwickelt. Bei Panzern und Kampfjets wird Europa nie mit den USA mithalten können (und sollte dies auch nicht). Politischer Einfluss entsteht aber nicht nur durch Kanonenrohre, er entsteht auch in anderen Bereichen, der Wirtschaft, der Forschung, dem Digitalen, der Kultur. Sei es die Ansiedlung von hochmodernen Chipfabriken in Sachsen-Anhalt, die die alte Bundesregierung unter Olaf Scholz weitsichtig förderte. Sei es der Hochleistungsrechner in Jülich, der zu den vier leistungsfähigsten Supercomputern der Welt zählt und in rekordverdächtigem Tempo entwickelt wurde.172 Wenn Deutschland unabhängig werden will, dann braucht es dazu Mut und Entschlossenheit.

Wie könnte dieser Weg in die Unabhängigkeit aussehen?
Die vielleicht mildeste Form der Ablösung Europas von Amerika wäre ein sanfter Prozess: Die Amerikaner ziehen sich zurück, die Europäer rüsten auf und füllen die Lücken, aber im Einklang. Wenn stimmt, was in Brüssel und Berlin erzählt wird, dann hat der NATO-Generalsekretär Mark Rutte bei seinem Besuch in Washington im Frühjahr 2025 ein solches Szenario vorgeschlagen: Europa werde seine konventionelle Verteidigung künftig allein verantworten, brauche dafür aber Zeit. Trump soll geantwortet haben: »You got the time you need.« Ähnlich hat es auch der amerikanische Kriegsminister Pete Hegseth in einem Telefonat mit Boris Pistorius im April 2025 versprochen: Die USA behielten ihre Atombomben in Deutschland, die Europäer müssten allerdings »die Hauptverantwortung für die konventionelle Verteidigung Europas übernehmen«. Es wäre, um die Sprache der Diplomaten zu zitieren, ein Derisking, aber kein Decoupling. Eine Enthedderung, aber keine Entkoppelung.

Die zweite Variante bestünde darin, dass die Amerikaner absehbar einen Großteil ihrer Truppen abzögen, die Ukraine sich selbst und den Europäern überließen und sich nicht weiter um Europa scherten. Es wäre ein Decoupling, harte Landung inklusive. Europa könnte in diesem Szenario bestehen, es dürfte sich allerdings keine Verzögerungen erlauben. Es müsste schnell und entschlossen handeln und darauf hoffen, dass Russland nicht ernsthaft daran denkt, weiter gen Westen zu marschieren. Die Verteidigung Europas wäre alleinige Sache der Europäer, sie würde im Baltikum und der Ukraine beginnen.

Eine dritte, die für Europa gefährlichste Variante, bestünde in einem aggressiven Revolutionsexport von Amerika nach Deutschland mit dem Versuch, die Gesellschaft zum Kippen zu bringen und die AfD und artverwandte europäische Parteien an die Macht zu katapultieren – so, wie es die USA in der Vergangenheit immer wieder mit rechtsextremen Bewegungen in Lateinamerika getan haben. Und so, wie es Elon Musk in Europa seit geraumer Zeit aktiv betreibt. In diesem Szenario wäre keine Trennung nötig und keine Unabhängigkeit möglich, weil Deutschland und Europa sich der amerikanischen Politik anschließen würden. Die alte Unterordnung wäre wiederhergestellt.
In den USA herrscht heute in mancherlei Hinsicht eine amerikanische Version der AfD. Die Programmatik ähnelt sich nicht in allen, aber in vielen Punkten, vom Nationalismus und der Abschottung gegen Fremde, der Ablehnung von gesellschaftlicher Diversität über die Politisierung der Justiz und dem systematischen Angriff auf die Medien bis hin zur angestrebten Vorherrschaft der Weißen. Gelänge ein solches Projekt, würden Amerika und Europa und damit der Westen unter dem Banner des weißen, christlichen Nationalismus wiedervereint. Was für J. D. Vance und seinen Vordenker Patrick Deneen ein Traum ist, wäre für Hunderte Millionen Europäer ein Alptraum. Es würde nicht nur ein anderes Amerika, sondern auch ein anderes Europa bedeuten.

Noch ist nicht ausgemacht, zu welchem dieser drei Szenarien es kommt. Aber Deutschland darf nicht darauf warten, für welche Zukunft sich die Amerikaner entscheiden. Im Grunde ist es ganz einfach. Wenn wir uns eine Welt ohne die USA vorstellen, ein Europa, das auf sich allein gestellt ist: Was wäre dann zu tun? Wenn Deutschland so handeln müsste, als trüge es die volle Verantwortung für sich? Ist das wirklich ein verrückter Gedanke, »größenwahnsinnig« gar, wie Olaf Scholz tadelt?

Ironischerweise sind es die Amerikaner selbst, die auf mehr Unabhängigkeit drängen, wenn auch aus anderen Motiven, J. D. Vance zum Beispiel. Als wir im Mai 2025 im Willard Hotel in Washington sitzen, sagt Vance, es sei »wirklich wichtig, dass Europa unabhängig wird«. Jede europäische Nation müsse sich die Frage stellen, ob sie darauf vorbereitet sei, sich selbst zu verteidigen, argumentiert der US-Vizepräsident. »Und die Frage, die sich die USA stellen müssen, lautet: Wenn unsere europäischen Alliierten sich nicht einmal selbst verteidigen können – sind sie dann Alliierte oder Klienten?«173
Vasallen also, die Rolle, vor der Macron gewarnt hatte. Auch Vance gebraucht den Begriff gerne: »Es ist nicht gut für Europa, dauerhaft ein Sicherheits-Vasall der Vereinigten Staaten zu sein.«174 Der Begriff ist brutal, er ist hierarchisch, er ist vollgesogen mit Verachtung – aber er ist auch dankenswerterweise frei von Make-up. Die Machthaber in Washington sagen offen, was sie denken. Und an diesem einen Punkt hat Vance recht. Niemand will ein Klient eines anderen Staates sein und niemand ein Vasall. Kein Land sollte sich unterwerfen. Schon gar nicht diesen Vereinigten Staaten von Amerika.

Dies ist kein Nachruf auf Amerika an sich, aber auf das Amerika, das wir kannten, mit dem wir aufgewachsen sind und das die meisten Deutschen auf die eine oder andere Art lieb(t)en. Amerika hat verschiedene Gesichter, viele davon sind entzückend. Und fast die Hälfte des Landes hat Donald Trump nicht gewählt, ein großer Teil dieses anderen Amerikas verabscheut ihn ebenso wie so viele Menschen weltweit. Politik bestimmt nicht alles, Amerikanerinnen und Amerikaner können wunderbare Freunde sein, selbst wenn sie MAGA anhängen, ich kenne eine Reihe von ihnen. Aber die Generation der Freunde Europas ist am Aussterben.
Die Zahl derjenigen, die eigene Erinnerungen daran haben, wie es war, als die US-Regierung das eingeschlossene West-Berlin tagelang mit Rosinenbombern aus der Luft versorgen ließ; wie ergreifend es war, als John F. Kennedy vor dem Schöneberger Rathaus rief, er sei ein Berliner; und wie bewegend die Bilder von den Menschen, die am 9. November 1989 auf der Berliner Mauer tanzten – diese Zahl wird stetig kleiner. Und mit ihr auch die Zahl der Transatlantiker. Im Kongress dominiert mittlerweile eine Generation, für die Europa weit, weit entfernt ist. Auf absehbare Zeit wird Europa allein klarkommen müssen, und das hat neben aller Wehmut auch etwas Befreiendes. Vorerst ist es an der Zeit, Abschied zu nehmen.

Goodbye, America.
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Aber patriarchale Kackscheiße darf man schon sagen, oder?
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Wie ich versuche, meine Kinder feministisch zu erziehen – und ständig daran scheitere

Die Tochter will nur mit Barbies spielen, die aussehen wie wandelnde Essstörungen. Der Sohn träumt davon, wie sein Fußballidol zu werden – der nur leider wegen Gewalt gegen Frauen vor Gericht steht. Oder gleich Gangster-Rapper. Na ganz toll. Willkommen im Alltag einer ganz normalen Familie, in der die Eltern klischeefrei erziehen wollen – und dann der Alltag dazwischen kommt! Autorin und Mutter Alexandra Zykunov erzählt, wie das Patriarchat auch vor aufgeklärten Eltern nicht Halt macht, was zur Hölle man antworten soll, wenn der Teenie-Sohn plötzlich sexistische Witze reißt und die Tochter schon in der Grundschule mit ihrem Aussehen hadert. Mit gnadenloser Ehrlichkeit und ihrem typisch wütend-witzigen Ton schreibt die Bestsellerautorin über die täglichen Kämpfe unzähliger Eltern zwischen Anspruch und Realität. Ein Buch für alle, die wissen: Feministische Erziehung ist verdammt schwer, mit Kindern über patriarchale Kackscheiße zu sprechen noch schwerer. Doch beides zahlt sich am Ende aus. Also, hoffentlich.
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»Auf jedem Schritt meiner Reise bin ich den kraftvollen Geschichten derjenigen begegnet, die sich ihrer Ausgrenzung widersetzten und deren Leben uns bis heute inspirieren.« Madeline Potter verwebt ihre eigene Biografie als Romni mit Recherchen in Archiven zu einer mitreißenden Erzählung. Dem alten Klischee vom "fahrenden Volk" setzt sie konkrete Schicksale entgegen: etwa das des Boxers Johann Rukeli Trollmann, dem deutschen Meister im Halbschwergewicht, dem die Nazis seinen Titel aberkannten. Oder das von Carmen Amaya, einer spanischen Romni, die Mitte des 20. Jahrhunderts als beste Flamencotänzerin der Welt bekannt war.

Vom England der Tudorzeit bis ins Rumänien der Gegenwart, vom NS-Deutschland bis ins Frankreich des 21. Jahrhunderts lernen wir die Roma-Gemeinschaften und ihre Kämpfe kennen. Madeline Potter zeigt, wie der tief verwurzelte Hass auf die Minderheit jahrhundertelang überdauern konnte. Vor allem aber feiert sie die Stärke und Ausdauer der Roma, ihre Fähigkeit zum Widerstand und zum Überleben.
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Ein weiterer Platz 1 der SPIEGEL-Bestsellerliste der erfolgreichen Nele Neuhaus: aufwühlend, originell und brandaktuell!

»Packend und temporeich erzählt von der deutschen Queen of Crime, die sich von echten Kriminalfällen inspirieren ließ!« Rhein-Neckar-Zeitung

Wer schuldig ist, entkommt nicht…

Im Feld wird die Leiche eines jungen Mädchens gefunden. Die 16-Jährige Larissa wurde erdrosselt. Durch eine DNA-Analyse gerät ein abgelehnter afghanischer Asylbewerber, der erst zu einer Haftstrafe verurteilt, aber nach einer Haftbeschwerde auf freien Fuß gesetzt wurde, ins Visier der Polizei. Er kann untertauchen, bevor Pia Sander und Oliver von Bodenstein mit dem Mann sprechen können.

Auf einer Landstraße im Hintertaunus wird nachts ein Mann von einem Auto erfasst und getötet. Sein Körper ist übersät mit Bisswunden, sein Gesicht entstellt. Der Mann hatte bei einem illegalen Autorennen eine schwangere Frau getötet. Wovor ist er geflohen und wer hat ihn so zugerichtet?

Pia und Bodenstein stoßen auf immer mehr rätselhafte Todes- und Vermisstenfälle und auf eine Parallele zum Mordfall Larissa. Ohne es zu ahnen, steuern sie auf eine Katastrophe zu.

»Klare Leseempfehlung für kalte Wintertage« Express am Sonntag

*** Der neuste Taunus-Krimi: Gänsehautgarantie! Machen Sie sich gefasst, das Buch in einer Nacht zu verschlingen. Für Nele Neuhaus Fans und Krimi-Begeisterte! ***
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Im Mittelpunkt der Scandinavian Star-Reihe des neuen dänischen Literaturstars Asta Olivia Nordenhof steht ein schreckliches Feuer an Bord des Nordsee-Kreuzers Scandinavian Star.

Die Tragödie, die sich am 6. April 1990 ereignete, führte zum Tod von 159 Menschen. Das schreckliche Ende des stolzen Kreuzers, das auch heute noch viele Rätsel aufgibt, bildet die Klammer der epischen, auf sieben Bände angelegten Romanserie über den Kapitalismus und seine Kollateralschäden. Wurde die Scandinavian Star von der eigenen Besetzung in Brand gesetzt? Steht dieses Boot für die Rücksichtslosigkeit kapitalistischen Handelns und die Bereitschaft, für das Kapital über Leichen zu gehen? 

Auf einem Bauernhof nahe Nyborg betreibt Kurt sein Busunternehmen und träumt vom großen Erfolg, während Maggie mit ihrer Vergangenheit ringt. Als sie schwer erkrankt und stirbt, verliert Kurt nicht nur seine Frau, sondern auch sein Geschäft. Verzweifelt lässt er sich auf ein dubioses Projekt ein, das schnelles Geld verspricht – nicht ahnend, dass er damit in eine gefährliche Verstrickung mit der "Scandinavian Star"-Katastrophe gerät, ein Fährunglück, das niemanden in der Nachbarschaft unberührt ließ, und das auch heute noch gefährliche Schatten wirft.

"In das enge Feld skandinavischer Mehrteiler-Romane, geprägt von Autoren wie Jon Fosse und Karl Ove Knausgård, tritt ein neuer Stern: Asta Olivia Nordenhof." The Guardian
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Wenn Du erwachst, ist nichts wie zuvor.

 Ein kleiner Junge verschwindet. Doch der Fall taucht in keiner Akte auf. Fünfzehn Jahre später verschwindet Dana Karasch, seine ältere Schwester. Doch auch für sie scheint sich niemand zu interessieren. Bis auf Art Mayer. Denn der ruppige BKA-Ermittler hat Danas kleine Tochter Milla, die in der Etage unter ihm wohnt, ins Herz geschlossen.

Als Art einen mächtigen Freund um Hilfe bittet, stößt er in ein Wespennest. Ein anonymer Hinweis führt ihn und Nele Tschaikowski zu einer verlassenen Wohnwagensiedlung im Wald, fernab der Zivilisation. Dort finden sie mehrere namenlose Tote – und den aufgeschlitzten Körper eines angesehenen Berliner Richters.
»Figuren, Plot, Timing – hier stimmt einfach alles.« krimi-couch.de

Wer den Thriller des Jahres sucht, kommt an Marc Raabe nicht vorbei.
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